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Deutschland: 
Wie der Bonner Staat mit Steuergeldern umgeht 


Sieg der Konformität: 
Wer darf heute in 
Deutschland alles 
Sagen und schreiben? 


USA: 

Die Affaire um Admiral Inman 
Deutschland: 

Der Morgenthau-Plan 

Die Demokratie-Bewegung lebt weiter 
Bonn: 

Wahlenthaltung hilft nur den Etablierten 


»Die Welt wird von Persönlichkeiten regiert, die sehr 

anders sind, als man meint, wenn man nicht hinter die 
Kulissen schauen kann«, meint Benjamin Disraeli. 
Dieses Buch informiert über diese massive Verschwörung 
- einer »verborgenen Hand«, einer »geheimen Kraft«, 
die die Nationen der Erde in den endgültigen Zusammenbruch führt, 
damit eine gottlose, totalitäre »Weltherrschaft« errichtet 
und rücksichtslos durchgesetzt werden kann. 
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Lieber Leser, 


CODE ist das andere deutsche Nachrichtenmagazin, das sich vorwiegend Themen widmet, 
die in der Establishment-Presse einseitig, tendenziös oder gar nicht dargestellt werden. 


CODE ist politisch, wirtschaftlich unabhängig und keinen gesellschaftlichen Gruppierun- 
gen verpflichtet. 


CODE hat weltweit einen Mitarbeiterstab von 80 Korrespondenten und arbeitet mit der 
amerikanischen Zeitung »The Spotlight« und dem Nachrichtendienst »New American 
View« zusammen. 


CODE bietet einer Reihe jüdischer Journalisten und Rabbiner die Möglichkeit, ihre politi- 
schen Bedenken gegen den Zionismus zu äußern. Diese jüdischen Autoren gehen davon 
aus, daß der politische Zionismus nichts mit ihrer Religion zu tun hat, und sie halten jene 
nicht für antisemitisch, die gegen den Zionismus vorgehen. 


JEDEN MONAT NEU! 


CODE erscheint seit 1987 unter diesem Namen, vorher hieß die Zeitschrit »Diagnosen«. 
Dem anderen deutschen Nachrichtenmagazin liegt ein Konzept zugrunde, daß den Lesern 
eine umfassende politische und wirtschaftliche Übersicht über sämtliche nationalen und in- 
ternationalen Ereignisse vermittelt, wobei das Schwergewicht der Darstellung auf die welt- 
weiten Verflechtungen und Hintergünde gelegt wird. 


CODE ist weder antiamerikanisch noch antisemitisch, weder rechts, noch links, auch nicht 
rot, schwarz, grün oder braun. 


CODE ist national, konservativ, patriotisch und dadurch den deutschen Belangen und 
Problemen besonders aufgeschlossen. 


Als Leser von CODE kennen Sie bereits die offene kritische Haltung dieser Zeitschrift. 
Wir bitten Sie daher, zu überlegen, wer aus dem Kreis ihrer Familie, Ihrer Bekannten, Kolle- 
gen und Freunde Abonnent von CODE werden könnte. 


Leser werben Leser +++ Leser 


Für Ihre Mühe möchten wir Sie gerne entschädigen. Wenn Sie uns einen neuen Abonnen- 
ten, der noch nicht Bezieher der Zeitschrift war, werben, erhalten Sie als Prämie das Buch 
»Der namenlose Krieg«. 


Vielen Dank 
Ihr Diagnosen Verlag 
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Ich habe einen neuen Abonnenten für CODE geworben. 


SendenSie CODE ab _____ Die Einziehungsermächtigung gilt bis auf Widerruf und 
bis auf weiteres zum jährlichen Abonnementpreis von erlischt automatisch bei Beendigung des Abonnements. 
90.- DM einschließlich Porto und Mehrwertsteuer (im 
Ausland DM 90.- zuzüglich DM 15.- Versandkosten für 
den einfachen Postweg, der Betrag wird zum Tageskurs Datum 
umgerechnet) an: 


Unterschrift des Abonnenten/Kontoinhabers 


Name Ich bin darüber belehrt, daß ich diese Bestellung des 
Abonnements ohne Angabe von Gründen gegenüber 
dem Verlag Diagnosen, Untere Burghalde 1, D-71229 


Vorname Leonberg, innen einer Woche schriftlich widerrufen 

kann, daß es zur Fristwahrung genügt, wenn der Wider- 
Straße und Hausnummer/Postfach spruch innerhalb der laufenden Frist abgesandt wird. 
Postleitzahl/Stadt/Land 


Unterschrift 


Ich habe den neuen Abonnenten geworben und erhalte dafür 
das Buch »Der namenlose Krieg«. Der neue Abonnent war 
noch nicht Bezieher dieser Zeitschrift, ist nicht mit mir 
identisch, und ihm wurde eine Kopie dieses Bestellscheins 


Oo Der neue Abonnent ist damit einverstanden, daß das 
Abonnentengeld von seinem Konto (Bank- oder 
Postscheckkonto) abgebucht wird. 


BE Jährlich DM 90.- ausgehändigt. Meine Anschrift: 
U Zweimal jährlich jeweils DM 45.- Name 
Vorname 
Bank/Ort 
Bankleitzahl Straße und Hausnummer/Postfach 


Kontonummer PostleitzahV/Stadt/Land 
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Wahlenthaltung 
nutzt nur den 


etablierten Parteien 
In konservativen Kreisen 
wird derzeit kontrovers dar- 
über diskutiert, ob man an 
den Bundestagswahlen teil- 
nehmen oder ob man sich 
der großen »Protestpartei« 
der Nichtwähler anschließen 
soll. 


Wie der Bonner 
Staat mit den 
Steuergeldern 
umgeht 

Zu diesem Thema könnte 
ein dickes Buch geschrieben 
werden, es wäre eine einzige 
Skandalchronik. Wo soll 
man anfangen, wo aufhö- 
ren? Greifen wir nur drei 
Vorgänge heraus, weil sie 
mit dem beginnenden Super- 
wahljahr direkt zu tun haben 
und deshalb besonders 
aktuell sind. 


Bundeskanzler Helmut Kohl 
scheint das Regierungsschiff nicht 
mehr in der Gewalt zu haben. Die 
Verdrossenheit der Bürger über 
die Bonner Politik wächst von Tag 
zu Tag. 
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Das #14/e deulsche Nachrichienmasazin 


10 Der Platz des 


Dritten Reiches in 


der Geschichte 


Vor ungefähr vierzehn Jah- 
ren wagte sich Professor 
Ernst Nolte von der Freien 
Universität Berlin an ein 
verbotenes Thema in 
Deutschland. Er feuerte 
einen Warnschuß gegen die 
Verbeugung des intellektuel- 
len Establishments ab. Sechs 
Jahre später wurde durch 
eine provokative Abhand- 
lung von Dr. Nolte ein bei- 
spielloser Austausch von 
Briefen, Abhandlungen und 
andere Streitgespräche unter 
führenden deutschen Histo- 
rikern ausgelöst; der soge- 
nannte Historikerstreit 
begann. 


ODE 


Finanzen 
20 Die Zinspolitik der 


Bundesbank 
gefährdet den Wirt- 


schaftsaufschwung 
Die Deutsche Bundesbank 
hat die Notbremse gezogen. 
Für die internationalen 
Finanzmärkte völlig überra- 
schend senkte der Zentral- 
bankrat den Diskontsatz. 
Damit hat die Bundesbank 
versucht, noch in letzter 
Sekunde zu retten, was zu 
retten ist und ihre Fehler der 
vergangenen Monate zu 
korrigieren. 


Internationales 


24 


Die Affaire Bobby 
Ray Inman 

Mit einem eigenartigen 
Rückzug von der Nominie- 
rung als Verteidigungsmini- 
ster der USA hat Admiral 
Bobby Ray Inman für Israel, 
für den amerikanischen 
Journalismus und insbeson- 
dere für die »New York 
Times« eine Dynamitladung 
zur Explosion gebracht. 


Der inzwischen verstorbene Wil- 
liam Casey hatte als CIA-Direktor 
und Israel-Freund kein Verständ- 
nis für das Verhalten von Admiral 
Inman. 
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28 


Inmans Streit mit 
der »New York 
Times« 


Jüdische Lobby 
torpediert Bobby 
Ray Inman 


Wie man Kriege 


inszeniert 

Zweimal innerhalb einer 
Generation wurde Europa 
von Kreuzzügen aus Über- 
see gerettet, jedesmal vor 
einem »tollen Hund« — wie 
schon Kaiser Wilhelm II. 
bezeichnet wurde. 


Jahrgang Nr.4 April 1994 


32 Ewiger Krieg 40 Der Morgenthau- Ständige Rubriken 46 Hintergrund- 
zwecks ewigen Plan Journal 
Friedens . 6  Deutschland- China warnt vor Unabhän- 
Warum hat die US-Außen- 48 Chinas Demokra- Journal gigkeit für Kaschmir; Perez: 
politik — 1937 darauf fest- tie-Bewegung lebt Weise Richter; Verzichtet Größte Bedrohung für Israel 
gelegt, das Land aus dem weiter die DVU?; Ein Stasi-Sieg? ist die kulturelle Invasion; 
Krieg herauszuhalten — Rußland wird die militäri- ' 
Amerika immer wieder in 50 Ist der Islam ein 18 Banker-Journal sche Abrüstung stoppen; Die 
Kriege verwickelt mit einem Feind? Europa-Parlament verlangt algerische FIS lehnt Dialog 
Kostenaufwand von Hun- £ Maßnahmen gegen Speku- mit Regierung ab; Rußland 
derten von Milliarden Dol- lationen; Die Türkei und der Be Rue und m 
lar? 1 Iran festigen ihren Handel reuz«; Großbritannien wi 
Zeitdokument und ihre politischen Bin- an von Singapur« „ 
: .. dungen; Neue Regierun alästina; Kozyrew erzählt 
ua Rokowskij-. A will IWF-Bedin- Estland und Lettland: Wir 
Protokolle, zweiter gungen umgehen; Die Luft- bleiben; Großbritannien 
Teil und Schluß fahrt-Industrie erlebt den unterstützte Aserbaidscha- 
Während des Rußland-Feld- schlimmsten Zusammen- ner im Krieg gegen Arme- 
zuges im Zweiten Weltkrieg bruch seit 1982; Australi- nien; Erpreßt der britische 
wurde in einem Haus in sche Regierung legt Entwür- Außenminister Hurd die 
Rußland bei der Leiche des fe vor; Militärherrscher Türkei? 
langjährigen NKWD-Arztes Nigerias fordert »Mar- e 
Dr Rose Tandowcky eine shall-Plan«; Nigeria wirft 64 Vertrauliches 
Anzahl Aufzeichnungen die IWF-»Reformen« über Papst zu Eltern: Schaltet das 
gefunden. Das Kernstück ist Bord; Japans Regierung Fernsehen ab; Die Mafia hat 
das Protokoll über die Ver- inmitten der Wirtschaftskri- Verbindungen zu Großbri- 
nehmung des ehemaligen se gelähmt. tannien; Jordanien und die 
sowjetischen Botschafters in PLO unterzeichnen Bank- 
Paris Kirstjan Jurjewitsch 22 Europa-J ournal vertrag; Ramos legt Veto 
Rakowskij. Jelzin schafft neuen gegen Kürzung im Schul- 
Geheimdienst; Weltliga dendienst der Philippinen 
gegen die Todesstrafe; ein; Rußland geht einer 
Hochrangiger anglikani- finanziellen Katastrophe 
scher Geistlicher: Prinz entgegen; König von Thai- 
Charles muß gehen; Russi- land verlangt Bau eines 
sche Offiziere auf der Krim Damms; Embargo gegen 
Der Friedensschwur von Franklin getötet; Jelzins Politik wie Haiti verursacht Hungersnot 
D. Roosevelt am 30. Oktober die Schirinowskys; Russi- nerKindemi 
1940 kurz vor der Präsidenten- sche Truppen bauen deut- ; 
wahl, die ihm mit einer großen sches Mafia-Netzwerk auf; 66 Leserbriefe 


Stimmehrheit ein drittes Mal 


Weißrußland schließt sich 


zufiel 


letztlich der von Rußland 
geführten Gemeinschaft an; 
Viele Kroaten sind gegen 
die Politik Tudschmans. 


36 »Deutschland muß 


zerstört werden« 
Im Jahr 1941 wurde den 
führenden Persönlichkeiten 
in den USA und England 
eine Schrift von Nathan 
Kaufman übergeben. Kauf- i 

man gehörte zu dem soge- e = 
nannten »Roosevelt-Ge- 
hirntrust«. Der Kaufman- 
Plan ist nur einer von vielen 
Plänen der Berater aus der 
Umgebung Roosevelts, die 
sich mit der Zukunft 
Deutschlands beschäftigten. 


35 Impressum 


Josef Stalin, sowjetische Diktator, 
verfing sich wie Hitler in den 
Netzwerken der internationalen 
Banker. 


4/1994 \®ODE 5 


Deutschland- 


Journal 


Weise Richter 


Kaum zu glauben, aber wahr: 
Bei deutschen Gerichten gibt es 
sogar noch Richter, die nicht 
nach der Maxime handeln »Alles 
was rechts ist, muß bestraft wer- 
den, ganz egal, ob sie was getan 
haben oder nicht«! 


Was war geschehen? Im Oktober 
des vergangenen Jahres war eine 
aus etwa 30 betrunkenen 
Jugendlichen bestehende Gruppe 
zu einem Asylanten- 
heim in Bad Driburg gezogen. 
Dort waren dann »ausländer- 
feindliche« Parolen wie »Aus- 
länder raus« und »Wir wollen 
keine Asylantenheime« — was 
hieran ausländerfeindlich sein 
soll, wird wohl immer ein Rätsel 
bleiben — gerufen. Eine »Stür- 
mung« des Asylantenheimes war 
aber ebensowenig versucht wor- 
den, wie etwa das Schmeißen 
von Steinen oder sonstige 
Gewalt. 


Dennoch sah das Amtsgericht 
Höxter es als erwiesen an, daß 
diese Aktion den Tatbestand der 
Volksverhetzung erfüllte und 
verurteilte drei Männer zwischen 
23 und 28 Jahren, deren 
Personalien damals festgestellt 
worden waren, zu Geldstrafen 
bis zu 9.000 Mark. 


Die 3. Kleine Strafkammer des 
Landgerichts Paderborn hob das 
Urteil jetzt aber wieder auf 
(Aktenzeichen: 3 Ns AK 20/94)! 
Nach Ansicht der Richter stellte 
das Skandieren der oben erwähn- 
ten Parolen keinen Angriff auf 
die Menschenwürde der 
Anwohner dar. Die Angeklagten 
hätten damit vielmehr eine »ver- 
bale Kurzform für das gefunden, 
was viele Bundesdeutsche mei- 
nen, daß nämlich zu viele 
Ausländer hier leben«, sagte der 
Vorsitzende Richter Siegmann in 
der mündlichen Begründung des 
Urteils. Daher habe es sich um 
eine »grundgesetzlich geschützte 
Meinungsäußerung« gehandelt. 


Zudem sei der Aufzug vor dem 
Heim ein »ungeordneter und 
betrunkener grölender Haufen 
gewesen«. Es habe sich um 
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junge Leute gehandelt, »die 
nicht ernst genommen werden 
müssen«, führte Siegmann wei- 
ter aus, der das Urteil aber als 
»sicherlich nicht befriedigend« 
bezeichnete. Wie nicht anders zu 
erwarten, will die Staatsan- 
waltschaft Revision einlegen. 


Endlich hat mal ein Gericht den 
Mut aufgebracht, nicht jede 
Außerung gegen Ausländer 
direkt als ausländerfeindlich, 
sondern als Meinungsäußerung 
einzustufen, etwas anderes ist es 
auch nicht -, schon versammelt 
sich natürlich die gesammelte 
linke Medien-Mafia, um auf das 
Gericht einzuschlagen. 


So heißt es zum Beispiel im 
Kommentar eines gewissen 
Georg Gafron in der »Bild«- 
Zeitung unter der Überschrift 
»Skandal-Urteil. Herr Richter, 
Sie spinnen!: Freispruch für drei 
rechtsradikale Gröler... Da fragt 
sich jeder, wo lebt dieser Richter 
eigentlich? Ausländer raus- 
Parolen nachts vor einem 
Asylantenheim - so seien eigent- 
lich wir alle, sagt er. 


Spinnt der? Gegen Asylmiß- 
brauch — ja! Bedrohung von 
Menschen - nein! So denken die 
Deutschen, Herr Richter! 
Hoffentlich wird das Skandal- 
Urteil von Paderborn wieder ein- 
kassiert! Wir drücken dem 
Staatsanwalt die Daumen!« 


In welcher Welt lebt dieser Herr 
Gafron eigentlich? Seit wann 
sind denn Slogans wie 
»Ausländer raus« oder »Wir 
wollen keine Asylantenheime« 
eine Bedrohung? Soll man etwa 
rufen »Wir wehren uns gegen 
den millionenfachen Mißbrauch 
des Asylrechts und fordern des- 
halb, alle sich betrügerisch in 
Deutschland aufhaltenden 
Asylanten schnellstens des 
Landes zu verweisen, was zu 
einer Schließung vieler Asyl- 
antenheime führen würde«? Bei 
einer Demonstration, und um 
eine solche handelte es sich bei 
dem Vorfall in Bad Driburg, sind 
Slogans nun mal das absolut 
Normale - und es geht auch gar 
nicht anders. 


Alle diese »Journalisten« reden 
immer so schön von Meinungs- 
freiheit und von Toleranz. Selber 
verhalten sie sich aber wie kleine 
Diktatoren, die nichts anderes 
zulassen, als die ihnen genehme 
Meinung. 


Wird aber eine Meinung 
geäußert, die eine andere politi- 
sche Ansicht vertritt — und ist es 
dann auch noch eine vordergrün- 
dig rechte Meinung -, dann ist es 
auf einmal mit der Toleranz und 
der Meinungsfreiheit vorbei. 
Dann heißt es auch einmal 
»Schnauze halten«! 


Merken diese Leute eigentlich 
nicht, daß sie genau das tun, was 
sie etwa den Nationalsozialisten 
oder Diktatoren vorwerfen: näm- 
lich die Meinung des An- 
dersdenkenden unterdrücken 
und selbst simpelste Außer- 
ungen direkt mit Strafe zu bedro- 
hen. Richter, die dies unter 
Berufung auf das Gesetz ableh- 
nen, werden dann kurzerhand als 
»Spinner« abgetan. Eine seltsa- 
me Form von Demokratie- 
verständnis! 


Verzichtet 
die DVU? 


In »rechten« Kreisen verdichten 
sich mehr und mehr die 
Gerüchte, daß die »Deutsche 
Volksunion« (DVU) des 
Münchener Multimillionärs Dr. 
Gerhard Frey plant, entgegen der 
allgemeinen Erwartung nicht an 
der Bundestagswahl teilzuneh- 
men. 


Zwar richtet Frey in seinen Polit- 
Blättchen derzeit schwere 
Angriffe gegen die Republi- 
kaner — oder besser gesagt gegen 
deren Vorsitzenden Franz 
Schönhuber, während die Partei 
an sich relativ geschont wird — 
und wirft ihnen vor, durch ihre 
Verweigerungshaltung zu einem 
Bündnis mit der DVU die 
»Einheit der Rechten« und damit 
einen Wahlerfolg der rechten 
Parteien bei der am 16. Oktober 
stattfindenden Bundestagswahl 
zu verhindern. 


Gleichzeitig fällt aber auf, daß 
sein Ton betreffend den Re- 
publikanern deutlich milder 
geworden ist. 


Auch schält sich immer mehr 
heraus, daß — wenn überhaupt — 
dann nur die Repse auf der rech- 
ten Seite eine Chance haben, die 
Fünf-Prozent-Hürde zu über- 
springen. Besonders seit dem 
Wahlantritt des Anti-EG- 
Kämpfers Manfred Brunners 
sind die Chancen für die rechte 


Seite deutlich geringer gewor- 
den. Brunners Gruppierung ist 
nämlich genau in die Nische 
getreten, die bislang fehlte - 
nämlich einen Großteil der 
»Mitte-Rechts« angesiedelten 
Leute anzusprechen, die zwar 
die DVU oder die Republikaner 
wählten, sich dort aber nie so 
richtig heimisch fühlten. 

Tritt Brunner mit seiner 
»Mündigen-Bürger«-Partei aber 
wirklich zur Bundestagswahl an 
— und danach sieht es derzeit 
aus-, dann würde der große 
Verlierer DVU heißen. Zumal es 
sich auch in der Vergangenheit 
gezeigt hatte, daß bei gleichzeiti- 
gem Antritt in der Regel die 
Repse mehr Stimmen bekamen 
als die Volksunionisten. 


Was böte sich — auch unter pro- 
pagandistischen Gesichtspunk- 
ten - also an, als daß die DVU 
auf einen eigenen Wahlantritt 
verzichtet und sich dafür für eine 
Stimmabgabe an die Republi- 
kaner ausspricht? Frey würde 
dadurch in der rechten Szene 
extrem stark aufgewertet, da er 
dann »seine persönlichen 
Interessen hinter das Wohl des 
deutschen Volkes« gestellt hätte. 


Gleichzeitig würde er damit hin- 
der den Kulissen starken Einfluß 
bekommen, da so die Repse 
durchaus auf acht bis zehn 
Prozent der Stimmen und damit 
auch der Sitze im Bundestag 
kommen könnten. 


Nicht ausgeschlossen wird aber 
auch, daß Frey letztendlich 
Brunner unterstützen wird. In 
der Vergangenheit hatte Frey in 
seinen Blättern oft genug eine 
Wahlempfehlung für die CDU 
oder für die CSU abgegeben. 
Und die Ansichten Freys und 
Brunners bezüglich der EG lie- 
gen sehr eng beieinander. 


Gleichzeitig könnte Frey sich 
damit ebenfalls als Retter der 
Rechten aufspielen, da schließ- 
lich, wie in seinen Blättern eben- 
falls oft genug betont wird, die 
Führungsriege der Republikaner 
die Zusammenarbeit mit der 
DVU ablehnte. Unterstützt Frey 
aber Brunner massiv publizi- 
stisch, dann könnte er damit 
unter Umständen den Repsen so 
viele Prozentpunkte abnehmen, 
daß es für sie nicht mehr reicht, 
über fünf Prozent zu kommen. 


Eine weitere Version besagt, daß 
Frey mit dem in den vorangegan- 


genen Absätzen skizzierten 
Schönhuber droht und beide 
Männer nun versuchen, hinter 
den Kulissen einen Ausweg aus 
dem Dilemma zu finden. 


Durch sein »Selbstouting« sind 
die sehr guten Kontakte, die Frey 
zur CSU hat, nun inzwischen 
bundesweit bekanntgeworden. 
Politische Beobachter in 
München wollen nicht 
ausschließen, daß die Gespräche 
Streibls mit Schönhuber auch in 
diesem Zusammenhang stehen 
könnten. Daß also bei dem 
Geheimgespräch zwischen bei- 
den beraten wurde, wie man eine 
Aufspaltung der rechten Kräfte 
verhindern könnte, um dann so 
stark wie möglich in den 
Bundestag einziehen zu können. 


Was nun auch immer an den 
Gerüchten dran sein mag oder 
auch nicht: Niemand sollte sich 
wundern, wenn Frey mit seiner 
DVU nicht bei den Bundes- 
tagswahlen antritt. Die Chancen, 
daß er es nicht tut, sind jedenfalls 
weitaus größer, als daß am 16. 
Oktober wirklich die »Deutsche 
Volksunion« (DVU) auf dem 
Wahlzettel stehen wird. 0 


Ein Stasi-Sieg? 


Steht der ehemalige Staats- 
sicherheitsdienst der DDR kurz 
vor seinem größten Erfolg seit 
dem Ende der »Deutschen 
Demokratischen Republik«? 
Dieses muß jedenfalls befürchtet 
werden, seitdem der Düssel- 


dorfer Multimillionär und 
Herausgeber des »Effecten- 
spiegels« Bolko Hoffmann 


ankündigte, sich aus der bislang 
von ihm gehaltenen Nach- 
richtenagentur ddp/ADN, die aus 
der Fusion des »Deutschen 
Depeschen Dienstes« (ddp) und 
der ehemals staatlichen DDR- 
Nachrichtenagentur »Allge- 
meiner Nachrichtendienst« 
(ADN) hervorging, zurückzie- 
hen zu wollen. 


Grund hierfür ist nach offizieller 
Verlautbarung die einseitige 
Unterstützung der Nachrichten- 
agentur dpa durch das Bundes- 
presseamt. Während diese 
Jahres für Jahr mit über einer 
Million Mark gesponsert wird, 
sollte ddp/ADN nur einen 
Bruchteil hiervon erhalten. Und 
dies obwohl Deutschlands 
zweitgrößte Agentur in vielen 


Nachrichtenbereichen weitaus 
stärker vertreten war als der 
große Konkurrent. 


Es hielten sich aber schon seit 
dem Einstieg Hoffmanns bei 
ADN Gerüchte, wonach die alte 
Stasi-Garde sich zwar offiziell 
vom Saulus zum Paulus gewan- 
delt hatte, in Wirklichkeit aber 
nur die lächelnde Seite des 
Janus-Kopfes nach vorne schau- 
te, während sich die Teufels- 
fratze hinter den Haaren ver- 
steckte. So wurde immer wieder, 
auch aus ADN-Kreisen, darauf 
hingewiesen, daß es noch immer 
sehr viele Mitarbeiter bei ADN 
gebe, die vor der Wende 150pro- 
zentig überzeugte DDR-Leute 
waren, plötzlich aber nur 
Mitläufer und Opportunisten 
gewesen sein wollen. 


In Wirklichkeit war der ADN 
den DDR-Oberen aber so wich- 
tig gewesen, daß sie — zumindest 
auf den wirklich wichtigen 
Plätzen — nur Leute steckten, auf 
die sie sich voll und ganz verlas- 
sen konnten. Selbst vordergrün- 
dig kleinste politische Schrei- 
berlinge waren oft altgediente 
Stasileute. Als sicher gilt auch, 
daß ADN im Besitz eines 
Geheimarchivs war, wo die 
wichtigsten Details über deut- 
sche Spitzenpolitiker, Unter- 
nehmer und wichtige Per- 
sonen des öffentlichen Lebens 
lagerten. Dieses scheint von der 
neuen ddp/ADN-Führung bis- 
lang aber noch nicht gefunden 
worden zu sein; jedenfalls hat 
man noch nichts davon gehört. 


Wenn ddp/ADN nun aber eine 


Mitarbeiteragentur wird, wo 
jeder Beschäftigte einen Anteil 
erwerben kann, dann bedeutet 
dies aber nichts anderes, als daß 
die alte Stasi-Garde über kurz 
oder lang wieder das Sagen 
bekommt. Der ADN war näm- 
lich immer personalintensiver als 
der ddp; das Verhältnis dürfte 
bei ungefähr 2:1 liegen. 


Im Klartext bedeutet dies aber 
folgendes: Nach der Öffnung der 
innerdeutschen Grenze hatte der 
ADN immer mehr an Einfluß 
verloren, unter anderem wegen 
seines Status’ als Honeckers 
Sprachrohr, aber auch wegen 
seiner oftmals minderwertigen 
journalistischen Leistungen 
außerhalb der Politik. 

Auf der anderen Seite war der 
ddp in Westdeutschland zwar 
nur eine kleine, aber hochange- 


sehene Nachrichtenagentur ge- 
wesen. In der Bundestags- 
berichterstattung galten sie sogar 
als führend in Deutsch- 
land. 


Nach dem Zusammenschluß der 
beiden Agenturen war unter der 
Regie Hoffmanns ein schlagkräf- 
tiger, trotz mancher Prob- 
leme von den Medien immer 
mehr genutzter Nachrichten- 
dienst entstanden. 


Nun, nach dem Rückzug 
Hoffmanns, können sich die 
alten linken Kreise freuen. Der 
ddp und damit ein lästiger 
Mitkonkurrent ist vom Markt 
verschwunden, gleichzeitig hat 
ADN nun auch in den alten 
Bundesländern ein flächen- 
deckendes Büro- und Mitar- 
beiternetz bekommen. 


Damit kann nun, sollte es sich 
Hoffmann in letzter Sekunde 
doch nicht anders überlegen, der 
Großangriff gegen die Bundes- 
regierung begonnen werden. Aus 
Geheimberichten, die der 
Bundesregierung vorliegen, geht 
eindeutig hervor, wie unter dem 
Deckmäntelchen der »zu einer 
demokratischen Partei gewan- 
delten« PDS die alte SED-Garde 
immer mehr Einfluß auf wichti- 
ge Teile des öffentlichen Lebens 
Deutschland gewinnt. 


Und die Zielrichtung ist klar: 
Beseitigung der Demokratie und 
Schaffung eines sozialistischen 
Staates! Und hierzu kann 
ddp/ADN eine sehr wichtige 
Rolle spielen. Denn nun hat man 
nicht nur vereinzelte Zeitungen 
in der Hand, sondern kann an 
alle angeschlossenen Fernseh- 
und Radiosender sowie die 
Printmedien immer mehr links- 
gerichtete Nachrichten verkau- 
fen! 


Und Cleverness kann man den 
alten Stasi-Garden nicht ableug 

nen. Denn so sehr gefärbt seiner 
zeit die Meldungen waren, so gut 
waren sie aber doch formuliert. 
So, daß selbst manche alte 
Journalisten nicht die Tendenz 
herauslasen — so gut war diese 
versteckt, verfehlte aber zumin- 
dest mittel- und langfristig ihre 
Wirkung nicht. 

Und mit Ähnlichem muß nun 
auch gerechnet werden! 


Es klingt wie Hohn. Hoffmann, 
der einmal die Nachfolge von 
Fredersdorf als Vorsitzender der 
konservativ ausgerichteten 
Steuerpartei antrat, der eine 
Zeitlang sogar als Sympathisant 
der Republikaner galt - was er 
selber immer abstritt, obwohl 
eine auch ihm gehörende Werbe- 
agentur Anzeigen für die Re- 
publikaner schaltete-, ein 
Unternehmer, der sein Börsen- 
journal innerhalb nur eines 
Jahrzehnts vom kleinen unbe- 
deutenden Blättchen zu Europas 
größter Börsenzeitschrift auf- 
baute, dieser Mann half und hilft 
also unwissentlich — oder ver- 
schließt die Augen davor - den alt- 
stalinistischen Banden der SED. 
Unweigerlich muß man an Lenin 
denken, der seinerzeit sagte, der 
Westen werde dem Osten selber 
den Strick liefern, an dem man 
ihn dann aufhängen werde. Und 
genau dieses zeichnet sich jetzt 
sinnbildlich auf dem Gebiet des 
Pressewesens ab. Und dann wird 
den Sozialisten und den Kom- 
munisten eines der machtvollsten 
Propagandamittels Deutsch- 
land gehören, nämlich die 
Nachrichtenagentur ddp/ADN! 
Welche Stoßrichtung diese neh- 
men wird, liegt auf der Hand. 
Honecker wird in seinem luxu- 
riösen Asyl in Chile sicherlich 
schon mehr als nur eine 


Freudenparty gefeiert haben! I 


Bonn 


Wahl- 


enthaltung 
nutzt nur den 
Etablierten 


Klaus Maratsch 


In nationalen Kreisen wird derzeit heiß und kontrovers darüber 
diskutiert, ob »wahre« Rechte an den Bundestagswahlen am 16. 
Oktober 1994 teilnehmen sollen oder ob sie sich durch eine Wahl- 
enthaltung der großen »Protestpartei« der Nichtwähler anschlie- 


Ben sollen. 


Von vielen Vertretern der Rechten 
wird darauf hingewiesen, daß 
durch eine Teilnahme an der Wahl 
das derzeitige System mit all sei- 
nen Ungerechtigkeiten, wie etwa 
der Geschichtsverfälschung, ge- 
stärkt würde, selbst dann, wenn 
man eine extrem rechte Partei 
wählen sollte. 


So schreibt etwa Georg Albert 
Bosse in »Recht und Wahrheit« 
(Januar/Februar 1994): 


»Wesentlich wird meine Haltung 
hinsichtlich einer Wahlnichtbe- 
teiligung — worauf ich zum wie- 
derholten Male nachdrücklich 
hingewiesen habe! — von dem aus 
dem Jahre 1913 stammenden Ge- 
setz über die Staatsangehörigkeit 
(Reichsangehörigkeit) Deutscher 
bestimmt, das sowohl in seiner 
Fassung vom 5. 2. 1934 ($ 1, Abs. 
2 der VO,RGBI. IS. 85) als auch 
in der vom 15. 9. 1935 nach wie 
vor Rechtsgültigkeit besitzt. 


Ich vertrete den Rechtsstand- 
punkt, daß das Deutsche Reich de 
jure nach wie vor Bestand hat! 


Aus diesem Grunde sind wir 
staatsrechtlich gesehen Reichs- 
deutsche oder Angehörige des 
immer noch bestehenden Deut- 
schen Reichs! Wir sind, staats- 
rechtlich betrachtet, keine »Bun- 
desdeutschen«. 


Diese Betrachtensweise enthebt 
jeden Deutschen der »Pflicht«, in 
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dieser, dem Deutschen Reich 
heimtückisch übergestülpten 
»staatlichen Mißgeburt«, genannt 
»Bundesrepublik Deutschlands, 
an Wahlen teilnehmen zu müssen. 
Wer sich zu Gesamtdeutschland 
als dem immer noch bestehenden, 
wenngleich zur Zeit noch hand- 
lungsunfähigen Deutschen Reich 
bekennt, darf und kann an keinen 
Wahlen in der »BR Deutschland« 
teilnehmen! Auch nicht an der 
Euro-Wahl! Dieses Selbstver- 
ständnis muß prinzipiell von je- 
dem Reichstreuen eingefordert 
werden! Dasselbe gilt auch für 
»Wähler« in Österreich! 


Wer »wählt«, arbeitet in und mit 
diesem System an der Zementie- 
rung völkerrechtlichen Unrechts 
an Deutschland, unserem Vater- 
lande, mit! 


Der Bonner Unrechtsstaat ist nur 
dann zu erschüttern, wenn er mit 
einer hohen Wahlenthaltungszif- 
fer konfrontiert wird, und mit 
mehr als nur 50 Prozent nicht ab- 
gegebenen Wählerstimmen Be- 
kanntschaft macht. Das hieße 
nämlich, den Bonner Staat recht- 
mäßig und völlig legal »abge- 
wählt« zu haben. Wer aber glaubt, 
durch bereitwilliges Mitmachen 
ein Unrechtssystem »austricksen« 
zu können, verharrt in einem ver- 
hängnisvollen Irrtum ... 


Als Reichsbürger beteilige ich 
mich nicht an Wahlen, die der 
Bonner Unrechtsstaat — der durch 


die »Siegerallmacht« der Alliier- 
ten von 1945 gegründet und er- 
richtet wurde! — veranstaltet. Jede 
dieser Wahlen findet nur deshalb 
statt, um ein Weiterbestehen die- 
ses vom Willen der Siegermächte 
abhängige Gebilde festzuschrei- 
ben.« 


Sicherlich ist Bosse in vielem, 
was er sagt, recht zu geben. Rich- 
tig ist auf jeden Fall, daß das Wort 
Demokratie in vielen Punkten nur 
eine leere Worthülse ist. Gerade 
zu Fragen der deutschen Ge- 
schichte oder der Auseinanderset- 
zung mit »rechten« Positionen 
steht das Wort Demokratie und 
der Grundgesetzartikel über die 
Meinungsfreiheit nur auf dem 
Papier. Es wird dabei zum Teil ge- 
gen Andersdenkende ein wahrer 
Meinungsterror begangen, der ei- 
nem freiheitlichen Rechtsstaat 
Hohn spricht. 


Bosse hat auch sicherlich in dem 
recht, daß die beiden großen 
»Rechtsparteien«, die Republika- 
ner und die Deutsche Volksunion 
(DVU), trotz fast identisch klin- 
gender Parteiprogramme auf- 
grund der übergroßen Eitelkeit 
und des jeweiligen vermeintli- 
chen Führungsanspruchs der bei- 
den Vorsitzenden gegeneinander 
konkurrieren und damit einen 
großen Beitrag dazu leisten, daß 
vielleicht keine der beiden Par- 
teien die Fünf-Prozent-Hürde 
überspringt. 


Auch ist es sicherlich richtig, daß 
speziell die DVU fast nur über un- 
qualifizierte Kandidaten verfügt, 
die nicht in der Lage wären, in 
wichtigen politischen Fragen ar- 
gumentativ mithalten zu können. 
Zwar sind die Redebeiträge in den 
jeweiligen Parlamenten oftmals 
gar nicht einmal so schlecht, nur 
bleiben diese doch oft an der 
Oberfläche und gehen nicht in die 
Tiefe. 


Richtig ist auch die Frage, wie 
diese beiden einzigen eine Wahl- 
chance besitzenden Parteien ihre 
Positionen durchsetzen wollen? 
Wenngleich die SPD und die Grü- 
nen zunehmend keine Skrupel 
haben, auch mit der SED-Nach- 
folgepartei PDS zusammenzuar- 
beiten - auch die CDU tut dies be- 
reits in Teilbereichen -, ist es ab- 
solut sicher, daß mit den »Neo- 
nazis« keiner etwas zu tun haben 
möchte. Höchstens die Partei der 
mündigen Bürger von Brunner 
könnte auf Akzeptanz seitens der 
Union hoffen. 


Diese sicherlich richtigen Punkte 
ändern aber nichts daran, daß 
Bosses Meinung, die von vielen 
anderen führenden nationalen 
Deutschen, wie etwa dem Her- 
ausgeber von »Europa vorn«, 
Manfred Rouhs, geteilt wird, 
falsch ist. 


Die derzeitigen etablierten Par- 
teien lassen sich nun einmal nur 
durch eine Abwahl aus den Parla- 
menten katapultieren. Und auch 
nur so läßt sich die praktizierte 
Politik ändern. 


Die Alternative dazu wäre eine 
Revolution oder ein Putsch. Bei- 
des ist aber völlig indiskutabel 
und würde nur zu einem militäri- 
schen Eingreifen gemäß der 
UNO-Feindstaatenklausel seitens 
der Siegermächte des Zweiten 
Weltkriegs führen. 

Es gibt aber eine Alternative. Las- 
sen Sie uns die als »FPO-Alter- 
native« bezeichnen. 


Bevor Jörg Haider zum FPÖ-Vor- 
sitzenden aufstieg, war diese Par- 
tei auch alles andere als national 
eingestellt. Zusammen mit eben- 
falls eingetretenen und sich lang- 
sam hochgearbeiteten Kamera- 
den schaffte es Haider aber bin- 
nen einiger Jahre, an die »Macht« 
zu kommen. 


So könnte es auch in Deutschland 
geschehen. Dabei sollte man sich 
bei diesem Vorgang auf die Repu- 
blikaner konzentrieren. Diese ha- 
ben nicht nur die besten Wahl- 
chancen, sondern auch die beste 
innerparteiliche Infrastruktur. An- 
ders als die DVU, deren Vorsit- 
zender Frey quasi der Alleinherr- 
scher ist und die Parteigliederun- 
gen dementsprechend organisiert 
sind, gibt es bei den Republika- 
nern mehr Möglichkeiten, Ein- 
fluß zu gewinnen. Ist dieser »in- 
nerparteiliche Putsch« aber erst 
einmal gelungen, dann könnte die 
Partei auf einen wahrlich nationa- 
len Kurs gebracht werden. 


Sicherlich stellt sich dann noch 
immer die Frage, wie man seine 
Positionen durchsetzen will. Hat 
man aber erst einmal eine Partei 
und ist diese auch bereits im Bun- 
destag vertreten, dann hat man 
ganz andere Möglichkeiten, sich 
in der Öffentlichkeit darzustellen. 
So sinnlos die meisten Bundes- 
tagsdebatten sind, so böten sie 
aber doch ein Forum der Darstel- 
lung. Vor allem würde es aber 
große Aufregung in den etablier- 
ten Medien geben. 


Deutschland 


Wie der 
Bonner Staat 
mit den 
Steuergeldern 


umgeht 


Martin Jenke 


Zu diesem Thema könnte ein dickes Buch geschrieben werden, es 
wäre eine einzige Skandalchronik. Wo soll man anfangen, wo 
aufhören? Greifen wir nachfolgend nur drei Vorgänge heraus, 
weil sie mit dem beginnenden Superwahljahr direkt zu tun haben 
und deshalb besonders aktuell sind. 


Kürzlich stand in mehreren Ta- 
geszeitungen, so in der »Welt« 
vom 14. Januar 1994, folgende 
ddp/ADN-Agenturmeldung: 


»Für die anstehenden Wahlen 
zum Europaparlament und zum 
Bundestag werden die Parteizen- 
tralen in diesem Jahr insgesamt 
rund 190 Millionen Mark ausge- 
ben. Spitzenreiter ist die SPD, die 
für die Wahlkämpfe bis zu 80 
Millionen veranschlagt hat. Von 
den rund 7] Millionen Mark, die 
die Unionsparteien für die Wahl- 
kämpfe bereithalten, entfallen 60 
Millionen auf die CDU und rund 
zwölf Millionen auf die CSU. Die 
Liberalen wollen sich beide 
Wahlgänge insgesamt 20 Millio- 
nen Mark kosten lassen. Die bei- 
den »kleinen< im Bundestag ver- 
tretenen Parteien unterscheiden 
sich bei den Wahlkampfausgaben 
deutlich voneinander: Während 
die PDS 17,5 Millionen ausgeben 
will, gibt sich das Bündnis 90/Die 
Grünen mit einem 5,5-Millio- 
nen-Etat eher bescheiden. Die 
Kosten für die Kommunal- und 
Landtagswahlen kommen noch 
hinzu, werden aber von den je- 
weiligen Parteiuntergliederungen 
selber getragen.« 


Nun, das ist natürlich - wie üblich 
bei solchen Meldungen - nur die 
halbe Wahrheit. Die ganze Wahr- 


heit sieht so aus: Wahljahr ist für 
die Bonner Parteien ein besonders 
gutes Geschäftsjahr. So bekom- 
men die Parteien bei Bundestags-, 
Landtags- und Europa-Wahlen 
aus der Bundeskasse, also vom 
Steuerzahler: Für die ersten fünf 
Millionen Wähler pro Stimme 
1,30 DM und für jede weitere 
Stimme eine DM. Dieser »Bezu- 
schussung« wird die Anzahl der 
erhaltenen Stimmen bei der Bun- 
destagswahl von 1990, der Euro- 
pawahl von 1989 und der jeweils 
letzten Landtagswahl zugrunde- 
gelegt. 


Hinzu kommen staatliche »Prä- 
mien« für Parteibeiträge und 
Spenden: Parteien erhalten für 
Mitglieds-Beiträge und Spenden 
von Privatpersonen bis zu 6000 
Mark pro Person, fünfzig Pfenni- 
ge je Zuwendungsmark vom Staat 
extra. Damit soll laut CDU- 
Schatzmeisterin Baumeister die 
Verankerung in der Bevölkerung 
gewürdigt werden. Die jährliche 
»Obergrenze« aller Geschenke an 
die Parteien aus der Staatskasse 
darf 230 Millionen DM nicht 
überschreiten. Umgangen wird 
diese Zahl jedoch mit vielerlei 
Hintertürchen. 

So fallen zum Beispiel staatliche 
Zuschüsse für politische Jugend- 
organisationen nicht unter diese 
»Obergrenze« von 230 Millionen 


DM. Kurz: Der Steuerzahler zahlt 
alles. Und wird dafür als »Dank« 
mit der üblichen Bonner Propa- 
ganda verkohlt. 


Zitieren wir hierzu ein Wort von 
Oswald Spengler nach dem Er- 
sten Weltkrieg über gewisse 
»Musterdemokratien«: 


»Das Geld organisiert den Vor- 
gang der Wahl im Interesse derer, 
die es besitzen, und die Wahl- 
handlung wird ein verabredetes 
Spiel, das als Selbstbestimmung 
des Volkes inszeniert wird.« 


Kriegsschuldlüge und 
Bonner Scheckbuch- 
»Diplomatie« 


Ein typisches Beispiel, wie ge- 
schichtliche Dummheit oder alli- 
ierte Umerziehung in den Köpfen 
von führenden Leuten der Bonner 
Parteien festsitzen, gab vor kur- 
zem wieder der niedersächsische 
Ministerpräsident Gerhard Schrö- 
der (SPD), der am 13. März bei 
der dortigen Landtagswahl wie- 
dergewählt werden will. In einem 
Interview mit dem linken Ham- 
burger Blatt »Die Woche« vom 
13. Januar 1994 gewährte er einen 
kleinen Einblick in das Brachland 
seiner Geschichtskenntnisse: »Nach 
den Erfahrungen zweier von 
Deutschland angezettelter Welt- 
kriege ...« 


Das ist, wie gesagt, kein Einzel- 
fall für die erschreckend geringe 
historische Bildung der etablier- 
ten Politiker, sondern typisch: Ob 
schwarz, rot, gelb oder grün. Aber 
wenn sie schon alle der alliierten 
Umerziehung auf den Leim ge- 
gangen sind und nicht mehr da- 
von loskommen, so sollten sie 
doch andererseits auch einmal an 
ihren Amtseid denken, »Schaden 
vom Deutschen Volk zu wenden«. 
Sie fügen jedoch mit dieser 
Kriegsschuldlüge dem Deutschen 
Volk ungeheuren Schaden zu, in- 
dem sie ihm das Büßergewand 
überstülpen und es verdammen zu 
ewiger Zahlung von immer neuen 
zig Milliarden Mark als Wieder- 
gutmachung für diese »einmali- 
gen« Kriegsschuld-Verbrechen in 
der Welt. Muß der deutsche Steu- 
erzahler noch schlimmer finan- 
ziell ausgenommen werden, bis er 
die engen Zusammenhänge von 
Kriegsschuldlüge und tagtägli- 


cher Bonner Scheckbuch-»Di- 


plomatie« erkennt? \ 
Eine Partei in Bonn hat erkannt, 
daß sie im Superwahljahr 1994 


mehr auf »national« machen 
muß, um eine katastrophale 
Wahlschlappe zu vermeiden: die 
CSU aus München. Plötzlich 
»distanziert« sie sich von der 
Bonner Begeisterung für den 
Maastricht-Vertrag, also für die 
Einschmelzung Restdeutschlands 
in die »Vereinigten Staaten von 
Westeuropa«. Denken wir bei 
derlei plötzlichen Parteikorrektu- 
ren immer an den alten Spruch: Es 
wird niemals so sehr gelogen wie 
vor einer Wahl und nach einer 
Jagd. Plötzlich verlangt auch die 
CSU, »weniger Geld für die EU 
zu zahlen«, wie aus einer kleinen 
ap-Meldung in einigen Tageszei- 
tungen vom 14. Januar 1994 her- 
vorgeht: 


Der Zahlmeister 
Europas 


»Der CSU-Abgeordnete Faltl- 
hauser hat die Bundesregierung 
zur Kürzung der Zahlungen an die 
Europäische Union aufgefordert. 
Er schloß sich damit der Kritik 
der Bundesbank an, die kürzlich 
auf die stark steigenden Zahlun- 
gen Deutschlands an die EU hin- 
gewiesen hatte. Nach Bundes- 
bank-Berechnungen erreichten 
die von der Bundesrepublik an 
den Gemeinschaftshaushalt abge- 
führten Mittel 1992 einen Um- 
fang von 36 Milliarden Mark. 
Fünf Jahre zuvor hatten sie erst 20 
Milliarden Mark betragen.« 


Auch das ist nur die halbe Wahr- 
heit. Die ganze Wahrheit lautet: 
Es gibt nur drei Länder in West- 
europa, die mehr in die sogenann- 
te »Europäische Union« (EU) 
einzahlen als herausbekommen; 
diese drei Nettozahler waren im 
letzten Jahr Großbritannien mit 
netto 0,8 Milliarden Mark, Frank- 
reich mit 4 Milliarden Mark und 
die Bundesrepublik Deutschland 
mit 23 (!) Milliarden Mark. 


Rumpfdeutschland zahlt also fast 
das Sechsfache Frankreichs und 
fast das Dreißigfache Großbritan- 
niens in die Brüsseler Zentral- 
kasse! Wir haben es ja mit beina- 
he zwei Billionen DM Schulden! 


Muß in unserem Land erst die 
dritte Inflation des Jahrhunderts 
mit neuer Währung unausweich- 
lich vor der Tür stehen, bevor 
Michel, der unentwegte schafsge- 
duldige Steuerzahler, nicht mehr 
die Bonner Geldverschwender- 
Parteien auf dem Stimmzettel 
ankreuzt? 
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Deutschland 


Der Platz 
des Dritten 


Reichs in der 
Geschichte 


Ein Gespräch zwischen Prof. Ernst Nolte und lan R. Warren 


Ian Warren ist das Pseudonym eines Professors, der an einer Uni- 
versität im Mittelwesten der USA lehrt. Obwohl Professor Ernst 
Nolte ursprünglich nicht wußte, daß dieses Interview im ameri- 
kanischen »The Journal of Historical Review« erscheinen sollte, 
stimmte er seiner Veröffentlichung schließlich zu, nachdem er 
den vollständigen Text nochmals durchgesehen hatte. 


Vor ungefähr vierzehn Jahren 
wagte sich Professor Ernst Nolte 
von der Freien Universität Berlin 
— eine führende Persönlichkeit 
der deutschen Geisteswissen- 
schaften — an ein verbotenes The- 
ma in Deutschland. In einer Vor- 
lesung in München unter der 
Überschrift »Zwischen  histori- 
scher Legende und Revisionis- 
mus? Das Dritte Reich ın der Per- 
spektive von 1980«, feuerte der 
prominente Historiker einen 
Warnschuß gegen die Verbeu- 
gung des intellektuellen Esta- 
blishments in Deutschland ab. 


Sechs Jahre später wurde durch 
eine provokative Abhandlung 
von Dr. Nolte ein beispielloser 
Austausch von Briefen, Abhand- 
lungen und andere Streitgesprä- 
che unter führenden deutschen 
Historikern ausgelöst. Dieser 
»Historikerstreit« war — nach den 
Worten des Herausgebers einer 
wissenschaftlichen Zeitschrift in 
den USA - »von einer im Öffentli- 
chen Leben der Bundesrepublik 
Deutschland nie dagewesenen 
Intensität«. Außerdem »entwik- 
kelte er sich bald zu einem großen 
intellektuellen Konflikt über die 
Bedeutung der Nazivergangen- 
heit für die gegenwärtige politi- 
sche und kulturelle Identität 
Westdeutschlands«. 


In dem Historikerstreit — einer 
komplexen Kontroverse — geht es 
um Fragen über den politischen 
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Nutzen der Geschichte, die Un- 
terschiede in der historischen Per- 
spektive der Generationen, histo- 
rische Forschungsmethoden und 
die Grenzen der Objektivität im 
Umgang mit wichtigen Ereignis- 
sen im Leben einer Nation. 


Im Kern des Disputs steht eine 
Frage mit profunden sozialpoliti- 
schen Verzweigungen für Deutsch- 
land und die westliche Welt: Wie 
läßt sich das Vermächtnis Hitlers 
und das des Dritten Reichs in eine 
langfristige Sicht deutscher Ge- 
schichte integrieren? Es geht hier 
offensichtlich um Fragen, die 
nicht nur für Geisteswissen- 
schaflter von Bedeutung sind; 
sondern um Fragen mit erhebli- 
cher Konsequenz für das natio- 
nale deutsche Selbstverständnis 
und die nationale deutsche Selbst- 
definition und für Deutschlands 
Platz in der Welt. 


Die Schuld 
der Deutschen 


Der Funke, der Deutschlands in- 
tellektuelle Welt entfachte, war 
eine Abhandlung von Dr. Nolte, 
die am 6. Juni 1986 in der renom- 
mierten deutschen Tageszeitung 
»Frankfurter Allgemeine Zei- 
tung« erschien. In diesem Artikel 
unter der Überschrift »Die Ver- 
gangenheit, die nicht vergehen 
will« behauptete Dr. Nolte, daß es 
der heutigen Generation von 


Deutschen vierzig Jahre nach 
dem Ende des Zweiten Welt- 
kriegs erlaubt sein sollte ihre na- 
tionale Vergangenheit ohne ein 
permanentes Schuldgefühl an- 
zunehmen. 


»Wenn man über »die Schuld der 
Deutschen« spricht«, so meinte er, 
»wird nur allzu gern übersehen, 
wie sehr dies den Aussagen über 
»die Schuld der Juden< ähnelt, 
was ein Hauptargument der Na- 
tionalsozialisten war ... Die gan- 
ze Aufmerksamkeit, die der End- 
lösung gewidmet wurde, lenkt 
einfach von wichtigen Tatsachen 
über die nationalsozialistische 
Zeit ab...« 


Wenn wir uns mit der Geschichte 
des Dritten Reichs beschäftigen, 
fuhr er mit Bedauern fort, schei- 
nen die grundlegendsten Regeln 
historischer Wissenschaft außer 
Kraft gesetzt zu sein. »Jede Ver- 
gangenheit ist in ihrer Komplexi- 
tät erfahrbar ... Schwarz-Weiß- 
Malerei politischer Zeitgenossen 
sollte korrigierbar sein; die Ver- 
gangenheit sollte überprüft wer- 
den können.« 


Bereits in seinem Vortrag im Jah- 
re 1980 »Historische Legende 
und Revisionismus?« meinte Dr. 
Nolte: 


»Die negative Vitalität eines hi- 
storischen Phänomens stellt eine 
große Gefahr für die Disziplin der 
Geschichte dar. Ein permanentes 
negatives oder positives Image 
hat zwangsläufig den Charakter 
eines Mythos, was eine aktuali- 
sierte Form der Legende ist. Das 
ist wahr, weil ein solcher Mythos 
eine Staatsideologie begründen 
oder unterstützen kann ...« 


Die Diskussion 
um die Endlösung 


Deshalb, sagte Dr. Ernst Nolte: 
»... scheint es mir eine schwieri- 
ge und dringliche Aufgabe zu sein 
die Geschichte des Dritten Reichs 
einer Revision zu unterwerfen.« 
Weiter schlug er »drei Grund- 
voraussetzungen« als Basis für ei- 
ne künftige Historiographie des 
Dritten Reichs vor: 


»1. Das Dritte Reich sollte aus der 
historischen Isolation herausge- 
nommen werden, in der es auch 
dann verbleibt, wenn es im Rah- 
men einer Faschismus-Epoche 
behandelt wird. Es muß im Kon- 
text der Zerrissenheit, Krisen, 


Ängste, Diagnosen und Thera- 
pien untersucht werden, die von 
der industriellen Revolution er- 
zeugt wurden ... 


2. Die Instrumentalisierung, der 
das Dritte Reiche einen guten Teil 
seiner anhaltenden Faszination 
verdankt, sollte verhindert wer- 
den .... 


3. Die Verteufelung des Dritten 
Reichs ist unakzeptabel ... Es 
sollte (eher) zu einem Gegenstand 
der Wissenschaft werden, einer 
Wissenschaft, die nicht abseits 
von der Politik steht, die aber 
auch nicht nur Handlangerin der 
Politik ist.« 


Was viele Kritiker Dr. Noltes - in 
Deutschland und im Ausland - an 
seinen Schriften am bedrückend- 
sten fanden, war — wie vorherzu- 
sehen — seine ikonoklastische 
Diskussion der »Endlösung der 
jüdischen Frage«. Hitlers Be- 
handlung der Juden im Krieg, so 
schien der Historiker nahezule- 
gen, könnte folgerichtig als 
Schutzreaktion des Führers auf 
die Bedrohung des bolschewisti- 
schen Massenmords an den Deut- 
schen angesehen werden. In sei- 
nem Vortrag im Jahr 1980 sagte 
Dr. Nolte: 


»... Es läßt sich nur schwer leug- 
nen, daß Hitler guten Grund hatte 
von der Entschlossenheit seiner 
Feinde zu vernichten überzeugt 
zu sein - und das lange bevor die 
ersten Informationen über die Er- 
eignisse in Auschwitz bekannt 
wurden ... Die Aussage des (zio- 
nistischen Führers) Chaim Weiz- 
mann in den ersten Septemberta- 
gen des Jahres 1939, daß alle Ju- 
den auf der Welt in diesem Krieg 
auf der Seite Englands kämpfen 
würden ... könnte die These be- 
gründen, daß Hitler Recht damit 
hatte die deutschen Juden als 
Kriegsgefangene zu behandeln 
und sie zu internieren.« 

In seiner Abhandlung aus dem 
Jahre 1986 gab Dr. Nolte zwei 
Fragen zu bedenken, die seither 
oft zitiert wurden und die er »zu- 
lässig, ja unvermeidlich« nannte: 


»Haben die Nationalsozialisten 
oder Hitler vielleicht einen »asia- 
tischen< Massenmord nur deshalb 
begangen, weil sie und ihresglei- 
chen sich als potentielle Opfer ei- 
nes »asiatischen« Massenmords 
(durch die Sowjets) ansahen? 


Fand der (sowjetische) Archipel 
Gulag nicht vor Auschwitz statt? 


War der bolschewistische Mord 
einer ganzen Klasse nicht die lo- 
gische und tatsächliche prius des 
»Rassenmords< des Nationalso- 
zialismus?« 


Ein Meilenstein 
der Geschichte 


Die Reaktion auf solche Aussa- 
gen kam rasch. Ein paar Wochen 
später antwortete der bekannte 
linke Sozialtheoretiker und politi- 
sche Aktivist Jürgen Habermas in 
einem detaillierten Artikel mit 
dem. Titel »Eine Art Schaden- 
feststellung: Die apologetischen 
Tendenzen in Schriften über die 
deutsche Geschichte«, der in der 
liberalen Hamburger Wochenzei- 
tung »Die Zeit« erschien. In den 
Monaten danach schlossen sich 
viele andere Geisteswissenschaft- 
ler der erhitzten Diskussion an. 
Die Reaktionen auf Dr. Noltes 
Schriften beschränkten sich nicht 
nur auf reine Rhetorik. Im Jahre 
1988 wurde sein Auto in einem 
terroristischen Bombenanschlag 
durch eine anarchistische linke 
Gruppe zerstört. 


Nur wenige Geisteswissenschaft- 
ler sprechen mit größerer Autori- 
tät über die Geschichte des Drit- 
ten Reichs als Professor Nolte. Im 
Laufe der Jahre haben ihm seine 
manchmal unkonventionellen 
Einblicke in die Geschichte und 
die politische Philosophie des 
zwanzigsten Jahrhunderts — die er 
in zahlreichen Büchern und vie- 
len Artikeln präsentierte — hohen 
Beifall eingebracht. Sein wahr- 
scheinlich bekanntestes Werk ist 
die Studie aus dem Jahre 1963: 
»Der Faschismus in seiner Epo- 
che«, das im Jahre 1965 unter 
dem Titel »Three Faces of Fas- 
cism« erstmals in englischer 
Sprache erschien. Hierin ver- 
gleicht er das Phänomen des 
»Faschismus« in Frankreich, Ita- 
lien und Deutschland. Es wird 
weithin als ein bahnbrechendes 
und klassisches Werk zu dem 
Thema angesehen und gilt für je- 
den, der sich ernsthaft mit der 
Materie beschäftigt, praktisch als 
Pflichtlektüre. 


Wie selbst die kritischsten seiner 
intellektuellen Gegner zugeste- 
hen werden, stellt die oft bittere 
Kontroverse, die er auslöste, ei- 
nen Meilenstein in der Entwick- 
lung des deutschen Bewußtseins 
über die europäische Geschichte 
des zwanzigsten Jahrhunderts 
dar. Mehr als jeder andere einzel- 


f 
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ne Mensch hat er zu einer pro- 
funden, nationalen Selbstüber- 
prüfung zeitgenössischer Ge- 
schichte veranlaßt, was wiederum 
eine neue Offenheit und Bewußt- 
seinsreife hervorgebracht hat. 


Die schwierige Aufgabe 
eines Historikers 


Im Mai letzten Jahres erhielt der 
Verfasser dieses Artikels die Ge- 
legenheit ein umfassendes Ge- 
spräch mit Professor Nolte in sei- 
ner Berliner Wohnung zu führen. 
Bei diesem Treffen offerierte die- 
ser hochgewachsene und distin- 
guiert wirkende Geisteswissen- 
schaftler im Kontext des soge- 
nannten »Historikerstreits« eine 
wohlüberlegte Beurteilung der 
Rolle des Historikers und der kri- 
tischen Funktion historischen Re- 
visionismus im Kontext nationa- 
ler Identität. Als jemand, dessen 
Bildung und persönliche Werte 
eng miteinander verwoben sind, 
zeigte Professor Nolte in unserem 
Gespräch ein analytisches, jedoch 
nicht leidenschaftsloses, Engage- 
ment für die Werte historisch- 
wissenschaftlicher Untersu- 
chung. 

Frage: Es ist jetzt über zwölf Jah- 
re her, als sie erstmals vor der 


Schaffung einer historischen Le- 
gende oder eines historischen 
Mythos gewarnt haben. Versuch- 
ten Sie damit sich einer Entwick- 
lung zu widersetzen, die Sie kom- 
men sahen, vielleicht besonders 
unter deutschen Historikern, viel- 
leicht sogar unter Weltführern? 
Lassen Sie mich dann auch nach 
Ihrer Motivation für die Inangriff- 
nahme einer solch schwierigen ja 
gefährlichen Aufgabe fragen. 


Es ist eine Frage 
der Interpretation 


Prof. Nolte: Ich würde sagen, daß 
jede herrschende Meinung, jeder 
allgemeine Konformismus dazu 
neigt ein Mythos zu werden. Neh- 
men Sie als Beispiel den Mar- 
xismus, der in seinem Kern tat- 
sächliche Beobachtungen ent- 
hielt, aber dann zu einer Legende, 
einem Mythos wurde. Wenn man 
zurückblickt, so war der Leninis- 
mus das unvermeidliche Ergebnis 
einer gesamten welthistorischen 
Entwicklung, dessen Zukunft die 
Sowjetunion sein sollte — die 
schließlich der Zentralstaat eines 
— was Weltstaat genannt werden 
könnte - sein sollte, wo alle Spra- 
chen und alle Nationen zusam- 
menschmelzen würden. Das ist 


Am 23. 8. 1939 unterzeich- 
nete Ribbentrop den Nicht- 
angriffspakt mit der So- 
wjetunion. Für Moskau un- 
terschrieb ihn Außenmini- 
ster Molotow. 


ein Mythos, der mit einigen sehr 
frühen Mythen in der Geschichte 
verknüpft ist. Ihm folgte die lange 
Zeit unumstrittener Vorherrschaft 
dessen, was als »Antifaschismus« 
bezeichnet werden könnte — eine 
Interpretation der Geschichte, die 
ebenfalls ein Mythos geworden 
1st. 


Ich wollte vor dieser Mythologi- 
sierung warnen, weil sie einem 
wichtigen Merkmal der Geistes- 
wissenschaft entgegensteht: Er- 
neut zu überprüfen und Wissen 
und Fakten in neue Kontexte zu 
stellen. Ich spreche hier nicht von 
dem »Revisionismus« als Basis 
der Revision um ihrer selbst wil- 
len, obwohl man mich immer als 
»Revisionisten« bezeichnet. Ich 
bin kein Revisionist um des Revi- 
sionismus willen. Meiner Ansicht 
nach ist eine der wichtigsten Re- 
visionen, vielleicht die wichtigste 
Revision überhaupt, die vorge- 
nommen werden muß, diejenige, 
daß man deutsche Geschichte 
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nicht mehr dadurch interpretiert, 
daß man nur auf die deutsche Ge- 
schichte schaut, das heißt, daß 
man für das, was in Deutschland, 
insbesondere während des Dritten 
Reichs von 1933 — 1945 passierte, 
nicht mehr nur deutsche Quellen 
auswählen sollte. Es ist immer ei- 
ne Frage der Interpretation, des 
Verständnisses des Nationalso- 
zialismus in seinem richtigen 
Kontext. 


Ich bin der Meinung, daß das, was 
man epochale Einflüsse nennen 
könnte — was aus dem Charakter 
einer bestimmten Epoche heraus- 
kommt und nicht so sehr aus na- 
tionalen Ursprüngen heraus — be- 
tont werden muß. In meinem 
Buch »Der Faschismus in seiner 
Epoche« bezieht sich der Begriff 
»Faschismus« auf ein europawei- 
tes Phänomen und Konzept, dem 
der Nationalsozialismus unter- 
geordnet ist, obwohl er seine ei- 
genen charakteristischen Merk- 
male hat. Meiner Ansicht nach 
bedeutet dies, daß dieser epochale 
Charakter wichtiger ist als der na- 
tionale Charakter. In dem Zu- 
sammenhang, den wir in 
Deutschland »Gesellschaftsge- 
schichte« nennen, ist das Konzept 
eines nationalen deutschen 
»Sonderwegs« äußerst wichtig. 
Was mich angeht, so glaube ich 
nicht, daß der nationale Charakter 
des »Faschismus« ausschließlich 
in den Vordergrund gestellt wer- 
den sollte. 


Das Konzept 


eines europäischen 
Bürgerkriegs 


In den fünfziger Jahren gab es die 
sogenannte Theorie des Totalita- 
-rismus, die dies als eine epochale 
Idee ansah. Der moderne Totalita- 
rismus darf nicht mit Despotis- 
mus beispielsweise verwechselt 
werden, denn es ist ein recht 
neues Phänomen, im wesentli- 
chen verbunden mit einem einzi- 
gen Ereignis in der Epoche. Dann 
kam die Tendenz auf, die nationa- 


12 [SODE 4/1994 


Finanzminister Henry Morgenthau (links) mit US-Präsident 
Franklin D. Roosevelt im Januar 1940. 


len Wurzeln dieses Weltphäno- 
mens zu untersuchen. Ich ver- 
suchte im Jahre 1963 dieses Epo- 
chenmerkmal 
ren, doch mit einem Unterschied: 
Ich betrachtete die Theorien des 
Totalitarismus nicht so sehr im 
Hinblick auf die äußerliche Kon- 
formität oder die formale Ahn- 
lichkeit zwischen den beiden gro- 
ßen nicht liberalen, anti-liberalen 
totalitären Bewegungen — näm- 
lich den Nationalsozialismus und 
den Kommunismus -, sondern 
ich war eher der Ansicht, daß die 
Feindschaft zwischen diesen bei- 
den Bewegungen sehr ernst ge- 
nommen werden müsse. Mein 
Buch über Faschismus hätte des- 
halb auch »Der europäische 
Bürgerkrieg« heißen können, ein 
Titel, den ich für ein im Jahre 
1987 veröffentlichtes Werk be- 
nutzt habe. Diese Idee war sicher- 
lich in »Der Faschismus in seiner 
Epoche« impliziert, zum Beispiel 
in meiner Definition von Faschis- 
mus als Anti-Marxismus — einer 
politischen Bewegung, die den 
Feind durch das Aufstellen entge- 
gengesetzter Ziele vernichten 
wollte, während sie dagegen oft 
ähnliche Methoden angewendet 
hat. All dies läßt annehmen, daß 
es einen Feind gab, der tatsäch- 
lich versuchte zu vernichten. In 
dieser Hinsicht war das ganze 
Konzept eines europäischen Bür- 


zu charakterisie- . 


gerkriegs in meinem ersten Buch 
bereits impliziert. 


Was war mein Motiv für die 
Schriften über die deutsche Ge- 
schichte und dafür, sich in eine öf- 
fentliche Kontroverse verwickeln 
zu lassen? Sicherlich war es per- 
sönlicher Natur, doch ich weise 
den Gedanken zurück, daß ich 
mich damit für Deutschland ent- 
schuldigen wollte. Viele sagen 
das, doch ich habe immer gesagt, 
daß ich hoffen würde, die glei- 
chen Dinge zu sagen, wenn ich 
ein Amerikaner oder ein Franzose 
wäre. Weder für die Geisteswis- 
senschaften noch für die Natur- 
wissenschaften ist es annehmbar, 
ein solches einseitiges Weltbild 
aufrechtzuerhalten. Es muß er- 
gänzt werden, indem man die 
Kräfte berücksichtigt, die diese 
(»faschistische«) Bewegung als 
den Hauptfeind ansah. 


Es geht um ein 
objektiveres Weltbild 


Ich möchte hier noch etwas ande- 
res sagen. ‚Wir sollten nicht vom 
»Gespenst des Kommunismus« 
sprechen. Lenin hat sich selbst 
niemals nur als Gespenst be- 
trachtet. Er hielt sich für eine 
welthistorische Figur. Meiner 
Ansicht nach war diese Vorstel- 


lung von einer Revolution des 
Weltkommunismus nicht nur 
imaginär. In dieser Hinsicht woll- 
te ich ein objektiveres Weltbild 
zeichnen, auch wenn es nicht ein 
vollständiges Bild sein kann, 
denn die Archive der früheren So- 
wjetunion öffnen sich erst jetzt 
langsam. 


Es ist ein seltsames Phänomen, 
daß sozialistische Ideen, die im 
19. Jahrhundert in Europa so gro- 
ßen Einfluß hatten, nie einen poli- 
tischen Sieg errungen haben. (Die 
einzige Ausnahme war die Pariser 
Kommune von 1871, die ein paar 
Wochen angehalten hat.) 


Im Jahre 1917 entstand dann zum 
ersten Mal ein marxistischer 
Staat; ein Staat, der der größte 
Staat der Welt werden sollte. Das 
ist eine Tatsache von ungeheurer 
Bedeutung. Es erscheint ober- 
flächlich, wenn man dies nicht 
ernst nimmt, wenn man die Fein- 
de dieses »faschistischen« Phäno- 
mens nicht ernst nimmt. Vor al- 
lem hindert es einen daran zu er- 
kennen, welch eigenartige Tatsa- 
che es ist, daß der Nationalsozia- 
lismus, der gewaltigste Feind die- 
ses Phänomens des (sowjeti- 
schen) Sozialismus als einer 
Staatsmacht, seine Aspekte in ge- 
wissem Grad kopieren mußte. 
Anstatt also vollständig gegen- 
sätzlich zu sein, gab es erhebliche 
Ähnlichkeiten zwischen den 
beiden. 


Es gibt nostalgische 
Nationalsozialisten 


Frage: In biologischen Studien 
über Isomorphismus gibt es gute 
Grundlagen für die Ansicht, daß 
bei Konflikten jede Seite die 
Merkmale des Gegners annimmt. 
Gilt dies auch hier? 


Prof. Nolte: Es sind nicht nur die 
äußeren Merkmale beispielswei- 
se, die wichtig sind, wenn jemand 
sich vor einem Feind schützen 
will, sondern in diesem Fall gibt 
es auch eine innere Ähnlichkeit — 
und die ist nicht so selbstver- 
ständlich. 

Wenn die Menschen nicht immer 
so erpicht darauf wären, in mei- 
nem Werk vermeintliche politi- 
sche Aspekte zu entdecken, könn- 
te man das Paradoxon des wirkli- 
chen Siegs des Sozialismus ge- 
genüber seinen Feinden erkennen 
—doch nicht in der Art, wie es sich 
die Sozialisten selbst vorgestellt 
hatten. 


Wenn es hier in Deutschland 
wirkliche Nationalsozialisten gä- 
be, würden sie vielleicht sagen, 
Herr Nolte ist ein gefährlicher 
Apologet der Bolschewisten, weil 
er zu zeigen versucht, daß sie 
mächtig genug waren einen Sieg 
zu erringen, den sie selbst nicht 
für möglich gehalten haben; ein 
Sieg, der in der Tat völlig uner- 
wartet war, aber dennoch klar de- 
finiert. Doch es gibt keine wirkli- 
chen Nationalsozialisten. Es gibt 
nur — sagen wir — »nostalgische 
Nationalsozialisten« und deshalb 
sprechen die Leute immer von 
»Apologeten«. 


Frage: Ihr größter Fehler ist es al- 
so vielleicht, daß Ihre Argumente 
zu subtil sind und daß Sie deshalb 
leichter in oberflächlicher und un- 
korrekter Weise angegriffen wer- 
den können? 


Prof. Nolte: Nun, aber anderer- 
seits ist mein Hauptpunkt sehr 
einfach. Denn wenn im intellek- 
tuellen Leben eine Seite vollstän- 
dig siegreich ist, wie im Falle der 
sogenannten Linken, dann ist das 
Ergebnis ein fruchtloser Kon- 
formismus. Der allgemeine Kon- 
formismus in diesem Land ist 
linksgerichtet, was paradox ist, 
denn die Linke war ursprünglich 
eine Protestbewegung, eine Be- 
wegung derjenigen, die mit der 
allgemeinen Meinung nicht kon- 
form gehen. Ich habe zu dieser 
vorherrschenden Meinung »nein« 
gesagt. 


Die andere Seite 
jedes historischen 
Phänomens finden 


Ich sagte, daß der Nationalsozia- 
lismus historisch verstanden wer- 
den muß, daß er in diesem Sinn 
nicht mythologisiert werden darf. 
Sie dürfen nicht nur eine Seite 
anschauen, die Frage hat noch an- 
dere Seiten, zum Beispiel, ob der 
Nationalsozialismus nicht aus- 
schließlich anti-modernistisch 
war. Das ist ein sehr wichtiges 
Merkmal, das nicht ignoriert wer- 
den kann. Wenn man das sagt, ist 
eine häufige Erwiderung der 
Vorwurf: »Sie sind näher an die- 
sem Phänomen als wir, also müs- 
sen Sie ein Apologet sein.« 


Als Geisteswissenschaftler muß 
man versuchen die andere Seite 
jedes historischen Phänomens 
herauszufinden, das mit universa- 
ler Einfachheit präsentiert wurde. 
So stellte in Amerika nach dem 


Bürgerkrieg zunächst nur die ge- 
rechte Sache des Siegers die vor- 
herrschende Meinung dar, doch 
später versuchten Historiker auch 
den Süden besser zu verstehen, 
auch an der Sache des Südens et- 
was Gutes zu finden, dessen Poli- 
tik und historischen Kontext zu 
erforschen. 


Frage: In Amerika gibt es sicher- 
lich eine lange revisionistische 
Tradition. Doch mir scheint, daß 
im »Historikerstreit« einige wich- 
tige Fragen noch nicht behandelt 
worden sind. Zum Beispiel hat 
sich offenbar noch niemand den 
Implikationen der wichtigen Rol- 
le amerikanischer Historiker bei 
der Bildung unseres Verständnis- 
ses von der Geschichte des Drit- 
ten Reichs zugewendet. Viel- 
leicht sollte es eine Debatte zwi- 
schen amerikanischen und deut- 
schen Historikern über die Ge- 
schichte des Dritten Reichs ge- 
ben? Und wenn Differenzen auf- 
treten, würden diese darauf ba- 
sieren, wer die Sieger waren? 


Die Aneignung 
der amerikanischen 
Interpretation 


Prof. Nolte: Ich würde sagen, die 
ersten deutschen Historiker, die 
das Dritte Reich behandelten, wa- 
ren die alteingesessenen Histori- 
ker wie Gerhard Ritter (1888 - 
1967). Gerhard Ritter zeigte eine 
gewisse defensive Vorsicht und 
Befangenheit. Der Nationalso- 
zialismus, so behauptete er, war 
kein preußisches Phänomen; es 
war viel eher ein österreichisches 
Phänomen usw. Oder denken Sie 
an Friedrich Meinecke, der noch 
vor dem Ersten Weltkrieg ein 
großartiger und prominenter Hi- 
storiker war. Er sagte, daß im Na- 
tionalsozialismus die schlimm- 
sten Merkmale deutscher Ge- 
schichte zum Vorschein kamen. 


Ich denke, daß diese ältere Gene- 
ration deutscher Historiker bis 
Anfang der sechziger Jahre im 
Vordergrund blieb. Dann kam ei- 
ne jüngere Generation von Hi- 
storikern, viele von ihnen standen 
mit dem Institut für Zeitgeschich- 
te in München in Verbindung, das 
als ein Zentrum für die Untersu- 
chung der Epoche des National- 
sozialismus gegründet worden 
war. Diese jüngeren Historiker 
wie Martin Broszat (1926 -— 1989) 
brachten eine andere Meinung 
hervor, eine Meinung, die nicht 
mit ihren eigenen Erfahrungen in 
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der Zeit vor 1945 verbunden war. 
Diese neue Generation neigte 
dazu, die Konformität oder Will- 
fährigkeit der älteren Generation 
mit dem Nationalsozialismus und 
dem Hitlerregime zu unterstrei- 
chen. Diese Tendenz entwickelte 
ihre extremste Form im Zusam- 
menhang mit der Revolte des Jah- 
res 1968, als es zum ersten Mal 
Deutschland als solches war, das 
verurteilt wurde. Die Ansichten 
dieser jüngeren Generation wur- 
den im wesentlichen durch die 
Verbindung zu den Vereinigten 
Staaten geprägt. Sie waren alle in 
den Vereinigten Staaten gewesen. 
Es handelte sich sozusagen um 
die Aneignung der amerikani- 
schen Interpretation durch die 
jüngere Generation der Deut- 
schen. 


Wer darf iin 
Deutschland alles 
sagen? 


Frage: Das erscheint mir ein äu- 
Berst wichtiger Punkt. 


Prof. Nolte: Ja, wenn man be- 
stimmte Dinge bis zu einem Ex- 
trem hin treibt, kann man zum 
Feind seines ehemaligen Freun- 
des werden. Und das ist es, was in 
Deutschland passierte. Die meiste 
Zeit in unserer gemeinsamen Ge- 
schichte standen wir uns norma- 
lerweise gut mit den Amerika- 
nern. Doch die Extremeren der 
neuen Generation deutscher Hi- 
storiker wurden so linksgerichtet, 
daß sie gegen den »amerikani- 
schen Imperialismus« und die mit 
ihm verbundenen Ideen kämpf- 
ten. Der extreme Flügel der Gene- 
ration des Jahres 1968 wurde an- 
ti-amerikanisch, weil sie eine so 
hohe Dosis von Amerikanismus, 
amerikanischem Fernsehen usw. 
abbekommen hatten. 


Es gab sogar ein paar, die eine po- 
sitive Sicht des Nationalsozialis- 
mus entwickelten. Nehmen Sie 
Armin Mohler, der Schweizer ist, 
und deshalb einen gewissen 
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Die Alliierten in der Pose der Sieger: Churchill (von links), 
Truman und Stalin auf der Potsdamer Konferenz. 


»Bonus« hat: Er konnte viele Din- 
ge sagen, die ein Deutscher nicht 
sagen konnte. Es ist dieses 
Merkmal, ein gewisses morali- 
sches »höheres Ansehen«, das 
ihm größere Redefreiheit gibt. 


Frage: Weil so jemand für unei- 
gennützig gehalten wird; eine ge- 


wisse Objektivität des Außensei- 
ters? 


Prof. Nolte: Nein, weil so jemand 
mit Menschen in Verbindung 
steht, die verfolgt worden sind. In 
Deutschland ist der charakteristi- 
schste »Bonus« in diesem Sinn 
der Vorteil der Juden. Juden dür- 


Teheran: Den Sowjets wird 
ein »Stalingrad-Schwert« 
überreicht. Hauptthema der 
Konferenz: Das Schicksal 
des Deutschen Reiches. 


Roosevelt ist nur für fünf 
deutsche Staaten. 


fen hier viele Dinge sagen, die 
kein Deutscher sagen darf. 


Frage: So lange man ein Teil der 
Kategorie Opfer ist? 


Prof. Nolte: Ja, dann besitzt man 
einen erheblichen Vorteil. 


Frage: Eine gewisse Legitimi- 
tät? 


Prof. Nolte: Eine Legitimität, die 
andere nicht besitzen. Armin 
Mohler, der Schweizer und des- 
halb ein Außenseiter ist, hat ein 
Buch über die konservative Revo- 
lution in Deutschland während 
der Weimarer Republik ge- 
schrieben, in dem er sich zwar 
nicht mit Spengler und Carl 
Schmitt usw. identifiziert hat, 
doch in dem er versuchte sie posi- 
tiv zu berurteilen. 


Ein gewisser, sagen wird: »Teil« 
der deutschen Rechten war immer 
mit dem Nationalsozialismus 
verbunden; er ist lebendig ge- 
blieben, weil er so wichtig ist. Ein 
gutes Beispiel ist Richard Wag- 
ner, der wegen seiner Ansichten 
mit dem Nationalsozialismus ver- 
bunden war und weil die Natio- 


nalsozialisten eine Vorliebe für 
ihn hatten. Trotzdem wurde Wag- 
ner in der Nachkriegszeit niemals 
völlig abgelehnt oder diskredi- 
tiert. In Amerika und in vielen an- 
deren Ländern hat es immer Wag- 
nerianer gegeben und seine Opern 
wurden immer aufgeführt. 


Andererseits wurde ein Schrift- 
steller wie Ernst Jünger in gewis- 
sem Maße darin »verwickelt«, 
weil er in den zwanziger Jahren 
viele Dinge geschrieben hat, die 
dem, was die Nationalsozialisten 
gesagt haben, sehr ähnelten. 


Gefährlich ist der Sieg 
der Konformität 


Wir wissen, daß der ganze soge- 
nannte deutsche Widerstand von 
der früheren Rechten herkam. 
Jetzt werden sie selbstverständ- 
lich geschätzt, was heißt, daß die 
rechtsgerichtete Tradition nicht 
ganz zerstört worden ist. Es hat 
immer jene gegeben, die mit Leu- 
ten wie Carl Schmitt, Oswald 
Spengler usw. sympathisiert ha- 
ben. Der große Dichter Gottfried 
Benn beispielsweise »emigrierte« 
in die Wehrmacht. Das war eine 
Position, die für eine kurze Zeit 
Anfang der fünfziger Jahre in den 
Vordergrund zu geraten schien. 


Gegenüber dieser Tendenz einer 
größeren Renaissance der nicht 
nationalsozialistischen, intellek- 
tuellen Rechten etablierte sich ei- 
ne wichtige Bewegung der Reak- 
tion. Das war die sogenannte 
Gruppe 47 junger Schriftsteller, 
Dichter usw., die sich zum ersten 
Mal - glaube ich - im Jahre 1953 
oder 1955 unter der Leitung von 
Hans-Werner Richter, einem ehe- 
maligen Kommunisten, getroffen 
haben. Zu diesem Kreis gehörten 
unter anderem beispielsweise 
Günter Grass, der heute sehr 
wichtig ist; Ernst Kuby zum Bei- 
spiel und andere kämpften in den 
Jahren 1955 und 1956 heftig ge- 
gen eine deutsche Wiederbe- 
waffnung. 


Ich selbst gehörte zur Randgrup- 
pierung dieser Bewegung, etwas, 
das nicht bekannt ist oder an das 
man sich nicht erinnert. Diese 
Menschen waren sehr beunruhigt 
über das, was wie eine Renaissan- 
ce des Nationalsozialismus in 
Verbindung mit der deutschen 
Wiederbewaffnung aussah. 


Zu der Zeit - wissen Sie — gab es 
einen Disput darüber, was mit den 


ehemaligen SS-Offizieren ge- 
schehen sollte. Sollten sie in die 
Bundeswehr - die westdeutschen 
Streitkräfte der Nachkriegszeit — 
aufgenommen werden? Diejeni- 
gen, die sich über diese Entwick- 
lung Sorgen machten und ver- 
suchten ihr entgegenzuwirken, 
schlossen sich zu dem damaligen 
»Grünwalderkreis« zusammen, 
ein Zusammenschluß  Intellek- 
tueller, der weitgehendst in Ver- 
gessenheit geraten ist. 


Diese Gruppe 47 beherrschte das 
intellektuelle Leben Deutsch- 
lands von Anfang der sechziger 
Jahre an. Zu der Zeit, als die Stu- 
dentenrevolten Mitte der sechzi- 
ger Jahre in den Vordergrund tra- 
ten, könnte man von linksgerich- 
tetem Konformismus in Deutsch- 
land sprechen. Am Anfang fühlte 
ich mich dieser Bewegung recht 
nahe, obwohl ich zu diesem Zeit- 
punkt ein unbekannter Schulleh- 
rer war. In der Zeit, als die Linke 
sehr isoliert schien, als linksge- 
richtete Ideen auf dem Rückzug 
zu sein schienen, sympathisierte 
ich mit ihnen. Doch ich habe nie- 
mals den linksgerichteten Kon- 
formismus unterstützt und ich ha- 
be den Sieg der Konformität im- 
mer für ziemlich gefährlich ge- 
halten. 


Es herrscht ein großes, 
dunkles Schweigen 


Frage: Welchen Haupteffekt oder 
welche Konsequenzen haben Sie 
Ihrer Meinung nach damit erzielt, 
daß Sie dieses Thema angespro- 
chen haben? 


Prof. Nolte: Nun, ich glaube, es 
war tatsächlich das, was damals — 
im Jahre 1986 — ein Tabubruch 
genannt wurde. Auschwitz und 
Gulag (das sowjetische Lagersy- 
stem) in einem Satz zu nennen — 
das war wirklich schlimm. Heute 
ist das zur Trivialität geworden. 
Es ist recht üblich geworden zu 
sagen: »Wie das in dem Gulag 
und in Auschwitz der Fall war« 
und danach gewisse Unterschei- 
dungen vorzunehmen. Schließ- 
lich habe ich auch Unterschiede 
gemacht. Dennoch - diese beiden 
Phänomene und die zwei Perso- 
nen — Stalin und Hitler — in einem 
Satz zu erwähnen, war ein Tabu- 
bruch jener Zeit. 


Was ich getan habe, war jedoch 
keine große Leistung, denn ein 
solcher Vergleich war bereits in 
den fünfziger Jahren getroffen 
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Deutschland 


Der Platz 
des Dritten 
Reichs in der 
Geschichte 


worden — mit seiner Betonung auf 
der Theorie des Totalitarismus. Es 
war mehr eine Sache von Courage 
als von Kenntnis, könnte man 
sagen. 

Selbst schon vor dem Historiker- 
streit, der daraus resultierte, hatte 
ich das Gefühl, das die Vormacht- 
stellung von Jürgen Habermas, 
der — wie Sie wissen — mein 
Hauptwidersacher war, bereits 
leicht bedroht war. Außerdem 
barg seine Reaktion auf das, was 
ich geschrieben hatte, einen ge- 
wissen nervösen Unterton, wie 
der von anderen Gegnern. Wenn 
Sie das, was Habermas und ande- 
re wie er damals geschrieben ha- 
ben, nochmals durchlesen, wer- 
den Sie feststellen, daß in den 
meisten Fällen aus ihren Argu- 
menten eine gewisse Defensive 
herauszuhören ist. 

Mit der deutschen Wiedervereini- 
gung hat sich natürlich alles ver- 
ändert, denn einer der Haupt- 
punkte von Habermas und seinen 
Freunden war: Wenn man ihre Art 
der Interpretation deutscher Ge- 
schichte nicht akzeptiert, dann 
gefährdet man die friedliche 
Koexistenz (zwischen dem We- 
sten und der UdSSR). Man zeigte 
sich auch als deutscher Nationa- 
list, der die Nation durch die An- 
nektierung der kommunistischen 
»Deutschen Demokratischen Re- 
publik« wiedervereinigen wollte 
— eine Ansicht, die als die gefähr- 
lichste angesehen wurde, die man 
einnehmen konnte und die des- 
halb bedingungslos zurückgewie- 
sen werden mußte. Nach dem, 
was geschehen ist — und was kei- 
ner von uns, am wenigsten Ha- 
bermas, vorausgesehen hat — hat 
diese Haltung keine Gültigkeit 
mehr. Man kann nicht mehr be- 
haupten, daß jemand, der den Gu- 
lag und Auschwitz in einem Satz 
erwähnt, den Weltfrieden ge- 
fährdet! Und so herrscht ein 
großes, dunkles Schweigen. 


Frage: Ein lautes Schweigen? 


Prof. Nolte: Ja. Bisher hat noch 
niemand Bilanz gezogen und ge- 


16 \ «ODE 4/1994 


zeigt, was wirklich passiert ist. 
Das Paradoxe ist, daß diese — sa- 
gen wir — gemäßigteren linken 
Sozialhistoriker wie Habermas — 
paradoxerweise — die gigantische 
Aufgabe erhalten haben, die Hö- 
here Ausbildung im ehemaligen 
Ostdeutschland zu reorganisie- 
ren, das »Deutschtum« dort zu 
definieren — und ihr Einfluß ist ein 
sehr direkter. 


Jene in Ostdeutschland, die ihre 
stalinistische Orthodoxie vermut- 
lich aufgegeben haben, und ande- 
re Deutsche, die ihre Furcht den 
Weltfrieden zu gefährden, wenn 
sie diese Themen diskutieren, an- 
geblich verloren haben, sind sich 
einander viel näher als jene, die 
wie ich als »rechtsgerichtet« be- 
zeichnet werden. Sie sprechen 
einfach nicht darüber. In dieser 
Hinsicht könnte man von einer 
gewissen Renaissance des links- 
gerichteten Konformismus spre- 
chen. Eine Folge davon ist, daß 
die Historiker und Politikwissen- 
schaftler an den ostdeutschen 
Universitäten in hohem Maße 


meine stillen, aber sehr aktiven, 
Gegner sind. Das ist eine seltsame 
und paradoxe Rolle, aber eine 
verständliche Situation. 


Frage: Ich möchte Ihnen eine hy- 
pothetische Frage stellen. Wenn 
man sich nun anschaut, wie die 
Dinge gelaufen sind — hätten Sie 
irgendetwas anders gemacht? 
Was ist jetzt zu tun? Was muß 
jetzt am ehesten hinsichtlich des 
Problems des Aufbaus einer Le- 
gende getan werden? 


Prof. Nolte: Nun, wenn ich ge- 
wußt hätte, was passieren würde, 
hätte ich den Artikel vom Juni 
1986, der der Ausgangspunkt für 
den Historikerstreit war, wahr- 
scheinlich nicht geschrieben. 
Stattdessen hätte ich einfach mein 
Buch über den europäischen Bür- 
gerkrieg veröffentlicht, in dem 
das gleiche Thema wie in dem Ar- 
tikel behandelt wird, aber in dem 
meine Argumente viel ausführli- 
cher erklärt werden. In einem Zei- 
tungsartikel ist man gezwungen 
in einer gewissen provokativen 


Weise zu schreiben und dieser Ar- 
tikel war vielleicht zu akzentuiert. 
Ich könnte also sagen, daß ich in 
diesem Fall mehr Publizist als 
Geisteswissenschaftler war. 


Andererseits war ich von einer 
eher linksorientierten Organisa- 
tion eingeladen worden eine Rede 
zu halten und man hatte mich ge- 
beten über dieses Thema zu 
sprechen. Es ging nicht von mir 
aus. Dann lehnte die Gruppe das 
Thema wieder ab und zog ihre 
Einladung zurück. Ich konnte 
nicht einfach kapitulieren. Weil 
ich den Text schon geschrieben 
hatte, überließ ich ihn der »Frank- 
furter Allgemeine Zeitung«. 


Heute existiert eindeutig keine 
marxistische Gefahr mehr und 
deshalb besteht keine Notwendig- 


Mit der unzerstörten Eisen- 
bahnbrücke bei Remagen 
hatten die Amerikaner un- 
verhofft einen Rheinüber- 
gang gewonnen. 


Am 7. Mai 1945 unterzeich- 
nete Generaloberst Jodl in 
einem Schulhaus in Reims 
die Urkunde über die bedin- 
gungslose Kapitulation. 


keit mehr sie zu bekämpfen. Das 
war sicherlich eine meiner ur- 
sprünglichen Absichten, als ich 
die historischen Themen an- 
sprach, die ich angesprochen ha- 
be. Sicher bin ich einer Art Unila- 
teralismus entgegengetreten. 
Gleichzeitig habe ich einfach die 
Regeln der Wissenschaft befolgt. 
Deshalb ist es also jetzt nötig die 
Geschichte des 20. Jahrhunderts 
neu zu schreiben — insbesondere 
den Zeitraum von 1917 bis 1989 
oder 1991. Und man muß sich 
selbst fragen, ob die Geschichte, 
die in dieser Periode geschrieben 
wurde, dem Test der Zeit und den 
nachfolgenden Ereignissen stand- 
hält. 

Natürlich gilt die gleiche Frage 
auch für mein eigenes Werk, denn 
es wurde in eben dieser Ara ge- 
schaffen. Vor kurzem schrieb ich 
einen Artikel für die »Frankfurter 
Allgemeine Zeitung« mit dem Ti- 
tel »Die Zerbrechlichkeit des 
Triumphs«. Es ist in der letzten 
Zeit viel über den Triumph der li- 
beralen Demokratie und den An- 
fang einer »Neuen Weltordnung« 
gesprochen worden. Meiner An- 
sicht nach ist das allerdings kein 
sehr stabiler, sondern eher ein zer- 
brechlicher Triumph. Ich versu- 
che zu zeigen, daß diese Zer- 


Die Briten verhafteten die geschäftsführende Reichsregie- 
rung unter Großadmiral Dönitz in Flensburg und brachten 
sie am 23. Mai 1945 nach Luxemburg in die Gefangen- 
schaft. 


brechlichkeit zwangsläufig mit 
unserem System — dem liberalen 
(oder liberal-demokratischen) Sy- 
stem verbunden ist und deshalb 
nicht einen derart totalen (oder to- 
talitären) Sieg erringen kann wie 
den der Bolschewisten im Jahre 
1917. 

Ich glaube, daß seit dem Fall des 
Kommunismus neue Probleme 
historischer Interpretation aufge- 
kommen sind. Ich hoffe, daß ich 
noch in der Lage sein werde, in 
dieser Hinsicht etwas zu tun, ob- 
wohl meine Hauptaufgabe die ei- 
nes Historikers bleibt. 

In meinem jüngsten Buch wird in 


gewisser Weise alles rekapitu- 
liert, was ich geschrieben habe. 
Paradoxerweise und zum ersten 
Mal ist der Nationalsozialismus 
das einzige Thema des Werks, 
doch sozusagen auf einer höheren 
Dimension. Das Buch heißt nicht 
»Nationalsozialismus: Eine Ge- 
schichte« oder so etwas in der 
Art. Sein Titel lautet: »Streit- 
punkte: Heutige und künftige 
Kontroversen um den National- 
sozialismus«. Es ist eine Art »Li- 
teratur über die Literatur«, in der 
ich die verschiedenen Konflikt- 
punkte erläutere. Zum Beispiel, 
gab es mehr historische Kontinui- 


tät oder Diskontinuität im Phäno- 
men des Nationalsozialismus? Es 
gab natürlich beides, doch wel- 
cher Faktor ist größer? Oder - 
kann der Nationalsozialismus an- 
timodern oder modern oder bei- 
des genannt werden? Das sind die 
heutigen Kontroversen, die ich zu 
erläutern versuche — und natürlich 
werden auch meine eigenen An- , 
sichten im Buch deutlich. 

Weil ich versuche objektiv zu 
sein, wo eine solche Perspektive 
schwer zu erreichen ist, könnte 
ich mir vorstellen, daß insbeson- 
dere das letzte Drittel des Buches 
wieder einige Leute veranlassen 
wird zu sagen, daß dies das Werk 
eines »Apologeten« ist. Dies ist 
jedoch keine Verteidigungs- 
schrift, sondern eher das einfache 
Bemühen ein vielschichtiges Bild 
auf der Grundlage einiger eindeu- 
tig anerkannter und allgemein 
gültiger Maximen oder Richtli- 
nien anzubieten. Das bedeutet 
zum Beispiel, daß die Geschichte 
des Nationalsozialismus den glei- 
chen kritischen Methoden unter- 
worfen werden muß wie jedes an- 
dere historische Phänomen. Das 
heißt natürlich nicht, daß er genau 
das gleiche ist wie andere histori- 
sche Phänome, sondern vielmehr, 
daß man die Unterschiede am be- 
sten wird feststellen können, in- 
dem man die gleichen Methoden 
anwendet. 

Da ich nun mein achtes Alters- 
jahrzehnt erreicht habe, glaube 
ich, daß dies mein letztes Werk als 
Historiker des Faschismus sein 
wird. In allgemeinem Sinne be- 
gann dieses Werk, das ich im Jah- 
re 1963 anfing, eigentlich mit ei- 
nem kleinen Artikel über Musso- 
lini, den ich drei Jahre zuvor ge- 
schrieben hatte. Jetzt, wo 
»Streitpunkte« abgeschlossen ist, 
habe ich nicht vor noch mehr zu 
diesem Thema zu schreiben. Ich 
möchte — zumindest in gewisser 
Weise — zur Philosophie zurück- 
kehren, die mein Ausgangspunkt 
war. Ich meine damit nicht die so- 
genannte »wissenschaftliche Phi- 
losophie«. Wenn es auch noch 
nicht ganz klar für mich ist, wel- 
che Art von Philosophie dies sein 
wird, so beabsichtige ich doch ei- 
nen Ansatz, der die Geschichte 
mehr berücksichtigt als dies bei 
Philosophen normalerweise der 
Fall ist. 


Das Gespräch zwischen Ian B. 
Warren und Prof. Dr. Ernst Nolte 
erschien in englischer Sprache im 
»The Journal of Historical Re- 
view«, P. ©. Box 4296, Torrance, 
CA 90510, USA. 
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Australische 
Regierung legt 
Entwürfe vor 


Der Premierminister der australi- 
schen Regierung, Paul Keating, 
hat einen Entwurf für 
Infrastrukturprojekte, den soge- 
nannten »Kelty-Bericht«, vorge- 
legt, der von einem Arbeitsstab 
unter Vorsitz von Bill Kelty, 
dem Sekretär des australischen 
Gewerkschaftsrats und einem 
Vorstandsmitglied der Reserve 
Bank, Australiens Zentralbank, 
erstellt worden ist. Beobachter 
sind der Meinung, daß der Plan 
eine Reaktion auf das dramati- 
sche Anwachsen des Citizens 
Electoral Councils ist.Über 
10.000 Exemplare des Plans 


CEC zum Neuaufbau 
Australiens — »Sovereign Aus- 
tralia« — wurden seit seiner 


Veröffentlichung im Jahre 1990 
in Umlauf gebracht. 

Zu dem Kelty-Plan gehören 
geteilte Highways von Adelaide 
über die Südküste bis hin nach 
Cairns an der Ostküste, Schnell- 
zugverbindungen zwischen den 
Staaten, ein Wasserbewirt- 
schaftungsplan für das Murray- 
Darling Becken und Tunnel- 
projekte, um den Verkehr in den 
Städten zu entlasten. Der Plan 
enthält auch Vorschläge für 
Berufsausbildung und Ziel- 
gebiete hoher Arbeitslosigkeit. 
Er hat allerdings nicht die 
Hamiltonschen Bankprinzipien 
zur Finanzierung der Projekte 
übernommen. Kelty weist den 
Gedanken einer anderen Kredit- 
finanzierungsquelle vollkommen 
zurück, indem er arrogant 
behauptet, »in keiner unserer 
Reisen sind wir je einer 
Steuerfee begegnet, die einem 
Land unbegrenzte Ausgaben bie- 
ten konnte«. Stattdessen soll der 
Plan, der der Bundes- 
regierung als eine Empfehlung 
vorgelegt wird, durch höhere 
Benzinsteuern, Verkauf von 
Vermögenswerten, einer einpro- 
zentigen Erhöhung der Ge- 
werbesteuern und einer Ver- 
einfachung der Richtlinien über 
den Erwerb von Steuervorteilen 
durch sogenannte »Infrastruk- 
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tur-Obligationen« finanziert 
werden. Der Bericht empfiehlt, 
daß auch der 180 Milliarden 
Dollar große Pensionsfonds an- 
gezapft werden soll. J 


Neue Regie- 
rung Algeriens 
will IWF 
Bedingungen 
umgehen 


Algerien ist nicht in der Lage 
seine Schulden zu bezahlen, 
sagte Premierminister Redha 
Malek in einem Fernseh- 
interview in Algerien, wie 
Reuters berichtete. Er sagte, 
wenn die Ölpreise weiterhin fal- 
len würden, wären Algeriens 
Hartwährungseinkünfte im Jahr 
1994 nicht ausreichend, um den 
Schuldienst zu erfüllen. Die 
Ankündigung der Finanzkrise 
kommt, während Algerien vom 
Westen zunehmend wegen sei- 
ner Destabilisierung ins Visier 
genommen werde. 

»Mit einem Blick auf die 
Zahlungsbilanz für 1994 ange- 
sichts unzureichender Auslands- 
kredite, einschließlich der des 
IWF (Internationaler Währungs- 
fonds) und der Weltbank, haben 
wir es für nötig gehalten, um 
Erleichterung der Schuidenlast 
zu bitten«, sagte er. Er fügte 
hinzu, während die Ölpreise zwi- 
schen 14 und 15 Dollar pro 
Barrel liegen, wird Algerien das 
Jahr 1993 mit Hartwährungs- 
einkünften unter zehn Mil- 
liarden Dollar beenden, während 
der Schuldendienst für die 
geschätzte 25,7 Milliarden 
Dollarschuld bei rund 9,3 
Milliarden Dollar jährlich liegt. 
»Anders ausgedrückt«, sagte er, 
»unsere Einnahmen werden 
unter den Kosten für den 
Schuldendienst liegen.« 

In einer abgegebenen Erklärung 
sagte die Regierung, sie habe 
vor, mit dem IWF eine 
Vereinbarung über eine multila- 
terale Refinanzierung der 
Schulden auszuhandeln. 

Eine Umschulung würde eine 
Abwertung des Dinar, eine 
Kreditdrosselung und einen 
Ausgleich des Regierungs- 
haushalts erfordern, was für 
viele soziale Unterstützungs- 
programme das Ende bedeutet 
hätte. 


»Eine Umschuldung hätte die 
Wirtschaftspolitik des Landes in 
die Hände der Clubs von Paris 
und London gegeben - mit allen 
strengen Bestimmungen, die in 
einer Umgebung voller Bedroh- 
ungen damit einhergehen«, hieß 
es in der Stellungsnahme. »Da er 
mehr als Dreiviertel der Export- 
erlöse aufsaugt, gefährdet der 
Schuldendienst für die Auslands- 
schulden nicht nur die wirt- 
schaftliche Entwicklung, son- 
dern auch die soziale und politi- 
sche Stabilität des Landes.« no 


Die Türkei 
und der Iran 
festigen ihren 
Handel und 
ihre politschen 
Bindungen 


Einem Vertrag zufolge, der in 
Ankara zum Abschluß eines 
Besuchs des iranischen ersten 
Stellvertretenden Präsidenten 
Hassan Habibi unterzeichnet 
wurde, wird die Türkei vom Iran 
im Jahr 1994 drei bis vier 
Millionen Tonnen Rohöl kaufen 
— so berichtete Reuters aus 
Ankara. 

In einer amtlichen Verlaut- 
barung hieß es, daß in einem 
Vorvertrag auch eine Studie über 
Möglichkeiten, iranisches 
Erdgas in die Türkei zu pumpen, 
vorgesehen sei. Die türkische 
Pipeline-Firma Botas soll mit 
dem Iran über Möglichkeiten 
zum Transport des Erdgases über 
die Türkei nach Europa zusam- 
menarbeiten. Die beiden 
Nachbarn einigten sich auch dar- 
über gemeinsam an Joint 
Venture-Projekten über Kfz- 
Teile, Energieaustausch, Er- 
schließung von Straßen- und 
Eisenbahnverbindungen mit den 
zentralasiatischen Republiken 
und einen Seehandelsvertrag 
zusammenzuarbeiten. 

Der türkische Premierminister 
Tansu Ciller verabschiedete 
Habibi am Flughafen und sagte, 
der Besuch habe »die türkisch- 
iranische Freundschaft noch 
mehr gefestigt«. Es wurde auch 
eine  Sicherheitsvereinbarung 
getroffen, derzufolge der Iran es 
den türkischen Separatisten und 
Guerillas der Kurdischen Ar- 
beiterpartei (PKK) nicht erlau- 


ben wird, auf ihrer Seite der 
Grenze zu operieren und die 
Türken werden in der Lage sein, 
Operationen gegen die Rebellen 
zu beobachten. = 


Japans 
Regierung 
inmitten der 
Wirtschafts- 
krise gelähmt 


»Die Regierung Hosokawa ist 
gelähmt«, berichtete ein hoch- 
rangiger Informant aus Japan, 
und das »stellt lediglich die 
Reflektion einer ernsthaften 
Lähmung überall dar«, die 
Wirtschaftskrise eingeschlossen. 
Die liberaldemokratische Partei 
»hat Beweise dafür — die unmit- 
telbar vor ihrer Veröffentlichung 
stehen -, daß nicht nur 
Hosokawas rechte Hand -Oz- 
awa — verdächtig ist sich großer 
Summen von Wahlkampf- 
geldern der Transportfirma 
Sagawa Express bemächtigt zu 
haben, sondern daß auch 
Morihiro Hosokawa selbst davon 
genommen hat. Das hat die 
Regierung vollkommen gelähmt. 
Hosokawa hat inzwischen den 
größten Teil der Unterstützung 
aus der Industrie verloren und in 
dem Augenblick, wo die LDP 
klare Beweise dafür vorbringen 
kann, daß Hosokawa das Geid 
genommen hat, wird er draußen 
sein. Ich sehe mindestens sechs 
Monate politische und wirt- 
schaftliche Verwirrung voraus.« 


Hinsichtlich der schwachen 
Wirtschaft, meinte der Infor- 
mant: »Niemand möchte jetzt 
Anleihen kaufen. Nur da- 
durch..., daß man öffentliche 
Rentenkassen anwies weitere 
Anleihen zu kaufen, gelang es 
der Regierung den Nikkei zu sta- 
bilisieren, bevor das Finanz- 
jahr am 31. März 1993 endete. 
Von Seiten der Industrie ist nicht 
der Verkauf von Waren per se 
das Problem. In den Jahren der 
»Schwindelwirtschaft«« von 1985 
bis 1990 haben Firmen große 
Summen in neue Ka- 
pazitäten investiert. Jetzt besit- 
zen sie enorme, ungenutzte 
Kapazitäten. Somit tätigen die 
Firmen nicht ihre üblichen 
Kapitalinvestitionen, sie benöti- 
gen also keine Bankkredite. Die 


Banken ihrerseits sitzen immer 
noch auf einem Riesenberg von 
Immobilenschulden aus den 
Exzessen der achtziger Jahre — 
weitausmehr als die Bank von 
Japan und der Finanzminister 
zugeben werden. Die Banken 
vergeben also nur sehr ungern 
Kredite an die Wirtschaft und 
machen ihre Gelder stattdessen 
auf den Geldmärkten und bei 
damit verwandten Tätigkeiten.« 
»Es ist sehr ungesund... Seit 
dem Zusammenbruch des 
Kommunismus im Jahre 1989 ist 
der Konsensus darüber, wohin es 
geht und mit wem, zusammenge- 
brochen. Es ist auch immer noch 
nicht klar für uns, ob Asien eine 
stärkere Präsenz Japans zulassen 
wird, was in Europa geschehen 
wird, wenn wir mit den 
Vereinigten Staaten wieder 
etwas aufzubauen versuchen... 
Alles führt zu der derzeitigen, 
sehr gefährlichen Lähmung.« 7 


Die Luftfahrt- 
industrie 
erlebt den 
schlimmsten 


Zusammen- 
bruch seit 1982 


Einem von der Aerospace 
Industries Association (AIA) 
veröffentlichten Bericht zufolge, 
hat sich die Verschlechterung in 
der amerikanischen Luftfahrt- 
industrie, die im Jahre 1989 
begann, im Jahre 1993 rasch 
beschleunigt. In dem Bericht 
werden folgende Statistiken 
genannt: Die Gesamtumsätze in 
der Luftfahrtindustrie sind um 
zehn Prozent oder 14 Milliarden 
Dollar gefallen; die Einkäufe der 
kommerziellen Fluglinien sind 
um acht Milliarden Dollar gefal- 
len; der Verkauf von Flugzeug- 
teilen fiel um sieben Milliarden 
Dollar; die Auftragseingänge für 
Produkte und Dienstleistungen 
der Luftfahrtindustrie sanken um 
24 Milliarden Dollar bezie- 
hungsweise 23 Prozent; und die 
Ausgaben der Luftfahrtindustrie 
für neue Anlagen und Aus- 
rüstung sanken um eine 
Milliarde Dollar. 

Aus dem Bericht geht hervor, 
daß die Gewinnschwelle des 
Industriezweigs »trotz des düste- 
ren Umsatzbildes« Werte 


erreicht hat, die seit mehr als 
einem Jahrzehnt nicht mehr 
erreicht wurden, und man gibt 
zu, daß die Kostenkürzungen, 
die dies ermöglicht haben, weit- 
gehend durch Lohnkürzungen 
erzielt wurden. Bis zum Ende 
des Jahres 1993 sollte die 
Beschäftigtenzahl in der gesam- 
ten Luftfahrtindustrie 909.000 
erreichen - eine Reduzierung um 
131.00. Für das Jahr 1994 erwar- 
tet die AIA einen weiteren 
Rückgang um acht Milliarden 
Dollar in den Gesamtumsätzen 
des Industriezweigs, begleitet 
von dem Verlust von weiteren 
49.000 Arbeitsplätzen. 0 


Europa-Parla- 
ment verlangt 
Maßnahmen 
gegen 
Spekulationen 


Das Europäische Parlament ver- 
langt von der Kommission und 
dem Rat der europäischen Union 
Maßnahmen für eine internatio- 
nale Strategie gegen die 
Verschiebung der Kapitalströme 
in »Steuerparadiese« zu eru- 
ieren, berichtete die deutsche 
Wirtschaftszeitung »Handels- 
blatt«. 

Der Antrag basiert auf einer 
Studie des griechischen 
Sozialisten Roumeliotis und 
einer Anhörung im Oktober 
1993, bei der Jacques Delors 
internationale Vereinbarungen 
gegen Spekulationen verlangte. 
In dem Antrag werden Maß- 
nahmen vorgeschlagen wie Ein- 
schränkungen des Kapital- 
stroms mit Drittländern, was 
nach dem Maastrichter Vertrag 
für eine Dauer von sechs 
Monaten erlaubt ist; eine Steuer 
auf Devisengeschäfte, die mit 
Spekulationen verbunden sind; 
obligatorische, zinslose Ein- 
lagen bei der Zentralbank in 
Landesgewährung und in glei- 
cher Höhe wie das Devisen- 
geschäft; ein trilateraler Währ- 
ungsvertrag zwischen der euro- 
päischen Union, den Vereinigten 
Staaten und Japan, um die 
Besteuerungssysteme und die 
Vorschriften der Finanzmärkte 
in Einklang zu bringen; und eine 
europäische Initiative für die 
Einrichtung einer Überwachung 
der weltweiten Finanzmärkte. o 


Nigeria wirft 
die IWF- 
»Reformen« 
über Bord 


Nigeria hat »die Marktreformen 
der letzten sieben Jahre effektiv 
aufgegeben«, als General Sani 
Abacha, der neue Regierungs- 
chef ankündigte, daß er die nige- 
rianische Währung - den Naira — 
auf 22 im Verhältnis zum Dollar 
festlege — so berichtete die 
»International Herald Tribune«. 
Abacha kündigte an, daß er 
Schritte unternommen habe, um 
den freien Importfluß zu verhin- 
dern, damit »eine günstige 
Atmosphäre für eine Kon- 
junkturbelebung geschaffen 
würde... Die Regierung wird 
diese Entscheidung aktiv über- 
wachen.« Unter dem »Struk- 
turellen Anpassungs«-Prog- 
ramm der Internationalen 
Währungsfonds (IWF), das im 
Jahre 1986 durch den jetzt 
verstoßenen General Babangida 
eingeführt worden war, hatte der 
Naira sehr stark an Wert verloren 
und wurde mit cirka 48 zum 
Dollar gehandelt. 

Der Bruch mit dem IWF und der 
Weltbank hat unter internationa- 
len Finanzinstituten »Bestür- 
zung« hervorgerufen. »Es ist 
einer der negativsten Rück- 
schläge bisher für einen Trend 
zur Marktwirtschaft in Afrika«, 
berichtete die Londoner »Fin- 
ancial Times«. Die Regierung 
Abacha hat »selbst die Rhetorik 
der Transparenz und finanzieller 
Verantwortlichkeit fallengelas- 
sen,« hieß es in dem Blatt. Er 
berichtete, daß der neue Haus- 
halt »einigen berüchtigten Pro- 
jekten wie dem Stahlwerk 
Ajaokuta, der Aluminium- 
Schmelzhütte und dem neuen 
Capital in Abuja Priorität 
schenkt.« Abacha verkündete in 
seiner Rede über den Haushalt 
1994, daß sämtliche 
Devisenbüros Vertretungen der 
Zentralbank von Nigeria wür- 
den. »Als solche müssen sie 
künftig Devisen zu dem Kurs 
verkaufen, der von der 
Zentralbank von Nigeria vorge- 
geben wird,« sagte er. Die 
Devisenbüros dürfen »also 
(Devisen) nicht verkaufen, um 
Importe zu finanzieren und sie 
sollten auch nicht mehr als 2.500 
Dollar oder Aquivalent an 
irgendeinen Kunden verkaufen«. 


Es wird erwartet, daß die 
Zinssätze verglichen mit den 
derzeitigen Werten von bis zu 60 
Prozent auf 12 bis 21 Prozent 
fallen. Als Reaktion auf Aus- 
sagen, die Entscheidung würde 
das Land »auf Kollisionskurs mit 
dem IWF setzen«, sagte General 
Abacha, »es genügt nicht mehr, 
daß Reformen verlangt werden, 
deren Muster an Auswirkungen 
Land für Land katalogisiert wor- 
den ist und daß die internationa- 
le Gemeinde dabei nicht richtig 
einschätzt, was das voraussicht- 
liche Ergebnis der Änderungen, 
die sie befürwortet, sein wird.«? 


Militärherr- 
scher Nigerias 


fordert »Mar- 
shall-Plan« 


Der neue Militärherrscher Ni- 
gerias — Sani Abacha - hat einen 
Marshall-Plan für Afrika ver- 
langt und meinte, daß andere 
Wege, um die wirtschaftliche 
Not auf dem Kontinent zu lin- 
dern, gescheitert sind -— so 
berichtete Reuters aus Lagos. 


»Ich bin davon überzeugt, daß 
unerschrockene und erfinde- 
rische Lösungen jetzt erforder- 
lich sind, um mit den Problemen 
fertig zu werden, wenn die 
Länder Afrikas nicht ewig mit 
einer erdrückenden Schuldenlast 
leben wollen«, sagte General 
Abacha in einer Rede vor dem 
Nigerianischen Institut für 
Internationale Angelegenheiten. 
»In diesem Kontext sind wir der 
Meinung, daß ein spezielles 
Programm in der Form eines 
neuen Marshall-Plans für Afrika 
eingeführt werden soll, um weit- 
aus höheres Entwicklungs- 
kapital und angemessene Res- 
sourcen zur Aufpolierung der 
afrikanischen Wirtschaft zur 
Verfügung zu stellen.« 


Abacha sagte, Afrikas Ent- 
wicklung würde durch Aus- 
landsschulden behindert, die sich 
im vergangenen Jahr auf insge- 
samt 275 Milliarden Dollar 
beliefen. Diese Summe repräsen- 
tierte 73 Prozent des Brutto- 
inlandprodukts des Kontinents 
und verbrauchte über 30 Prozent 
seiner Hartwährungseinnahmen 
zur Bedienung der Schulden, 


sagte er. 
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Bundesbank 


Zinspolitik 
sefährdet 


Wirtschafts- 
aufschwung 


Gerhard Baader 


Die Deutsche Bundesbank hat die Notbremse gezogen. Für die in- 
ternationalen Finanzmärkte völlig überraschend senkte der Zen- 
tralbankrat auf seiner Sitzung am 17. Februar 1994 den Diskont- 
satz um einen halben Prozentpunkt auf 5,25 Prozent. Der Lom- 
bardsatz blieb mit 6,75 Prozent — vorerst — unverändert, und 
auch der Zinssatz für das der Sitzung folgende Wertpapierpen- 
sionsgeschäft, dem eigentlichen Leitzins, blieb mit sechs Prozent 


unverändert. 


Damit hat die Bundesbank ver- 
sucht, noch in letzter Sekunde zu 
retten, was zu retten ist und ihre 
Fehler der vergangenen Monate 
zu korrigieren. Denn Fehler ha- 
ben die obersten Währungshüter 
Deutschlands in jüngster Zeit 
mehr als genug gemacht. 


Der Wert 
einer Währung 


Die Bundesbanker halten bis heu- 
te an der völlig überholten Mei- 
nung fest, die Höhe der Zinsen sei 
einer der entscheidenden Gründe 
für die Stärke oder Schwäche ei- 
ner Währung. Werden die Zinsen, 
so jedenfalls die Meinung der 
Bundesbank, zu schnell herun- 
tergeführt, dann wird dies die mo- 
mentan ohnehin schon vorhande- 
ne Schwäche der Mark weiter 
verstärken. 


Übersehen wird dabei nur fol- 
gendes. Der Wert einer Währung 
hängt weitestgehend vom Ver- 
trauen in die zukünftige Wirt- 
schaftsentwicklung des betreffen- 
den Landes ab. Besonders als am 
3. Februar die fest erwartete Leit- 
zinssenkung ausblieb, reagierte 
der Dollar, wie viele andere west- 
liche Währungen auch, mit stei- 
genden Wechselkursen. 

Dies ist auch leicht verständlich. 
Volkswirte wiesen nämlich dar- 
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auf hin, daß die ohnehin sehr star- 
ke Rezession durch die ausgeblie- 
bene Zinssenkung noch weiter 
verlängert werde. Die Aussichten 
für eine rasche Wirtschaftsbesse- 
rung würden dadurch immer 
schlechter. Die Folge war eine 
Flucht aus der Mark. 


Bereits der Frankfurter Privat- 
bankier Bethmann hatte in der 
Vergangenheit mehrfach darauf 
hingewiesen, daß für die Stärke 
einer Währung weniger die Zin- 
sen, sondern die zukünftige Wirt- 
schaftsentwicklung der wichtig- 
ste Punkt ist. 


Und gerade die Entwicklung der 
vergangenen Monate in den USA 
gab Bethmann recht. Obwohl die 
amerikanischen Zinsen auf einen 
historischen Tiefstand fielen, zog 
der Dollar binnen eines Jahres ge- 
genüber der Mark um rund zehn 
Prozent an. Damit honorierte der 
Markt die Anstrengungen der 
US-Regierung, die Voraussetzun- 
gen für eine schnelle Konjunktur- 
erholung zu schaffen. 


Der Aufschwung 
wird von den 
Ausfuhren getragen 


Nicht anders sieht es bei den süd- 
europäischen Ländern oder sei- 
nerzeit auch Südafrika aus. Trotz 


eines weit überdurchschnittlichen 
Zinsniveaus fielen die jeweiligen 
Währungen zum Teil im freien 
Fall. Selbst Zinsen von zwölf, 13 
oder 14 Prozent konnten die be- 
treffende Währung gegenüber der 
Mark nicht oder nur wenig stabi- 
lisieren. Dies zeigt also, daß der 
Zinssatz zwar von Bedeutung, 
insgesamt aber von weit unter- 
geordneter Bedeutung ist. 


Zum anderen verkennen alle Mit- 
glieder der Bundesbank und auch 
die meisten »Wirtschaftsexper- 
ten« der Parteien und der Medien, 
daß für einen Wirtschaftsauf- 
schwung eine schwache Währung 
vonnöten ist. Gerade bei einem 
Exportland wie Deutschland wir 
der Aufschwung von den Ausfuh- 
ren getragen. Für diese ist eine 
schwächere Mark aber eine Art 
Gottesgeschenk. 


Statistiken der verschiedenen 
Wirtschaftsforschungsinstitute be- 
legen eindeutig, daß etwa der 
starke Wirtschaftsaufschwung zu 
Beginn der achtziger Jahre ganz 
eindeutig von den Exporten getra- 
gen wurde. Der Wechselkurs der 
Mark hat dabei gegenüber einigen 
wichtigen westlichen Währungen 
um bis zu knapp 30 Prozent an 
Wert verloren! 


Die damit einhergehenden negati- 
ven Auswirkungen auf die Infla- 
tion sind vernachlässigbar. Sie 
werden nämlich von den positi- 
ven Auswirkungen eines Anzie- 
hens der Konjunktur, sei es auf 
die Beschäftigung, die Staatsaus- 
gaben oder die Steuereinnahmen 
deutlich übertroffen. 


Von daher wäre es kein Verhäng- 
nis, sondern im Gegenteil sogar 
ein Grund zur Freude, sollte der 
Kurs der Mark sich in den kom- 
menden Monaten weiter ab- 
schwächen. Natürlich darf dies 
nicht in einem Maße geschehen, 
daß die Mark als Anlagewährung 
uninteressant wird. Nur wird der 
Wechselkurs der deutschen Wäh- 
rung alleine durch das dann wie- 
dererwachende Vertrauen in die 
deutsche Wirtschaft ab einem be- 
stimmten Kurs alleine wieder 
gestützt. 


Die Fehler des 
Mr. D-Mark 


Die Hauptschuld ist aber weniger 
dem jetzigen Bundesbankpräsi- 
denten Hans Tietmeyer, sondern 
vielmehr seinem Vorgänger, dem 


den Sozialdemokraten naheste- 
henden Helmut Schlesinger zu 
geben. Schlesinger hat im vergan- 
genen Jahr alle Trümpfe gehabt, 
die Zinsen weiter zu senken. Aber 
nein, er wollte lieber als »Mr. 
D-Mark« in die Finanzgeschichte 
eingehen. 


Man erinnere sich. Noch etwa vor 
einem Jahr gab es starke Turbu- 
lenzen im Europäischen Wechsel- 
kurssystem (EWS), da die Mark 
gegenüber praktisch allen ande- 
ren Währungen deutlich anzog 
und auf historische Höchststände 
stieg. 


Statt nun entschieden die Zinsen 
zu senken und damit den Druck 
von den anderen Währungen zu 
nehmen, setzte sich Schlesinger 
gegen den entschiedenen Wider- 
stand zahlreicher seiner Direkto- 
riumskollegen durch. Folge wa- 
ren kleine Trippelschritte, die 
zum Teil nur für zwei, drei Wo- 
chen für eine Beruhigung sorg- 
ten. 


Dafür versuchte die Bundesbank 
den Kursverfall der anderen Wäh- 
rungen durch Stützungskäufe in 
zweistelliger Milliardenhöhe auf- 
zuhalten. Dieses trieb dann aber 
naturgemäß die Geldmenge M 3, 
die durch die inverse Zinsstruktur 
ohnehin verfälscht war, weiter 
nach oben. Das starke Geldmen- 
genwachstum veranlaßte die 
Bundesbank dann aber wieder, 
die Zinsen hoch zu halten. Man 
sieht: ein Teufelskreis! 


Parteipolitische 
Rücksichtnahme 
bei Entscheidungen 


Hätte die Bundesbank seinerzeit 
die Zinsen entschiedener gesenkt, 
wären die vielen Stützungskäufe 
unnötig gewesen. Gleichzeitig 
hätte die Notenbank damit den 
Grundstein für eine rasche Wirt- 
schaftserholung gesetzt. 


Bereits ab Mitte dieses Jahres wä- 
ren wahrscheinlich die ersten Er- 
gebnisse sichtbar gewesen. Zu 
früh für den Sozialdemokraten 
Schlesinger und seine Kollegen 
im Zentralbankrat? Es gab viele 
Marktteilnehmer, die sich die Fra- 
ge stellten, inwieweit parteipoliti- 
sche Rücksichtnahmen die Ent- 
scheidungen der Bundesbank 
mitbestimmten?! 


Schlesinger und andere Hardliner 
verwiesen immer wieder darauf, 


daß die Zinsen für langfristige 
Kredite fast auf ihrem histori- 
schen Höchststand liegen wür- 
den. Derzeit liegt der langfristige 
Geldmarktzinssatz etwa bei 5,4 
Prozent, nach einem Rekordtief 
von 5,28 Prozent 1978. 


Dies ist auch wichtig und gut. Nur 
hilft dies momentan nicht weiter 
aus der wirtschaftlichen Klemme! 
Die Investitionen, die hauptsäch- 
lich von den langfristigen Zins- 
sätzen bestimmt werden, sind in- 
zwischen zum größten Teil getä- 
tigt. Viele Unternehmen haben 
mit Umstrukturierungen in sechs- 
stelliger Millionen- oder gar in 
Milliardenhöhe die Vorausset- 
zung dafür geschaffen, daß es bei 
einem kommenden Wirtschafts- 
aufschwung rasch wieder bergauf 
geht. 


Der Konsum muß 
angekurbelt werden 


Damit rücken aber mehr und 
mehr die kurzfristigen Zinsen in 
den Mittelpunkt des Interesses. 
Und die sind nach wie vor sehr 
hoch - zu hoch. 


Gerade diese sind aber im jetzi- 
gen Stadium der Rezession be- 
sonders wichtig. Der Konsum 
muß angekurbelt werden. Hierfür 
muß die Produktion ausgeweitet 
werden, was Gelder für Rohstoffe 
und Fertigungsmaterialien ver- 
langt. Gleichzeitig müssen die 
Lagerkapazitäten, sofern noch 
nicht auf einem befriedigenden 
Stand, weiter ausgebaut werden. 
Dies kann aber nur bei einem ra- 
schen Warenumschlag rentabel 
geschehen. Und gerade hierfür 
sind die kurzfristigen Zinsen 
ausschlaggebend. 


Der ohnehin in den vergangenen 
Jahren arg gebeutelte Mittelstand, 
dem das Wasser im wörtlichen 
Sinne des Wortes in mehr als nur 
einem Fall bis zum Hals steht, 
kann die kurzfristigen Investitio- 
nen nicht aufbringen, wenn dafür 
elf, zwölf oder 13 Prozent Zinsen 
gezahlt werden müssen. 


Diese Zinsen müssen zwangsläu- 
fig auf die Produkte aufgeschla- 
gen werden. Diese werden da- 
durch ebenso zwangsläufig wie- 
der teurer und dämpfen damit das 
Kaufverhalten. 


Und wieder beißt sich die Schlan- 
ge in den eigenen Schwanz! Der 
Aufschwung wird hinausgezö- 


Für den Frankfurter Privatbankier Johann Philipp Freiherr 
von Bethmann ist für die Wirtschaft die Stärke einer Wäh- 
rung wichtiger, weniger die Zinsen. 


gert, das soziale Netz immer wei- 
ter gespannt, das Vertrauen des 
Auslands nimmt ab und damit die 
Schwäche der Währung zu. 


Die Schwäche der 
D-Mark nimmt zu 


Und eines ist anscheinend von 
den Bundesbankern gar nicht be- 
achtet worden. Angesichts der 
sich immer deutlicher abzeich- 
nenden Wirtschaftserholung in 
den USA war es jedem Markt- 
beobachter klar, daß der Zinssen- 
kungstrend in den USA späte- 
stens im Herbst des vergangenen 
Jahres zum Stillstand kam und 
steigende Zinsen nur noch eine 
Frage der Zeit waren. Selbst US- 
Notenbankpräsident Alan Green- 
span hatte in den verschiedensten 
Reden immer wieder darauf hin- 
gewiesen. 

Jedem halbwegs in der Wirtschaft 
bewanderten Menschen war aber 
klar, daß steigende Zinsen in den 
USA weitere Zinssenkungen in 
Deutschland erschweren. 


Spätestens ab diesem Zeitpunkt 
hätte die Bundesbank also ihre 
Politik der Trippelschritte aufge- 
ben müssen und die Zinsen stär- 
ker als in den vergangenen Mona- 
ten geschehen senken müssen. 

Dieses ist aber unterblieben. Da- 
mit war der Grundstein eines ra- 


schen Wirtschaftsaufschwunges 
zerstört. Denn jetzt wird der Dol- 
lar als Anlagewährung immer in- 
teressanter, während eine Kon- 
junkturerholung in Deutschland 
wohl noch bis nächstes Jahr auf 
sich warten lassen wird. 


Weitere 
Kurssteigerungen 
beim Dollar 


Damit sind aber weitere Kursstei- 
gerungen des Dollars vorpro- 
grammiert. Kurse zwischen 1,80 
und zwei Mark müssen für das 
zweite Halbjahr 1994 einkalku- 
liert werden. 


Der Bundesverband deutscher 
Banken hat in einem ersten Kom- 
mentar auf die Leitzinssenkung 
vom 17. Februar darauf hinge- 
wiesen, daß die Entscheidung der 
Bundesbank »ein Signal (sei), 
daß die Notenbank weitere geld- 
politische Erleichterung beab- 
sichtigt«. Weitere Zinssenkungen 
im Verlauf dieses Jahres seien in 
Anbetracht der sich abzeichnen- 
den Verlangsamung des Preisauf- 
triebs vorgezeichnet und ange- 
sichts der weiterhin schwachen 
Konjunktur in Deutschland auch 
wünschenswert. 


Völlig richtig weist der Banken- 
verband darauf hin, daß für weite- 


re Zinssenkungen insbesondere 
auch gesamtwirtschaftlich maß- 
volle Tarifabschlüsse vonnöten 
sind. Streiks größeren Ausmaßes 
kann sich derzeit niemand leisten. 
Sollte es aber wirklich dazu 
kommen, dann »Adieu Wirt- 
schaftsaufschwung«. 


Die Mitschuld 
der Bundesbank 


Ins Fettnäpfchen hat sich — mal 
wieder — Bundeswirtschaftsmini- 
ster Günter Rexrodt (FDP) ge- 
setzt. Noch am Wochenende vor 
der Diskontsatzsenkung erklärte 
der liberale Minister vor Journali- 
sten frank und frei in Washington, 
er halte für die nächsten Wochen 
und Monate weitere Leitzinssen- 
kungen für nicht möglich. 


Nicht nur, daß die Entscheidung 
der Bundesbank vom 17. Februar 
wie ein Faustschlag ins Gesicht 
wirken muß, offenbart diese Au- 
ßerung auch ein erschreckendes 
Wissen über volkswirtschaftliche 
Zusammenhänge. Von einem 
Bundeswirtschaftsminister sollte 
man eigentlich mehr Kompeten- 
zen verlangen. Aber was kann 
man von Politikern halten, die 
von heute auf morgen in total un- 
terschiedliche Ressorts gesteckt 
werden, von denen sie noch viel 
weniger Ahnung haben als von 
ihrem angestammten. 


Wenn also Beschwerden über die 
zu langsame Konjunkturerholung 
in Deutschland geäußert werden, 
dann sollte die Bundesbank einer 
der ersten Ansprechpartner sein. 
Auch trägt sie eine gehörige Por- 
tion Mitschuld an den Streitigkei- 
ten der laufenden Tarifrunden. 
Denn bei einer besseren Wirt- 
schaft wären manche nunmehr 
unumgänglich gewordenen härte- 
sten Maßnahmen der Unterneh- 
men wahrscheinlich nicht not- 
wendig gewesen. Damit wären 
aber die Vorraussetzungen für die 
diesjährige Tarifrunde viel besser 
gewesen. 


Jelzin schafft 
neuen 
Geheimdienst 


Mit einem Erlaß, der vom russi- 
schen Präsidenten Boris Jelzin 
herausgegeben wurde, ist das 
Sicherheitsministerium offiziell 
aufgelöst worden und an seine 
Stelle trat ein Bundes-Spio- 
nageabwehrdienst. 


Dies ist ein weiterer Schritt in 
die Richtung, die Oberstleutnant 


Vitali Urazhtsew in einem 
Interview, angedeutet hat. 
Urazhtsew zeigte, wie die 


Kräfte, die hinter der Jelzin- 
Diktatur stehen, aus dem 
Apparat des Sicherheits- und 
Innenministeriums eine moderne 
Version des geheimen 
Polizeiapparats »Oprichnina« 
von Iwan dem Schrecklichen 
machen. 


Jelzin begründete die Auflösung 
des Sicherheitsministerium wie 
folgt: »Derzeit fehlt ein strategi- 
sches Konzept für die Staats- 
sicherheit der russischen Föde- 
ration und die Gegenspio- 
nagetätigkeit des Sicherheits- 
ministeriums war geschwächt.« 
Mit anderen Worten, die Reform 


hat das Ziel, den Sicher- 
heitsapparat zu stärken, unge- 
achtet dessen, was ihre 


Befürworter behaupten. 


Jelzin ernannte Nikolai Go- 
lushko zum Direktor des 
Bundes-Gegenspionagedienstes. 
Golushko war zu Zeiten der 
Sowjetunion der KGB-Chef für 
die Ukraine. Jelzin hatte ihn als 
Ersatz für Viktor Barannikow, 
den er im Juni 1993 gefeuert 
hatte, als Sicherheitsminister 
eingeführt. 


Weltliga gegen 
die Todesstrafe 


Im Europäischen Parlament in 
Brüssel fand die Gründungs- 
konferenz für die Abschaffung 
der Todesstrafe bis zum Jahr 
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2000 statt. An ihr nahmen 50 
Parlamentarier und Juristen aus 
aller Welt — unter anderem aus 
den Vereinigten Staaten, vielen 
osteuropäischen Ländern, Ruß- 
land, Brasilien, Israel und von 
der Palästinensische Befrei- 
ungsorganisation - teil. 


Zu den Gründungsmitgliedern 
gehört Alma Agata Cappiello, 
ein Mitglied des italienischen 
Senats und dessen Justiz- 
ausschusses. Sie sagte den 
Zuhörern, sie sei zuversichtlich, 
daß die Todesstrafe selbst in den 
Vereingten Staaten abgeschafft 
werde, wenn auf internationaler 
Ebene Druck auf das Land aus- 
geübt wird. 


Gail Billington stellte sich selbst 
»als Ehefrau des politischen 
Gefangenen Mike Billington 
vor, der aus politischen Gründen 
- da er ein Mitarbeiter von 
Lyndon LaRouche und seiner 
politischen Bewegung ist - zu 77 
Jahren Gefängnis verurteilt 
wurde. Er ist einer von sechs 
weiteren Mitarbeitern, die aus 
den gleichen politischen 
Gründen eingesperrt worden 
sind.« Sie wies darauf hin, daß 
»die Entscheidung des Obersten 
Bundesgerichts, die Todesstrafe 
selbst in den Fällen zu verhän- 
gen, wo die Möglichkeit besteht, 
daß der Angeklagte unschuldig 
ist, zeigt, daß das amerikanische 
Justizministerium die Bill of 
Rights umstößt und daß das 
Justizministerium Bushs zu den 
korruptesten in der Geschichte 
der Vereinigten Staaten gehörte, 
wie der Kongreßabgeordnete 
Henry Gonzalez kürzlich gesagt 
hat.« 


Hochrangiger 
anglikanischer 
Geistlicher: 
Prinz Charles 
muß gehen 


Prinz Charles’ mangelnde Eig- 
nung, König von England zu 
werden, wurde zum ersten Mal 
von einem hochrangigen Ver- 
treter der Kirche von England — 
Georg Austin, Archidiakon von 
York - in einer BBC- 
Radiosendung und in einem 
Kommentar in der »Londoner 
Times« angesprochen. 


Das Thema der Thronnachfolge 
ruft eine Kontroverse hervor, 
nachdem Prinzessin Diana von 
Wales ankündigte, daß sie sich 
aus dem öffentlichen Leben 
zurückziehen werde. Presse- 
berichten zufolge möchte 
Königin Elizabeth, daß Prinz 
William, ihr Enkel, ihr 
Nachfolger wird und daß der 
Erzbischof von Canterbury nicht 
in der Lage wäre, Charles als 
Oberhaupt der Kirche von 
England zu akzeptieren. Beide 
Behauptungen entstammen einer 
Diskussion des Erzbischofs mit 
führenden Pressevertretern, die 
er im Sommer letzten Jahres 
geführt hat und in der er 
»Optionen und Möglichkeiten« 
zum Ausdruck brachte. 


In seinem Kommentar in der 
»Times« sagte Austin, Charles 
habe mit seinem Ehebruch mit 
Camilla Parker-Bowles, der nie- 
mals offiziell dementiert worden 
ist, den »Heiligen Schwur vor 
Gott« gebrochen, den er Diana 
Spencer bei seiner Ehe- 
schließung gegeben habe. Ehe- 
bruch ist in der königlichen 
Familie sicher nichts Neues, 
schrieb Austin, doch »die Frage 
muß sicher gestellt werden«, ob 
Charles noch Vertrauen entge- 
genbracht werden kann, wenn er 
bei seiner künftigen Krönung ein 
zweites mal ein Gelübde vor 
Gott ablegt. Ein einmal ent- 
täuschtes Vertrauen ist schwer 
wiederherzustellen, schrieb 
Austin; auch wenn Christen die 
Möglichkeit zu Reue und 
Vergebung haben, »könnte es 
sein, daß Prinz Charles zu weit 
gegangen ist«. 


Das Verhalten von Charles, so 
Austin, »wirft nicht nur Fragen 
zu seiner eigenen Rolle, sondern 
auch zum Überleben der Mon- 
archie an sich auf«. 


Jelzins Politik 
wie die 
Schirinowskys 


Der russische Präsident Boris 
Jelzin verfolgt eine imperialisti- 
sche Politik, die sich von der von 
Wladimir Schirinowsky nicht 
allzusehr unterscheidet, während 
er zynisch behauptet ein 
Bollwerk gegen all das zu sein, 
was Schirinowsky repräsentiert, 
schrieb der Moskauer 


Korrespondent der Schweizer 
Tageszeitung »Neue Zürcher 
Zeitung«. 

»Präsident Jelzin sicherte in sei- 
ner Neujahrsansprache den 
Russen, die außerhalb Rußlands 
leben, seine Solidarität zu«, 
schrieb der Journalist. »Moskau 
verteidigt die gemeinsamen 
Interessen und wird sie weiterhin 
verteidigen und das »mit noch 
mehr Energie und größerer 
Entschiedenheit«. Mit diesen 
Worten zeigte Jelzin erneut, daß 
er die Arena des Chauvinismus 
den Nationalisten unter Schiri- 
nowsky und den Kommunisten 
nicht ohne Kampf überlassen 
wird. Von diesem Standpunkt ist 
nicht nur beunruhigend, daß das 
Staatsoberhaupt damit die latente 
imperialistische Haltung wieder 
übernommen hat, sondern vor 
allem die Tatsache, daß er die 
Extremisten nicht entschieden 
bekämpft, sondern teilweise 
sogar ihre Ideen übernimmt. 


»Das ist jedoch wie ein Spiel mit 
dem Feuer. Wenn es heute noch 
jemanden gibt, der eine 
Gegenposition zu dem aggressi- 
ven großen Russen Schiri- 
nowsky formulieren könnte, 
dann ist es Jelzin. Das Staats- 
oberhaupt hat jedoch, selbst vor 
dem Wahlerfolg der Rechts- 
extremisten, das Spiel der 
Konfrontation mit den Aus- 
ländern gespielt. Seit gut einem 
Jahr ließ der Präsident seine 
Minister die GUS-Staaten und 
Länder des Baltikums hart ins 
Gebet nehmen. Gleichzeitig prä- 
sentiert er sich selbst im Ausland 
als eine Art Bollwerk gegen die 
Reaktion und den Haß der 
Ausländer in Rußland.« 


Der Artikel weist auf die 
Absurdität hin, einen Mann als 
legitim zu unterstützen, der den 
Imperialismus, der jederzeit zu 
einem offenen und aggressiven 


Imperialismus werden kann, 
»respektabel«e zu machen 
scheint. 


Viele Kroaten 
sind gegen 
die Politik 
Tudschmans 


Telegrafischen Berichten aus 
Zagreb zufolge haben viele 
Kroaten begonnen, Präsident 


Franjo Tudschmans Politik 
gegenüber Bosnien öffentlich in 
Frage zu stellen. Tudschman 
unterstützt den britisch-serbi- 
schen Plan, Bosnien in ethnische 
Enklaven zu fassen und er ver- 
sucht mit militärischen Mitteln 
für Kroatien einen großen 
Brocken an sich zu reißen. 


Die zunehmende öffentliche 
Bestürzung soll sogar auf die 
staatliche kontrollierten Medien 
übergegriffen haben. 


»Kroatiens geostrategische Po- 
sition und Wirtschaft sind ohne 
ein vereinigtes Bosnien gefähr- 
det. Die Konsequenzen einer 
Teilung Bosniens könnten für 
uns katastrophal sein«, sagte 
Martin Spegelj, ein ehemaliger 
kroatischer Armeegeneral und 
populärer Kommentator. 


»Selbst die treuesten Anhänger 
kroatischer Politik haben ange- 
fangen, sie zu überdenken und 
überlegen: »Gab es da noch 
irgendetwas anderes, was wir 
hätten tun können?««, hieß es in 
der staatlich kontrollierten 
Zeitung »Vjesnik«. 


»Tudschmans Politik, die 
Aufteilung Bosniens zu unter- 
stützen, ist undenkbar töricht, 
denn damit läuft er Gefahr, daß 
mit Kroatien das Gleiche pas- 
siert«, soll ein hochrangiger 
westlicher Diplomat gegenüber 
der kroatischen Presse geäußert 
haben. 


Tudschmann betrachtet die 
Teilung als einen Schritt in 
Richtung Annektierung eines 
bosnisch-kroatischen Staates zu 
einem »größeren Kroatien«. 
Doch kroatische Kritiker sind 
der Meinung, daß der Aufstand, 
der durch kroatisch-moslemi- 
sche Kämpfe hervorgerufen 
wurde, bedeuten wird, daß zwei 
von drei bosnischen Kroaten 
gestrandet und außerhalb eines 
künftigen kroatischen Klein- 
staats enden könnten. Viele 
wären Flüchtlinge, würden 
Kroatien eine schwere wirt- 
schaftliche Bürde auferlegen und 
eine Kultur des Re- 
vanchismus hervorbringen, die 
einen langfristigen Aufruhr in 
der Region schaffen könnte. 


Die Unzufriedenheit, die in den 
kroatischen Medien und unter 
neu aufkommenden Gemäßigten 
in Tudschmans Partei — der HDZ 
- zum Vorschein kommt, ist 


noch nicht zu einer breiten 
Opposition gegen Tudschman 
eskaliert. m 


Weißrußland 
schließt sich 
letztlich der 
von Rußland 
geführten Ge- 
meinschaft an 


Weißrußland hat sich Anfang 
Januar dieses Jahres damit ein- 
verstanden erklärt, sich der von 
Rußland angeführten Gemein- 
schaft Unabhängiger Staaten 
anzuschließen, als die alte kom- 
munistische Nomenklatura, die 
Regierung und Parlament kon- 
trolliert, Präsident Stanislaw 
Shushkewich dazu zwang, seine 
Opposition gegen den Beitritt 
zum Sicherheitspakt aufzugeben. 
Angesichts der Kräfte- 
verhältnisse in Weißrußland 
hätte Shushkewich schon viel 
früher zur Kapitulation gezwun- 
gen werden können, doch 
Moskau hat es vorgezogen das 
Ereignis mit dem Beginn des 
NATO-Gipfels und mit US- 
Präsident Bill Clintons Besuch in 
Moskau und Minsk, der 
Hauptstadt Weißrußlands, zu- 
sammenfallen zu lassen. Die 
Entscheidung bedeutet, daß 
Rußland militärisch praktisch 
nach Westen zur polnischen 
Ostgrenze hin expandiert. 


Die Entscheidung sollte auch mit 
dem Treffen des weiß- 
russischen Premiers Vyacheslaw 
Kebich und dem russischen 
Premier Viktor Chernomyrdin in 
Moskau zusammenfallen, am 
Ende dessen ein Vertrag unter- 
zeichnet wurde, der Weißruß- 
land zu einer Wirtschaftsunion 
mit Rußland vereint. Gemäß den 
Vertragsbestimmungen gibt 
Weißrußland seine Souveränität 
in allen wichtigen wirtschafts- 
und finanzpolitischen Bereichen 
auf und stellt sie unter die 
Kontrolle der russischen Re- 
gierung und der der Zentralbank. 
Diese russische Wiederer- 
oberung von Weißrußland wird 
von Moskau mit anglo-amerika- 
nischer Unterstützung in den 
kommenden Wochen dazu be- 
nutzt werden, den Druck auf die 
Ukraine zu erhöhen. 


Russische 
Truppen 
bauen deut- 
sches Mafia- 
Netzwerk auf 


Der Berliner Staatsanwalt, der 
die Fälle illegalen Schmuggels 
durch russische Truppen in 
Deutschland behandelt, sagt rus- 
sische Offiziere bauen kriminelle 
Mafias auf, die zurückbleiben 
werden, wenn die letzten russi- 
schen Truppen das Land wie 
geplant im Herbst 1994 verlas- 
sen haben. Staatsanwalt UIf 
Hagemann sagte, »die angebli- 
chen politischen Vorteile werden 
überschattet von dem riesigen 
Schaden für Deutschland«, 
wobei er die Klauseln über den 
Truppenabzug in dem deutsch- 
russischen Vertrag meint. 


Gemäß dem Vertrag ist es der 
deutschen Polizei verboten russi- 
sche Stützpunkte und 
Transportfahrzeuge zu untersu- 
chen. Den russischen Truppen ist 
es -— wie NATO-Einheiten - 
erlaubt, Zigaretten, Alkohol, 
Stereoanlagen zoll- und steuer- 
frei einzuführen. Import- 
Exportfirmen in Berlin und 
anderen deutschen Städten lie- 
fern die Waren für den angebli- 
chen Verkauf an die russischen 
militärischen Beschaffungs- 
stellen auf den Stützpunkten, lei- 
ten sie dann aber auf den 
Schwarzmarkt in Deutschland 
um. Diese Firmen sind die legiti- 
me Fassade für die russische 
Mafia, die zurückbleiben wird, 
sobald die Truppen gehen. 


Hagemann zufolge wird diese 
Beschaffung, die die Regierung 
bereits Milliarden von DM an 
Verlusten gekostet hat, von rus- 
sischen Offizieren kontrol- 
liert. = 


Russische 
Offiziere auf 
der Krim 
getötet 

Eine Welle von Ermordungen 


hochrangiger, russischer Offi- 
ziere der Schwarzmeer-Flotte 


könnte eine »brutale Eskalation« 
der Streitigkeiten zwischen 
Rußland und der Ukraine über 
den Status der Krim signalisie- 
ren, schrieb Catherine Cote in 
der französischen Tageszeitung 
»Liberation«. Ihr Artikel ist der 
erste, der im Westen über ein 
verhängnisvolles Muster an 
Entwicklungen erscheint, die 
den Präsidentschaftswahlen vom 
16. Januar 1994 auf der Krim 
vorausgingen. 

Wie Catherine Cote schreibt, 
wurde Captain Andrei Lazeb- 
nikow, ein Russe, am 15. De- 
zember 1993 vor seinem Haus in 
der Hafenstadt Sebastopol er- 
schossen. Das war »der letzte in 
einer Serie von Morden an 
Offizieren und Politikern, die in 
Sebastopol, dem Stützpunkt der 
Schwarzmeer-Flotte auf der 
Krim, passiert sind«. Lazeb- 
nikow war ein enger Freund 
sowohl des derzeitigen Ober- 
haupts der Schwarzmeer-Flotte - 
Admiral Baltıin - sowie des ehe- 
maligen Oberhaupts der Flotte — 
Admiral Kasatonow. Er war 
auch hochrangiges Mitglied des 
Wahlkampfstabs von Ivan 
Yermakow, einem der Präsi- 
dentschaftskandidaten. 


Die Wahlen liefen auf ein 
Referendum über den Status der 
Krim hinaus, die seit 1954 eine 
»autonome Republik« der 
Ukraine war. Siebzig Prozent der 
Bevölkerung auf der Krim ist 
russisch und die Stimmung 
zugunsten einer »Wirtschafts- 
union« oder noch engeren 
Verbindung mit Rußland ist sehr 
gut. 


Einen Tag vor der Ermordung 
von Lazebnikow explodierte 
eine Bombe im Haus von 
Iskander Memetow, einem 
Abgeordneten und Mitarbeiter 
von Nikolai Bagrow - einem 
anderen Präsidentschaftskandi- 
daten der Krim. 


Der Chefarzt des Krankenhauses 
von Sebastopol sagt, es gäbe der- 
zeit eine »regelrechte Jagd« auf 
russische Offiziere in der Stadt, 
die weitgehend von Militärs und 
deren Familien bevölkert ist. D 
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Die Affaire 
Bobby Ray 


Inman 


Lars-Erik Nelson 


Die beiden etwas nachdenklicher stimmenden Artikel über 
Admiral Bobby Ray Inmans Rücktritt sind in der amerikani- 
schen Establishment-Presse erschienen. Lars-Erik Nelson ist ein 
in Washington lebender Leitartikel, der für die Tageszeitung 


»Newsday« schreibt. 


Mit seinem eigenartigen Rück- 
zug von der Nominierung als 
Verteidigungsminister der USA 
hat Admiral Bobby Ray Inman 
für Israel, für den amerikani- 
schen Journalismus und insbe- 
sondere für die »New York 
Times« eine Dynamitladung zur 
Explosion gebracht. 


Mißbrauch von 
CIA-Material 


Inman bezeichnete den Kolum- 
nisten der »New York Times«, 
William Safire, als aktiven 
Spieler für Israel in einem 
Kampf um das Teilen von 
Geheimdienstinformationen, der 
in der Überführung von Jona- 
than Pollard wegen Spionage 
gipfelte. 


Hier meine Folge der Ereig- 
nisse: Im Juni 1981 — als Inman 
unter Ronald Reagan stellvertre- 
tender Direktor des CIA war - 
bombardierten israelische Flug- 
zeuge den Atomreaktor Osirak 
im Irak, weil Israel vermutete, 
daß dort Atomwaffen hergestellt 
würden. 


Inman sagte: »Ich schaute mir 
auf der Karte die Distanz zwi- 
schen Israel und Bagdad an und 
dachte: »Wie und woher ‚haben 
sie das Material für ihr Ziel 
bekommen.«« 


Er erfuhr, sagte er, daß Israel 
vom CIA - ohne Erlaubnis - 
Satellitenphotos von »potentiel- 
len direkten Bedrohungen ihrer 
Systeme« anfordern konnte. 
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Als er erfuhr, daß die Israelis 
auch Informationen über Ziele 
in Libyen und Pakistan erhalten 
hatten, beschloß er diese auf 250 
Meilen von ihrer Grenze ent- 
fernt zu beschränken. »Wenn es 
darüber hinausging, mußten sie 
fragen«, sagte Inman. 


Der israelische Verteidigungs- 
minister Ariel Sharon protestier- 
te gegenüber dem amerikani- 
schen Verteidigungsminister 
Caspar Weinberger, der Inman 
unterstützte. Dann — so Inman — 
beschwerte sich Safire bei CIA- 
Direktor William Casey - seinem 
alten Kollegen aus der Nixon- 
Regierung und langjährigen, 
politischen Verbündeten — über 
die Entscheidung. 


Ein Journalist 
als Lobbyist 


Dies bringt eine Reihe von 
Fragen auf den Plan. Infor- 
mationen über militärische Ziele 
gehören zu den wichtigsten 
Geheimnissen, die die Vereinig- 
ten Staaten besitzen. Inman ver- 
letzte die Sicherheit, als er die 
Angelegenheit sogar dienstags 
in seiner Pressekonferenz be- 
sprach. Aber wer hat Safire 
erzählt, daß Israel Beschrän- 
kungen auferlegt wurden? Und 
warum führt sich ein Journalist 
als Lobbyist auf, um eine 
Entscheidung des CIA und des 
US-Verteidigungsministerium 
umzuwerfen? 


Casey stimmte der Beschwerde 
Safires zu. Doch Weinberger 


unterstützte wiederum Inman. 
»Ab diesem Zeitpunkt«, sagte 
Inman, war Safires Bericht- 
erstattung über Inman feindse- 
lig.« Einer der Kritikpunkte von 
Safıre ist, daß Inman »anti-israe- 
lisch« sei. 


Safıre selbst sagt, er betrachte 
Inman als anti-israelisch, weil 
Inman, sagte er, eine Lügen- 
geschichte verbreitete und den 
israelischen Geheimdienst be- 
schuldigte falsche Berichte zu 
verbreiten, in denen es hieß, ein 
libysches UÜberfallkommando 
befinde sich in Amerika. Doch 
ich erinnere mich an diese 
Geschichte mit dem Überfall- 
kommando; ich habe sie von 
einem israelischen Geheim- 
dienstbeamten gehört. Israe- 
lische Geheimdienstler waren 
Anfang der achtziger Jahre sehr 
aktiv, sie verbreiteten Ge- 
schichten — manchmal wahre, 
manchmal übertriebene — über 
die Perfidie der Araber. 


Die Spur führt zu 
Jonathan Pollard 


Nachdem Safiıres Bemühungen 
das Material über militärische 
Angriffsziele zu teilen abgeblitzt 
waren, ließ Israel mit seinen 
Bemühungen dagegen nicht 
locker. Im Jahre 1984 erhielt 
Avı Sella, der Pilot, der den 
Angriff auf Osirak flog, vom 
Chef der israelischen Luftwaffe 
die Genehmigung nach Wa- 
shington zu fliegen und Jona- 
than Pollard, einen Experten in 
US-Marinespionage, als Agen- 
ten für Israel zu rekrutieren. 
Pollard arbeitete am Anti- 
terrorismus, doch er hatte 
Zugang zu einer großen Palette 
an Geheiminformationen. 


Er war begeistert mit dem dyna- 
mischen Sella zusammenzutref- 
fen, der seine Vorstellung von 
dem wagemutigen israelischen 
Krieger erfüllte. Alles, was Sella 
brauchte, um Israels Gegner zu 
zerstören, waren Informationen 
über militärische Angriffsziele. 
Das genaue Ausmaß von 
Pollards Aufgabe ist höchst 
geheim, doch Informationen 
über militärische Angriffsziele 
gehörten mit Sicherheit dazu - 
die gleichen Informationen, 
bezüglich derer Safire versuchen 
wollte Casey zu überzeugen sie 
mit Israel zu teilen. Mit Hilfe 
von Pollards Spionageaktivi- 
täten konnten israelische 


Kriegsflugzeuge im Oktober 
1985 das Hauptquartier der palä- 
stinensischen Befreiungsorgani- 
sation in Tunis bombardieren. 


In seinen Kolumnen über den 
Fall Pollard war Safire empört 
über die israelische Regierung. 
»Israels Freunde — besonders 
jüdische Amerikaner -, die dop- 
pelt verraten worden sind durch 
eine israelische Operation, mit 
der ein Jude bezahlt wurde, 
Verräter zu sein — sind nicht nur 
entsetzt, sondern auch berechtig- 
terweise wütend. 


Die Frage der 
doppelten Loyalität 


Safire ist ein derartiger Zionist, 
daß er den ehemaligen israeli- 
schen Verteidigungsminister 
Moshe Arens für seine 
Mäßigkeit einst öffentlich be- 
schimpfte. Doch seine Em- 
pörung über den Fall Pollard ist 
sicher echt. Israel hatte keine 
Entschuldigung dafür, gegen 
seinen größten Gönner und 
Wohltäter — die Vereinigten 
Staaten von Amerika - zu spio- 
nieren. Die Rekrutierung von 
Pollard verletzte außerdem eine 
angebliche Einschränkung der 
Israelis, amerikanische Juden 
nicht gegen ihre eigene 
Regierung zu benutzen - eine 
Praktik, die zwangsläufig Fra- 
gen über die »doppelte Loy- 
alität« aufwirft. 

Um was es hier geht ist nicht 
Spionage, sondern die eigentli- 
che Rolle eines Journalisten. 
Wenn Inman recht hat, hat sich 
Safıre — angeblich ein aktiver 
Journalist — bei Casey für die 
Interessen Israels eingesetzt. 
Und als er zurückgewiesen 
wurde, nahm er in seinen 
Zeitungskolumnen und Fernseh- 
kommentaren Rache an Inman. 


Das ist nicht korrekt. Bill 
Kovach, der im Jahre 1981 
Washingtoner Bürochef der 
»Times« und Safires Chef war, 
sagt: »Wenn das, was Inman 
sagt, wahr ist, ist Safire mit sei- 
nem Verhalten weit über das 
Ziel hinausgeschossen. Ein 
Journalist darf nicht im gehei- 
men auf die Regierung Einfluß 
nehmen.« 

Doch die Folge der Ereignisse 
ist unvermeidlich: Israel stahl 
über Pollard das, was Safire - 
majestätisch verhüllt mit der 
»New York Times« — kostenlos 
nicht kriegen konnte. = 
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Inmans Streit 
mit der »New 
York Times« 


Joseph Sobran 


Auch der nachfolgende Beitrag über Admiral Bobby Ray Inman 
von Joseph Sobran erschien in verschiedenen Zeitungen der 
amerikanischen Establishmentpresse. Sobran aus Washington 
ist hauptamtlich Leitartikler für einen US-Zeitungskonzern. 


Bobby Inman war immer bekannt 
- und respektiert — als was man 
manchmal »einen vollendeten 
Washingtoner Insider« nennt. So 
war die Stadt schockiert, als er in 
einer Pressekonferenz seinen 
Rücktritt als von Bill Clinton no- 
minierter US-Verteidigungsmini- 
ster bekanntgab. In kaum einem 
der Berichte in den Medien mit 
seiner langen Erklärung wurde 
der wahre Grund erwähnt: Inman 
ergriff die Gelegenheit William 
Safire von der »New York Times« 
als Zionisten zu entlarven. 


Der Zugang zu 
US-Militärgeheimnissen 


Wie Inman sagte, gehen seine 
Schwierigkeiten mit Safire auf 
das Ende der siebziger Jahre zu- 
rück, als er Leiter der nationalen 
Sicherheitsbehörde war und es 
ablehnte Safire bei einer Story zu 
helfen, woraufhin Safire ihn dar- 
auf hinwies, daß die Story für ihn 
wenig schmeichelhaft werden 
würde. Safire leugnet dies. Inman 
sagt auch, daß Safire sich im Jahr 
1981 - als er beim CIA war - bei 
Inmans Chef, Bill Casey, be- 
schwert habe, als Inman Israel 
den Zugang zu Geheiminforma- 
tionen unterband. 


Seiner Zeitung zufolge leugnet 
Safire diesen Teil nicht, doch er 
entgegnet, daß »meine Kritik sei- 
ner anti-israelischen Einstellung« 
das sei, was Inman am meisten 
ärgere. 


Sehr interessant. So interessant, 
daß die restlichen Medien die Sa- 
che scheinbar nicht weiter verfol- 
gen wollen. Der springende Punkt 


\ 


Admiral Bobby Ray Inman, 
unter US-Präsident Ronald 
Reagan _stellvertretender 
CIA-Direktor, verwehrte Is- 
rael US-Geheimdienstma- 
terial. 


des Disputs zwischen den beiden 
Männern ist eine Meinungsver- 
schiedenheit bezüglich unseres 
»vertrauenswürdigen und zuver- 
lässigen Verbündeten«. 

Inman sagt, als er Israels Zugang 
zu Militärgeheimnissen unter- 
bunden habe, sei Ariel Sharon, 
der damalige israelische Verteidi- 
gungsminister auf die USA los- 
gestürmt, um sich zu beschweren. 
Safires Beschwerden folgten kurz 
danach, sagt Inman, und »von da 
an war die Berichterstattung — das 
heißt, Safires Berichterstattung 
über Inman - feindselig, wenn 
man es zurückverfolgt«. 

Im weitesten Sinne zumindest 
gibt Safire zu, daß sich die Fehde 


um Israel dreht. Die Einzelheiten 
sind sekundärer Natur. Er haßt In- 
man nicht wegen seiner Einstel- 
lung zu diesem Land, sondern 
wegen seiner Einstellung zu Is- 
rael. Endlich: Das Eingeständnis 
des Offensichtlichen! Safıre sagte 
auf seine Art genau das in seiner 
jüngsten Kolumne über Inman, in 
der er selbst an Inmans Ansichten 
über den israelischen Spion Jona- 
than Pollard etwas auszusetzen 
hatte. 

Haben die Ereignisse, die Inman 
beschreibt, zu der Spionageope- 
ration geführt, in die Pollard ver- 
wickelt war? Israels Apologeten 


William Casey, in der Rea- 
gan-Regierung CIA-Direk- 
tor, wollte Israel ohne Er- 
laubnis mit geheimen Satel- 
litenphotos von potentiellen 
Feinden dienlich sein. 


behaupten oft, daß die Pollard - 
Operation durch Amerikas Geiz 
mit wichtigen Informationen, die 
man Israel »schuldete«, erforder- 
lich geworden war - ein Geiz, der 
für die »Sicherheit« Israels an- 
geblich eine Gefahr darstellte. 


Die USA sind 
selber schuld 


Kapiert? Wir sind selber schuld 
daran, wenn sie bei uns spioniert 
haben. Inman war vielleicht 
gleichsam die »Ursache« für Is- 
raels Verrat. 


Soweit ich weiß hat Bobby Inman 
niemals den Krieg gegen Israel 
befürwortet. Seine »anti-israeli- 
sche« Haltung scheint in einem 
Widerstreben zu bestehen, un- 
serm vertrauenswürdigen und zu- 
verlässigen Verbündeten den Fa- 
milienschmuck auszuhändigen. 
Man könnte doch meinen, daß ei- 


ne bestimmte Bärbeißigkeit bei 
einem Wachhund für nationale 
Geheimnisse wünschenswert wäre, 
nicht wahr? Nicht, wenn man 
William Safire heißt. Er hätte lie- 
ber einen Wachhund, der sich an 
der Nase herumführen läßt — zu- 
mindest was Israel angeht. Somit 
hat sich Inman also übermäßiger 
Wachsamkeit für sein eigenes 
Land schuldig gemacht. 


Vorsicht gegen über 
Ausländer ist ein Makel 


Eigenartig. Niemand ist sonder- 
lich beunruhigt, wenn ein Mann 
in seiner sensitiven Position wie 
der, die Inman innehatte, ein we- 
nig anti-französisch oder anti- 
deutsch ist, in dem Sinne, daß er 
den Franzosen oder Deutschen 


israelische 
Verteidigungsminister Ariel 
Sharon beschwerte sich 


Der damalige 


beim US-Außenminister 
über Admiral Bobby Ray 
Inman. 


erzählt, wo sie hier und da zu ge- 
hen haben? Sollte eine bestimmte 
Vorsicht gegenüber Ausländern 
bei Verteidigungs- und Sicher- 
heitsaufgaben nicht ein Vorzug 
sein? Warum ist es sogar eine Be- 
lastung oder schlimmer noch, ei- 
ne Disqualifikation für das Amt, 
wenn man »anti-israelisch« ist? 


Ziehen Sie Ihre eigenen Schlüsse 
daraus. Wenn ein Farmer in Iowa, 
dem Griechenland ziemlich egal 
war, in den Nachrichten immer 
wieder und wieder hört, daß sich 
die Leute in Washingtons Macht- 
kämpfen ständig gegenseitig be- 
schuldigen »anti-griechisch« zu 
sein, könnte er nach ein paar Jah- 
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Inmans Streit 
mit der »New 
York Times« 


ren daraus folgern, daß die Grie- 
chen in Washington recht viel 
Macht haben. Und die Anklage, 
der und der sei »anti-israelisch« 
oder »antisemitisch«, gibt eben- 
falls gute Hinweise darauf, was in 
Washington wirklich los ist. 


Das ist es, was Inman meinte, als 
er von einem »neuen McCar- 
thyismus« sprach. Anfang der 
fünfziger Jahre — als Patriotismus 
und Nationalismus hoch angese- 
hen waren — war die Anschuldi- 
gung einem fremden Land gegen- 
über loyal zu sein von Nachteil; 
heute dagegen besteht die schädi- 
gende Anklage darin, mangelnder 
Sorge für ein fremdes Land be- 
schuldigt zu werden. 


Anders gesagt: Safire beschuldig- 
te Inman nicht so anti-israelisch 
zu sein, daß er amerikanische In- 
teressen verraten würde; er be- 
schuldigte ihn so anti-israelisch 
zu sein, daß er amerikanische In- 
teressen verteidigen könnte. 


Das »Große Tabu« 
in den USA 


Inman war so erregt über den zio- 
nistiichen Apparat, daß er 
schließlich beschloß auf eine der 
größten Aufgaben in Washington 
zu verzichten, wenn ihre Annah- 
me bedeutet hätte, in den näch- 
sten drei Jahren von Apparat- 
schiks gehetzt zu werden; und er 
benutzte den Augenblick seines 
endgültigen Rückzugs aus dem 
öffentlichen Leben, um die Öf- 
fentlichkeit auf das Ausmaß zio- 
nistischer Macht in unserer Re- 
gierung hinzuweisen. Das muß 
Safire überrumpelt haben, der es 
gewöhnt ist zu »piesacken« ohne 
daß eine Reaktion von denen, auf 
die er es abgesehen hat, zurück- 
kommt. 

Dennoch — Inman verlor die 
Nerven. Letztlich respektierte er 
das Große Tabu zu sehr, um es zu 
brechen, wie es in der Situation 
erforderlich gewesen wäre. Seine 
große Geste verpuffte. Er hat 
nicht ganz genau ausgesprochen, 
was er sagen wollte und die Me- 
dien konnten den israelischen 
Aspekt herunterspielen. 


26 [SODE 4/1994 


Das damalige US-Außenmi- 
nister Caspar Weinbarger 
stellte sich hinter die Ent- 
scheidung seines stellver- 
tretenden CIA-Direktors. 


Die zionistische Presse wußte je- 
doch genau, was er meinte, und 
Leitartikel im »Wall Street Jour- 
nal« und in der »New York Post« 
beschuldigten ihn der Paranoia 
und verbreiteten Komplott-Theo- 
rien, wobei sie es gleichzeitig fer- 
tigbrachten die Erwähnung Is- 
raels zu vermeiden. 


Die New Yorker »Daily News«, 
die jetzt dem zionistischen Verle- 
ger Mortimer Zuckerman gehört, 
brachte Inmans gequältes Gesicht 
auf der Titelseite unter der Über- 
schrift: »Sie sind darauf aus mich 
zu kriegen.« 


Inman hat das teilweise dadurch 
herausgefordert, daß er Safire be- 
schuldigte mit dem Anführer der 
Minderheit im Senat, Bob Dole, 
in ein abgekartetes Spiel verwik- 
kelt gewesen zu sein — wofür er 
zugab keine Beweise zu haben. 

Wieder einmal zeigt es sich, daß 
es im Kern einer Geschichte um 
Israel geht und die Medien versu- 
chen die Aufmerksamkeit kräftig 
davon abzulenken. Am Tage, an 
dem Inman seine Pressekonfe- 
renz gab, veröffentlichte Lawren- 
ce Walsh seinen endgültigen Be- 
richt über den Iran-Contra- 
Skandal, in dem er Ronald Rea- 
gan beschuldigte von kriminellen 
Aktivitäten gewußt und sie geför- 
dert zu haben. Sehr gut. Was Rea- 
gan wußte und tat, war immer — 
und das ist richtig so — das zentra- 
le Thema. Doch Israels Anstifter- 
rolle bei den Waffenverkäufen an 
den Iran hat nie die Aufmerksam- 
keiterhalten, die sie verdient. I 


I ıdische 
Lobby torpe- 
diert Bobby 
Ray Inman 


Joseph Sobran 


Sein Chef beim CIA, der damalige Direktor William Casey, sagte 
einmal von Admiral Bobby Ray Inman: »Er ist brillant, aber 


reizbar. Er will geliebt werden.« 


Damit ist über Inman ungefähr al- 
les gesagt. Er war der Liebling 
des amerikanischen Kongresses 
und während seiner Zeit nahe an 
der Spitze des US-Geheimdien- 
stes beliebt bei den Nachrich- 
tenmedien. In jenen Tagen genoß 
Inman die Sicherheit weitgehend 
im Schattenland geheimer Regie- 
rungsangelegenheiten zu operie- 
ren. Wegen seiner hohen Position 
in der mysteriösen Welt des natio- 
nalen US-Geheimdienstes wurde 
er mit großer Ehrerbietung be- 
handelt. Er kannte die Geheim- 
nisse, die der Kongreß und die 
Medien gerne mit ihm geteilt hät- 
ten. 


Eine Mischung aus 
Lehrers Liebling und 
verzogener Fratz 


Inman war in der Tat brillant, aber 
reizbar oder wie seine Kritiker im 
Geheimdienst sagten: »Egois- 
tisch und arrogant, aber nicht so 
klug wie er zu sein glaubte.« Er 
wurde sowohl in der Geheim- 
dienstbehörde wie auch im Kon- 
greß »verhätschelt«. Ihrer Mei- 
nung nach war er eine Mischung 
aus »Lehrers Liebling und verzo- 
genem Fratz«. Und er wollte ge- 
liebt werden, »im Mittelpunkt des 
Interesses stehen«. 


All diese Schwachpunkte in sei- 
ner Persönlichkeit kamen bei In- 
mans bizarrer Pressekonferenz in 
Austin vor ein paar Wochen - als 
er von seiner Nominierung zum 
Verteidigungsminister von US- 


Präsident Bill Clinton zurücktrat 
— plötzlich und überraschend zum 
Vorschein. Doch der alte Geheim- 
dienstprofi hatte allen Grund sei- 
ne Anhörungen vor dem Wehr- 
ausschuß des Senats zu fürchten. 
In der jüdischen Lobby ging das 
Gerücht, daß die zionistischen 
Fanatiker Inman in die Pfanne 
hauen wollten. 


Ein riesiges 
Fragezeichen für 
die Zionisten 


Wie in Stories über den Sturz von 
Israels bestem Freund im US-Ver- 
teidigungsministerium Les Aspin, 
berichtet wurde, betrachtete die 
jüdische Lobby Inman als ein 
»riesiges Fragezeichen«. Sie 
sagten, die pro-israelische Clique 
sei besorgt über Inmans Einstel- 
lung hinsichtlich der strategi- 
schen Beziehungen zwischen 
Amerika und Israel, Militärhilfe 
und Kooperation, heikler Fragen 
militärischen Technologietrans- 
fers und dem Spionagefall Jona- 
than Pollard. 


Der für einen jüdischen Zeitungs- 
konzern schreibende Kolumnist 
Douglas Bloomfield hatte ge- 
warnt: »Israel und seine Freunde 
werden Inmans Anhörungen ge- 
nau verfolgen - und durch freund- 
schaftlich gesinnte Senatoren 
Fragen stellen lassen - um mehr 
über seine Standpunkte zu erfah- 
ren ... So können sie sicher sein, 
daß die Verteidigungspolitik trotz 
des Verlustes von Les Aspin wei- 


terhin pro-israelisch sein wird, 
denn das ist die Ansicht des Man- 
nes an der Spitze - Bill Clinton.« 


Auch wenn sich die meisten eta- 
blierten Medien über Präsident 
Clintons gescheite Wahl Inman 
zum Nachfolger von Aspin zu 
machen wunderten, so gaben 
doch einige der gerisseneren 
Journalisten in Washington - jene 
mit engen Bindungen zur jüdi- 
schen Lobby — ein Warnsignal 
von sich. 


Jack Wheeler, der im »Finanz- 
Newsletter Strategic Investment« 
schreibt, warnte: »Seien Sie nicht 
überrascht, wenn Bobby Inman 
nicht als Verteidigungsminister 
bestätigt wird. Er ist ein Techno- 
krat ohne Vorstellungsvermögen, 
er wurde von Bill Casey beim 
CIA gefeuert - er ist nicht zurück- 
getreten — und er ist im Wirt- 
schaftsleben eine große Niete, 
denn er hat eine milliardenschwe- 
re Firma — Tracor Corp. - gerade- 
wegs in den Dreck gefahren.« 


Die negative Einstellung 
gegenüber Israel 


»Doch was ihn wirklich den Kra- 
gen kosten könnte, ist seine 
höchst negative Einstellung ge- 
genüber Israel. Es könnte sein, 
daß die jüdische Lobby dies nicht 
dulden wird ... Wenn sie ihre Ge- 
schütze auf ihn ausgerichtet hat, 
könnte es sein, daß er bei den An- 
hörungen im Senat nicht durch- 
kommt.« 


Seine Warnungen stießen bei In- 
man nicht auf taube Ohren. In den 
Jahren als Leiter der Nationalen 
Sicherheitsbehörde und anderer 
militärischer  Geheimdienstbe- 
hörden war er zweifellos der 
Schikane des israelischen Ge- 
heimdienstes und dem Fanatis- 
mus seiner jüdischen Freunde 
im US-Verteidigungsministerium 
ausgesetzt. Zunächst einmal hat 
er wahrscheinlich die Wahrheit 
über Israels vorsätzlichen Ver- 
such, das amerikanische Geheim- 
dienstschiff - die »USS Liberty« 
- während des Sechs-Tage- 
Kriegs im Jahr 1967 zu versenk- 
en, gewußt. 

Doch erst Anfang der achtziger 
Jahre - als Inman stellvertreten- 
der CIA-Direktor war — hatte er 
wirkliche Probleme mit den Israe- 
lis und ihren jüdischen Verbün- 
deten. 

Es war der Anfang der Reagan- 
Ära. Um das US-Verteidigungs- 


ministerium herum gab es Israel- 
Loyale wie Richard Perle, Ste- 
phen Bryen und Michael Ledeen. 
Und Inmans Boß beim CIA - Bill 
Casey - war so pro-israelisch wie 
man sich nur vorstellen konnte. 
Casey hatte seinen Kumpan Max 
Hugel zum Chef der Geheim- 
dienstabteilung des CIA ernannt, 
doch der New Yorker Börsenspe- 
kulant mußte zurücktreten, als 
seine zwielichtige Vergangenheit 
öffentlich bekannt wurde. 


In jener Zeit kreuzte Inman die 
Klingen mit dem zionistischen 
Fanatiker und Kolumnisten der 
»New York Times« — William 
Safire. Bei der Beschreibung sei- 
nes Zusammentreffens mit Safıre 
ging Inman auf der Pressekonfe- 
renz vom 18. Januar 1994 etwas 
ins Detail. 


Inmans Entscheidungen 
im CIA 


»Anfang des Jahres 1981 - als die 
Israelis den irakischen Nuklear- 
reaktor bombardierten — schaute 
ich mir auf der Landkarte die Di- 
stanz von Israel nach Bagdad an 
und dachte: »Wie und woher ha- 
ben sie das Material für ihr militä- 
risches Ziel bekommen” In Er- 
füllung unserer Verpflichtungen 
im Hinblick auf Israels Verteidi- 
gung existierten lang praktizierte 
Verfahren, denen zufolge wir es 
Israel erlaubten Satellitenphotos 
von potentiellen direkten Bedro- 
hungen ihrer Systeme anzufor- 
dern. 


Als ich nachfragte, welches Ma- 
terial unter diesem Verfahren in 
den letzten sechs Monaten ange- 
fordert worden war, stellte ich 
fest, daß sie sich nicht nur viele 
Informationen über Bagdad be- 
sorgt hatten, sondern auch über 
andere Länder, die von Israel 
recht weit entfernt waren, wie Pa- 
kistan und Libyen. Als stellver- 
tretender Direktor des CIA ent- 
schied ich daraufhin dieses Ver- 
fahren zu beschränken und ich 
ordnete an, daß sie in Zukunft nur 
Material beziehen durften, das 
sich auf 250 Meilen von ihrer 
Grenze entfernt bezog; bezüglich 
allem, was darüberhinausging, 
mußten sie fragen.« 


»Der Verteidigungsminister, Ge- 
neral Ariel Sharon, war so wü- 
tend, daß er in den USA bei Ca- 
spar Weinberger protestierte. Der 
Verteidigungsminister unterstütz- 
te meine Entscheidung. Casey be- 


fand sich auf einer Reise nach 
Australien und Neuseeland. Als 
er zurückkam, beschwerte sich 
sein Lieblingsjournalist und ehe- 
maliger Wahlkampfführer — Mr. 
Safıre — bei ihm über die Ent- 
scheidung. In einer recht erhitzten 
Diskussion empfahl ich Mr. Ca- 
sey mit Mr. Weinberger zu spre- 
chen, der mich unterstützt hatte 
und er entschied die Entschei- 
dung nicht umzustoßen. Doch ab 
diesem Zeitpunkt war die Be- 
richterstattung feindselig, wenn 
man es zurückverfolgt.« 


Die Folgen seiner 
Enthüllungen 


Inmans konfuse und holprige 
Pressekonferenz hinterließ bei 
der Öffentlichkeit den Eindruck, 
daß der ehemalige Admiral be- 
stenfalls ein pathetischer Idiot 
oder schlimmstenfalls ein poten- 
tiell gefährlicher Paranoiker war. 
In beiden Fällen war er sicher 
nicht als Chef des amerikanischen 
Militärestablishments qualifiziert. 
Das war genau das, was die Lob- 
by wollte, denn Inmans unge- 
schickte Vorstellung ließ Zweifel 
an der Wahrhaftigkeit von allem, 
was er sagte, aufkommen - ein- 
schließlich seiner Enthüllungen 
über seine Probleme mit den Is- 
raelis und Safire. So konnten sich 
beide in den nächsten Tagen ins 
Fäustchen lachen und danach In- 
mans sehr ernste Anschuldigun- 
gen ignorieren. 


Das war bedauerlich. Es wäre 
weitaus besser gewesen, wenn In- 
man einfach nur gegangen wäre 
ohne viel mehr zu sagen, als daß 
er seine Nominierung durch den 
Präsidenten nochmals überdacht 
hätte und daraufhin entschieden 
hätte das Angebot aus persönli- 
chen Gründen abzulehnen. Noch 
besser wäre es allerdings gewe- 
sen, wenn Inman gesagt hätte, er 
würde die Nominierung nicht 
akzeptieren, weil er wüßte, daß 
die pro-israelische, jüdische Lob- 
by es auf ihn abgesehen hätte, 
weil er Israel und die anmaßende 
Taktik der Lobby in der amerika- 
nischen Geheimdienstbehörde 
während seiner Zeit bei dem CIA 
herausgefordert hätte - und dann 
einige Beispiele geliefert hätte. 


Der Tenor von Inmans Pressekon- 
ferenz ließ vermuten, daß er mit 
seinen alten Kollegen vom Ge- 
heimdienst in Kontakt gewesen 
war, die ihm mitgeteilt hatten, sie 
hätten Beweise dafür, daß die Is- 


raelis die jüdische Lobby benut- 
zen würden, um ihn zu Fall zu 
bringen. Ohne das Schutzschild 
offizieller Geheimhaltung von 
Seiten der Geheimdienstbehörde, 
hatte Inman eindeutig nicht den 
Mut zu einem Kampf mit der 
Lobby vor dem Wehrausschuß 
des Senats. Die Medienkontakte, 
denen er in den letzten Jahren so 
geschickt Informationen zuge- 
spielt hatte, würden ihm aller 
Wahrscheinlichkeit nach keine 
große Hilfe sein. Tatsächlich wür- 
den sie sich viel wahrscheinlicher 
auf die Seite von Israel und die 
der Lobby schlagen. 


Die Geheimakte 
des Mossad 


Als Geheimdienstprofi konnte In- 
man genau abschätzen, daß die 
jüdische Lobby ihn bezüglich sei- 
ner Beziehungen mit dem israeli- 
schen Mossad nicht direkt kon- 
frontieren würde. Stattdessen 
würde sie auf ihre übliche Taktik 
des Rufmords zurückgreifen und 
sich in diesem Fall in ihren An- 
griffen auf seine weniger glän- 
zende Karriere im Wirtschaftsle- 
ben konzentrieren. Inman hätte es 
schwer gehabt sich zu verteidi- 
gen. 


Was Inman wahrscheinlich nicht 
erkannte, aber hätte erkennen 
sollen, ist die Tatsache, daß der 
Mossad eine Akte über ihn besaß. 
Sie wurde angelegt, als er ein 
junger, aufsteigender Stern im 
militärischen Geheimdienst war. 
In ihr war eine Persönlichkeits- 
beurteilung von Inman enthalten, 
die seine Schwachpunkte mit 
einbezog. Es wäre für die Israelis 
und ihre Freunde in der Lobby 
nicht schwer gewesen sich aus- 
zurechnen, daß der »reizbare« 
Bobby Ray Inman mit ein biß- 
chen Druck aus der Öffentlichkeit 
und negativer Publicity rasch zu- 
sammengebrochen wäre. 
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Zweimal innerhalb einer Generation wurde Europa von Kreuzzüg- 
lern aus Übersee gerettet — jedesmal vor einem »tollen Hund« (wie 
schon Kaiser Wilhelm II. bezeichnet wurde), der angeblich die ganze 
»westliche Kultur vernichten wollte«. Als nach der ersten Rettung 
die bolschewistische Revolution und belgische Diplomatenberichte 
jene Geheimverträge ans Tageslicht brachten, deren Inhalt mit Ver- 
sailles übereinstimmte, wich die Triumphstimmung einer großen 
Ernüchterung in Amerika. »Nie wieder!« war das Schlagwort der 
vielen, die sich geprellt sahen und anhand des aufgedeckten Betruges 
erkannten, daß der deutsche Kaiser beileibe nicht der Alleinschul- 
dige und der Krieg alles andere als ein »Feldzug zur Sicherung der 
Welt für die Demokratie« gewesen war. 


Nach dem Sieg von 1945 hat 
man einer ähnlichen Ernüchte- 
rung durch Unterdrückung der 
Tatsachen weitgehend vorge- 
beugt. Obwohl die große Mis- 
sion des Weltretters aus Übersee 
augenfällig in Trümmern liegt, 
ist ein Heer von »Blackout 
Boys« (Verdunkelungs-Boys) 
noch immer am Werk, den My- 
thus um Roosevelt & Co. zu 
weben. 


Das ist 
mein Krieg 


Nur so ist erklärlich, daß der 
nachfolgende Bericht einer 
»amerikanischen Zeitung in 
deutscher Sprache« für die mei- 
sten Leser erstaunlich sein wird. 
Und wenn man dem angelsächsi- 
schen Fachurteil zustimmt, daß 
der Krieg von 1914 bis 1918 und 
die vier Monate Kampftätigkeit 
in der Zeit 1939 bis 1940 rein 
europäische Konflikte waren 
und erst darauffolgend der ei- 
gentliche Weltkrieg begann, 
dann muß der Schock um so grö- 
Ber sein. 


Interessant in diesem Zusam- 
menhang sind die Ausführungen 
des amerikanischen Konter-Ad- 
mirals Robert A. Theobald in 
seinem Buch »Das letzte Ge- 
heimnis von Pearl Harbor«. Sei- 
ne Beweisführung ist besonders 
interessant, weil ihr die Vorwor- 
te von Admiral Husband E. 
Kimmel, dem Oberbefehlshaber 
der in Pearl Harbor stationierten 
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pazifischen Flotte, und von Flot- 
tenadmiral William F. Halsey, 
einem der drei Senior--Komman- 
deure unmittelbar unter Kim- 
mel, zusätzliches Gewicht verlei- 
hen. Als direkt Betroffene am 
Schauplatz der Weltkriegsinsze- 
nierung von 1941 ist den Admi- 
ralen verständlicherweise daran 
gelegen, der geschichtlichen 
Wahrheit die Ehre zu geben. 


Die altangesehene deutsch-ame- 
rikanische Zeitung »Cincinna- 
tier Freie Presse« brachte bereits 
1954 die folgende Stellungnah- 
me hierzu: 


Als im August 1914 der Welt- 
krieg Nr. 1 ausbrach, da froh- 
lockte der Botschafter des Za- 
renreiches in Paris, Fürst Iswols- 


ky: »Das ist mein Krieg!« Is- 
wolksky hatte eine gewisse Be- 
rechtigung zu diesem grauenvol- 
len Selbstlob, für das ihn das 
Schicksal mit der Vernichtung 
des Zarenreiches strafte. 


Die unerschütterliche 
Absicht Roosevelts 


Eine ungleich größere Berechti- 
gung aber kann Präsident Roo- 
sevelt für sich in Anspruch neh- 
men, den amerikanische-japani- 
schen Krieg als »seinen Krieg« 
zu bezeichnen, wenn er dies 
auch in demokratischer Beschei- 
denheit zu verbergen wußte. 


Das und nichts anderes ist der 
Inhalt des sensationellen Buches 
über den Zweiten Weltkrieg 
»The final secret auf Peral Har- 
bor« des amerikanischen Kon- 
ter-Admirals Robert A. Theo- 
bald, das im Verlag Devin- 
Adair, New York, erschienen ist. 


Es sei denn, daß eben doch die 
ausgleichende Gerechtigkeit mit 
diesen Verbrechen Schritt hält 
und dadurch das moralische 
Gleichgewicht wieder herstellt - 
ein Gedanke, der dann aller- 
dings für Amerikaner von heute 
wie die Posaune des Gerichtes 
klingen muß. 


Admiral Theobald, Befehlsha- 
ber der amerikanischen Torpe- 
dobootsflotte in Pearl Harbor an 
jenem schicksalsschweren 7. De- 
zember 1941, führt in seinem 
Buch den Nachweis, daß Präsi- 
dent Roosevelt die Tragödie von 
Pearl Harbor beabsichtigt, plan- 
mäßig herbeigeführt, zielbewußt 
verschleiert und als raffinierte 
Initialzändung für den Kriegs- 
eintritt Amerikas gegen 
Deutschland ausgenutzt hat. 


Die Beweiskette des Verfassers, 
die ein Meisterwerk an Logik 
und genauester Forschungsar- 


| re Holk und Rultur 


printed in the German Language) 


Der Leser dieses Buches wird 
nicht geschüttelt von dem Ent- 
setzen über die diabolische Idee, 
deren Vaterschaft auf Präsident 
Roosevelt und Premierminister 
Churchill weist, und über die 
marionettenhafte Unverant- 
wortlichkeit der Werkzeuge, vor 
allem General Marshalls und 
Admiral Starks - denen gegen- 
über die Brauchitsch und Jodl 
wahre Waisenknaben sind -, 
sondern er wird vor allem er- 
schüttert durch den dadurch her- 
vorgerufenen Zweifel an der 
Sinnhaftigkeit der Geschichte, 
die hier allzu deutlich das Wort 
eines zynischen Philosophen zu 
bestätigen scheint — daß »die 
Geschichte nichts ist, als ein 
Sammelsurium menschlicher 
Dummheit und Verbrechen«. 


Bereits 1954 veröffentlichte 
diese amerikanische Zeitung 
die wahren Hintergründe der 
Auftaktinszenierung zum 
Zweiten Weltkrieg durch US- 
Präsident Roosevelt. 


beit ist, läuft dabei folgender- 
maßen: 


Von Anfang an war es die uner- 
schütterliche Absicht Roosevelts 
- oder der durch ihn sprechen- 
den Führungsgruppe in Wa- 
shington -, Amerika in den 
Krieg gegen Deutschland zu füh- 
ren, da nur der Einsatz der ge- 
waltigen Macht Amerikas das 
bis dahin siegreiche Hitler- 
Deutschland niederringen konn- 
te. Inden Worten Admiral Theo- 


balds: »Vor dem Krieg und 
während des Krieges war und 
blieb die Niederlage Deutsch- 
lands das Zentralinteresse der 
amerikanischen Politik.« 


Wie man das Land 
in den Krieg brachte 


Das amerikanische Volk aber, 
dem die Erinnerungen und vor 
allem die Lehren des Ersten 
Weltkrieges tief in den Knochen 
steckten, weigerte sich, zur hö- 
heren Ehre Englands, Frank- 
reichs und Polens oder zur Aus- 
führung der Rachepolitik der 
Baruch und Morgenthau zu 
kämpfen und zu bluten. »Aber 
wie konnte man das Land in den 
Krieg bringen?«, so beschreibt 
Admiral Theobald das Problem, 
dem sich Präsident Roosevelt 
und seine geheimen Ratgeber 
gegenübersahen. 


Roosevelt versuchte die Achsen- 
mächte durch eine Reihe feind- 
seliger Aktionen zu reizen und 
zu kriegerischen Handlungen 
gegen Amerika zu verlocken. 
Admiral Theobald schreibt dar- 
über: 


»Die wichtigsten Neutralitäts- 
verletzungen Amerikas während 
dieser Zeit waren die folgenden: 


Verschiffung erheblicher Men- 
gen von Kriegsmaterial nach 
England, beginnend unmittelbar 
nach Dünkirchen; Erwerb von 
Überseestützpunkten, teils im 
Gebiet des britischen Common- 
wealth, teils in Grönland und Is- 
land; Aushändigung von 50 Zer- 
störern an England, obwohl 
Krieg zwischen England und 
Deutschland-Italien bestand; die 
Radio-Drohung Roosevelts vom 
29. Dezember 1940, daß kein 
Diktator die Entschlossenheit 
Amerikas einschüchtern könne, 
England zu unterstützen. 


Dazu gehörte auch die Einfüh- 
rung der Lend-Lease-Hilfe vom 
11. März 1941, die später auf 
alle Anti-Achsenmächte ausge- 
dehnt wurde: England, Rußland, 
China, Griechenland, Holland, 
Norwegen und die Tschechoslo- 
wakei. Ebenso die Schließung 
aller deutschen und italienischen 
Konsulate und die Einfrierung 
aller Guthaben der Achsen- 
mächte als Strafe für Angriffe 
auf amerikanische Schiffe; Roo- 
sevelts Erklärung vom 7. Juli 
1941, daß die Besetzung Islands 


seitens Amerika durch die Not- 
wendigkeit hervorgerufen sei, 
einer deutschen Besetzung Is- 
lands zuvorzukommen; die An- 
kündigung Amerikas, ebenfalls 
vom Juli 1941, daß die amerika- 
nische Flotte beauftragt sei, alle 
Schiffslinien nach Island und an- 
deren Außenposten mit Gewalt 
offenzuhalten, was eine Kriegs- 
handlung gegen die im mittleren 
und westlichen Atlantik operie- 
renden deutschen U-Boote dar- 
stellte. 


In diesem Zusamenhang steht 
auch die öffentliche Erklärung 
Roosevelts vom 11. September 
1941, daß amerikanische 
Kriegsschiffe und Flugzeuge auf 
jedes Schiff der Achsenmächte 
schießen würden, das in Gewäs- 
sern angetroffen wird, die Ame- 
rika als wichtig für seine Interes- 
sen betrachtet.« 


Aber die Achsenmächte ließen 
sich durch alle diese Herausfor- 
derungen und kriegerischen 
Maßnahmen Roosevelts nicht zu 
einer Angriffshandlung gegen 
Amerika verleiten. Schreibt Ad- 
miral Theobald: »Deutschlands 
schweigende Hinnahme der 
amerikanischen Neutralitätsver- 


letzungen zwischen Juni 1940 
und Dezember 1941 war eine 
der überraschenden Erscheinun- 
gen des europäischen Krieges. 
Es wurde dadurch klar, daß 
Deutschland sich nicht zu einem 
Abbruch der diplomatischen Be- 
ziehungen mit den Vereinigten 
Staaten verführen lassen wollte. 
Das militärische Eingreifen 
Amerikas im Ersten Weltkrieg 
hatte sich als entscheidend er- 
wiesen und Hitler vermied of- 
fensichtlich eine Wiederholung 
im Zweiten Weltkrieg.« 


Für die Welt eine 
neue Heilsbotschaft 


Nun war guter Rat teuer. Zu 
allem Unglück für Roosevelt 
hatte sich während der amerika- 
nischen Präsidentenwahl ge- 
zeigt, daß der Neutralitätswille 
des amerikanischen Volkes 
durch die Niederlage Polens und 
Frankreichs eher zu- als abge- 
nommen hatte, so daß Roosevelt 
gezwungen war, jenen - feierli- 
chen Schwur von Boston zu lei- 
sten, worin er den Müttern 
Amerikas »again and again and 
again« — wieder und wieder und 
wieder — versprach, ihre Söhne 


Für Admiral R. A. Theobald, Kommandeur der Zerstörer der 
pazifischen Flotte, gab es nur eine Frage: Wie konnte Roose- 
velt die USA in den Krieg hineinziehen? 


und Männer niemals wieder auf 
fremde Schlachtfelder zu 
schicken. 


In dieser Lage strebte Roosevelt 
eine Aussprache mit Churchill 
an, um einen Ausweg aus diesem 
Dilemma zu suchen: vom 9. bis 
13. August 1941 trafen sich der 
Chef des kriegsführenden Eng- 
land und der Chef des »neutra- 
len« Amerika in Neufundland 
und heckten gemeinsam jenen 
Plan aus, der dann unmittelbar 
zur Katastrophe von Pearl Har- 
bor führte. 


Den armen und unwissenden 
Völkern wurde erzählt, daß die 
beiden angelsächsischen Kreuz- 
fahrer zusammengekommen sei- 
en, um der Welt eine neue Heils- 
botschaft zu schenken, die soge- 
nannte »Atlantik-Charta« — von 
der später beide allerdings er- 
klärten, es gäbe sie »überhaupt« 
nicht. 


Admiral Theobald bemerkt 
hierzu: »Kein Mensch auf der 
ganzen Welt kann auch nur eine 
Minute daran glauben, daß Prä- 
sident Roosevelt und Premier- 
miniser Churchill eine 2500 
Meilen weite Reise durch U- 
Boot-verseuchtes Gebiet ge- 
macht hätten, begleitet von ih- 
ren höchsten politischen und mi- 
litärischen Beratern, nur um die- 
ses neutral klingende Schrift- 
stück zu entwerfen. Spätere Er- 
gebnisse bestätigen eindeutig, 
daß die beiden nationalen Füh- 
rer in Neufundland in ihren Ge- 
heimbesprechungen zu einem 
völligen Übereinkommen hin- 
sichtlich der einzuschlagenden 
Kriegsdiplomatie im Pazifik 
kamen. 


Diese Tatsache und das völlige 
Übereinkommen, das zwischen 
den beiden Männern damals er- 
reicht wurde, wird ferner bestä- 
tigt in der Unterhausrede Chur- 
chills vom 27. Januar 1942, wo 
es darüber heißt: >Seit der At- 
lantik-Konferenz, wo wir dieses 
Problem besprachen, hat die 
Gewißheit, daß die Vereinigten 
Staaten auch dann in den Krieg 
im Fernen Osten eingreifen wür- 
den, wenn sie nicht selber ange- 
griffen werden, wesentlich zu 
unserer Beruhigung beigetragen. 
Sie stärkte unseren Entschluß, 
die beschränkten Mittel unserer 
Kriegsführung auf den aktuellen 
Kriegsschauplatz zu konzen- 
trieren«.« 


Worin bestand nun der »große 
Plan«, den Roosevelt und Chur- 
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chill auf der Atlantik-Konferenz 
ausgeheckt hatten? In den Wor- 
ten von Admiral Theobald: 


Die Ausführung des 
»Großen Plans« 


»Wie konnte man das amerika- 
nische Volk dazu bringen, zu 
kämpfen? Nur ein Ereignis 
von katastrophalen Ausmaßen 
konnte den Kongreß dazu brin- 
gen, den Krieg zu erklären. Und 
selbst dann war es noch zweifel- 
haft, ob das amerikanische Volk 
dem Krieg seine geschlossene 
Unterstützung angedeihen las- 
sen würde, wie sie ein Sieg erfor- 
dert. 


Da das amerikanische Volk so 
eindeutig gegen den Krieg ein- 
gestellt war, mußte eine der 
Achsenmächte gezwungen wer- 
den, die Vereinigten Staaten in 
einer derartigen Weise in den 
Krieg zu ziehen, daß das ganze 
amerikanische Volk bis zum 
Tiefsten aufgewühlt war und 
einstimmig von der Notwendig- 
keit des Krieges überzeugt war. 
Das würde eine drastische Maß- 
nahme erfordern.« 


Aber Präsident Roosevelt, wir- 
kungsvoll unterstützt durch sei- 
ne internen Ratgeber Harry 
Dexter White und Henry Mor- 
genthau jun., fand die Antwort - 
es sei denn, daß Ritter Churchill 
die Vaterschaft beansprucht, 
was sich im Verlauf der kom- 
menden Debatte vielleicht klä- 
ren wird. 


Admiral Theobald: »Trotz der 
Zustände eines unerklärten 
Krieges, wie sie im Atlantik 
während der zweiten Hälfte des 
Jahres 1941 bestanden, war es 
eindeutig klar geworden. daß 
Deutschland seinerseits nichts 
tun würde, um den formel- 
len Kriegszustand zwischen 
Deutschland und Amerika zum 
Ausbruch zu bringen. Der Drei- 
Mächte-Pakt vom September 
1940 aber gab Präsident Roose- 
velt die Handhabe: nach dem 
Wortlaut dieses Paktes bedeute- 
te Krieg mit Japan auch automa- 
tisch Krieg mit Deutschland und 
Italien. Die entscheidende 
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Bei der Verteidigung menschlicher Werte: Roosevelt und Churchill, zwei gute Bekannte nach zwei 
Jahren Geheimkorrespondenz, deren Inhalt immer noch geheim bleibt. 


Schlußfolgerung ist nun, daß 
Präsident Roosevelt durch eine 
ununterbrochene Kette diplo- 
matisch-wirtschaftlicher Druck- 
maßnahmen Japan zum Krieg 
zwang und es gleichzeitig da- 
durch zu einem lohnenden 
Überraschungsangriff verlockte, 
daß er die Pazifik-Flotte als Kö- 
der anbot.« 


Was aber den zweiten Teil des 
Buches anbetrifft, nämlich die 
technische Ausführung des 
»großen Plans«, so ist Admiral 
Theobald in der glücklichen La- 
ge, jede — aber auch wirklich 
jede - einzelne Phase aktenmä- 
Big zu beweisen. 


Das Mittel hierzu bot sich dem 
Admiral durch eine in der 
Kriegsgeschichte wohl noch nie 
dagewesene Tatsache: Die 
Amerikaner waren seit langem 
in dem Besitz des japanischen 
Geheim-Codes und hatten jede 
Meldung zwischen Tokio und 
Berlin, vor allem aber zwischen 
Tokio und Washington, sowie 
zwischen Tokio und den japani- 
schen Botschaften, Gesand- 
schaften, Konsulaten, abgehört, 
mitgeschrieben und entziffert. 


Sogar eigene Entzifferungs-Ma- 
schinen für den japanischen Ge- 
heim-Code waren hergestellt 
worden und an die wichtigsten 


politischen und militärischen 
Kommandostellen Amerikas ab- 
gegeben worden, um ja keine 
Zeit mit der Übermittlung der 
aufgefangenen japanischen Ge- 
heimbefehle zu verlieren. Viele 
Tausende dieser Code-Tele- 
gramme lagen Admiral Theo- 
bald vor, Hunderte hat er in sei- 
nem Buch verarbeitet, Dutzende 
im Wortlaut angeführt. Es ist 
dieser einzigartige Zufall - von 
den Amerikanern selber »Ma- 
gik« genannt -, der uns nun in 
die Lage versetzt, Tag für Tag, 
Schritt für Schritt das grausige 
Spiel der bewußten Hinopferung 
von 4500 amerikanischen Offi- 
zieren und Soldaten — neben der 
zielbewußt herbeigeführten Ver- 
nichtung einer ganzen amerika- 
nischen Flotte — durch Präsident 
Roosevelt, General Marshall 
und Admiral Stark zu verfolgen. 


Das grausige Spiel 
mit Menschen 


Präsident Roosevelt und seine 


Helfershelfer waren dadurch in 
der Lage, sowohl die politischen 
wie die militärischen Maßnah- 
men Japans nicht nur zu erken- 
nen, sondern zu dirigieren. Die 
beiden japanischen Unterhänd- 
ler in Washington konnten sagen 
und tun, was sie wollten: Roose- 
velt und sein Außenminister 


Cordell Hull hatten ja jede ihrer 
Instruktionen aus Tokio längst 
im Wortlaut gelesen und kann- 
ten ebenso jede ihrer nach Tokio 
gegebenen Antworten. Da war 
es ein Leichtes für Roosevelt 
und Hull, den Japanern die Dau- 
menschrauben zielbewußt, Loch 
um Loch, anzuziehen, bis zu je- 
ner Note vom 26. November 
1941, über die Admiral Theo- 
bald schreibt: 


»Durch die Note am 26. Novem- 
ber hat Präsident Roosevelt end- 
gültig und zielbewußt den Krieg 
über die Vereinigten Staaten 
heraufbeschworen. Er hat Japan 
den Fehdehandschuh ins Gesicht 
geworfen. Die Versuche Japans, 
aus seiner Einschnürung heraus- 
zukommen, waren mißglückt. 
Japan mußte sich nun unterwer- 
fen oder kämpfen, und es konnte 
kein Zweifel darüber bestehen, 
welchen Weg es gehen würde.« 


War der diplomatische Teil des 
»großen Plans« Roosevelt- 
Churchill relativ einfach, weil es 
dabei nur ganz wenige Mitwisser 
gab und außerdem theoretisch 
noch immer die Möglichkeit be- 
stand, daß sich Japan unterwer- 
fen würde — eine Möglichkeit, 
die gerade die »Köder-Aufga- 
be« in Pearl Harbor so wichtig 
und notwendig machte —, so war 


der militärische Teil: nämlich die 
planmäßige Opferung der ame- 
rikanischen Pazifik-Flotte ein 
Bravourstück solchen Grades, 
daß man nur froh sein darf, kei- 
nen wie immer gearteten Anteil 
daran zu haben, und nicht ein 
Familienangehöriger der als Kö- 
der geopferten Offiziere und 
Mannschaften von Pearl Harbor 
zu sein. 


Bei diesem Teil der Tragödie 
wird auch das Spiel der Kompli- 
zen dementsprechend so viel 
verächtlicher, weil jeder einzel- 
ne wußte, daß er an dem plan- 
mäßigen Massenmord Roose- 
velts teilnahm - aktiv oder durch 
Schweigen. 


Schuldig durch 
Schweigen 


Meistens durch Schweigen. Am 
9. Oktober 1941 übergab die 
Entzifferungs-Abteilung des 
amerikanischen Nachrichten- 
dienstes dem amerikanischen 
Generalstabschef, General Ge- 
orge C. Marshall, und dem Chef 
der Operationsabteilung der 
amerikanischen Flotte, Admiral 
Harald R. Stark, das entzifferte 
Geheimtelegramm Tokios an 
den japanischen Generalkonsul 
in Hawaii, daß er sofort eine Li- 
ste aller im Hafen von Pearl 
Harbor liegenden amerikani- 
schen Kriegsschiffe zu senden 
habe, mit genauer Angabe ihres 
Lageortes und alle Bewegungen 
dieser Schiffe. 


Was taten General Marshall und 
Admiral Stark daraufhin? 
Selbstverständlich unterrichte- 
ten sie sofort die örtlichen Kom- 
mandeure in Pearl Harbor, Ge- 
neral Walter Short und Admiral 
Husband Kimmel, um sie vor 
der drohenden Gefahr zu war- 


nen? Niemals hat diese oder ir- 
gendeine der nachfolgenden ja- 
panischen Meldungen Pearl 
Harbor erreicht. Alle Versuche 
pflichtbewußter Stabsoffiziere in 
Washington wurden durch Be- 
fehle Marshalls und Starks zum 
Schweigen gebracht. 


Viele Hunderte von ähnlichen 
Telegrammen gingen ein - und 
wurden befehlsgemäß ver- 
schwiegen. Am 5. November 
1941, also fünf Wochen vor dem 
Schlußakt der Tragödie, wurde 
die Meldung abgefangen, daß 
der 25. November der Stich-Tag 
der Entscheidung - also der Tag 
des Auslaufens der japanischen 
Flotte zum Angriff auf Pearl 
Harbor - sei, der dann auf die 
dringendsten Vorstellungen der 
beiden japanischen Unterhänd- 
ler in Washington auf den 29. 
November verlegt wurde - was 
die amerikanischen Nachrich- 
tenstellen brühwarm aus Tokio 
am 22. November abhörten. 


Die Telegramme Tokios an den 
japanischen Generalkonsul in 
Hawaii wurden immer dringen- 
der: am 3., 4. und 5. Dezember 
noch wurde er aufgefordert, die 
Meldungen über die amerikani- 
schen Schiffe im Hafen von Pe- 
arl Harbor und ihre eventuellen 
Bewegungen nunmehr in kürze- 
ren Zeiträumen zu wiederholen 
— all das hörte man in Washing- 
ton zur gleichen Zeit, wie der 
angesprochene Konsul es hörte 
— aber die armen Teufel in Pearl 
Harbor erfuhren kein Wort von 
der auf sie zukommenden tödli- 
chen Gefahr. Und Präsident 
Roosevelt und seine Komplizen 
Marshall und Stark schliefen den 
Schlaf des Gerechten. 


Schliefen oder stellten sich 
schlafend — das ist bis heute un- 


geklärt. Bis heute haben Gene- 
ral Marshall und Admiral Stark 
unter Eid behauptet, daß sie 
nicht wissen, wo sie die Nacht 
vom 6. auf 7. Dezember 1941 
verbracht haben - jene verhäng- 
nisvolle Nacht, als aufgeregte 
Stabsoffiziere sie suchten, um ih- 
nen die von der Entzifferungsab- 
teilung Blatt um Blatt übergebe- 
ne Kriegserklärung Japans aus- 
händigen zu können, die an die 
beiden japanischen Unterhänd- 
ler gerichtet war, um anderntags, 
mittags 1 Uhr, übergeben zu 
werden - zur selben Minute, da 
die vernichtenden Bomben auf 
das verratene Geschwader in Pe- 
arl Harbor fallen sollten - und 
fielen! 


Weltgeschichte ist 
das Weltgericht 


Man muß es lesen — Wort für 
Wort lesen — die Handlungswei- 
se der beiden Stabsoffiziere der 
amerikanischen Streitmacht. 
Wie sie sich herauszuwinden 
versuchten: General Marshall, 
indem er sich Samstagnachmit- 
tag und -nacht einfach unauf- 
findbar machte, Sonntag vormit- 
tags allein ins Gelände ritt und 
erst um 11.45 Uhr mittags in 
seinem Büro erschien. 


Admiral Stark, indem er Sams- 
tag abends ins Theater ging und 
dann spurlos verschwand, ande- 
ren Morgens zwar rechtzeitig ins 
Büro kam, sich aber trotz des 
Flehens seiner Stabsoffiziere 
brüsk weigerte, Pearl Harbor zu 
verständigen. 


Kein Wunder, daß Präsident 
Roosevelt und seine demokrati- 
sche Kongreßmehrheit alles ta- 
ten, um die Wahrheit über Pearl 
Harbor zu vertuschen: Die Ge- 
schichte der acht »Pearl-Har- 


bor-Untersuchungen«, die ein 
eigenes Kapitel in Admiral 
Theobalds Buch bildet, ist so 
ekelerregend, daß man das Zäh- 
neschlottern der Angst vor Ent- 
deckung alle 40 Bände hört, die 
aufgewendet wurden, um den 
Schrei der Wahrheit zu unter- 
drücken. 


»Und so, durch die einladende 
Darbietung einer geschwächten 
Pazifikflotte für einen japani- 
schen Überraschungsangriff bei 
gleichzeitiger planmäßiger 
Nichtinformierung des dortigen 
Flottenkommandeurs, um es 
ihm unmöglich zu machen, den 
Angriff zu vermeiden, führte 
Präsident Roosevelt am 7. De- 
zember 1941 die Vereinigten 
Staaten in den Krieg. Er hatte 
damit eine aufgeputschte Nation 
hinter sich, weil kein Mensch 
vermuten konnte, daß der japa- 
nische Angriff dem Roosevelt- 
schen Plan entsprach. So ver- 
nichtend Pearl Harbor auch vom 
militärischen Standpunkt aus für 
Amerika war, so stellte es doch 
die diplomatische Vorausset- 
zung zur völligen Niederlage der 
Achsenmächte dar. Da jeder Le- 
ser sich sein Urteil hinsichtlich 
der übrigen Fragen selber bilden 
muß, die durch Präsident Roose- 
velts Verhalten aufgeworfen 
werden, so erscheint eine ethi- 
sche Beurteilung seiner Hand- 
lungsweise unnötig.« 


Mit diesen Worten schließt das 
erschütternde, das aufwühlende, 
das entsetzliche Buch des ameri- 
kanischen Admirals. 

Das Zarenreich zahlte für Is- 
wolkskys Herostratentat bitter - 
glaubt das demokratische Ame- 
rika, daß für Roosevelts Tat das 
Hegelwort nicht mehr gilt: »Die 
Weltgeschichte ist das Weltge- 
richt?« Oo 


Was tun bei 


ARTHROSE? 


Was kann man bei Arthrose 
tun? Wo kann man sich 
informieren? Auf diese 
häufigen Fragen will die 
Deutsche Arthrose-Hilfe 
e.V. mit Sitz in Frankfurt 
fundierte Antworten geben. 
Zusammen mit dem För- 
derkreis Arthroseforschung 
gibt sie eine neue Informa- 
tionszeitschrift mit Namen 
„Arthrose-Info“ heraus, 
deren vierter Jahrgang jetzt 
vollständig vorliegt. 

In den übersichtlichen Hef- 


ten, die vierteljährlich er- 
scheinen, werden prak- 


tische Tips und Empfehlun- bei: 
gen zu allen Fragen der 
Arthrose gegeben. In leicht 
verständlichen und interes- 
santen Darstellungen wie 


„Was ist Arthrose?“ oder 
„Praktische Tips bei Ar- 
throse der Knie, der Hände, 
der Hüften... usw“ werden 
gleichzeitig die Grundsätze 
dieser Gelenkveränderun- 
gen anschaulich erläutert. 
Auch das Thema „Moder- 
ne künstliche Gelenke“ 
wird ausführlich behandelt. 
Ein kostenloses Exemplar 
kann angefordert werden 
Deutsche Arthrose- 
Hilfe e.V., Postfach 110551, 
60040 Frankfurt/Main. 
(Bitte eine -DM-Briefmar- 
ke als Rückporto beifügen.) 


Jedenfalls für Fledermäuse und viele an- | 
dere Tiere. Wozu also Gift spritzen und | 
natürliche Nahrungsketten zerstören? Mehr 
über ökologische Zusammenhänge erfährst 
Du, wenn Du unser Naturschutz-paket 


anforderst... 


. Insekten sind | 


ecker!: 


N 


|schutzpaket mit zahlreichen Bro- 
schüren, Zeitschriften, Aktionstips 
und Projektinfos! Ich lege 6 DM 
Briefmarken (Unkostenbeitrag) bei. 


| __—— Naturschutzjugend, 
NZ RN Königsträßle 74, 
en ZB 


f 70597 
|} etursuzugend\ Stuttgart 


Ewiger Krieg 
zwecks 
ewigen 
Friedens 


Harry Elmer Barnes 


Das nachfolgend im Grundriß aufgezeigte Vorspiel zur eigentlichen 
Weltkriegsinszenierung ist in dem Buch »Perpetual War for Perpe- 
tual Peace« ausführlich dokumentiert. In diesem Sammelwerk beant- 
worten acht namhafte Historiker für die amerikanische Öffentlich- 
keit die Frage: »Warum hat die US-Außenpolitik — 1937 darauf 
festgelegt, »unser Land aus dem Krieg herauszuhalten< — uns seither 
in zwei heiße Kriege und einen kalten Krieg verwickelt bei einem 
Kostenaufwand für die Steuerzahler von 750 Milliarden Dollar?« 
Das wichtige Aufklärungswerk, 1953 von dem Amerikaner Dr. 
Harry Elmer Barnes herausgegeben, wurde bisher nicht ins Deutsche 
übersetzt. 


Am 23. Juni 1939 schloß Ameri- 
ka mit England ein geheimes 
Tausch-Abkommen; eine »gute 
Menge Geldes« wurde zum Kauf 
von Kriegsmaterial ausgegeben. 
Bis zum 9. August 1939 wurden 
in den USA 19 neue Transport- 
schiffe vom Stapel gelassen; der 
Bau hundert weiterer stand vor 
der Auftragserteilung. Am 10. 
August 1939 wurde ein »War 
Resources Board« (Ausschuß 
für Kriegsmittel) geschaffen. 
Amerikas Kriegsvorbereitungen 
gingen still und geheim vor sich. 


Ein schamloser 
Betrug 


Am 11. September 1939, als 
Chamberlain noch englischer 
Premierminister war, wurde 
Churchill von Roosevelt ersucht, 
ihm persönlich versiegelte Mit- 
teilungen auf dem Weg der Di- 
plomatentaschen zukommen zu 
lassen. Die englisch-amerikani- 
schen Hauptangelegenheiten 
wurden schließlich durch diese 
geheime persönliche Korrespon- 
denz erledigt, deren fast 2000 
Schriftstücke bis zum heutigen 
Tag unter strengstem - sogar ge- 
setzlich geschütztem - Ver- 
schluß geblieben sind. 


Am 22. September 1939 kam die 
trügerisch bezeichnete »Neutra- 
litäts-Patrouille« zur Einführung. 
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Unter klarer Verletzung des in- 
ternationalen Rechts wurde zu- 
gunsten Englands die sogenannte 
»Neutralitätszone« — worin pa- 
trouillierende US-Kriegsschiffe 
den britischen Seestreitkräften 
Hilfe leisten — von 300 bis 1000 
Meilen (später über 2000 Meilen) 
in den Atlantik hinaus ausge- 
dehnt. 


Am 3. November 1939 erreichte 
Roosevelt die Aufhebung des 
bisherigen Waffenlieferungsver- 
botes von 1935/1937 durch Zu- 
sicherung, daß Amerika »neu- 
tral ist und nicht beabsichtigte, 
in den Krieg verwickelt zu wer- 
den«, und daß andere Behaup- 
tungen »ein schamloser und ehr- 
loser Betrug« seien. Das neue 
»Neutralitäts«-Gesetz ermög- 
lichte den Barverkauf von 
Kriegsmaterial an Nationen, die 
es selber transportieren konnten 
— Nationen wie England, dessen 
Flotte die Meere beherrschte 
und den Frachtschiffen anderer 
Länder, einschließlich denen der 
USA, Untersuchungskontrolle 
mit empörender Überheblich- 
keit aufzwang. 


Große Summen für 
Kriegsausrüstung 


Am 3. Januar 1940, in einer 
Kongreß-Rede zur »Lage der 
Union«, warnte Roosevelt vor 
den Gefahren des Isolationis- 
mus, des Abseitsstehens, und 
sagte: »Seit mehreren Jahren 
sind wir gezwungen, unsere Lan- 
desverteidigung zu stärken. Ein 
sehr großer Teil unseres Staats- 
defizits ist auf diese Ausgaben 
zurückzuführen, und ich ersuche 
den Kongreß, zusätzliche Steu- 
ern zur Deckung der militäri- 
schen Notausgaben zu be- 
schließen.« 


Am 19. März 1940 erlaubte 
Roosevelt den Verkauf der be- 
sten US-Flugzeuge an England 
und Frankreich, obwohl dadurch 
die Streitkraft des eigenen Lan- 


Der Friedensschwur am 30. 
Oktober 1940 kurz vor der 
Präsidentenwahl, die ihm mit 
einer großen Stimmenmehr- 
heit ein drittes Mal zufiel. 


des auf viele Monate hinaus er- 
heblich geschwächt wurde. 


Am 16. und 31. Mai 1940 war 
Roosevelts Botschaft an den 
Kongreß, daß er »um Frieden 
bete«, aber wegen »der Mög- 
lichkeit eines Angriffes auf ame- 
rikanische Gebiete«, und »um 
unsere neutrale Haltung durch- 
zuführen«, »so große Summen« 
für die »sofortige« Beschaffung 
aller Arten von Kriegsausrü- 
stung, inklusive »mindestens 
50 000 Flugzeuge«, fordern 
müsse - alles zum Zweck der 
»Landesverteidigung«. 


Im Juni 1940 erreichte die Alli- 
ierten ein Strom von Kriegsma- 
terial aus den US-Armeebestän- 
den - zu spät, um den Kampf- 
ausgang in Westeuropa zu be- 
einflussen. Am 20. Juni 1940 er- 
setzte Roosevelt den ihm wider- 
strebenden Kriegsminister 
Woodring durch Henry Stimson, 
einen notorischen Kriegstreiber. 


Am 19.. Juli 1940 appellierte 
Hitler an England zwecks Frie- 
densschluß. Sein Angebot war 
ernsthaft, und kompetente Be- 
obachter glaubten, daß es in 
London angenommen worden 
wäre, wenn nicht Roosevelts 
Opposition bestanden hätte. 
Dieser war schon gegen die im 
Frühjahr des Jahres angebahn- 
ten Friedensverhandlungen und 
ließ den auf Erkundigungsfahrt 
in Europa befindlichen Mr. 
Sumner Welles nicht daran teil- 
nehmen. 


Noch ersichtlicher wird Roose- 
velts Politik aus dem Tagebuch- 
vermerk von US-Verteidigungs- 
sekretär Forrestal mit der Fest- 
stellung, daß »weder die Franzo- 
sen noch die Briten Polen zum 
Kriegsanlaß genommen hätten, 
wenn nicht das ständige Ansti- 
chein von Washington gewesen 
wäre«. Henry L. Mencken, der 
Weise von Baltimore, schrieb 
am 5. August 1946 in der Zeit- 
schrift »Life«: »Die Engländer 
hätten nie den Weltkrieg herauf- 
beschworen, wenn sie sich nicht 
Roosevelts Hilfe sicher gewesen 
wären.« 


Zur Verteidigung 
der Freiheit 


Am 3. September 1940 konnte 
Roosevelt endlich - nach ver- 
schiedenen internen Widerstän- 
den und ohne Genehmigung des 
Kongresses - sein Zerstörer- 
Tauschgeschäft mit Churchill 


zum Abschluß bringen. Auf 
Grund des Abkommens erhielt 
England 50 amerikanische Zer- 
störer im Leihaustausch gegen 
acht Luft- und Marinestütz- 
punkte für die USA. Das 
Tausch-Abkommen war »ausge- 
sprochen ungesetzlich«, ein 
»entschieden unneutraler Akt 
der USA«, den die »St. Louis 
Dispatch« vom 4. September 
1940 mit der Überschrift kenn- 
zeichnete: »Diktator Roosevelt 
begeht eine Kriegshandlung«. 


Am 16. September 1940 er- 
reichte Roosevelt ein anderes 
Ziel: die Einführung der allge- 
meinen Wehrpflicht — zum er- 
stenmal in den USA in Friedens- 
zeit. Genau ein Monat später 
war »der Tag« für alle 21- bis 
36jährigen Männer im »Lande 
der Freien«: Registrierzwang für 
den Militärdienst! Bei der Mu- 
sterung wurden 40 Prozent der 
16 313 240 gemeldeten jungen 
Männer wehrdienstuntauglich 
befunden. 


Am 29. Oktober 1940 zog 
Kriegsminister Stimson nach 
Maßgabe des Selektiven Wehr- 
dienstgesetzes vom 16. Septem- 
ber des Jahres, die erste Einbe- 
rufungsnummer aus einer Fisch- 
bowle. Die Lotterie-Zeremonie 
glich ganz jener beim US- 
Kriegseintritt 1917. Roosevelt 
jedoch sagte zur Feier des Ak- 
tes: »Unsere demokratische Ar- 
mee dient nur einem Zweck: der 
Verteidigung unserer Freiheit.« 
Für den Zweck erhielten die Re- 
kruten einen Drill zur Abhär- 
tung für Kriegsbedingungen. 


Am 12. Dezember 1940 began- 
nen - streng geheim! - in Lon- 
don, Manila und Washington die 
gemeinsamen britisch-amerika- 
nischen Generalstabsbespre- 
chungen, die bis Ende März 
1941 dauerten und zwei Kriegs- 
pläne zeitigten: einen gegen 
Deutschland, einen gegen Japan. 
Beide fanden Roosevelts Billi- 
gung, — »wenn auch nicht offi- 
ziell«, wie sich Admiral Stark 
ausdrückte, der darauffolgend 
an seine Flottenkommandeure 
schrieb: »Die Frage unseres 
Kriegseintrittes scheint jetzt eine 
Frage des Wann, und nicht des 
Ob, zu sein.« 


Am 29. Dezember 1940, in ei- 
ner Rundfunk-»Plauderei am 
Kaminfeuer«, erklärte Roose- 
velt: »Unsere Politik ist nicht auf 
den Krieg ausgerichtet. Ihr ein- 
ziges Ziel ist, unserem Land und 


unserem Volk den Krieg zu er- 
sparen. Aber alle bisherigen An- 
strengungen reichen nicht aus. 
Wir brauchen noch mehr Schif- 
fe, noch mehr Geschütze, noch 
mehr Flugzeuge - noch mehr 
Kriegsmaterial aller Art.« 


Anfang Januar 1941 flog Harry 
Hopkins nach London mit der 
Roosevelt-Botschaft für Chur- 
chill: »Der Präsident ist ent- 
schlossen, daß wir den Krieg zu- 
sammen gewinnen. Hegen Sie 
keinen Zweifel darüber. Er läßt 
Ihnen durch mich sagen, daß er 
Sie um jeden Preis und mit allen 
Mittel durchreißen wird.« 


Politische Manöver 
und Propagandatricks 


Am 10. Januar 1941 begann im 
Kongreß — während gleichzeitig 
die streng geheimen britisch- 
amerikanischen Generalstabsbe- 
sprechungen stattfanden — eine 
zweimonatige Debatte über das 
weitgreifende Lend-Lease-Pro- 
gramm (Leih- und Pacht-Pro- 
gramm). In den Diensträumen 
von Stimson und Morgenthau 
zubereitet, löste es eine heftige 
Kontroverse aus. Senator Whee- 
ler brandmarkte seinen ver- 
steckten Zweck als »eine Maß- 
nahme, um dem Präsidenten ei- 
nen unerklärten Krieg gegen 
Deutschland zu ermöglichen«. 


Auch Senator Taft sagte: »Ich 
sehe nicht, wie wir einen solchen 
unerklärten Krieg lange führen 
können, ohne am Ende tatsäch- 
lich in den Schießkrieg zu ge- 
raten.« 


Aber die Regierungsseite brach- 
te die verschiedenen politischen 
Manöver und Propagandatricks 
zur Anwendung. Angeblich be- 
stimmt, der Invasion Englands 
und einer Kriegsausweitung vor- 
zubeugen, wurde der Gesetzent- 
wurf dem amerikanischen Volk 
als eine Art Friedensversiche- 
rung verkauft. 


Am 9. März 1941 wurde das 
Leih- und Pachtprogramm vom 
Kongreß angenommen, der da- 
mit seine kriegsbestimmende 
Macht an Roosevelt abtrat. Die- 
ser konnte nun Amerika im 
Krieg vertreten - »wenn auch 
nicht offiziell« wegen seiner vie- 
len Friedensbeteuerungen und 
Wahlversprechen — und konnte 
einen geheimen und unerklärten 
Krieg gegen Deutschland füh- 
ren, bis dieses, durch immer fla- 
grantere Neutralitätsverletzun- 


gen zum »Angriff« gereizt, »den 
ersten Schuß abfeuern« würde. 


Am 11. März 1941 unterzeich- 
nete Roosevelt das Leih- und 
Pachtgesetz. Es lancierte ein bei- 
spielloses Materialversorgungs- 
programm für die Allüerten. 
Schatzmeister Morgenthau, Ma- 
rinesekretär Knox, Staatssekre- 
tär Hull, Kriegsminister Stimson 
- das herrliche Quartett im Roo- 
sevelt-Kabinett — bestimmten im 
einzelnen die Hilfsmaßnahmen. 
Vom 11. März 1941 bis 31. De- 
zember 1946 kosteten diese den 
amerikanischen Steuerzahler 
über 50 Milliarden Dollar. Da- 
von erhielt England 31 Mil- 
liarden. 


Außerdem wurden England 50 
amerikanische Tankschiffe zur 
Verfügung gestellt, was zu einem 
Benzinmangel im östlichen Teil 
der USA führte. Unter Leitung 
von amerikanischen Offizieren 
begann in England sofort der 
Bau von Flughäfen und 
Konvoi-Stützpunkten. Von Neu- 
fundland aus begannen US-Ar- 
meeflugzeuge den Nordatlantik 
nach deutschen U-Booten zu 
patrouillieren. Beschädigte eng- 
lische Kriegsschiffe wurden in 
amerikanischen Marinedocks re- 
pariert. 


Im darauffolgenden Monat un- 
terstützte Roosevelt die briti- 
schen Feldzüge im Mittelmeer 
mit 2 Millionen Tonnen Schiffs- 
fracht, ließ geheim im persischen 
Hafen Basra eine große Mate- 
rialversorgungsbasis errichten, 
außerdem Grönland durch ame- 
rikanische Truppen besetzen. 


Die USA zum 
Krieg zwingen 


Am 27. März 1941 kamen die 
geheimen _britisch-amerikani- 
schen Generalstabsbesprechun- 
gen - von denen der Kongreß 
und die Öffentlichkeit kein Wort 
erfuhren - mit dem Abkommen 
bezeichnet »ABC-] Staff Agree- 
ment« zum Abschluß. Es ent- 
hielt die explosive Bestimmung, 
daß »die Hauptaufgabe der See- 
streitkräfte der Vereinigten 
Staaten im Atlantik der Schutz 
der Schiffahrt der assoziierten 
Mächte« sein würde. 


Für die »nun von der Flotte der 
Vereinigten Staaten übernom- 
menen Aufgaben« hatten die 
US-Patrouillenstreitkräfte schon 
am 1. Februar 1941 »die neue 
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USA 

Ewiger Krieg 
zwecks 
ewigen 
Friedens 


passende Bezeichnung einer At- 
lantischen Flotte« erhalten. Es 
war klar, daß die ABC-Verein- 
barung auf einen U-Boot-Zwi- 
schenfall — »eine Aggression der 
Achse«, welche »die USA zum 
Kriege zwingen« würde — ab- 
zielte. 


Am 17. April 1941 berichtete 
der bekannte Zeitungsmann 
John O’Donnell in der New 
Yorker »Daily News«, daß US- 
Marinestreitkräfte »den mit 


Kriegsmaterial beladenen briti- 


»Vorwärts christliche Soldaten« sangen die 


schen Handelsschiffen bewaff- 
netes Geleit« gäben. Am näch- 
sten Tag ließ Roosevelt durch 
seinen Sekretär, Mr. Early, die 
Tatsache als eine »bewußte Lü- 
ge« dementieren. 


Am 27. Mai 1941, einen Monat 
später, erklärte Roosevelt anläß- 
lich der Feier des Pan-Amerika- 
nischen-Tages vor den Gesand- 
ten und Ministern von 20 süd- 
amerikanischen Republiken: 
»Wir haben unseren Patrouillen- 
dienst in den Gewässern des 
Nord- und Südatlantiks erwei- 
tert. Wir verstärken ihn ständig 
durch neue Schiffe und Flugzeu- 
ge. Der Krieg nähert sich den 
Grenzen der westlichen Halbku- 
gel. Er rückt nahe an unsere 
Heimat heran. Daher habe ich 
im vollen Bewußtsein meiner 
Verantwortung heute abend ei- 
nen uneingeschränkten Ausnah- 


= 


und ihrer gemeinsamen Zielsetzung. 
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me- und Notzustand prokla- 
miert, der die Stärkung unserer 
Verteidigung bis zu den äußer- 
sten Grenzen unseres Leistungs- 
vermögens und unserer Macht 
erfordert.« 


Für Senator Taft enthüllte diese 
Roosevelt-Rede klar »die Ab- 
sicht, immer weiter auf den 
Krieg hinzutreiben, ohne das 
Volk zu befragen«. 


Im Juni 1941 versuchte Roose- 
velt immer noch, »die Deut- 
schen zum ersten Schuß treiben« 
zu können. Zur selben Zeit be- 
fahl er die Schließung sämtlicher 
deutschen und italienischen 
Konsulate in, den USA. Auch 
kam er mit Churchill überein, 
die britischen Besatzungstrup- 
pen in Island durch amerikani- 
sche abzulösen, was anfangs Juli 
geschah. 


beiden Kreuzfahrer zur Feier der Atlantik-Konferenz 


Im Juli 1941, gleich nach der 
Nazi-Invasion Rußlands Ende 
Juni, ließ Roosevelt seinen Bu- 
senfreund Harry Hopkins nach 
Moskau eilen, um den hochwill- 
kommenen neuen Verbündeten 
mit Hilfsangeboten zu über- 
schütten — ohne eine einzige Be- 
dingung zu stellen. Die sofort 
einsetzenden Abzweigungen von 
der England-Hilfe waren mit ein 
Grund, warum Churchill voller 
Wünsche zur bevorstehenden 
Atlantik-Konferenz fuhr »wie in 
den Himmel zu einem Treffen 
mit Gott«. 


Krieg nicht gegen Hitler 
sondern gegen 
Deutschland 


Am 9. August 1941 begann un- 
weit Neufundland jene Roose- 
velt-Churchill-Konferenz, die 
der Welt einen großen Betrug 
und zugleich einen großen Coup 
im Pazifik bescherte - nachdem 
im Atlantik das Repertoire der 
Roosevelt-Tricks erschöpft und 
der erhoffte »erste Schuß« von 
deutscher Seite ausgeblieben 
war. 


Am 25. August 1941, keine zwei 
Wochen nach der Konferenz der 
beiden Kreuzfahrer und ihres 
versammelten obersten Kriegs- 
rates, erging an die US-Atlantik- 
flotte der Geheimbefehl, »feind- 
liche Seestreitkräfte« anzugrei- 
fen und zu vernichten. Bisher 
hatte man sich auf das Melden 
derselben an die Briten be- 
schränkt, nunmehr war das Ver- 
senken auf dem Programm. 


Am 1. September 1941 verkün- 
dete Roosevelt in seiner Anspra- 
che zum Tag der Arbeit: »Wir 
werden alles in unserer Macht 
stehende tun, Hitler und seine 
Wehrmacht zu vernichten.« 


Andere Wege zur Beseitigung 
des Nazi-Regimes, das sich die 
Westmächte durch ihre Versail- 
ler-Politik selbst geschaffen hat- 
ten, ließ er unberücksichtigt. Die 
»bedingungslose Kapitulation« 
Deutschlands war seine Forde- 
rung auf der Casablanca-Konfe- 
renz anfangs 1943, ganz im Ein- 
klang mit Churchill, der schon 
1940 erklärt hatte: »Ich führe 
keinen Krieg gegen Hitler, son- 
dern ich führe einen Krieg mit 
Deutschland.« 


Ganz klar war auch Churchills 
Ausspruch 1953 in Margate: 
»Ich habe einen großen Teil 
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meines Lebens damit verbracht, 
gegen die Deutschen Krieg zu 
führen oder Vorbereitungen da- 
für zu treffen.«- Wofür der gro- 
ße Europäer, »ein echter Tory 
der alten Schule« laut seines de- 
mokratischen Kampfgenossen 
Roosevelt, zweifellos den 1956 
erhaltenen Karlspreis der Kai- 
serstadt Aachen verdient hat! 


Am 11. September 1941 nach 
dem Angriff eines US-Zerstö- 
rers auf ein deutsches U-Boot, 
gab Roosevelt über den Rund- 
funk eine entstellende Schilde- 
rung des Vorfalls und sagte: 
»Wir haben nicht den offenen 
Krieg mit Hitler gesucht. Wir 
tun das auch heute nicht. Aber 
wenn man eine Klapperschlange 
zum Angriff hochgehen sieht, 
dann wartet man nicht mit dem 
Zuschlagen, bis sie einen gebis- 
sen hat«. 


Das war die »Schuß-bei-Sicht«- 
Rede, und damit trat Roosevelts 
unerklärter Krieg ins offene 
Schieß-Stadium ein - drei Mo- 
nate vor dem eigentlichen Welt- 
kriegsausbruch von Pearl Habor. 


All die Neutralitätsverletzungen 
zugunsten der Alliierten hatten 
viele Gegner in den USA. Nam- 
hafte Persönlichkeiten wie der 
demokratische Senator Wheeler, 
der Flieger Charles Lindbergh, 
die Schriftstellerin Kathleen 
Norris, der Sozialistenführer 
Norman Thomas waren Haupt- 
redner in den Protestversamm- 
lungen gegen Roosevelts Kriegs- 
politik. Um ihn und sein Partei- 
gefolge im Amt zu halten, war 
der Demokratische Parteikon- 
greß im Sommer 1940 wohl ge- 
neigt, ein ausgesprochenes Frie- 
densprogramm für die Präsiden- 
tenwahl im November 1940 auf- 
zustellen. 


»Wir wollen 
nicht morden« 


»Strikte Einstellung gegen den 
Krieg ist Parteigrundsatz; keine 
Armee nach Übersee, außer 
Amerika wird angegriffen« lau- 
teten die Schlagzeilen der »New 
York Times« vom 18. Juli 1940 
zum Demokratischen Partei- 
Kongreß, von dem sich Roose- 
velt - entgegen einer bisher nie 
durchbrochenen und seit 1951 
gesetzlich gesicherten Tradition 
- zum dritten Mal als Kandidat 
für die Präsidentenwahl aufstel- 
len ließ. 


Das ausgesprochene Friedens- 
programm des Demokratischen 
Parteitages vom 15. Juli 1940 
ging hauptsächlich auf die Be- 
mühungen von Senator Wheeler 
zurück und sollte die US-Kriegs- 
beteiligung unterbinden. Allein, 
der folgenschwere Satz »außer 
Amerika wird angegriffen« 
machte den errichteten Damm 
und den im Land vorherrschen- 
den Friedenswillen hinfällig. 


Rund 85 Prozent der Bevölke- 
rung waren gegen Einmischung 
in den europäischen Konflikt; 
die Gallup-Befragungen bezeug- 
ten dies Monat für Monat. In 
Massen waren die an den Autos 
befestigten Schilder zu sehen: 
»The Yanks aren’t coming« 
(»Die Yankees kommen diesmal 
nicht«). Nur 9000 Freiwillige 
meldeten sich für den Militär- 
dienst - trotz sechs Wochen Re- 
krutierungskampagne. Plakat- 
träger demonstrierten gegen 
Einführung der Wehrpflicht: 
»Wir wollen nicht morden. Die 
Wehrpflicht ist ein Schritt zum 
Krieg!« 


Dabei war den Wehrpflichtigen 
nur ein Jahr Dienstzeit zugesi- 
chert worden. Elf Monate spä- 
ter gelang die Verlängerung des 
Gesetzes nur nach erhebli- 
chen Überzeugungskünsten, und 
dann nur mit einer einzigen 
Stimme Mehrheit im Kongreß. 
Bei einer solchen Volksstim- 
mung hatte Präsidentschafts- 
Kandidat Roosevelt allen 
Grund, Friedensschalmeien im 
Brustton vollendeter Heuchelei 
von sich zu geben. 


»Ich habe dies zu Euch Vätern 
und Müttern schon früher ge- 
sagt, aber ich werde es wieder 
und wieder und immer wieder 
sagen: Eure Jungens werden in 
keine fremden Kriege geschickt 
werden« — Roosevelts Gelübde 


am 30. Oktober 1940 kurz vor. 


der Präsidentenwahl, die ihm 
mit einer großen Stimmenmehr- 
heit ein drittes Mal zufiel. 


»Welche Schafe!« hatte Lord 
Northcliffe im Ersten Weltkrieg 
geäußert. Um die Schafe noch 
einmal scheren zu können, 
schrieb Churchill jubilierend an 
den Wahlsieger, »daß ich für Ih- 
ren Erfolg gebetet habe«. Und 
später teilte er dem Erfolgrei- 
chen persönlich mit: »Ich bin 
zwar nicht religiös, aber ich dan- 
ke Gott, daß ein Mann wie Sie in 
einer Zeit wie dieser das Regie- 
rungshaupt Ihres Landes ist.« [_] 
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Das andere deutsche Nachrichienmagazin 


Zeitdokument 


»Deutschland 
m 
sterben!« 


Theodore Nathan Kaufman 


Im Jahre 1941 wurde den führenden politischen Persönlichkeiten in 
den USA und England eine Schrift des Präsidenten der American 
Federation of Peace (Amerikanische Friedensvereinigung), Theo- 
dore Nathan Kaufman, übergeben. Kaufman gehörte zu dem soge- 
nannten »Roosevelt-Gehirntrust«, jenem Stab von Politikern, die 
die geistige und politische Unterrichtung und Beratung des amerika- 
nischen Präsidenten zur Aufgabe hatten. Der Kaufman-Plan ist nur 
einer von vielen Plänen der Berater aus der Umgebung Roosevelts, 
die sich mit der Vernichtung, Versklavung und Zerstückelung des 
Deutschen Reiches beschäftigten. Wir veröffentlichen die wichtig- 
sten Stellen aus dieser Broschüre. 


Der jetzige Krieg ist kein Krieg 
gegen Adolf Hitler allein. Er 
wird auch nicht nur gegen die 
Nazis geführt. Es ist ein Krieg 
von Völkern gegen Völker; ein 
Krieg gesitteter Völker, die nach 
dem Glanz des Lichtes aufschau- 
en, gegen unzivilisierbare Bar- 
baren, die die Finsternis lieben. 
Es ist ein Ringen zwischen der 
deutschen Nation und der 
Menschheit. 


Totaler Krieg - 
totale Strafe 


Man braucht Hitler wegen dieses 
deutschen Krieges nicht mehr zu 
tadeln als den Kaiser wegen des 
vorigen Krieges, ebensowenig 
Bismarck, den Vorgänger des 
Kaisers. Diese Männer haben 
Deutschlands Krieg gegen . die 
Menschheit weder verursacht 
noch veranlaßt. Sie waren ledig- 
lich die Werkzeuge, welche die 
sekulären Gelüste der deutschen 
Nation nach Eroberung und 
Massenmord in die Tat um- 
setzten. 


Dieser Krieg wird vom deut- 
schen Volk geführt. Es trägt die 
Verantwortung. Es muß also ge- 
zwungen werden, für diesen 
Krieg zu bezahlen. Sonst wird es 
immer einen deutschen Krieg 
gegen die Welt geben. Und mit 
solch einem über ihren Häup- 
tern hängenden Krieg wird es 
gesitteten Völkern, wenn ihre 
Hoffnungen noch so groß und 
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ihre Anstrengungen noch so 
kräftig sind, nie gelingen, das fe- 
ste und starke Fundament eines 
dauernden Friedens zu schaffen, 
das sie zunächst errichten müs- 
sen, wenn es ihr Wille ist, eine 
bessere Welt aufzubauen. 


Denn es soll künftig nicht nur 
keine weiteren deutschen Kriege 
geben, sondern es soll darüber 
hinaus nicht die geringste Mög- 
lichkeit übrigbleiben, daß es je 
noch zu einem solchen Krieg 
kommt. Ziel des gegenwärtigen 
Kampfes soll sein, der deutschen 
Aggression ein endgültiges Halt 
und nicht nur ein zeitweiliges 
Aufhören zu gebieten. 


Deutschland hat der Welt dies- 
mal einen totalen Krieg aufge- 
zwungen. Folglich muß es darauf 
gefaßt sein, eine totale Strafe zu 
zahlen. Und es gibt nur eine ein- 
zige solche Totalstrafe: Deutsch- 
land muß für immmer sterben! 
Und zwar tatsächlich - nicht nur 
in der Einbildung. 


Aus der Tiefe der 
deutschen Seele 


Die persönliche Kriegswut der 
Führer des deutschen Volkes ist 
nur ein Teil der gesamten 
Kriegswut der deutschen Mas- 
sen. Die deutschen Führer sind 
nicht vom Willen des deutschen 
Volkes zu trennen, weil sie ohne 
diesen Willen weder entstehen 
noch bestehen könnten. Der Ur- 
sprung, die Begründung ihrer 
Handlungen, ja sogar ihre Zu- 
stimmung dazu werden samt und 
sonders von den deutschen füh- 
renden Männern aus den urei- 
gensten Tiefen der deutschen 
Seele geschöpft. 


Das Problem des Germanismus 
aber soll nicht wieder der näch- 
sten Generation aufgebürdet 
werden. Die Welt soll nie wieder 
auf die deutsche Folter gespannt 
werden. Unser ist dieses Pro- 
blem, unser seine Lösung. Die 
Welt hat gelernt, daß Deutsch- 
land, ungeachtet, welche Män- 
ner oder welche Klassen das 
Land regieren, gegen die Welt 
Krieg führen wird, weil die 
Kraft, die es zu handeln nötigt, 
ein unabtrennbarer Bestandteil 
der Massenpsyche dieses Volkes 
ist. 


Wir wollen in unserer Darlegung 
zugunsten Deutschlands voraus- 
setzen, daß etwa 20 Prozent der 
deutschen Bevölkerung an den 
deutschen Verbrechen keinerlei 
Schuld tragen und keinen Anteil 
an ihrer Kriegspsyche haben. 
Wir geben also in unserer Be- 
weisführung zu, daß etwa 15 
Millionen Deutsche völlig un- 
schuldig sind. 


Aber - sollen Polen, Tschechen, 
Slowaken, Österreicher, Norwe- 
ger, Niederländer, Belgier, 
Franzosen, Griechen, Englän- 
der, Iren, Schotten, Kanadier, 
Australier und Amerikaner - 
denn auch wir fühlen, leider 
Gottes, die Nägel des deutschen 
Stiefels - sollen alle diese Völ- 
ker, die etwa 300 Millionen ge- 
sitteter und aufgekärter Men- 
schen auf Erden umfassen, un- 
ausgesetzt leiden und in jeder 
Generation einem gewaltsamen 
Tode entgegensehen, nur damit 


»Die Todesstrafe für 
Deutschland! Die Deutschen 
haben auf den Wunsch, 
menschliche Wesen zu sein, 
verzichtet.« 


ein geringer Teil der deutschen 
Bevölkerung weiterleben kann? 


Sind denn diese 15 Millionen 
Deutsche so wertvoll, für die 
Menschheit so unentbehrlich, 
daß 300 Millionen unschuldige 
Männer, Frauen und Kinder ge- 
gen Deutschland Krieg führen 
sollen, so oft Deutschland dies 
beschließt? Soll denn ein ewiges 
Ringen mit den Deutschen die 
einzige Zukunft der gesitteten 
Völker sein? Warum soll man 
Kinder zeugen, solange 
Deutschland Krieg zeugt? 


Die Giftzähne der 
deutschen Schlange 


Soll das Ausverkaufen unserer 
Soldaten zum nationalen Brauch 
werden? Denn das ist sonnen- 
klar: noch einmal zur Verteidi- 
gung der Demokratie gegen 
Deutschland kämpfen mit ir- 
gendeinem anderen Ziel vor Au- 
gen als dem, dieses Land auszu- 
löschen, bedeutet, auch wenn 
Deutschland den Krieg verliert, 
einen deutschen Sieg. 


Wenn nun der Tag der Abrech- 
nung mit Deutschland anbricht - 
und dieser Tag wird kommen -, 
dann wird es nur eine selbstver- 
ständliche Stellungnahme geben. 
Kein Staatsmann, kein Politiker, 
kein Führer, der für die Dinge 
nach dem Krieg verantwortlich 
ist, wird das Recht haben, sich 
persönlich den Luxus falscher 
Sentimentalitätt und großer 
Scheinheiligheit zu leisten und 
zu erklären, das von seinen lei- 
tenden Männern irregeführte 
Deutschland dürfe wieder aufer- 
stehen! 


Es ist die heilige Pflicht der heu- 
tigen Generation gegenüber den 
Ungeborenen, die Sicherheit zu 
schaffen, daß die Giftzähne der 
deutschen Schlange nie wieder 
töten können. Und da das Gift 
dieser Zähne seine verderbliche 
Kraft nicht aus dem Körper, 
sondern aus der Kriegspsyche 
des Deutschen schöpft, so kann 
man nur dadurch das Wohl und 
die Sicherheit der Menschheit 
schützen, daß man diese Seele 
endgültig auslöscht und den fau- 
ligen Körper, der sie beherbergt, 
endgültig aus dieser Welt fort- 
schafft. 


Es bleibt keine andere Wahl 
mehr übrig: Deutschland muß 
sterben. 


Man kann einen Tiger aus seiner 
gewöhnlichen Umgebung, sei- 
nem Lager im Dschungel, ent- 
fernen; mit Geduld kann man 
ihn vielleicht soweit zähmen, 
daß er sich streicheln läßt, aus 
der Hand frist und tut, was man 
ihm befiehlt. Je mehr er äußer- 
lich diesen Anforderungen ent- 
spricht, um so tiefer irren wir uns 
aber, wenn wir glauben, er habe 
seine Dschungelzeit vergessen. 
Dies wäre ein verhängnisvoller 
Irrtum. Denn es kommt unfehl- 
bar eine Zeit, wo die Tigerseele 
erneut den Tiger dazu treibt, sei- 
ne Zähne und Klauen zu gebrau- 
chen. Durch diese unausweichli- 
che Reaktion auf den Naturtrieb 
kehrt der Tiger wieder zum Ge- 
setz des Dschungels zurück. Er 
wird wieder ein Würger. 


Genau so ist es mit dem deut- 
schen Volk. Es mag zwar vor- 
übergehend auf zivilisierende 
Einflüsse reagieren; es mag 
scheinbar die oberflächlichen 
Gepflogenheiten und das äußere 
Benehmen gesitteter Völker an- 
nehmen; in seinem Innern lebt 
jedoch jene Kriegsseele weiter, 
die es immer wieder, wie den 
Tiger, zum Morden anstachelt. 
Und keine Besserung der Le- 
bensverhältnisse, keine Ver- 
nunft oder Zivilisierung wird je 
imstande sein, diesen Grundzug 
seines Wesens zu ändern. Denn 
wenn diese Kriegspsyche in über 
zwei Jahrtausenden nicht ausge- 
merzt werden konnte, wer könn- 
te da erwarten, daß dieses Wun- 
der plötzlich über Nacht eintre- 
ten würde? 


Die Deutschen 
sind nur Tiere 


Die Aufstellung einer Analogie 
zwischen dem deutschen Volk 
und einer wilden Bestie ist kein 
banaler Vergleich. Ich empfinde 
nicht mehr persönlichen Haß ge- 
gen dieses Volk, als ich gegen 
ein Rudel wilder Tiere oder ein 
Knäuel giftiger Reptilien hegen 
könnte. Man haßt nicht diejeni- 
gen, deren Seele keine innerli- 
che Wärme ausstrahlen kann, 
sondern man bemitleidet sie. 


Wenn das deutsche Volk für sich 
und in Verborgenheit leben wür- 
de, so wäre dies seine eigene 
Angelegenheit. Wenn es aber 
unaufhörlich versucht, die Seele 
anderer Völker in den seine ei- 
gene Seele umnebelnden Pest- 
qualm zu hüllen, so ist es an der 
Zeit, es aus der Gemeinschaft 


der gesitteten Menschheit auszu- 
stoßen; denn hier gibt es für die- 
ses Volk weder Raum noch Da- 
seinsberechtigung. 


Wir brauchen die Deutschen 
nicht zu verurteilen. Sie spre- 
chen sich selbst ihr Urteil. Sie 
haben auf den Wunsch, mensch- 
liche Wesen zu sein, verzichtet. 
Die Deutschen sind nur Tiere 
und müssen als solche behandelt 


werden. 


Natürlich gibt es in der Welt und 
auch in unserem Land Leute, die 
eine andere Absicht vertreten 
und die sich mit der deutschen 
Gefahr in einer anderen Weise 
auseinandersetzen möchten. 
Solche Leute sind gewöhnt, eine 
angeblich »gefühlsmäßige« Auf- 
fassung der menschlichen Pro- 
bleme und des menschlichen 
Fortschritts zu haben. Diese 
Leute möchten die Gestaltung 
der Zukunft dem Schicksal über- 
lassen. Sie versuchen, einen 
Kompromiß, einen sogenannten 
»Verständigungsfrieden«, mit 
Deutschland zu suggerieren. 


Glücklicherweise sind diese 
Männer noch nicht in der Mehr- 
zahl, und sie werden nie in der 
Mehrzahl sein, es sei denn, daß 
Deutschland genug Kreaturen 
ihres Schlages einspannen, be- 
schäftigen oder bestechen kann, 
um die deutschen Unterwelts- 
lehren über die ganze Welt zu 
verbreiten. Aber sogar als Min- 
derheit bilden diese Beschwich- 
tiger nichtsdestoweniger eine 
reelle Gefahr. Deshalb ist ihnen 
gegenüber scharfes Zugreifen 
geboten; denn sie sind schlecht- 
hin Landesverräter. 


Auf der ganzen Erde stellen wir 
fest, daß Friede der einzige ge- 
meinsame Nenner ist, auf den 
man sämtliche Völker der Welt 
bringen kann, und zwar unge- 
achtet ihrer Hautfarbe oder Ras- 
se, in gemeinsamen Gedanken 
und Gebet. Der Friede aber wird 
nie von selbst kommen! 


Ich glaube, daß der Friede, an- 
statt lediglich gedacht zu wer- 
den, auch verwirklicht werden 
kann. Freilich nicht, solange es 
Krieg gibt. Und warum gibt es 
Krieg? Einfach weil das Kriegs- 
führen bisher nicht unmöglich 
gemacht worden ist. 


Es gibt nur einen Weg, um den 
Krieg aus der Welt zu schaffen: 
Den aggressiven Völkern eine so 


abschreckend große, in ihren 
Folgen so furchtbare Strafe auf- 
zuerlegen, daß es praktisch je- 
dem Volk unmöglich ist, einen 
Krieg anzufangen. 


Die Deutschen aus 
der Welt schaffen 


Der Krieg muß nicht mittels 
Waffen mit immer höherem 
Vernichtungsvermögen be- 
kämpft werden, sondern mit 
Strafen, die unendlich furchtba- 
rer sind und ein größeres Risiko 
mit sich bringen als der Krieg 
selbst. In diesem Buch glaubt 
der Verfasser aufrichtig, eine 
solche Bestrafung gefunden zu 
haben; und er glaubt, daß durch 
ihre Anwendung auf das Volk 
Deutschlands die Welt nicht nur 
von einer schrecklichen Geißel 
befreit werde, sondern, daß ihr 
daraus auch viel Gutes erwach- 
sen wird. 


Es muß jetzt endlich Klarheit 
darüber herrschen, daß alle 
Deutschen sich ausnahmslos 
darüber einig sind, daß das End- 
ziel, die Weltbeherrschung, jetzt 
oder in Zukunft, endgültig von 
Deutschland erreicht werden 
muß. Es gibt nur ein Mittel, ei- 
nen solchen Wunsch zu verei- 
teln: dieses Endziel muß aus 
dem Bereich der Deutschen 
fortgeschafft werden. Der einzi- 
ge Weg aber, dies zu erreichen, 
ist, die Deutschen aus der Welt 
zu schaffen! 


Es ist deshalb von größter Wich- 
tigkeit, daß wir die folgende 
Wahrheit als unumstößliche Tat- 
sache betrachten, nämlich, daß 
die Nazis vom deutschen Volk 
nicht zu trennen sind. Sie sind 
das deutsche Volk! 


Für die Deutschen, gleich ob sie 
Nazis sind oder nicht, ist die ge- 
panzerte Faust ein genau so auf- 
munterndes und bedeutungsvol- 
les Sinnbild für alle Ziele und 
sehnlichen Wünsche der Nation 
wie das Freiheitsdenkmal für die 
Amerikaner. Man wiege sich 
darüber nicht im unklaren: die 
Beherrschung der Welt ist für 
den Deutschen keine Fata Mor- 
gana, sie war dies nie und, solan- 
ge Deutschland als Nation exi- 
stiert, wird sie es nie sein. 


Ein Glaube an das Gegenteil 
könnte, wenn zu lange aufrecht 
erhalten, eine Versklavung der 
Welt durch die Deutschen zur 
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Zeitdokument 


»Deutschland 
muß 
sterben!« 


Folge haben. Es handelt sich 
hier um eine in jeder Hinsicht 
sorgsam erwogene, mitleidlos 
berechnete Verschwörung mit 
dem Ziel, die Welt zu beherr- 
schen, oder, im Falle des Mißlin- 
gens, sie zu vernichten! Und so- 
lange das deutsche Volk exi- 
stiert, versucht es, in dieser oder 
jener Form, jetzt oder später, 
eine solche Katastrophe herbei- 
zuführen. 


Die gesitteten Völker betrachten 
die individuellen Rechte, die 
Heiligkeit des menschlichen Le- 
bens, die Freiheit und das Stre- 
ben nach Glück als die Tugen- 
den der Menschheit und die ein- 
zelnen Staaten als die Garanten 
dieser Rechte. Und wenn auch 
in irgendeiner Zeit ihrer Ge- 
schichte die Völker politisch und 
ökonomische Berichtigungen 
und sogar Gebietserweiterungen 
durch Waffengewalt angestrebt 
haben mögen, so ist dazu zu be- 
merken, daß eine westliche Na- 
tion den Krieg nie zur Religion, 
die Rüstungen nie zum Götzen- 
dienst und den Massenmord und 
die Vernichtung nie zum Kult 
erhoben hat wie Deutschland 
und seine Völker. 


Die Todesstrafe 
für Deutschland 


Denn zunächst lebt in Deutsch- 


land die sogenannte »ältere Ge- 
neration« nicht mehr, mit der 
man vernünftig hätte reden kön- 
nen. Diese klägliche Handvoll 
Menschen ist erloschen und ver- 
gessen, und an ihrer Stelle steht 
die Legion im braunen Hemd, 
die jenen ruhmvollen Kriegsge- 
sang von Horst Wessel singt: 
Heute Europa, morgen die 
Welt! Lasterhafte Sänger eines 
Welttrauerliedes, das von einem 
Säufer erdacht, in einem Bordell 
geschrieben und einem Zuhälter 
gewidmet wurde. 


Selbst wenn ein so ausgedehntes 
Unternehmen durchführbar wä- 
re, so würde das Leben selbst 
dies vereiteln. Genau wie der 
Krieg den Krieg erzeugt, erzeugt 
Leben Unterdrückung Auf- 
stand. Unerhörte Schrecknisse 
würden daraus folgen. 
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Wir sehen also, daß es keinen 
Mittelweg gibt; daß kein Aus- 
gleich, kein Kompromiß möglich 
ist, daß keine politische oder 
wirtschaftliche Teilung in Erwä- 
gung gezogen werden kann. Es 
gibt letzten Endes keine andere 
Lösung als diese: Deutschland 
muß sterben und für immer vom 
Erdboden verschwinden! Und 
glücklicherweise, wie wir gleich 
sehen werden, ist diese Lösung 
nicht mehr undurchführbar. 


Wenn sich ein Mensch des vor- 
schuldig 


sätzlichen Mordes 


ae 


verhängt werden. Deutschlands 
Wille geschehe! 


Es bleibt nunmehr übrig, den 
besten Weg, die praktischste und 
schnellste Art und Weise zu fin- 
den, wie dem deutschen Volk 
die Todesstrafe auferlegt werden 
kann. Ein Blutbad und eine 
Massenhinrichtung müssen 
selbstverständlich von vornher- 
ein ausgeschlossen werden. Sie 
sind nicht nur undurchführbar, 
wo sie auf eine Bevölkerung von 
etwa 70 Millionen angewandt 
werden sollten, sondern derarti- 


»Deutschland muß sterben! Die Deutschen sind nur Tiere und 


müssen als solche behandelt werden!« 


macht, muß er darauf gefaßt 
sein, dafür sein Leben einzubü- 
Ben. Wenn ein Volk sich an sei- 
nen Mitvölkern des vorsätzli- 
chen Mordes schuldig macht, 
muß es darauf gefaßt sein, sein 
eigenes nationales Leben zu ver- 
lieren. 


In diesem Punkt gilt als mensch- 
liches und göttliches Gesetz aus- 
drücklich: »Auge um Auge, 
Zahn um Zahn, Leben um Le- 
ben«. Aber was gilt Deutschland 
menschliches oder göttliches 
Gesetz? Nichts. 


Es erkennt nur deutsches Ge- 
setz; und so sei es. Nach deut- 
schem Gesetz aber, wenn es ein 
solches gibt, muß die Strafe - die 
Todesstrafe — über Deutschland 


ge Methoden sind auch mit mo- 
ralischen Verpflichtungen und 
sittlichen Gepflogenheiten der 
zivilisierten Welt unverträglich. 


Es bleibt also nur noch ein Weg 
offen, um die Welt für immer 
vom Deutschtum zu befreien, 
nämlich der, die Quelle zum 
Versiegen zu bringen, die diese 
kriegslüsternen Seelen erzeugt, 
indem man das Volk daran hin- 
dert, seine Gattung je wieder 
fortzupflanzen. Dieses neuzeitli- 
che, in der Wissenschaft als »eu- 
genische Sterilisierung« bezeich- 
nete Verfahren ist leicht durch- 
führbar, human und gründlich. 


Die Sterilisierung ist für die Wis- 
senschaft ein alltäglicher Begriff 
geworden als das beste Mittel, 


die Menschheit von ihren mißra- 
tenen Exemplaren, Degenerier- 
ten, Geisteskranken und erblich 
belasteten Verbrechern zu be- 
freien. 


Sterilisierung beider 
Geschlechter 


Sie ist eine harmlose und einfa- 
che, gefahr- und schmerzlose 
Operation, durch die der Patient 
nicht ernsthaft verstümmelt 
wird. Die Auswirkungen dersel- 
ben sind meistens weniger 
schädlich als die der Impfung 
und nicht ernster als das Ausrei- 
ßen eines Zahnes. Außerdem 
geht die Operation schnell vor 
sich, als sie innerhalb von höch- 
stens zwanzig Minuten vollzogen 
werden kann. Der Patient kann 
gleich darauf wieder an seine 
Arbeit gehen. Auch was die 
Frauen betrifft, ist diese Opera- 
tion, wenn sei auch etwas mehr 
Zeit beansprucht, genau so ge- 
fahrlos und einfach. 


Wenn man bedenkt, daß ge- 
sundheitliche Maßnahmen wie 
die Impfung und die Serumbe- 
handlung als regelrechte Wohl- 
taten für die Gemeinschaft ange- 
sehen werden, so kann man auch 
die Sterilisierung des deutschen 
Volkes sicherlich nur als eine 
große hygienische Maßnahme 
betrachten, die die Menschheit 
trifft, um sich für immer vor dem 
Bazillus des Deutschtums zu 
schützen. 


Die Bevölkerung Deutschlands 
ohne die eroberten und einver- 
leibten Gebiete beträgt etwa 80 
Millionen, die sich auf die bei- 
den Geschlechter nahezu gleich- 
mäßig verteilen. Um die Auslö- 
schnug der Deutschen zu erzie- 
len, braucht man nur etwa 48 
Millionen Menschen zu sterili- 
sieren, denn die Männer über 60 
und die Frauen über 45 sind in 
dieser Zahl nicht einbegriffen, 
da sie nur in beschränktem Ma- 
Be fortpflanzungsfähig sind. 


Zur Sterilisierung der Männer 
wäre die Behandlung in den 
Heeresgruppen als organisierten 
Einheiten am leichtesten und am 
schnellsten durchzuführen. An- 
genommen, daß etwa 20 000 
Arzte dazu eingesetzt würden 
und jeder von ihnen pro Tag 
mindestens 25 Operationen vor- 
nähme, so würde es höchstens 
einen Monat dauern, bis die Ste- 
rilisierung in den Heeresgruppen 
durchgeführt wäre. 


Wenn man natürlich über eine 
größere Anzahl von Ärzten ver- 
fügt - und es stehen, zieht man 
die vielen beteiligten Völker in 
Betracht, weit mehr als 20 000 
zur Verfügung - so wäre noch 
weniger Zeit erforderlich. Die 
Bilanz der männlichen Zivilbe- 
völkerung könnte innerhalb von 
drei Monaten abgeschlossen 
werden. 


Da die Sterilisierung der Frauen 
und der Kinder etwas mehr Zeit 
beansprucht, kann man für die 
Sterilisierung der ganzen weibli- 
chen Bevölkerung Deutschlands 
einschließlich der Kinder eine 
höchstens dreijährige Frist anbe- 
raumen. Angesichts der jetzigen 
deutschen Doktrin, daß schon 
ein einziger Tropfen echt deut- 
schen Blutes den Deutschen aus- 
macht, ist die vollständige Steri- 
lisierung beider Geschlechter als 
notwendig zu betrachten. 


Verbot der 
deutschen Sprache 


Nach vollständiger Sterilisierung 
wird der Bevölkerungszuwachs 
durch Geburten in Deutschland 


aufhören. Auf Grund der nor- 
malen Sterblichkeitsziffern von 
zwei Prozent jährlich, wird das 
deutsche Leben jährlich um 1,5 
Millionen Seelen schwinden. So 
wird innerhalb von zwei Ge- 
schlechtern dasjenige zur vollen- 
deten Tatsache werden, was 
sonst Millionen Menschenleben 
und jahrhundertelange Anstren- 
gungen gekostet hätte, nämlich 
die Auslöschung des Deutsch- 
tums und seiner Träger. Mangels 
der Möglichkeit, sich weiter fort- 
zupflanzen, wird der deutsche 
Wille durch Abschrumpfung 
sterben und Deutschlands Macht 
zu einer »quanit& negligeable« 
herabsinken. 


Deutschland hat den Krieg ver- 
loren, es bittet um Frieden. Die 
imperative Forderung der sieg- 
reichen Völker, daß Deutsch- 
land endgültig verschwinden 
muß, nötigen die führenden 
Männer, sich für die Massenste- 
rilisierung zu entscheiden, da 
diese das beste Mittel ist, die 
Deutschen endgültig zu vernich- 
ten. Sie verfahren dazu folgen- 
dermaßen: 


Das deutsche Heer wird unver- 


züglich und restlos entwaffnet 
und sämtliche Waffen werden 
vom deutschen Gebiet fortge- 
schafft. Sämtliche deutschen 
Schlüsselindustrien und Werke 
der Schwerindustrie werden un- 
ter strenge Bewachung gestellt 
und deutsche Arbeiter werden 
durch Arbeiter aus den alliierten 
Staaten ersetzt. Das deutsche 
Heer wird in Gruppen aufgeteilt, 
die in streng abgegrenzen Räu- 
men konzentriert werden, und 
die Männer werden sofort steri- 
lisiert. 


Die Zivielbevölkerung, Männer, 
Frauen und Kinder, wird nach 
Gebietszonen eingeteilt und ste- 
rilisiertt. Das deutsche Heer 
wird, nachdem die Sterilisation 
durchgeführt ist, in Arbeitsba- 
taillone eingeteilt, deren Dienste 
für den Wiederaufbau der von 
ihnen zerstörten Städte verwen- 
det werden. 


Deutschland wird aufgeteilt und 
seine Gebiete anderen zugewie- 
sen. Die beigegebene Karte ver- 
mittelt eine Einsicht in die mög- 
lichen Grenzberichtigungen, die 
im Zusammenhang mit Deutsch- 
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lands Ausschaltung vorgenom- 
men werden könnten. Deutsche 
Zivilisten dürfen nicht über be- 
stimmte Grenzen hinaus reisen, 
bis die Sterilisation ganz beendet 
ist. 


Die deutsche Bevölkerung wird 
gezwungen, die Sprache des 
Staates, dem sie zugewiesen ist, 
zu lernen. Innerhalb eines Jahres 
müssen die Veröffentlichungen 
deutscher Bücher, Zeitungen 
und Bekanntmachungen einge- 
stellt, die Rundfunksendungen 
in deutscher Sprache beschränkt 
und die deutschsprachigen Schu- 
len geschlossen werden. 


Von der sonst streng zwangswei- 
sen Durchführung der restlosen 
Sterilisierung wird eine einzige 
Ausnahme gemacht: nur dieje- 
nigen deutschen Staatsbürger 
werden von dieser Behandlung 
ausgenommen, deren Angehöri- 
ge, Staatsbürger der verschiede- 
nen siegreichen Länder, die 
geldliche Verantwortung für ihre 
Auswanderung und ihren Unter- 
halt sowie die moralische Ver- 
antwortung für ihr Betragen 
übernehmen. 
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Revisionismus 


Der 


Morgenthau- 


Plan 


Anthony Kubek 


Die Morgenthau-Tagebücher bestehen aus 900 Bänden, die sich in der 
Roosevelt-Library in Hyde Park, New York, befinden. Als Berater für 
den Unterausschuß für Innere Sicherheit des amerikanischen Senats 
wurde Anthony Kubek mit der Aufgabe betraut, alle Unterlagen zu 
untersuchen, die sich mit Deutschland befassen, vor allem solche, die 
mit dem Morgenthau-Plan zur Zerstörung Deutschlands nach dem 
Zweiten Weltkrieg in Zusammenhang stehen. Der Unterausschuß war 
daran interessiert, welche Rolle Dr. Harry Dexter White, der Haupt- 
architekt des Plans dabei gespielt hat. 


Der amerikanische Finanzmini- 
ster Henry Morgenthau jun. 
diente von Januar 1934 bis Juli 
1945 in Präsident Franklin De- 
lano Roosevelts Kabinett. Bevor 
Morgenthau zum US-Finanzmi- 
nister ernannt wurde, hatte er 
jahrzehntelang in der Nähe von 
Roosevelts Wohnung am Hyde 
Park in New York gewohnt und 
galt als einer seiner engsten und 
am meisten vertrauten Freunde. 
Seine Ernennung war klar und 
deutlich der Höhepunkt einer 
zwanzigjährigen Hingabe und 
Bewunderung für seinen Nach- 
bar am Hudson River. Nach sei- 
nem offiziellen Biographen war 
es Morgenthaus »größte Freude 
im Leben, Roosevelt zu dienen, 
den er liebte und vertraute sowie 
bewunderte«. 


Empotionell aufgebracht 
durch Hitlers Aufstieg 


Das US-Finanzministerium und 
Minister Morgenthau hatte viele 
Funktionen, die alles bisher Da- 
gewesene in der Geschichte des 
Ministeriums übertreffen. Aus 
Morgenthaus-Tagebüchern geht 
hervor, daß sich das Finanzmini- 
sterium immer wieder anmaßte 
amerikanische Außenpolitik zu 
betreiben. In seinen Memoiren 
beschrieb der amerikansiche Au- 
ßenminister Cordwell Hull dies 
mit den folgenden Worten: 


»Emotionell aufgebracht durch 
Hitlers Aufstieg und seine Verfol- 
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des Außenministers waren. Seine 
Arbeit bei der Erstellung eines 
Katastrophenplans für die Be- 
handlung Deutschlands nach 
dem Kriege und die Art, wie er 
den Präsidenten dazu veran- 
laßte, ihn ohne Absprache mit 
dem Außenministerium zu ak- 
zeptieren, waren Musterbei- 
spiele dieser Art von Einmi- 
schung.« 


Schnellen und direkten 
Zugang zum Präsidenten 


Eigentlich war es aber Dr. Harry 
Dexter White, Morgenthaus 
hauptsächlicher Berater in Geld- 
angelegenheiten und schließlich 
stellvertretender US-Finanzmini- 
ster, der die meisten wichtigen 
Geschäfte des Ministeriums 
führte. Aus den Tagebüchern 
geht hervor, daß Whites Einfluß 
die ganzen Jahre des Zweiten 
Weltkriegs hindurch enorm groß 


war. 


Henry Morgenthau (links) mit seinem Chef, US-Präsident Franklin 
D. Roosevelt. Morgenthau wollte mit seinem Plan Deutschland 
bestrafen und endgültig zerstören. 


gung der Juden, versuchte Mor- 
genthau oft den Präsidenten dazu 
zu veranlassen, dem Außenmini- 
sterium vorzugreifen oder entge- 
gen unserem besseren Urteil zu 
handeln. Wir stellten manchmal 
fest, daß er Verhandlungen mit 
ausländischen Regierungen 
führte, die eigentlich Aufgabe 


Kurz nachdem Morgenthau 1934 
Minister wurde trat White auf 
Empfehlung des angesehenen 
Volkswirts Professor Jacob Viner 
von der University of Chicago als 
Wirtschaftsanalytiker in dessen 
Mitarbeiterstab ein. Damals 42 
Jahre alt, stand White kurz davor, 
von der Harvard University, wo 


er vorher als Lehrer tätig war, 
den Doktortitel für Volkswirt- 
schaft zu erlangen. Er stieg im Fi- 
nanzministerium schnell auf, 
wurde 1938 zum Director of Mo- 
netary Research (Direktor für 
Forschung in Geldangelegenhei- 
ten) ernannt und erwarb sich im 
Sommer 1941 den zusätzlichen Ti- 
tel eines »Assistenten des Mini- 
sters.« 


Wortgewand, mit einem 
Schnurrbart versehen und stets 
elegant gekleidet, war er im Mini- 
sterium zwar eine auffällige Er- 
scheinung, blieb jedoch in der Of- 
fentlichkeit bis 1943, als Zei- 
tungsartikel ihn als den eigentli- 
chen Architekten der monetären 
Vorschläge des Ministers Mor- 
genthau für die Zeit nach dem 
Kriege identifizierten, weitge- 
hend unbekannt. 


Die Tagebücher enthüllten Whi- 
tes Technik der Dominierung 
über allgemeine Angelegenhei- 
ten des Ministeriums dadurch, 
daß er seine Pläne und Gedanken 
dem Minister vortrug, der sie 
häufig direkt zum Präsidenten 
trug. Es ist sehr bemerkenswert, 
daß Morgenthau schneller Zu- 
gang zum Präsidenten hatte als ir- 
gendein anderes Kabinettsmit- 
glied. Er stand rangmäßig niedri- 
ger als der Außenminister im Ka- 
binett, aber Hull beschwerte sich 
darüber, daß er oft so handelte 
als sei er »mit Befugnis beklei- 
det«, um auf das Gebiet der aus- 
wärtigen Angelegenheiten vor- 
stoßen zu können. Morgenthau, 
meinte Hull, »ließ es nicht bei sei- 
ner Arbeit im Finanzministerium 
bewenden«. 


Politik durch Manipulation 
von Informationen 


Über die Jahre hinweg brachte 
White eine Reihe von Wirt- 
schaftsspezialisten in das Finanz- 
ministerium, mit denen er sehr 
eng zusammenarbeitete. White 
und seine Kollegen waren daher 
in der Lage auf die amerikani- 
sche Außenpolitik einen Einfluß 
auszuüben, der, wie aus den Tage- 
büchern hervorgeht, tiefgehend 
und ohne Präzedenzfall war. Sie 
nutzten ihre Macht auf verschie- 
dene Weise aus, um den soge- 
nannten Morgenthau-Plan für 
die Nachkriegsbehandlung 
Deutschlands zu entwerfen und 
zu fördern. Ihre Tätigkeit be- 
schränkte sich nicht auf die Be- 
fugnis, die ihnen offiziell erteilt 


worden war: Ihre Macht lag im 
Zugang und in ihrem Einfluß auf 
den Minister Morgenthau und 
andere Regierungsbeamte sowie 
den Möglichkeiten, die ihnen zur 
Verfügung standen, Informatio- 
nen auf denen die Politik ihrer 
Vorgesetzten basieren könnten 
entweder weiterzuleiten oder zu- 
rückzubehalten. 


Was dies zu einem einmaligen 
Kapitel in der amerikanischen 
Geschichte macht ist, daß Dr. 
White und einige seiner Kolle- 
gen, die eigentlichen Macher der 
lebenswichtigen Staatspolitik in 
jenen kritischen Jahren, später in 
Untersuchungen auf Kongreß- 
ebene als Mitglieder in einem 
Netzwerk der kommunistischen 
Spionage unmittelbar im Schat- 
ten des Washington-Denkmals 
identifiziert wurden. Zwei von ih- 
nen arbeiteten für die chinesi- 
schen Kommunisten. 


Verurteilung zu 
permanenter Kartoffelkost 


Mit den einfachsten Worten 
ausgedrückt bestand das Ziel 
des Morgenthau-Plans darin, 
Deutschland zu entindustrialisie- 
ren und sein Volk zu einem Hir- 
tendasein zu degradieren sobald 
der Krieg gewonnen war. Wenn 
dies erreicht werden könnte, 
dann würden sich die militarisier- 
ten Deutschen niemals wieder er- 
heben, um den Frieden in der 
Welt zu bedrohen. 


Dies war die Rechtfertigung für 
ihre Planung, aber hinter diesem 
offensichtlichen Motiv lauerte 
drohend ein anderes. Das verbor- 
gene Motiv wurde im September 
1946, mehr als ein Jahr nach der 
Kapitulation der Deutschen in ei- 
ner von mehreren Zeitungen ver- 
öffentlichten Kolumne der New 
Yorker »Herald Tribune« ent- 
larft. Das eigentliche Ziel der 
vorgeschlagenen Verurteilung 
»ganz Deutschland zu einer per- 
manenten Kartoffelkost« war die 
Kommunisierung der geschlage- 
nen Nation. »Der letzte Weg um 
die Deutschen in die Arme der 
Sowjetunion zu treiben«, so 
wurde ausgeführt, »besteht 
darin, daß die Vereinigten Staa- 
ten als Verfechter des wahllosen 
und bitteren Elends in Deutsch- 
land hervortreten sollten«. 


Jeder, der die Morgenthau-Tage- 
bücher einsieht, geht kaum daran 
vorbei tief von der ungeheuren 


Macht beeindruckt zu werden, 
die sich in den gierigen Händen 
von Dr. Harry Dexter White an- 
sammelte, der 1953 von J. Edgar 
Hoover als sowjetischer Agent 
identifiziert wurde. White über- 
nahm volle Verantwortung für 
»alle Angelegenheiten, mit de- 
nen das US-Finanzministerium 
zu tun hatte und die irgendwie 
mit auswärtigen Angelegenhei- 
ten in Zusammenhang standen.« 
Er und seine Kollegen hatten die 
völlige Billigung des Ministers 
Morgenthau bei der Formulie- 
rung einer Blaupause für die Aus- 
schaltung Deutschlands als Welt- 
macht. Die Früchte, die der So- 
wjetunion als Folge einer solchen 
Planung durch das Finanzmini- 
sterium in den Schoß fallen könn- 
ten, waren unbere£henbar. 


Das was die 
Kommunisten wollten 


Als Mitglieder des Senate Inter- 
nal Security Subcommittee Eli- 
zabeth Bentley, die als Kurier 
zwischen White und sowjetischen 
Agenten fungierte, fragten, ob 
sie etwas von einem ähnlichen 
»Morgenthau-Plan« für den Fer- 
nen Osten wüßte, gab sie die fol- 
gende Erklärung ab. 


Miss Bentley: »Nein. Der einzige 
Morgenthau-Plan von dem ich ir- 
gendetwas wußte, war der deut- 
sche.« 


Senator Eastland: »Wußten Sie 
wer diesen Plan aufgestellt hat?« 


Miss Bentley: »Es geschah auf- 
grund von Mr. Whites Einfluß, 
um die Verwüstung Deutschlands 
voranzutreiben, denn das ist was 
die Russen wollten.« 


Senator Ferguson: »Das war was 
die Kommunisten wollten?« 


Miss Bentley: »Sicher. Moskau 
wollte, daß sie — die deutschen 
Fabriken - völlig dem Erdboden 
gleichgemacht werden sollten, 
weil sie dann für die Alliierten 
nicht mehr von Nutzen sein wür- 
den.« 


Mr. Morris: »Sie sagen, daß 
Harry Dexter White daran gear- 
beitet hat?« 


Miss Bentley: »Und auf unsere 
Anweisung hin trieb er die Sache 
energisch voran.« 


Als J. Edgar Hoover am 17. No- 
vember 1953 vor dem Unteraus- 


schuß aussagte, bestätigte er 
diese Zeugenaussage wie folgt: 


»Alle von Miss Bentley gemach- 
ten Angaben, die sorgfältig über- 
prüft wurden, haben sich als rich- 
tig herausgestellt. Sie wurde den 
eingehendsten Kreuzverhören 
unterzogen; ihre Zeugenaussage 
wurde von Untersuchungsaus- 
schüssen und bei Überprüfungen 
durch die Gerichte bewertet und 
wurde für richtig befunden.« 


Das strittige Handbuch 
für die Besatzungspolitik 


Mr. Hoover fuhr fort: »Miss 
Bentleys Bericht über Whites Tä- 
tigkeit wurde später von Whitt- 
aker Chambers bestätigt; und die 
Dokumente in Whites eigener 
Handschrift, deretwegen es kei- 
nerlei Streitigkeiten geben kann, 
verleihen den früheren Informa- 
tionen über White Glaubwürdig- 
keit.« 


Morgenthau sprang unter die 
Decke, als er ein Exemplar des 
»Handbook for Military Govern- 
ment in Germany« in die Hand 
bekam, das zur Anleitung jedes 
amerikanischen und britischen 
Beamten nach Ankunft in 
Deutschland gedacht war. Das 
Handbuch gewährte einen Ein- 
blick in eine ganz andere Art von 
Besatzungspolitik als die, welche 
sich die Beamten des Finanzmini- 
steriums erhofften. Seine Tonart 
war durchweg gemäßigt und- 
milde. Deutschland sollte sich 
nicht nur selbst unterhalten son- 
dern einen verhältnismäßig ho- 
hen Lebensstandard bewahren. 


Morgenthau verlor keine Zeit 
Präsident Roosevelt das »Hand- 
book« zu zeigen, der es sofort als 
zu weich zurückwieß. Von der 
kritischen Denkschrift beein- 
druckt, die White ausgearbeitet 
hatte, machte der Präsident das 
Handbuch zunichte und sandte 
seinerseits eine beißende Denk- 
schrift an den Kriegsminister 
Henry L. Stimson, mit einer Ko- 
pie an Hull. 


»Dieses sogenannte Handbuch 
ist ziemlich schlecht«, begann 
Roosevelt, und er gab die Anwei- 
sung, »alle Exemplare« sofort 
einzuziehen, da es ihm den Ein- 
druck vermittele, daß Deutsch- 
land ebenso »wiederhergestellt 
werden sollte wie die Nieder- 
lande und Belgien, und daß das 
deutsche Volk so schnell wie mög- 


lich wieder auf seinen Vorkriegs- 
vermögensstand gebracht wer- 
den soll«. 


Die Deutschen 
brauchen Psychiatrie 


So wurden sowohl Hull als auch 
Stimson vom Präsidenten dar- 
über in Kenntnis gesetzt, daß das 
Außen- und das Kriegsministe- 
rium eine schärfere Einstellung 
gegen Deutschland zu entwik- 
keln hätten, oder man würde sie 
bei der Formulierung dieser Poli- 
tik umgehen. Laut General Lu- 
cius Clay hatte die Unterdrük- 
kung des »Handbook« schließ- 
lich eine »verheerende Auswir- 
kung auf die Moral der amerika- 
nischen Beamten, die dafür ver- 
antwortlich waren, Deutschland 
zu entwaffnen«. 


Indessen hatten das US-Außen- 
ministerium und die Joint Chiefs 
of Staff schon ihre eigenen Vor- 
schläge und Anweisungen für 
Nachkriegsdeutschland fertigge- 
stellt. Nach dem Dokument des 
US-Außenministeriums sollte es 
keine »umfassende und dauer- 
hafte Behinderung der ganzen 
deutschen Industrie geben.« 


ICS 1067, wie die militärische Di- 
rektive beziffert war, war in ih- 
rem Geist unverkennbar dem 
»weichen« Entwurf des Außen- 
ministeriums ähnlich. Darüber 
hinaus befand sie sich in »Über- 
einstimmung« mit dem »Hand- 
book«, das heißt, dieser Entwurf 
duldete nicht nur sondern ermu- 
tigte sogar freundliche Beziehun- 
gen zwischen amerikanischen 
Soldaten und deutschen Zivili- 
sten. 


Das Ruhrgebiet zusperren 
und auslöschen 


Aus verschiedenen Zusammen- 
treffen zwischen dem Außen- 
und dem Kriegsministerium ent- 
stand schließlich eine neue Fas- 
sung der Direktive JCS 1067. 
Darin wurde der Geist des ur- 
sprünglichen Entwurfs völlig ins 
Gegenteil verkehrt. Sie trug weit- 
gehend die Handschrift von 
Harry Dexter White. Es war in 
der Tat bemerkenswert, wie sehr 
sich das Finanzministerium hier 
eingemischt und schließlich das 
Außen- und das Kriegsministe- 
rium dazu gebracht hatte, ihre 
Politik gegenüber Nachkriegs- 
deutschland grundlegend zu än- 
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Revisionismus 


Der 
Morgenthau- 
Plan 


Im Bereich der Finanzen hatte 
der Finanzminister natürlich mit 
der Nachkriegsbehandlung 
Deutschlands zu tun. Aber Mor- 
genthau mischte sich weitgehend 
in Angelegenheiten ein, die mit 
Wirtschaft überhaupt nichts zu 
tun hatten. Die Deutschen benö- 
tigen Psychiatrie, sagte Morgen- 
thau zu White. Er sei daran inter- 
essiert, »eher den Geist als den 
Körper zu behandeln« und an der 
Planung, »wie die kommende 
Generation der Kinder aufzuzie- 
hen war«. Es wäre vielleicht klug, 
die gesamte Nazi-SS aus 
Deutschland herauszunehmen 
und sie in irgendeinen anderen 
Teil der Welt zu deportieren. 


»Ergreift sie einfach körperlich«, 
sagte er zu White, und »ich habe 
keine Angst diesen Vorschlag zu 
machen«, wenn es auch sehr 
»grausam sein könnte ... die Tat 
zu vollenden«. 


Bezüglich der Bestrafung der 
Nazi-Führer schlug White vor, 
eine Liste von »Kriegsverbre- 
chern« aufzustellen und sie ame- 
rikanischen Offizieren an Ort 
und Stelle vorzulegen, die mög- 
licherweise die Schuldigen aus- 
findig machen und auf der Stelle 
erschießen könnten. Morgen- 
thau bemerkte scherzend, man 
könne einen guten Anfang ma- 
chen mit Stalins »Liste mit 
50.000« - ein Hinweis auf Stalins 
Toast mit Wodka, den er auf der 
Konferenz von Teheran an Roo- 
sevelt und Churchill ausbrachte. 


Die Lage des Ruhrgebiets war ei- 
nes der Hauptthemen auf einer 
der vielen Sitzungen des Finanz- 
ministeriums. Seit vielen Jahren 
waren die Kohlenfelder des Ruhr- 
gebiets für die deutsche Volks- 
wirtschaft von wesentlicher Be- 
deutung gewesen. Der britische 
Volkswirt John Maynard Keynes 
hatte nach dem Ersten Weltkrieg 
gesagt, das Kaiserreich sei »eher 
auf Kohle und Eisen als auf Blut 
und Eisen« aufgebaut. Kohle war 
das Rückgrat der gesamten deut- 
schen Industrie, lebenswichtig 
für Deutchschlands Stromkraft 
und für seine chemische, synthe- 
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tische Öl- und Stahlindustrie. Es 


war daher Morgenthaus beharrli- 
che Ansicht, daß das Ruhrgebiet 
»zugesperrt und ausgelöscht« 
werden müsse, und er war sich 
dessen sicher, daß der Präsident 
in diesem Punkt »völlig mit ihm 
übereinstimmt«. 


Im weiteren Verlauf der Gesprä- 
che deutete White gerissen an, 
daß es vielleicht besser wäre, das 
Ruhrgebiet unter internationale 
Kontrolle zu stellen, was »Repa- 
rationen für zwanzig Jahre mit 
sich bringen würde«. Dies war 
ein Scheinvorschlag den Morgen- 
thau auch unverzüglich zurück- 
wies. »Harry, das kannst Du mir 
überhaupt nicht verkaufen«, 
sagte er, »weil es nur ein paar 
Jahre unter Kontrolle stehen 
würde und die Deutschen dann 
einen weiteren Anschluß (An- 
spielung auf Österreich) bekä- 
men!« 


Das einzige Programm, bei dem 
er mitmachen würde, erklärte 
Morgenthau, sei die »völlige 
Schließung des Ruhrgebiets«. 
Als Herold Gaston, der Public 
Relations Beamte des Finanzmi- 
nisteriums ihn unterbrach und 
fragte, ob dies bedeute »die Be- 
völkerung auszutreiben«, ant- 
wortete Morgenthau: »Mir ist 
völlig egal was mit der Bevölke- 
rung geschieht ... ich würde je- 
den Pütt, jedes Stahlwerk und 
jede Fabrik vornehmen und zer- 
stören.« 


»Jeglicher Art?«, fragte Gaston. 
»Stahl, Kohle, alles. Einfach zu- 
machen«, sagte Morgenthau. 
»Sie würden doch die Bergwerke 
nicht schließen, nicht wahr?«, er- 
kundigte sich Daniel Bell, einer 
der Gehilfen des Ministers. »Na- 
türlich«, antwortete Morgenthau 
und er wiederholte, daß die ein- 
zige Wirtschaftstätigkeit, die un- 
versehrt bleiben müsse, die 
Landwirtschaft ist -— und die 
könne einer Form von internatio- 
naler Kontrolle unterstellt wer- 
den. Er sei dafür, erst die deut- 
sche Wirtschaftsmacht zu zerstö- 
ren, und dann »werden wir uns 
als zweites um die Bevölkerung 
kümmern«. 


Zerstörung der deutschen 
Wirtschaftsmacht 


Morgenthau schien sehr zuver- 
sichtlich zu sein, daß der Präsi- 
dent in seiner Unterstützung für 
ein Bestrafungsprogramm für das 


Nachkriegsdeutschland nicht 
wankend werden würde. Ein 
wirksamer Plan müsse jedoch in- 
nerhalb der nächsten sechs Mo- 
nate durchgeführt werden, an- 
dernfalls könnten die Alliierten 
plötzlich »weich« werden. 


Der beste Weg damit zu begin- 
nen, riet Morgenthau, sei ameri- 
kanische Pioniere in jede Fabrik 
für synthetisches Benzin zu schik- 
ken und diese in die Luft zu 
sprengen, oder »die Wasserhähne 
aufzudrehen, um sie unter Was- 
ser zu setzen«. Dann sollen sich 
doch die »großen Menschen- 
freunde ganz einfach zurückleh- 
nen und entscheiden, was mit der 
Bevölkerung geschehen soll«. 
Am Ende würde das Ruhrgebiet 
»einigen der »Silberminen in Ne- 
vada< ähneln«, sagte Morgen- 
thau. »Sie meinen wie Shermans 
Marsch an die Küste?«, fragte 
Dan Bell. Morgenthau antwor- 
tete unverblümt, daß er das Ruhr- 
gebiet zu einer »Geisterland- 
schaft« machen wolle. 


Solcherart waren die Ansichten 
des Ministers Morgenthau über 
die Behandlung Deutschlands. 
Noch niemals in der amerikani- 
schen Geschichte wurde ein rach- 
süchtigeres Programm für eine 
besiegte Nation vorgeschlagen. 
Dadurch, daß das Wirtschaftsmi- 
nisterium einen noch nie dagewe- 
senen Einfluß auf die Festlegung 
der amerikanischen Politik ge- 
genüber Deutschland ausübte, 
wurden die jeder Logik wider- 
sprechenden Trugschlüsse, die 
Umgehung von wichtigen Fragen 
und die vorsätzliche Mißachtung 
wesentlicher wirtschaftlicher Zu- 
sarmmenhänge, die im obigen Ge- 
spräch offenkundig zutagetraten, 
als endgültig angenommen in den 
Nachkriegsplan eingegliedert. 
Außerdem durfte kein Papier 
von irgendwelcher Bedeutung, 
das sich mit der Besetzung 
Deutschlands befaßte, freigege- 
ben werden bevor es das Finanz- 
ministerium billigte. Das Außen- 
und das Kriegsministerium ver- 
hielten sich bald dem Finanzmini- 
sterium gegenüber auf diesem 
Gebiet, normalerweise ihr Ver- 
antwortungsbereich, buchstäb- 
lich unterwürfig. 

Auf einer Sitzung im Büro des 
Präsidenten brachten Morgen- 
thau und Stimson ihre gegensätz- 
lichen Meinungen zum Aus- 
druck. Stimson widersprach hef- 
tig der Empfehlung des Finanz- 
ministeriums zur Zerstörung des 
Ruhrgebiets. 


Ich bin nach wie vor gegen ein 
derartiges Programm«, erklärte 
er und sagte, er halte es für »völ- 
lig falsch« den Menschen von Eu- 
ropa die Produkte zu entziehen, 
die das Ruhrgebiet herstellen 
könne. Der Plan des Finanzmini- 
steriums, falls er angenommen 
würde, würde neue Kriege her- 
vorrufen, Sympathie für die 
Deutschen in anderen Ländern 
erwecken und die Hilfsmittel zer- 
stören, die für den allgemeinen 
Wiederaufbau des verwüsteten 
Europa benötigt werden. Er 
drang auf den Präsidenten ein, 
keine übereilte Entscheidung zu 
treffen und »einstweilen« Hulls 
Vorschlag aufzugreifen, daß die 
umstrittene Wirtschaftsfrage 
Thema zukünftiger Gespräche 
sein sollte. 


Churchill änderte 
seine Meinung 


Auf der Gipfelkonferenz von 
Quebec zwischen Roosevelt und 
Churchill im September 1943 
wurde Morgenthau gebeten, den 
Engländern seinen Plan zu erläu- 
tern. Churchill war zunächst ent- 
setzt und nannte den Plan »in 
scharfem Ton« »grausam und un- 
christlich«. 


Aber Morgenthau ritt auf dem 
Gedanken herum, daß die Zer- 
störung des Ruhrgebiets nach 
dem Kriege für Großbritannien 
neue Märkte erschließen würde. 
Er versprach Churchill auch ein 
amerikanisches Darlehen in 
Höhe von 6,5 Milliarden Dollar. 
Churchill »änderte seine Mei- 
nung« am darauffolgenden Mor- 
gen. 


Obwohl auf der Konferenz von 
Quebec auswärtige Angelegen- 
heiten und militärische Dinge 
eingehend besprochen wurden, 
waren weder Hull noch Stimpson 
anwesend. Das Finanzministe- 
rium bekam bei Verhandlungen 
über Deutschland den Vorrang 
über das Außenministerium und 
das Kriegsministerium. 


Die Auswirkungen von Morgen- 
thaus Sieg in Quebec machten 
sich schnell in Washington spür- 
bar. Bei einem Mittagessen mit 
dem Staatssekretär im Kriegsmi- 
nisterium, Robert Patterson, 
brachte Morgenthau die Verein- 
barung von Quebec zur Sprache. 
Patterson sagte scherzhaft: »Eu- 
ropa dadurch zu degradieren, 
daß man Deutschland zum Ak- 


kerland macht, widerstrebt Ih- 
nen das nicht?« Morgenthau ant- 
wortete: »Nicht im Falle 
Deutschlands.« 


Ein Verbrechen gegen 
die Zivilisation 


Hull war der festen Ansicht, daß 
man Morgenthau aus dem Ge- 
biet der allgemeinen Politik hätte 
heraushalten sollen. Stimson 
ebenfalls. Als Stimson hörte, daß 
der Präsident den Plan des Fi- 
nanzministeriums in Quebec mit 
seiner Unterschrift versehen 
hatte, entwarf er schleunigst ein 
weiteres kritisches Memoran- 
dum. »Wenn ich der Ansicht 
wäre, daß die Vorschläge des Fi- 
nanzministeriums — unser verein- 
bartes Ziel, ein dauerhafter 
Friede — vollenden würden«, 
schrieb er, »dann würde ich nicht 
auf meinen Bedenken bestehen. 
Aber ich kann nicht glauben, daß 
sie einen dauerhaften Frieden 
herbeiführen werden. In Geist 
und Betonung sind sie strafend, 
nicht aber wie ich meine korrek- 
tiv oder konstruktiv.« 


Er fuhr fort: »Es liegt nicht im 
Bereich der Möglichkeit, daß die 
ganze Nation von siebzig Millio- 
nen Menschen, die viele Jahre 
lang in den Künsten und Wissen- 
schaften Hervorragendes gelei- 
stet haben und durch ihre Tüch- 
tigkeit und Energie einen der 
höchsten Industriestandards in 
Europa erreichten, zwangsweise 
aufgefordert werden sollen, alle 
ihre früheren Lebensmethoden 
aufzugeben und sie auf ein Ni- 
veau herunterdrücken, auf dem 
praktisch die völlige Kontrolle 
über die Industrie und Wirtschaft 
anderen Völkern überlassen wer- 
den soll ... Erzwungene Armut 
ist noch schlimmer, denn sie zer- 
stört den Geist nicht nur des Op- 
fers sondern entehrt den Sieger. 
Es wäre ebenso so ein Verbre- 
chen, wie das der Deutschen an 
ihren Opfern - es wäre ein Ver- 
brechen gegen die Zivilisation 
selbst.« 


Deutschland wurde 
bestraft und demontiert 


Die Nachricht von »Morgen- 
thaus Coup in Quebec« sickerte 
an die Presse durch mit zwei Fol- 
gen: Eine bestand darin, daß 
Roosevelt wegen der eigentli- 
chen Reaktion offensichtlich zu 
dem Schluß gekommen war, daß 


sein Finanzminister einen 
»schweren Fehler« begangen 
hatte. Die andere Folge war, daß 
sich der Widerstand der Deut- 
schen an der Westfront ver- 
stärkte. Bis dahin bestand näm- 
lich noch eine einigermaßen gute 
Chance, daß die Deutschen ihren 
Widerstand gegen die amerikani- 
schen und britischen Streitkräfte 
aufgeben und die Russen im 
Osten weiterhin in Schach halten 
würden, um dem schrecklichen 
Schicksal einer sowjetischen Be- 
setzung zu entgehen. Dies hätte 
den Krieg um Monate verkürzt 
und die Ausbreitung des bösarti- 
gen Kommunismus in Mittel- 
und Ostdeutschland abwenden 
können. 


Wie es den Regierungsbeamten 
des Finanzministeriums gelang 
grundlegende Merkmale ihres 
Planes in die militärische Direk- 
tive einzubringen, die ursprüng- 
lich von den Joint Chiefs of Staff 
erstellt und als JCS 1067 bekannt 
wurde, wird in den Tagebüchern 
völlig offengelegt. White sorgte 
dafür, daß viele Elemente seiner 
Denkweise in JCS 1067 verkör- 
pert wurden. Frühere Direktiven 
als Leitlinie für amerikanische 
Truppen nach ihrer Ankunft in 
Deutschland, die bereits sechs 
oder mehr Berichtigungen stilisti- 
scher Art unterzogen worden wa- 
ren, wurden jetzt mehr mit Mor- 
genthaus und Whites Gedanken 
an Bestrafung in Einklang ge- 
bracht. Eine neue Direktive, mit 
der nach einer vollständigen Ent- 
nazifizierung verlangt, wurde, 
spiegelte mit einigen Anderun- 
gen den Geist und die Substanz 
des vom Finanzministeriums vor- 
gelegten Plans wider. 


Hindernis für die amerika- 
nischen Bemühungen 


In den vollen zwei Jahren, in de- 
nen die JCS 1067 der Eckstein 
der amerikanischen Politik war, 
wurde Deutschland bestraft und 
anschließend demontiert, ganz 
im Einklang mit den grundlegen- 
den Bestimmungen des Morgen- 
thau-Plans. JCS 1067 untersagte 
die Verbrüderung von US-Solda- 
ten mit den Deutschen, ordnete 
ein strenges Entnazifizierungs- 
programm an, das sich sowohl 
auf das öffentliche Leben als 
auch auf die Geschäftswelt er- 
streckte, untersagte amerikani- 
sche Hilfe beim Wiederaufbau 
der deutschen Industrie und hob 
lediglich die Wiederherstellung 


des Landwirtschaftssektors her- 
vor. 


Später wurde die Direktive JCS 
1067 zu einem schweren Hinder- 
nis für die amerikanischen Bemü- 
hungen in Deutschland. Sie 
stellte das dar, was man ohne 
Übertreibung einen schweren 
Mühlstein um den Hals der ame- 
rikanischen Militärregierung 
nennen könnte. Sie gab der Mili- 
tärregierung der Vereinigten 
Staaten nur begrenzte Befugnis, 
indem sie speziell den amerikani- 
schen Beamten untersagte, ir- 
gendwelche Schritte zur Wieder- 
herstellung der deutschen Wirt- 
schaft zu unternehmen, abgese- 
hen davon die landwirtschaftli- 
che Produktion auf dem höchst- 
möglichen Stand zu bringen. 
Über verschiedene Kanäle hatte 
White Informationen darüber ge- 
sammelt, welche Direktiven an- 
dere Ministerien vorbereiteten. 
Dies erreichte er durch ein Sy- 
stem des »Handelns« mit Mor- 
genthau, das dieser auf seinen 
Vorschlag hin in die Wege geleitet 
hatte. Wie Elizabeth Bentley vor 
dem Internal Security Subcom- 
mittee aussagte: »Wir waren 
beim Einholen von Informatio- 
nen so erfolgreich ... weitgehend 
wegen Harry Whites Idee Mor- 
genthau dazu zu überreden, In- 
formationen auszutauschen«. 
Beamte des Finanzministeriums 
sandten zum Beispiel Informatio- 
nen an das Marineministerium, 
und die Kriegsmarine tat umge- 
kehrt das Gleiche. Es gab laut 
Miss Bentley mindestens »sieben 
oder acht Dienststellen«, die mit 
Morgenthau Informationen aus- 
tauschen. 


Jalta als schrecklicher 
Fehlschlag 


Auf der Konferenz von Jalta am 
4. Februar 1945 war die Nach- 
kriegsbehandlung Deutschlands 
der wichtigste Punkt auf der Ta- 
gesordnung. Das Verhalten des 
US-Präsidenten läßt auf die ge- 
waltige Einwirkung von Whites 
Meisterplan und Morgenthaus 
Verkaufskunst auf sein Denken 
schließen. Bei wichtigen Punkten 
bezüglich Deutschland kapitu- 
lierte der Präsident bereitwillig 
vor den Sowjets. Stalin und Roo- 
sevelt stimmten im allgemeinen 
darüber überein, daß die besieg- 
ten Deutschen ihrer Fabriken 
entblößt und sie sich selbst über- 
lassen werden sollten. Aber 
Churchill wollte genug von der 


vorhandenen Wirtschaftsstruktur 
Deutschlands erhalten, um der 
besiegten Nationen zu ermögli- 
chen, sich bis zu einen gewissen 
Grad zu erholen 


In seinem Buch »Beyond Con- 
tainment« bewertet William H. 
Chamberlain Jalta als eine Tragö- 
die des Appeasement: 


»Wie München muß Jalta als 
schrecklicher Fehlschlag einge- 
stuft werden, praktisch ebenso 
wie moralisch ... Das Jalta-Ab- 
kommen ... stellte in zwei seiner 
Merkmale die Stellungnahme 
der Vereinigten Staaten zum Prin- 
zip der menschlichen Sklaverei 
dar. Eines dieser Merkmale war 
die Erkenntnis, daß deutsche Ar- 
beitskräfte als Quelle für Repara- 
tionen benutzt werden könnten 
... Und die Vereinbarung, daß so- 
wjetische Staatsbürger, die in den 
östlichen Besatzungszonen ange- 
troffen werden, den sowjetischen 
Behörden zu übergeben waren, 
kam für die vielen Sowjetflücht- 
linge, die nicht nach Hause zu- 
rückkehren wollten, der Voll- 
streckung eines Gesetzes gegen 
flüchtige Sklaven gleich.« 


Ein zweiter 
Deutschland-Plan 


Nachdem Präsident Roosevelt 
aus Jalta zurückgekehrt war, er- 
griffen Beamte des Außenmini- 
steriums die Gelegenheit, selbst 
ein Programm für Nachkriegs- 
deutschland durchzudrücken. 
Am 10. März 1945 legte der Au- 
Benminister Edward Stettinius 
dem Präsidenten den Entwurf ei- 
ner neuen politischen Direktive 
für die militärische Besetzung 
Deutschlands zu dessen Begut- 
achtung vor. Die Hauptbetreiber 
dieser Strategie waren Leon Hen- 
derson, James C. Dunn und Ja- 
mes W. Riddleberger, der Ex- 
perte des Ministeriums für deut- 
sche Fragen. Sie berieten sich ab- 
sichtlich nicht mit Beamten des 
Finanzministeriums, weil sie 
wußten, daß von dort aus große 
Bedenken erhoben würden. 


Die Denkschrift vom 10. März 
war ein angemessener Ersatz für 
die rigorose JCS 1067, die White 
und Morgenthau so sehr gefiel. 
Sie beruhte auf dem zentralen 
Konzept, daß Deutschland für 
die wirtschaftliche Erholung Eu- 
ropas wichtig war. Sie sah eine ge- 
meinsame alliierte Kontrolle 
über Deutschland, Beibehaltung 
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eines Großteils der deutschen In- 


dustrie und einen »Mindestle- 
bensstandard« für das deutsche 
Volk vor. Die Denkschrift sah 
keine Zerstückelung vor und 
Deutschland sollte damit begin- 
nen, »sich finanziell baldmög- 
lichst wieder auf eigene Füße zu 
stellen.« 


Als Morgenthau eine Kopie der 
Denkschrift des Außenministe- 
riums sah, wurde er so wütend, 
daß er unverzüglich den Staatsse- 
kretär im Kriegsministerium, 
John J. McCloy, anrief, um seine 
Beschwerde loszuwerden. »Es ist 
verdammungswürdig, eine 
Schande!«, rief er aus. »Riddle- 
berger und diese Burschen setzen 
uns dieses Ding vor die Nase ... 
Ich werde es nicht ohne weiteres 
hinnehmen.« 


Der Plan des Außenministe- 
riums, falls angenommen, hätte 
für Morgenthau und White eine 
völlige Niederlage bedeutet. »Es 
macht mich so wütend«, tobte 
Morgenthau, »ich glaube der Prä- 
sident sollte Jimmy Dunn und 
zwei oder drei andere von diesen 
Kerlen feuern.« 


Einige Tage später, mit einer von 
White, Coe und Glasser aufge- 
setzten Denkschrift bewaffnet, 
eilte er ins Weiße Haus. Er war 
bestürzt, Roosevelts Tochter 
Anna und ihren Ehemann Major 
John Boettinger anzutreffen, die 
für den Präsidenten sorgten, 
»dessen Gesundheit zu dieser 
Zeit so stark angeschlagen war, 
daß Geistesstörungen zu erwar- 
ten waren«. Roosevelt glaubte 
anscheinend nicht mehr, daß 
Morgenthau mit seinem Zer- 
stört-Deutschland-Plan »einen 
Schnitzer« begangen hatte, und 
als Boettinger kommentierte: 
»Du willst doch nicht, daß die 
Deutschen verhungern«, antwor- 


tete der Präsident: »Warum 
nicht?«. 
Roosevelt war bereits 


dem Tode nahe 


Morgenthau sagte zu White, er 
sei über Boettingers Haltung 
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beunruhigt. Die Frage, die sich 
hier stellt, ist, wußten die So- 
wjets, was das amerikanische 
Volk nicht wußte — nämlich, daß 
Roosevelt dem Tode nahe war 
und jeden Augenblick Blackouts 
erleiden konnte? Morgenthau 
berichtete seiner Mannschaft je- 
doch triumphierend, der Präsi- 
dent habe seinen Plan als »gutes 
hartes Dokument« bezeichnet. 


Morgenthau vertraute seinem Ta- 
gebuch an: »Wir haben eine gute 
Mannschaft, sie können die 
Mannschaft einfach nicht ausein- 
anderbrechen ... Es ist sehr er- 
mutigend, daß wir den Präsiden- 
ten dazu bringen konnten, uns zu 
unterstützen ... sie versuchten 
ihn zu veranlassen, seine Mei- 
nung zu ändern und konnten es 
nicht - diese Bande vom Außen- 
ministerium. Früher oder später 
muß der Präsident halt sein Haus 
säubern. Ich meine diese böse 
Bande ... Sie sind im Herzen Fa- 
schisten ...« 


Keine Reparationen 
wie 1918 


Das Außenministerium war dar- 
über bitter enttäuscht, daß der 
Präsident seine Denkschrift vom 
10. März zurückgewiesen hatte. 
Es war eine schwere Niederlage 
für Riddleberger, Dunn und an- 
dere, die für ein vernünftigtes 
Programm für Deutschland ein- 
traten. Morgenthau vertrat die 
Ansicht, das neue JSC-Doku- 
ment müsse unmißverständlich 
zum Ausdruck bringen, daß das 
Papier des Außenministeriums 
vom 10. März offiziell zurückge- 
zogen worden sei. White fragte 
McCloy und General Hilldring, 
ob jeder im Kriegsministerium 
verstehen würde, daß das neue 
Dokument die Denkschrift vom 
10. März »überholt« hat. McCloy 
versicherte ihn, daß jedermann 
ordnungsgemäß benachrichtigt 
würde. White fragte ihn dann, ob 
es in der Army völlig »klar« sei, 
daß das Finanzministerium »Vor- 
rang hat und die Revision jedes 
anderslautenden Dokuments mit 
sich bringt«. General Hilldring 
antwortete, das sei kein Problem. 


Ein Hauptstreitpunkt zwischen 
dem Finanzministerium und dem 
Kriegsministerium war die Frage 
der Behandlung deutscher 
Kriegsverbrecher. Stimson riet 
dem Präsidenten Prozesse zu füh- 
ren statt der Politik des »soforti- 
gen Niederschießens«, die von 


Morgenthau angeregt werde, den 
Vorrang zu geben. Stimson 
glaubte, der Beschuldigte müsse 
das Recht haben gehört zu wer- 
den, und es müsse ihm gestattet 
werden, Zeugen zu seiner Vertei- 
digung zu benennen. 


Ein weiterer Streitpunkt zwi- 
schen dem Finanzministerium ei- 
nerseits und dem Außenministe- 
rium sowie dem Kriegsministe- 
rium andererseits war die Frage 
der Reparationen. Das Finanzmi- 
nisterium glaubte, daß Repara- 
tionen auf das beschränkt wer- 
den sollten, was die Alliierten 
nach Kriegsende aus dem besieg- 
ten Deutschland herauswringen 
konnten. Morgenthau und White 
waren partout gegen das alte 
Konzept der langfristigen Repa- 
rationszahlungen, weil solch ein 
jährlicher Tribut den Wiederauf- 
bau der Industrie auf breiter Ba- 
sis erforderlich machen würde. 
Sie wollten die Deutschen zu 
»Schafhirten« machen und ihnen 
dann die volle Verantwortung da- 
für aufbürden, für sich selbst zu 
sorgen. Die Auferlegung von 
»Reparationen« wie beim Ersten 
Weltkrieg würde mehr oder weni- 
ger zu nichts anderem führen als 
zur Wiederbelebung der deut- 
schen Industriemacht. In ihrer 
Denkweise lauerte diese Aus- 
sicht tatsächlich drohend am Ho- 
rizont. 


Zwangsarbeit als 
Wiedergutmachung 


White und seine Kollegen waren 
sorgfältig darauf bedacht, die 
Nachkriegsbeziehungen zur So- 
wjetunion nicht zu gefährden. Sie 
gaben häufig ihrer Befürchtung 
einer Einkreisung Rußlands 
durch den Westen Ausdruck. Sie 
glaubten, daß jene Einzelperso- 
nen in der amerikanischen Regie- 
rung, die Deutschland wiederher- 
stellen wollten, sich von dem Ge- 
danken tragen ließen, daß ein 
starkes Reich als »Bollwerk ge- 
gen Rußland« erforderlich sei. 
Auf diese Einstellung sind sicher- 
lich viele der derzeit zwischen 
Moskau und Washington aufge- 
tretenen Schwierigkeiten zurück- 
zuführen. 


Aufeiner der Sitzungen unter Be- 
teiligung der einzelnen Ministe- 
rien entwickelte sich ein Streitge- 
spräch über die Frage der 
Zwangsarbeit von Deutschen als 
Wiedergutmachung für Kriegs- 
schäden in Rußland. Beamte aus 


dem Finanzministerium traten 
dreist für die Bildung großer Ver- 
bände von Arbeitskräften ohne 
äußere Kontrollen ein. Dieser 
Vorschlag wurde vom Kriegsmi- 
nisterium, Außenministerium 
und anderen Ministerien zurück- 
gewiesen, die die Ansicht vertra- 
ten, daß dies die Behandlung von 
zwei oder drei Millionen Men- 
schen als Sklavenarbeiter bedeu- 
ten würde. Morgenthau erin- 
nerte seine Gegenspieler daran, 
daß die ganze Frage der Zwangs- 
arbeit bereits in Jalta entschieden 
worden sei. 


»Wir führen lediglich die Jalta- 
Vereinbarung durch«, rief er aus, 
und jeder der dagegen protestiert 

. »protestiert gegen Jalta ...«. 
Es ist bemerkenswert, daß fünf 
Monate vorher Präsident Roose- 
velt eine Denkschrift an Morgen- 
thau geschickt hatte, die besagte, 
daß, wenn »sie (die Russen) deut- 
sche Arbeitskräfte haben wollen, 
gibt es keinen Grund dafür, 
warum sie diese nicht unter ge- 
wissen Umständen und unter ge- 
wissen Bedingungen bekommen 
sollten«. 


Die Folgen des 
Morgenthau-Planes 


White vertrat die Auffassung, 
daß, wenn die Russen zwei Mil- 
lionen deutsche Arbeiter zum 
Wiederaufbau ihrer verwüsteten 
Gebiete benötigen, er nichts Fal- 
sches daran erkennen könne; es 
sei »im Interesse Rußlands« und 
sogar Deutschlands, wenn die Ar- 
beitskräfte aus den Reihen der 
Gestapo, der SS und der NSDAP 
herangezogen werden. »Das ist 
keine Bestrafung für Verbre- 
chen«, erklärte er, »das ist ledig- 
lich ein Teil des Reparationspro- 
blems ebenso wie sie gewisse Ma- 
schinen von Deutschland haben 
wollen ...«. 


Solange Morgenthau Finanzmi- 
nister war, glänzte White in dieser 
seltsamen Svengali-Rolle, aber 
grundlegende Änderungen in der 
Leitung der amerikanischen Au- 
Benpolitik traten ein, nachdem 
Harry Truman Präsident gewor- 
den war. Als der Präsident noch 
Senator war, las er in den Zeitun- 
gen über den Morgenthau-Plan 
und er gefiel ihm nicht. Morgen- 
thau wollte nach Potsdam kom- 
men und drohte mit seinem 
Rücktritt, falls man ihn nicht zum 
Mitglied der US-Delegation ma- 
chen würde. Truman nahm sei- 
nen Rücktritt sofort an. 


Revisionismus 


Der 
Morgenthau- 
Plan 


Was waren nun die Endfolgen des 
Morgenthau-Plans? Welche tat- 
sächliche Wirkung hatte er auf 
Deutschland? »Obwohl diese Po- 
litik niemals voll übernommen 
wurde«, schrieb W. Friedmann, 
»hatte sie doch einen beträchtli- 
chen Einfluß auf die amerikani- 
sche Politik in den letzten Sta- 
dien des Krieges und während 
der ersten Phase der Militärregie- 
rung«. Obwohl Präsident Roose- 
velt und Premierminister Chur- 
chill schließlich die Torheit des- 
sen erkannten, was sie in Quebec 
gebilligt hatten, sorgten Morgen- 
thau, White und die Mitarbeiter 
des Finanzministeriums dafür, 
daß der Geist und die Substanz 
ihres Planes in der offiziellen Po- 
litik, so wie diese sich letztend- 
lich in der als JCS 1067 bekannt- 
gewordenen Strafdirektive wider- 
spiegelte, vorherrschten. 


Der Marshall-Plan ersetzte 
den Morgenthau-Plan 


Auf sehr entschiedene Weise be- 
stimmte die JCS 1067 die Haupt- 
richtlinien der US-Politik in 
Deutschland für volle zwei Jahre 
nach der Kapitulation. Sicher trat 
im Herbst 1945 eine neue Strö- 
mung in der amerikanischen Poli- 
tik in Erscheinung und diese 
führte schließlich im Juli 1947 zur 
formellen Annullierung der Di- 
rektive. Bevor sie jedoch amtlich 
widerrufen wurde, mußten die 
unteren Verwaltungsebenen ihre 
harten Bestimmungen durchfüh- 
ren. 


»Die Offiziere der Militärregie- 
rung«, schreibt Professor Harold 
Zink, »waren unfähig zu erken- 
nen, wie Deutschland ohne ein 
beträchtliches Ausmaß an Indu- 
strialisierung umorganisiert wer- 
den konnte. Sie versuchten das 
Morgenthau-Diktat in ihre Wirt- 
schaftspläne einzupassen, verlo- 
ren sich aber schließlich mehr 
oder weniger in einem Zustand 
der völligen Hilf- und Haltlosig- 
keit.« 


Wie White sicherlich vorausgese- 
hen hatte, war die Wirtschafts- 


lage Deutschlands zwischen 1945 
und 1948 verzweifelt. Die Städte 
blieben Trümmerhaufen und Un- 
terkünfte waren knapp, da ein er- 
barmungsloser Strom fachlich 
nicht ausgebildeter Flüchtlinge in 
die Westzonen strömten, wo die 
Lebensmittelration von 1.500 Ka- 
lorien pro Tag kaum zum Lebens- 
erhalt ausreichte. Wie Stimson, 
Riddleberger und die anderen 
vorausgesagt hatten, führte 
der wirtschaftliche Niedergang 
Deutschlands jetzt zum Zusam- 
menbruch des Handels auf dem 
Kontinent, der für den Wohl- 
stand anderer europäischer Na- 
tionen von wesentlicher Bedeu- 
tung war. Solange die deutsche 
Industriemacht abgewürgt war, 
wurde die wirtschaftliche Erho- 
lung Europas hinausgezögert - 
und dies führte mit der Zeit zu 
ernsthaften politischen Kompli- 
kationen. Um Europa wieder ge- 
sundzupflegen, wurde 1947 der 
Marshall-Plan entworfen. Er 
warf endlich die Philosophie des 
White-Morgenthau-Programms 
über Bord. 


Morgenthau-Plan ent- 
sprach Moskaus Wünschen 


Die Währungsreform von 1948 
änderte die Lage über Nacht. 
Diese längst fälligen Maßnah- 
men beseitigten die schlimmsten 
Beschränkungen und Hinder- 
nisse, und von da an begann die 
Bundesrepublik Deutschland ih- 
ren phänomenalen wirtschaftli- 
chen Wiederaufstieg. 


Nachdem dies alles gesagt ist, ver- 
folgt eine Frage den Historiker 
wie ein Alptraum. Sie lautet: 
Wenn der Morgenthau-Plan in 
der Tat psychopathisch deutsch- 
feindlich war, war er auch bewußt 
und absichtlich rußland-freund- 
lich? Der US-Finanzminister hat 
niemals bestritten, daß sein Plan 
sowohl in seiner Philosophie als 
auch in seiner beabsichtigten 
Auswirkung deutschfeindlich 
war, aber niemand in seinem Mi- 
nisterium hat jemals zugegeben, 
daß er auch gleichermaßen ruß- 
landfreundlich war. In seinem 
Buch »And Call It Peace« vertrat 
Marshall Knappen 1947 die An- 
sicht, daß der Morgenthau-Plan 
»sehr genau dem entsprach, was 
man als russische Wünsche in der 
Deutschlandfrage vermuten 
könne. 


Er bot ein gewisses Maß an Ra- 
che und hinterließ keinen starken 


Staat im russischen Wirkungsbe- 
reich.« 


In einem Dokument nach dem 
anderen enthüllen die Tagebü- 
cher Harry Dexter Whites Ein- 
fluß sowohl auf das formative 
Denken als auch auf die endgülti- 
gen Entscheidungen des Mini- 
sters Morgenthau. Da er von hö- 
herer Wirtschaft und den Ge- 
heimnissen der internationalen 
Finanz nichts verstand, hatte der 
Minister sich bei allen allgemei- 
nen und besonderen Empfehlun- 
gen stets auf seine Mannschaft 
von Experten gestützt. White war 
der Kapitän dieser Mannschaft; 
bezüglich der deutschen Frage 
spielte er von Anfang an alle grö- 
Beren Trümpfe aus. 


Auf Whites Rat hin wurde zum 
Beispiel das Bureau of Engraving 
und Printing im April 1944 ange- 
wiesen, der sowjetischen Regie- 
rung einen Duplikat-Drucksatz 
zum Drucken des Besatzungsgel- 
des zu liefern, das im Nachkriegs- 
deutschland gesetzliches Zah- 
lungsmittel werden sollte. Das 
Endprodukt dieser phantasti- 
schen Entscheidung sollte im 
ganzen besetzten Deutschland 
die Inflation stark anheizen, und 
die Last des Rückkaufs dieser 
von den Sowjets gedruckten 
Geldscheine fiel schließlich mit 
einer Gesamtsumme von mehr 
als eine Viertelmilliarde Dollar 
zu Lasten des amerikanischen 
Steuerzahlers. White ließ dieser 
Empfehlung im Mai 1944 eine 
weitere folgen, die wiederum 
dem späteren Plan vorausging. 
Diesmal drang er auf ein Nach- 
kriegsdarlehen von 10 Milliarden 
Dollar an die Sowjetunion. 


Die Arbeit eines 
sowjetischen Spions 


Man erinnere sich daran, daß in 
ihrer Aussage vor dem Unteraus- 
schuß des Senats für Innere Si- 
cherheit der selbsteingestandene 
kommunistische Kurier Eliza- 
beth Bentley anklagte, daß White 
der Insider war, der den Plan für 
den Minister Morgenthau ausar- 
beitete und »auf unsere Anwei- 
sung hart vorantrieb«. 


Auch Edgar J. Hoover vom FBI 
klagte an, daß White ein aktiver 
Agent der sowjetischen Spionage 
war. Und trotz der Tatsache, daß 
er fünf Berichte an das Weiße 
Haus gesandt hatte, in denen er 
den Präsidenten vor Whites Tätig- 


keiten warnte, hievte Truman die- 
sen auf einen Posten bei den Ver- 
einten Nationen. Als die erschüt- 
ternde Geschichte über Whites 
Dienstleistungen als sowjetischer 
Agent erstmals in einer Rede des 
Generalstaatsanwalts Herbert 
Brownell in Chicago enthüllt 
wurde, rief dies einen ziemlichen 
Wirbel öffentlicher Anklagen 
und Gegenanklagen durch den 
zu diesem Zeitpunkt schon im 
Ruhestand befindlichen Harry 
Truman hervor. 


Die Konzentration kommunisti- 
scher Sympathisanten im Finanz- 
ministerium ist jetzt eine Angele- 
genheit öffentlicher Archive. 
White wurde schließlich Staatsse- 
kretär. Mit ihm zusammen arbei- 
ten Frank Coe, Harold Glasser, 
Irving Kaplan undVictor Perlo, 
die alle in beeidigten Zeugenaus- 
sagen als Teilnehmer an der bol- 
schewistischen Verschwörung 
identifiziert wurden. Als sie von 
Ermittlern des US-Kongresses 
befragt wurden, beriefen sie sich 
beharrlich auf den fünften Zu- 
satzartikel der amerikanischen 
Verfassung. 


Willkürliche Macht über 
das Schicksal von Nationen 


Niemals zuvor in der amerikani- 
schen Geschichte hatte eine nicht 
gewählte Bürokratie von ge- 
sichtslosen Beamten aus dem 
»vierten Stock« eine derart will- 
kürliche Macht über die Zukunft 
von Nationen ausgeübt wie 
Harry Dexter White und seine 
Mitarbeiter im Finanzministe- 
rium unter Henry Morgenthau 
jun. Was sie mit ihrer merkwürdi- 
gen Verdrehung amerikanischer 
Ideale zu erreichen versuchten 
und wie nahe sie dem völligen Er- 
folg waren, wird in den Morgen- 
thau-Tagebüchern demonstriert, 
die ich die Ehre hatte zu untersu- 
chen und die 1967 vom Subcom- 
mittee of the Committee on the 
Judiciary (Unterausschuß des 
Ausschusses für das Justizwesen) 
des Senats der Vereinigten Staa- 
ten veröffentlich wurden. OD 


Professor Anthony Kubek :hat den 
vorstehenden Beitrag als Vortrag auf 
der neunten Konferenz der Revisioni- 
sten in Kalifornien gehalten. Der Vor- 
trag wurde zum ersten Mal in engli- 
scher Sprache in der Zeitschrift des 
Instituts for Historical Review »The 
Journal of Historical Review» veröf- 
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Hintergrund- 


Journal 


China warnt 


vor Unab- 
hängigkeit für 
Kaschmir 


Die Volksrepublik China hat 
Indien und Pakistan gegenüber 
geäußert, daß es gegen jede Form 
der Unabhängigkeit für 
Kaschmir sei, da es be- 
fürchte, daß die Vereinigten 
Staaten Kaschmir als Stützpunkt 
zur Destabilisierung Chinas nut- 
zen könnten, berichtete der 
Londoner »Daily Telegraph« aus 
Lahore, Pakistan. Hochrangige 
chinesische Militärdelegationen 
haben in den letzten Wochen 
Indien und Pakistan besucht und 
ihren Gesprächspartnern gesagt, 
daß China zwar eine Lösung des 
Kaschmir-Problems begrüßen 
würde, daß man aber absolut 
gegen eine Unabhängigkeit sei. 
Indien und Pakistan haben drei 
sinnlose Kriege um Kaschmir 
geführt. Zwei Drittel des Landes 
gehören zu Indien und ein Drittel 
zu Pakistan; es grenzt auch an 
China an. Gespräche über die 
Kaschmir-Krise zwischen Indien 
und Pakistan endeten kürzlich 
ohne Lösung. 

Die pakistanische Premier- 
ministerin Benazir Bhutto bekam 
nicht die »traditionelle« Unter- 
stützung von China für die 
Haltung ihres Landes bezüglich 
Kaschmir, als sie im Dezember 
1993 Peking besuchte. »Die 
Chinesen sagten, die Ameri- 
kaner würden sie bereits über 
Tibet und Xinjiang unterminie- 
ren und Kaschmir würde eine 
weitere Brutstätte anti-chinesi- 
scher Aktivitäten werden,« so ein 
Diplomat, der Bhutto begleitete. 
China hat bei anderer Ge- 
legenheit ein unabhängiges 
Kaschmir mit »einem zweiten 
Israel im Herzen von Asien« ver- 
glichen. Peking sagte auch, ange- 
sichts von drei Kriegen, die in der 
Region geführt werden - in 
Afghanistan, Tatjikistan und 
Kaschmir -, sei China auch über 
die Ausbreitung des islamischen 
Radikalismus in Xinjiang, der 
westlichsten zentralasiatischen 
Region Chinas besorgt. Soldaten 
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aus Xinjiang kämpfen in 
Afghanistan und Hunderte wur- 
den dort während des Kriegs in 
Afghanistan gegen die Sow- 
jetunion trainiert. m] 


Perez: Größte 
Bedrohung für 
Israel ist die 
kulturelle 
Invasion 


Die Bedrohung, über die sich 
Israel am meisten Sorgen macht, 
ist jene, die symbolisiert wird 
durch die Tatsache, daß der por- 
nographische Rockstar Ma- 
donna unter den jungen Leuten 
besser bekannt ist als die großen 
Frauengestalten des Alten Testa- 
ments, sagte der israelische 
Außenminister Shimon Perez in 
einem langen Interview mit der 
Zeitung »Le Monde«. 

Der Interviewer fragte ihn: »Gibt 
es über die allgemeinen jüdi- 
schen Wurzeln hinaus heute 
einen Homo Israelus, der spezi- 
elle Charakterzüge haben 
würde?« Perez antwortete sardo- 
nisch: »Für uns wie für Sie als 
Franzosen ist die größte 
Bedrohung nicht eine militäri- 
sche Invasion, sondern eine kul- 
turelle Invasion. Das Kabel- 
fernsehen ist für unsere Identität 
gefährlicher als die Intifada. 
Denn am Boden haben Sie 
Grenzen, doch das Fernsehen 
kennt keine Grenzen. Es kommt 
direkt in jedes Wohnzimmer. Es 
gibt junge Leute, die der 
Meinung sind, daß Madonna zu 
den größten Frauen der Welt- 
geschichte gehört. Nicht Rebec- 
ca, nicht Sarah, sondern Ma- 
donna! Für sie ist sie die bedeu- 
tendste Frau.« m) 


Rußland 

wird die 
militärische 
Abrüstung 
stoppen 

Der russische Verteidigungs- 
minister Pavel Grachew verkün- 
dete, daß die Regierung von 


Präsident Boris Jelzin Pläne zur 
Abrüstung der bewaffneten 


Streitkräfte stoppe. »Wir werden 
keine starken Kürzungen vor- 
nehmen, wir werden nichts über- 
stürzen«, sagte er auf einer 
Moskauer Pressekonferenz. 
Grachew sagte, er würde das neu 
gewählte Parlament bitten, eine 
Entscheidung seines Vor- 
gängers, des Obersten Sowjet, 
die Größe der bewaffneten 
Streitkräfte auf maximal ein 
Prozent der Bevölkerung oder 
1,5 Millionen Männer zu redu- 
zieren, bis zum Jahr 2000 aufzu- 
schieben. Das Parlament, das 
diese Entscheidung getroffen 
hat, wurde von Jelzin im 
September — vor der blutigen 
Belagerung am 3. und 4. Oktober 
1993 — aufgelöst. 

Grachew äußerte auf der 
Pressekonferenz, die Entscheid- 
ung militärische Kürzungen vor- 
zunehmen, hätte sich als Fehler 
erwiesen und als optimale Stärke 
für die bewaffneten Streitkräfte 
würden jetzt 2,1 Millionen 
Männer angesehen. »Jetzt haben 
wir 2.341.000 Männer in der 
Armee. Wir planen 2,1 Mil- 
lionen bis zum Ende 1994. Wir 
werden die Armee auf diese 
Stärke und nicht bei 1,5 Mil- 
lionen halten«, sagte er. 

In einem Kommentar mit dem 
Titel »Extreme Rechte bringt 
Kehrwende für Rußland« schrieb 
der Moskauer Korres- 
pondent des Londoner »Guar- 
dian«, Jonathan Steele, die 
Entscheidung zeigt, daß Ruß- 
land sich in die Richtung eines 
Schirinowsky bewegt, auch 
wenn das Jelzin-Regime 
Wladmir Schirinowsky selbst 
verurteilt. 


Die algerische 
FIS lehnt 
Dialog mit 
Regierung ab 


Algeriens verbotene Islamische 
Heilsfront (FIS) hat einen 
Vorschlag der Regierung zum 
Dialog, um die Gewalt im Land 
zu beenden, offenbar abgelehnt — 
so berichtete das France-Info 
Radio. 

In einer Stellungnahme soll die 
FIS Angebote für einen Dialog 
auf nationaler Ebene zurückge- 
wiesen und stattdessen zum fort- 
gesetzten bewaffneten Kampf 
aufgerufen haben. In der drei 
Seiten langen Erklärung wurden 


außerdem diejenigen, die ver- 
sucht sein könnten mit 
Gesprächen zu beginnen, davor 
gewarnt, mit »der willfährigen 
Junta, die von arroganten auslän- 
dischen Staaten und der Armee 
unterstützt wird« zu verhandeln. 
»Die FIS ruft das algerische 
Volk auf, ein islamisches 
Regime zu verlangen, ruft die 
Kämpfer auf, den Heiligen 
Jihad-Krieg fortzusetzen und ruft 
die Islamisten auf, sich zu verei- 
nen«, wurde die Stellungnahme 
zitiert. In der Radiosendung hieß 
es, es schien eine Reaktion auf 
die Aufrufe der algerischen 
Regierung zum Dialog zu sein, 
um die politische Krise des 
Landes zu lösen, die der Absage 
von Wahlen im Jahr 1992 folgte, 
welche die FIS erwartete zu 
gewinnen. D 


Großbritan- 
nien will das 
»Modell 
Singapur« 
für Palästina 


Der britische Außenminister 
Douglas Hurd besuchte den 
Nahen Osten, um das »Modell 
Singapur« für Palästina zu pro- 
pagieren, berichtet Reuters. Hurd 
besuchte den Libanon, Israel, die 
besetzten Gebiete und Jordanien, 
um »das Interesse der ehemali- 
gen Kolonialmacht an der 
Entwicklung eines palästinensi- 
schen Staates zu untermauern. 
»Wir reden uns nicht ein der 
Mittelpunkt bei dem Friedens- 
prozeß zu sein, sagte ein 
Vertreter. »Doch wir glauben, 
daß wir dabei helfen können, die 
Dinge konstruktiv in die richtige 
Richtung zu lenken.«« 

Was das britische Außen- 
ministerium mit »konstruktiv« 
meint, besteht in der Förderung 
finanzieller Spekulationen und 
wahrscheinlich des Drogen- 
handels als Dreh- und 
Angelpunkte der neuen palästi- 
nensischen Entität. London hat 
sich bereits angeboten, Palästina 
im »Bankwesen, Polizeiwesen, 
bei einer Radiostation und 
Gesetzentwürfen zu helfen,« 
hieß es bei Reuters, und Hurd 
wird wahrscheinlich noch weite- 
re Unterstützung anbieten, die 
»darauf ausgerichtet ist, die 
Palästinenser auf ihre Stärken 


hochentwickelter Kenntnisse 
und Erfahrungen der Welt- 
finanzmärkte bauen zu lassen.« 

»Die neue palästinensische 
Entität sollte nicht als ein Wrack 
angesehen werden«, äußerte ein 
Diplomat gegenüber Reuters. 
»Es ist viel wahrscheinlicher, 
daß es zu einem Singapur des 
Nahen Osten wird als zu einem 
zweiten Sudan.« m) 


Kozyrew 
erzählt 
Estland und 
Lettland: 
Wir bleiben 


Der russische Außenminister 
Andrei Kozyrew erklärte, daß 
die russischen Truppen die balti- 
schen Republiken Estland und 
Lettland nicht verlassen werden. 
Kozyrew sprach vor einer 
Konferenz über die russische 
Politik gegenüber der 
Gemeinschaft Unabhängiger 
Staaten und des Baltikums. 
»Wir sollten uns aus diesen 
Regionen, die sich seit 
Jahrhunderten in der russischen 
Interessensphäre befinden, nicht 
zurückziehen, und wir sollten 
diese Worte nicht fürchten«, 
sagte er. Kozyrew bezeichnete 
den »Schutz« der »russisch spre- 
chenden Bevölkerung« in der 
früheren Sowjetunion als »eine 
der wichtigsten strategischen 
Interessen Moskaus«. 

Die Nachrichtenagenturen Tass 
und Interfax betonten, daß 
Kozyrew speziell Estland und 
Lettland in seine Definition der 
Regionen, von denen sich 
Rußland nicht zurückziehen 
werde, mit einbezogen habe. 
Kozyrew fügte hinzu, »auch 
wenn die Militärherrschaft nicht 
in Moskaus Interessen liege, sei 
es gefährlich, ein Vakuum zu 
schaffen, denn dies könnte durch 
unfreundlich gesinnte Kräfte 
gefüllt werden«. Seine Rede kam 
nur drei Tage, nachdem die rus- 
sischen Streitkräfte in Estland 
und Lettland den Befehl 
»schießen, um zu töten« von der 
russischen Armee erhalten hat- 
ten, falls sie von Vertretern oder 
Streitkräften der estischen oder 
lettischen Regierungen angegrif- 
fen oder »provoziert« würden. 
Nach seinem Kommentar auf 
Kozyrews Drohungen gefragt, 


sagte der deutsche Außen- 
minister Klaus Kinkel, er sei 
»etwas besorgt«, doch er meinte, 
er wolle erst den vollständigen 
Text der Aussagen des russi- 
schen Außenministers sehen, 
bevor er eine weitere 
Stellungnahme dazu abgäbe. 
Kinkel meinte, daß derartige 
Ansichten von Kozyrew nicht 
geäußert worden sind, als er ihn 
kurz nach den russischen 
Wahlen getroffen habe, so daß 
der Bericht über Kozyrews jüng- 
ste Außerungen nicht das wie- 
derzugeben schien, was ihm die 
Russen über ihre Politik in 
Hinblick auf die baltischen 
Staaten mitgeteilt haben. Kinkel 
hatte die Außenminister der drei 
baltischen Staaten nach Bonn 
eingeladen. DO 


Großbritan- 
nien unter- 
stützte Aser- 
beidschaner 
im Krieg 
gegen 
Armenien 


Die britische Regierung wußte 
von einer aserbaidschanischen 
Operation zur Rekrutierung bri- 
tischer Söldner für ihren Krieg 
gegen Armenien und »unter- 
stützte dies stillschweigend«, so 
berichtete die Londoner Zeitung 
»Independent«, indem sie Lord 
Erskine von Rerrick zitierte, der 
in das Projekt verwickelt war. 
Das Außenministerium gab zu 
von dem Projekt Kenntnis 
gehabt zu haben, ebenso wie es 
zugab, daß offiziell ein britisches 
Waffenembargo sowohl gegen 
Armien als auch gegen 
Aserbaidschan existiert. 

Lord Erskine, der Berater hoch- 
rangiger aserbaidschanischer 
Minister ist, bestätigte, daß zwi- 
schen Aserbaidschan und einer 
Gruppe britischer und türkischer 
Geschäftsleute in einer Firma 
mit dem Namen Summit 
(Consortium) Ltd. Verhand- 
lungen in einem fortgeschritte- 
nen Stadium im Gange seien, um 
den Deal abzuschließen. Ein tür- 
kischer Geschäftsmann - 
Mustafa Mutlu — und ein unbe- 
kannter britischer Geschäfts- 
mann - die beide ihren Sitz im 


türkisch besetzten Nordzypern - 
haben — waren die Weichen- 
steller für das Geschäft. 
»Interdependent« berichtete, daß 
Aserbaidschan bereit wäre, aus 
seinen Einkünften aus dem Öl-, 
Waffen und Söldnergeschäft 
jährlich bis zu 150 Millionen 
Pfund auf den Tisch des Hauses 
zu legen. Privat gecharterte, rus- 
sische Flugzeuge wurden schon 
bereitgestellt, um mit dem 
Einfliegen von Männern und 
Waffen zu beginnen. 

Informanten bezeichnen Lord 
Erskine als Mitglied des briti- 
schen Geheimdienstes. Er wurde 
im vergangenen Jahr von 
Michael Mates, dem damaligen 
Nordirland-Minister, der für 
Sicherheitsangelegenheiten ver- 
antwortlich ist, als »Mitglied des 
Sicherheitsdienstes« bezeichnet. 
Die britische Regierung leugnete 
dies, doch sie hat nun zugege- 
ben, daß er das Außen- 
ministerium mit Informationen 
versorgt hat; er hatte ihm im ver- 
gangenen Jahr bei einem Treffen 
mit einem hochrangigen 
Vertreter des Ministeriums von 
den Plänen, Aserbaidschan mit 
Männern und Waffen zu versor- 
gen, erzählt. m) 


Erpreßt der 
britsche 
Außenminister 
Hurd die 
Türkei? 


Berichten aus Europa zufolge 
könnte es sein, daß der britische 
Außenminister Douglas Hurd 
die Türkei erpreßt, ihre 
Unterstützung für Bosnien fal- 
lenzulassen. 

Eine gut informierte Quelle aus 
dem Außenministerium in 
London sagte, »die Türkei« wird 
durch parallele diplomatische 
Schritte aus Ost und West »in die 
Ecke gestellt«. »Die Türken sind 
angesichts der Situation in 
Bosnien sehr nervös: Die winter- 
lichen Bedingungen schaffen 
immer mehr Todesopfer und die 
Frühlingsoffensive der Serben, 
die kommen wird. Es ist an der 
Zeit unsere Schulden bei den 
Türken einzufordern. Sie haben 
von Europa eine Menge Geld 
bekommen. Wir sollten ihnen 
sagen: »Bringt Eure Freunde, die 
Bosnier, auf Vordermann und 
sorgt dafür, daß sie einer diplo- 


matischen Verständigung zu- 
stimmen oder Ihr werdet die 
Hilfe aus dem Westen verlie- 
ren.<«. Er meinte, solche diplo- 
matischen und wirtschaftlichen 
Drohungen könnten leicht 
dadurch ergänzt werden, daß die 
Russen Druck auf die Türkei 
ausüben. 

Als Hurd dies äußerte, befand er 
sich zu Gesprächen mit dem tür- 
kischen und deutschen Außen- 
minister in der Türkei. Hurd 
sagte - so die BBC - »die bosni- 
schen Moslems müßten ent- 
scheiden, was am meisten in 
ihrem Interesse wäre« — weitere 
Kämpfe oder eine diplomatische 
Verständigung. Mit anderen 
Worten - die Last liegt 
ausschließlich bei der multikon- 
fessionellen Regierung in 
Sarajewo, die Hurd »die 
Moslems« nennt. Nach von der 
BBC zitierten, ungenannten bri- 
tischen Quellen soll Hurd auch 
gesagt haben, Großbritannien 
hätte »sich noch nicht entschie- 
den«, ob es seine Truppen aus 
Bosnien zurückziehen werde. 

Im Zusammenhang mit all dem 
steht ein Bericht in bestimmten 
britischen Zeitungen, daß die 
Türken die Zusicherung von 
Großbritannien haben möchten, 
daß Großbritannien nicht vorhat 
bei der Schaffung eines unab- 
hängigen kurdischen Staates 
mitzuhelfen. 


Rußland »zwi- 
schen Bajonett 
und Kreuz« 


»Zwischen einem Bajonett und 
einem Kreuz erwartet Rußland 
das Jahr 1994«, schrieb der 
Moskauer Korrespondent der 
italienischen Tageszeitung »La 
Repubblica«. 

Der Zeitung zufolge zeigen neu- 
este Meinungsumfragen durch 
das Soziologische Institut der 
russiscan Akademie der 
Wissenschaften, daß die Kirche 
und die Armee »für die ent- 
täuschten Russen die letzte 
Hoffnung darstellen«. Die 
Mehrheit der Befragten setzt ihr 
Vertrauen auf eine dieser beiden 
Institutionen, wobei das Ver- 
trauen in Präsident Jelzin und die 
russische Regierung sehr gering 
ist. Der Autor stellt fest, daß es 
sich in Rußland bei der Kirche 
und der Armee um die »geheilig- 
ten Institutionen des Staates« 


handelt. m) 
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China 


Die 


Demokratie- 
Bewegung 


lebt weiter 


John Springfield 


Am 14. November 1993, dem allerletzten Tag der dritten Vollver- 
sammlung der chinesischen kommunistischen Partei, die in der 
Halle des Volkes am Tiananmen-Platz abgehalten wurde, nahm 
die Polizei nach einem Treffen, bei dem neun Dissidenten einen 
vorläufigen Entwurf einer »Friedenscharta« über politische Re- 
formen unterzeichnet hatten, zwei Dissidenten - Yang Zhou und 


Qin Yongmin - mit. 


Die Friedenscharta, in der es 
heißt: »Wir alle haben uns auf das 
Prinzip offener, gewaltloser Ak- 
tion geeinigt, um die vereinte Be- 
wegung zum Schutz der Men- 
schenrechte auf nationaler Ebene 
in Gang zu setzen,« wurde von 
Qin Yongmin initiiert und ge- 
schrieben, um gewaltlose politi- 
sche Reformen, Rechte des Indi- 
viduums, die Freilassung von po- 
litischen Gefangenen zu propa- 
gieren und den Dialog anzuregen. 
Der Bewegung schlossen sich 
vier Tage später Vertreter der 
neuen vereinten Bewegung zum 
Schutz der Menschenrechte an, 
die in der Hauptstadt Xian ange- 
siedelt ist. 


Wenn die Kapitalisten 
nur verdienen 


Während der Konferenz über 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 
zwischen Asien und dem Pazifik 
in Seattle versammelten sich 
sechs überseeische chinesische 
Organisationen, um gegen den 
Besuch des chinesischen Präsi- 
denten Jian Zeming zu protestie- 
ren. Am 21. November 1993 initi- 
ierten Ni Yuxian — der zwei Mal 
im Gefängnis saß und wegen sei- 
nes Kampfes für ein demokrati- 
sches China nur knapp dem Tode 
entkommen ist — und andere die 
Deklaration von Seattle, die von 
39, im Exil lebenden, demokrati- 
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Deng Xiaoping, der starke 
Mann Chinas, versuchte die 
chinesisch demokratische 
Bewegung zu zerschlagen. 


schen Führern der Bewegung un- 
terzeichnet wurde. Zu den Unter- 
zeichnern gehören Liu Bingyan, 
langjähriger Journalist, jetzt An- 
führer der China-Initiative aus 
Princeton, New Jersey; Wang 
Bingzhang, Gründer der Zeit- 
schrift »China Spring«; Wang 
Che, Gründer der christdemokra- 
tischen Allianz; Zheng Yi, der 
Reporter, der die Welt mit der Ge- 
schichte über die Kannibalis- 
mus-Praktiken während der Kul- 
turrevolution schockte; Li Lu, 
Wuer Kaixi, Zhang Boli und 
Xiang Xiaoji, alles Studenten im 
Jahre 1989 auf dem Tianan- 
men-Platz; und Wang Ruowang, 


Dissident, Journalist und langjäh- 
riger Schriftsteller. 


Wei Jingshen, der 15 Jahre als po- 
litischer Gefangener im Gefäng- 
nis gesessen hat, beschuldigte die 
Vereinigten Staaten in einem 
jüngst erschienenen Artikel Geld 
über die Moral zu setzen. 


Er nannte Präsident Clintons neue 
Politik des »konstruktiven En- 
gagements« mit Peking eine 
»fehlgeleitete Wende«, die das 
chinesische Volk als Beweis dafür 
ansehen wird, daß die kommuni- 
stische Partei damit Recht hatte, 
wenn sie behauptete, »die ameri- 
kanische Regierung wird von rei- 
chen Kapitalisten kontrolliert. 
Man muß ihnen nur eine Gelegen- 
heit geben, Geld zu verdienen und 
schon läuft alles.« 


Mao Tse-Tung war einer der 
letzten Politiker, der das 
korrupte und im Fall befind- 
liche System am Leben 
hielt. 


Dieser Held des Pekinger-Früh- 
lings 1979 hatte keinerlei Illusio- 
nen darüber, daß wirtschaftliche 
Modernisierung Erfolg haben 
könnte, wenn Ideenfreiheit durch 
ein tyrannisches Regime zerstört 
wird. 


Es folgt die erste Veröffentli- 
chung der Deklaration von Seattle 
in englischer und hier in deut- 
scher Sprache übersetzt. Sie wur- 
de aus der chinesischen Zeitung 
»World Journal« vom 23. No- 
vember 1993 übernommen. 


Wir, die Unterzeichner, betrach- 
ten uns als Mitglieder einer inter- 


nationalen Koalition unabhängi- 
ger demokratischer Organisatio- 
nen sowie als einzelne, intellek- 
tuelle Dissidenten, die sich hier 
während der asiatisch-pazifi- 
schen EG-Konferenz und dem 
chinesisch-amerikanischen Gip- 
fel in Seattle mit moralischem En- 
gagement und im Namen des Be- 
wußtseins zivilisierter Menschen 
versammelt haben, um ihre 
Grundhaltung zu den wichtigen 
Themen in ihrem Land und ihre 
tiefe Sorge über die Zukunft und 
das Glück aller Völker und Natio- 
nen in China zum Ausdruck zu 
bringen. 


Die Deklaration 
von Seattle 


Heute sollte jeder — egal, wie sehr 
sich seine Ideologie und politi- 
sche Haltung von der anderer un- 
terscheidet — in seinem Alltag 
erkennen, daß die ganze Welt an 
der Wende zum 21. Jahrhundert 
einen profunden und drastischen 
Wandel erfährt. Nach dem Zu- 
sammenbruch der kommunisti- 
schen Allianz und dem Ende des 
Kalten Krieges, macht ein halbes 
Jahrhundert an Konfrontationen 
zwischen den beiden Blöcken und 
Zusammenstößen zwischen den 
Völkern über Ideologien nach 
und nach Freiheits- und Demo- 
kratiebewegungen mit rationalen 
und friedfertigen Aspekten Platz. 
Eine historische Anomalie, die 
ein Viertel der Weltbevölkerung 
in China vom Rest der Welt iso- 
liert und sich der Modernisierung 
in China entgegenstellt, ver- 
schwindet unwiderruflich von der 
Bildfläche. 


Der Schutz der Menschenrechte 
und die Würde, den wahren Wert 
eines Menschen zu erkennen, 
sind zum Grundbedürfnis der 
neuen Generation in China ge- 
worden. 


Eine endlose 
Sklaverei 


Das politische System in China ist 
jedoch darauf begründet, daß nur 
einigen wenigen Gruppen — die 
nicht vom Volk gewählt sind - 
Privilegien garantiert werden, die 
wiederum durch Anwendung ge- 
waltsamer politischer Methoden 
aufrechterhalten werden und die 
Mehrheit der grundlegenden 
Menschenrechte beraubt. Die 
Wahrheit unbestreitbarer Tatsa- 
chen, die zuverlässiger ist als alle 


Argumente des gegenwärtigen 
Regimes und seiner Anhänger, 
spricht laut genug: Niemand von 
selbstbewußtem Charakter würde 
diese grenzenlose politische und 
wirtschaftliche Sklaverei endlos 
dulden. Somit ergreift das Volk 
jede Gelegenheit, um für sein 
Recht auf Leben zu rebellieren. 


Wie sich in der Studentenbewe- 
gung auf dem Tiananmen-Platz 
und erneut in dem jüngsten demo- 
kratischen »Friedenscharta«-Ma- 
nifest gezeigt hat, kann niemand 
Freiheit jemals töten. 


Seit über vierzig Jahren wird Chi- 
na von einer Partei regiert, an de- 
ren Spitze wiederum ein einziger 
Mann steht — ein politisches Sy- 
stem, das die kommunistische 
Militärwirtschaft nötig hatte. Die- 
ses personalisierte System, das ei- 
ne absolute Autorität unter abso- 
luter Kontrolle darstellt, konnte 
nur unter anhaltenden Bürger- 
kriegen und einer gewalttätigen 
internationalen Umgebung ge- 
schaffen werden. Jetzt werden 
lange Kriege, extreme Sparmaß- 
nahmen und allgemeines An- 
alphabetentum -— die Dinge, die 
dieses System nähren — umge- 
stoßen. 


»Fell kann nicht wachsen, wo es 
keine Haut gibt«, sagt ein altes 
chinesisches Sprichwort. China 
kann keinen weiteren starken 
Mann wie Mao Tse-Tung oder 
Deng Xiaoping hervorbringen, 
um das korrupte und im Fall be- 
griffene Haus der Tyrannei auf- 
rechtzuerhalten. Nach dem Tode 
von Deng Xiaoping kann nun je- 
der deutlich das kommende, ver- 
heerende Chaos im System er- 
kennen. 


Wegen der historischen Bürde, 
die die chinesische kommunisti- 
sche Partei aus ihren vergangenen 
Fehlern geerbt hat und wegen der 
Widersprüche innerhalb der ge- 
genwärtigen Struktur ihres politi- 
schen Systems kann der von we- 
nigen ernannte, sogenannte Füh- 
rungs»kern«, das Machtvakuum, 
das durch den Tod von Deng Xia- 
oping hervorgerufen wurde, nicht 
füllen. Die chinesische Gesell- 
schaft würde einen von Menschen 
gemachten »Erlöser« nicht ak- 
zeptieren. 


Der Tag, an dem der letzte starke 
Mann der Politik stirbt, wird der 
Zeitpunkt des endgültigen Zu- 
sammenbruchs des gegenwärti- 
gen politischen Systems sein. 


Die chinesische kommunistische 
Partei benutzt Gewalt, um das 
Verlangen des Volkes nach De- 
mokratie zu unterdrücken und die 
Herrschaft durch einige wenige 
privilegierte Gruppen aufrecht- 
zuerhalten. Für einige sieht es so 
aus, daß jedesmal, wenn das Re- 
gime durch bewaffnete Aktionen 
für sich selbst vorübergehende 
politische Stabilität erreicht hat, 
die unmenschliche Brutalität Haß 
unter das Volk sät. Über 40 Jahre 
lang hat die kommunistische 
Herrschaft über 40 Millionen 
Chinesen den Tod gebracht. 
Feindseligkeit wächst täglich un- 
ter den zahllosen Landsleuten, die 
unter der Schreckensherrschaft 
leiden. 


Das politische System 
hat eine Krise 


Das Wirtschaftsreformprogramm 
— das ein gewisses wirtschaftli- 
ches Potential freigesetzt hat, das 
viele Jahre unterdrückt worden 
war und zu höherer Produktivität 
geführt hat und so jenen, die von 
dieser Reform profitieren, ein 
besseres materielles Leben bietet 
— hat jedoch der Mehrheit im Lan- 
de nicht die Veränderungen im 
Lebenswandel gebracht, ebenso- 
wenig wie weniger Klagen und 
Zorn aus der Bevölkerung. 


Es gab keinen grundlegenden 
Wandel im veralteten politischen 
System, das den wenigen privile- 
gierten Gruppen weiterhin die 
Gelegenheit gibt, Staatseigentum 
an sich zu reißen und die Armen 
zu plündern. Das degenerierte 
Regime hat eine moralische Krise 
in der ganzen heutigen Gesell- 
schaft in Gang gesetzt. 


Jene, die die Geschichte kennen — 
seien es Beamte oder Bürger, Par- 
teimitglieder oder nicht -, sie alle 
bringen ihre tiefe Sorge über das 
Gegenwärtige Chaos zum Aus- 
druck, das unvermeidlich in die 
Katastrophe führt. Wenn das Re- 
gime in Peking es ablehnt, dieser 
Realität ins Auge zu schen, die je- 
den Augenblick implodieren 
könnte, und definitiv die Initiati- 
ve zu ergreifen, um politische Re- 
formen einzuleiten, dann kann 
das politische Schicksal der kom- 
munistischen Partei nur ein tragi- 
sches sein. 


Die Geschichte hat uns ihre Un- 
barmherzigkeit und Gerechtigkeit 
gelehrt. Die Geschichte bietet der 
kommunistischen Partei eine Al- 


ternative: Sofort einen politischen 
Wandel einzuleiten, um demokra- 
tische Reformen zu verwirkli- 
chen, während Symbolfiguren 
wie Deng Xiaoping immer noch 
begrenzte Kontrolle über Macht- 
kämpfe besitzen. Dies könnte die 
allerletzte Chance sein, die China 
besitzt, um sich in eine friedferti- 
ge Gesellschaft zu verwandeln. 


Vier wichtige 
Forderungen 
an das Regime 


Um 1,1 Milliarden Chinesen wil- 
len appellieren wir hiermit auf- 
richtig an das chinesische kom- 
munistische Regime: Seht der 
Realität dieser neuen politischen 
Ara ins Auge, ergreift diese histo- 
rische Gelegenheit, um den Kurs 
in eine Richtung zu ändern, die zu 
Wohlergehen und besseren Le- 
bensverhältnissen für das Volk 
führt, unternehmt die folgenden 
nötigen Schritte zum Wohle 
Chinas, seines Volkes und der Re- 
gierung selbst: 


1) Verkündigung der bedingungs- 
losen Freilassung aller politi- 
schen Häftlinge und Fallenlassen 
aller Anklagen gegen unschuldi- 
ge Menschen, die in den vergan- 
genen 40 Jahren politisch verfolgt 
wurden, Zurücknehmen aller Ver- 
leumdungen gegen politische 
Dissidenten und Erlaubnis aller 
im Exil Lebenden aus Übersee 
nach Hause zurückzukehren. 


2) Garantie der Rede- und Pres- 
sefreiheit. 


3) Öffnen der Gesellschaft, so daß 
die Menschen sich öffentlich ver- 
sammeln und politische Gruppen 
und Vereinigungen organisieren 
können; alle friedlichen politi- 
schen Aktivitäten dieser Gruppen 
sollten erlaubt sein. 


4) Wahl von Regierungsämtern 
durch das Volk auf allen Ebenen 
und freie Beteiligung der Bürger 
als Kandidaten bei diesen Wah- 
len. 


Die obigen vier Punkte gehören 
als Minimum zum Wesen der de- 
mokratischen Rechte von Bür- 
gern, die in einem modernen, zi- 
vilisierten Land leben und nähern 
sich nur entfernt unserem Ziel ei- 
nes wahrhaft demokratischen 
Staates. Doch nur wenn das ge- 
genwärtige Regime der chinesi- 
schen kommunistischen Partei 
die obigen Punkte verspricht, 


kann es dem Land und der Welt 
zeigen, daß die chinesische Re- 
gierung beschlossen hat, sich 
selbst den Zeichen der Zeit gemäß 
zu erneuern und legt damit einen 
friedlichen Grundstein für einen 
sozialen Wandel. 


Selbstverständlich kritisiert die 
chinesische demokratische Be- 
wegung das gegenwärtige politi- 
sche System in China und wider- 
setzt sich ihm. Doch der einzige 
Grund für unseren Kampf ist die 
Etablierung eines Systems, das 
die Grundrechte der Menschen 
schützt und um eine Gesellschaft 
zu haben, in der alle Bürger ihr 
politisches Recht genießen kön- 
nen, ihre eigene Regierung zu 
wählen, um bessere Lebensver- 
hältnisse zu bekommen, weiteres 
Leiden zu verhindern und die 
Freiheit der Menschen aller Na- 
tionen in China zu schützen. Wir 
hegen keinen Haß gegen irgen- 
deine bestimmte politische Figur 
oder eine bestimmte politische 
Gruppe, Organisation oder Split- 
tergruppe, einschließlich der 
kommunistischen Partei und wir 
propagieren auch nicht gewalttä- 
tige Rache. 


Aus der 
Geschichte lernen 


Jede Person oder Partei verdient 
von jetzt an die gleiche Chance 
gewählt zu werden, so lange sie 
verspricht, keine Gewalt gegen 
das Volk einzusetzen, so lange sie 
offen anerkennt, daß die Bürger 
politische Wahlrechte besitzen, so 
lange sie alle Grundrechte und 
unveräußerlichen Menschenrech- 
te respektiert. 


Die chinesische demokratische 
Bewegung ist eine rationale poli- 
tiiche und gesellschaftliche 
Kraft. Wir lieben den Frieden und 
praktizieren Vergebung, und wir 
ziehen es vor, politische Konflik- 
te im Wege aufrichtiger Verhand- 
lungen beizulegen. Der Grund, 
warum wir nach vorn in die Zu- 
kunft schauen, während wir 
gleichzeitig aus der Geschichte 
lernen, besteht darin, daß wir 
hoffen, unseren nächsten Genera- 
tionen eine strahlendere, gesün- 
dere, stabilere Zukunft zu brin- 
gen. Wir wünschen uns aufrich- 
tig, daß alle Freunde sich uns in 
diesem Bemühen ein freies, de- 
mokratisches und erfolgreiches 
neues China aufzubauen, an- 
schließen. 
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Naher Osten 


Ist der Islam 
ein Feind’? 


Laith F. Shubeilat 


Als führende politische Persönlichkeit war Laith F. Shubeilat im 
letzten jordanischen Parlament als unabhängiger Abgeordneter 
tätig. Nachstehend die Rede von Shubeilat unter dem Titel 
»Ethik in der Wirtschaft: Euro-arabische Perspektive«, die er 
auf einem gemeinsamen Symposium der Konrad-Adenauer-Stif- 
tung und dem Arab Thought Forum in Amman gehalten hat. 


Es wird erzählt, daß zwei Männer 
eine Großstadt zum ersten Mal 
besuchten; als sie über ihre Ein- 
drücke befragt wurden, sagte ei- 
ner, er habe sie als Stadt für sinnli- 
che Vergnügen empfunden, wäh- 
rend der andere sie als Stadt der 
Heiligtümer, Museen und kultu- 
reller Tätigkeiten bezeichnete. 
Ein kluger Mann erläuterte die 
Ungereimtheit, indem er erklärte, 
daß jeder der beiden Männer das 
gefunden habe, was er suchte. 


Für den Sucher nach der Wahr- 
heit, der wirklichen Wahrheit und 
nichts als die Wahrheit, könnte 
nichts anderes als ein unparteii- 
scher Vorstoß zu gesunden und 
richtigen Ergebnissen führen. Ich 
glaube, daß solch eine selektive 
Gruppe von Leuten heute abend 
nicht hier ist, außer zu einem 
solch edlen Zweck. Die Welt wird 
immer kleiner und die Leute kom- 
men immer enger zusammen, was 
so weit geht, daß eine Verständi- 
gung zwischen den Kulturen der 
einzige Weg ist, um die Mensch- 
heit vor dem Pfad der Zerstörung 
abzubringen, auf den sie sich — 
zumindest meiner Ansicht nach —, 
zubewegt. 


Es ist meine ehrliche Überzeu- 
gung als Moslem, daß durch nä- 
here Untersuchung der treibenden 
philosophischen Gedanken und 
Ideen von Kulturen auf ihre 
grundlegenden Prinzipien hin, 
und indem man Zusammenstöße 
und Differenzen über die ver- 
schiedenen Auslegungen des 
Glaubens ähnlicher oder manch- 
mal identischer Gedankengrund- 
sätze vermeidet und sich stattdes- 
sen auf das Ausmaß, in dem wah- 
re menschliche Werte im gesell- 
schaftlichen Ausdruck solcher 
Überzeugungen präsent sind, ich 
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Personen oder Gruppen von Men- 
schen identifizieren darf, die mei- 
nem Islam, dem universalen Is- 
lam, den Gott und seine Prophe- 
ten wollen, nicht dem Stammesis- 
lam oder Stammeschristentum, 
der die Angliederung oder Nähe 
nach dem Titel, Etikett oder, bild- 
lich gesprochen, dem Gewand 
das man trägt, identifiziert, und 
das Thema, das dieses Gewand 
darstellt, vernachlässigt. 


Mit dieser Einführung beginne 
ich meine Rede zur Vorstellung 
meiner Gedanken und suche nach 


Gleichgesinnten unter einer aus- 
ländischen Gemeinde, die das ge- 
meinsame Etikett des Christen- 
tums trägt: Christliche Demokra- 
ten. Ich werde überhaupt nicht 
überrascht sein, bei einigen von 
Ihnen auf gemeinsamen Boden zu 
stoßen, ebenso wie ich nicht über- 
rascht bin, große Unterschiede 
bei Moslembrüdern zu entdek- 
ken, die den Islam nur als Stamm 
sehen. 


Die islamische Zivilisation blühte 
und hatte schon ihren erstaunli- 
chen Einfluß auf die Geschichte 
der Menschheit und auf die 
Menschheit selbst, als der Islam 
als menschliche universale Bot- 
schaft verstanden wurde. Als dies 


geschah, wurden rückständige 
Stämme in der Wüste fast über 
Nacht in aktive Vertreter der Zivi- 
lisation verwandelt, die sich über 
die arabische Halbinsel hinaus 
verbreiteten, und in fast allen geo- 
graphischen Gebieten, die sie er- 


reichten, willkommen geheißen ' 


wurden. 

Es war Arnold Toynbee, glaube 
ich, der das Argument zurück- 
wies, der Islam sei eine imperiali- 
stische Kraft, indem er ganz ein- 
fach die Ansicht vertrat, daß kei- 
ne imperialistische Kraft sich in 
einem Lande halten könne, außer 


dadurch, daß sie die einheimische 
Bevölkerung in die Flucht schlägt 
oder der Sklaverei unterwirft; 
aber wenn Völker und Kulturen 
sich gerne assimilieren, einglie- 
dern und sich schließlich stolz mit 
einer hereinkommenden Kraft 
identifizieren, dann ist diese Kraft 
alles andere als imperialistisch, 
ungeachtet der militärischen 
Mittel, die sie gelegentlich ein- 
setzte, um sich einzuführen. 


Islam basierend auf 
dem Naturgesetz 


Ich habe auf subtile Weise meinen 
ersten einführenden Gedanken 
dargelegt, nämlich den, daß die 


US-Präsident George Bush 
hat laut Protokoll im Kon- 
greß offen über die Notwen- 
digkeit von Kriegen, Hun- 
gersnöten und Naturkata- 
strophen zur Begrenzung 
des Wachstums der Men- 
schen auf dem Planeten 
gesprochen. 


moslemische Zivilisation, anders 
als andere Zivilisationen, sich 
nicht jahrehundertelang entwik- 
kelt hat, bevor sie das erreichte, 
was als der bedeutsamste Indika- 


tor des gesellschaftlichen Fort- 
schritts erachtet wird: Gesetz. Es 
war vielmehr das Gegenteil der 
Fall; es war ein vollständiges 
Gesetzesgebilde, beruhend auf 
dem Naturgesetz und der univer- 
salen menschlichen Gerechtig- 
keit, der irdische Ausdruck der 
Botschaft des Herrn an alle seine 
menschlichen Schöpfungen, der 
diese Zivilisation einleitete und in 
Gang hielt, oder sie in Zeiten der 
Schwäche und der Richtungslo- 
sigkeit am Leben und unsterblich 
erhielt. 


Prinzipien von 
Christentum und Islam 


Der Islam und das Christentum 
sind beide monolithische Reli- 
gionen. Ihre Anhänger glauben, 
daß Gott eins ist, und daß Er den 
Menschen nach Seinem Ebenbild 
(imagio viva Dei) und das Uni- 
versum zu seinen Diensten ge- 
schaffen hat; daß als solcher Er 
der Mittelpunkt des Universums 
ist. Der Herr befahl dem Men- 
schen, sich das Universum unter- 
tan zu machen und die Erde zu 
bevölkern. 


Als solcher ist der Mensch der 
Achtung wert und hat das unwi- 
derrufliche Recht, zu leben und 
einen Anteil an der Gabe des 
Herrn — der Wohlstand und das 
Universum — zu haben, entspre- 
chend dem Höchststand seines 
Unternehmens, ohne achtlos über 
die Mindestbedürfnisse der 
Schwächsten in der Gesellschaft 
hinwegzuschreiten, die auch das 
unbestreitbare Recht haben, ein 
würdiges Leben zu führen, unge- 
achtet ihrer Rasse, Hautfarbe, Ge- 
schlecht oder Religion. Es sind 
diese Grundprinzipien, die beide 
Religionen zum Verbot der Skla- 
verei und ihres bösartigsten 
Werkzeugs, des Wuchers, führen. 
Daher ist jede sozioökonomische 
Politik, die zu Sklaverei und Wu- 
cher führt, offensichtlich oder 
diskret, ohne jeden Zweifel chri- 
stenfeindlich und moslemfeind- 
lich. 


Wir sind mit so wenig Worten 
vorbeigerauscht und mit einem 
Strahl der Voraussicht, der die 
Wolken und Gewitter scheinbarer 
Unterschiede im theologischen 
Glauben und Riten der Anbetung 
durchdringt, um auf dem festen 
gemeinsamen Boden der Grün- 
dungsprinzipien der sozialen Ge- 
rechtigkeit in den beiden mono- 
theistischen Religionen anzu- 


treffen. Die nun folgende logische 
Frage lautet: Warum gibt es 
Spannungen und Unruhe zwi- 
schen den beiden Zivilisationen? 
Warum ist es so, daß sie hart auf- 
einanderprallen oder am Rande 
eines solchen Zusammenstoßes 
stehen? Und was muß getan 
werden, um diese Spannung zu 
lockern, die wir alle sich ständig 
aufbauen sehen, besonders nach 
dem Zusammenbruch der Sowjet- 
union und des Bolschewismus? 


»Freies 
Unternehmertum« 
ist unchristlich 


Die Antwort liegt in der genauen 
Untersuchung der vorherrschen- 
den sozioökonomischen Politik, 
um aufzudecken, wie nahe sie is- 
lamischen oder _ christlichen 
Grundsätzen stehen. Die For- 
schung sollte primär auf die be- 
herrschende Kultur, die der west- 
lichen Zivilisation, gerichtet 
werden, weil sie Unabhängigkeit 
genießt und keine Ideen von au- 
Ben zwangsweise durch Hegemo- 
nie eingeimpft bekommt. Die 
treibenden sozioökonomischen 
Prinzipien im christlichen Westen 
von heute — Freimarkt und Markt- 
kräfte — beruhen auf unchristli- 
chen und menschenfeindlichen 
Gedanken und Grundsätzen; und 
dennoch setzt der Westen sie als 
normale Nachkommenschaft der 
christlichen Kultur und Humani- 
tät durch. 

Darum tritt der Vatikan von Zeit 
zu Zeit stark hervor und kritisiert 
ein solches System. Eine seiner 
jüngsten Verlautbarungen ist die 
Warnung, daß der Zusammen- 
bruch des Kommunismus nicht 
unbedingt die Richtigkeit und den 
Edelmut des anderen Systems 
impliziert, das vielmehr enormer 
Reformen bedürfe, um in die 
menschlichen Maßstäbe, die für 
die Kirche akzeptabel sind, hin- 
einzupassen. Ich bin sicher, daß 
ein Durchlesen der christlichen 
und sozioökonomischen Prinzi- 
pien und Gedanken, die mir vom 
Organisator dieser Versammlung 
überreicht wurden, sich lohnen 
wird, wenn der Gegenstand mit 
dem edlen Titel Ihrer Partei lo- 
gisch zusammenhängend ist. 


»Laßt sie 
sterben ...« 


Die heute vorherrschenden Ge- 
dankengänge beruhen nicht dar- 
auf, daß der Mensch der Mittel- 


punkt und Herr des Universums 
ist, sondern vielmehr die Natur. 
Der Mensch ist in vielen Fällen 
die Ursache ökologischer Ver- 
schmutzung. Die Okologen set- 
zen mit einem vorherrschenden 
heidnischen Gedanken an - die 
Göttin — Gäa, Mutter Erde, die 
Verschmutzung der Natur vorran- 
gig vor den Menschen und der 
Menschheit auf ihre Tagesord- 
nung. 


Auf einer wahren monotheisti- 
schen, islamisch-christlichen Ta- 
gesordnung rangiert Armut als 
Thema Nummer eins für die Er- 
haltung unseres Planeten und des 
Universums. Aber Erhaltung der 
Bevölkerung des Planeten und 
des Universums befindet sich ge- 
genüber dem vorherrschenden 
christenfeindlichen Malthusia- 
nismus, wo im Gegensatz zum 
richtigen, wissenschaftlichen Ge- 
danken die natürlichen Hilfsmit- 
tel des Planeten als begrenzt an- 
gesehen werden, auf direktem 
Kollisionskurs. Solche Argumen- 
te führen zu nichts anderem als 
zur Bevölkerungsbegrenzung und 
schließlich zu einem Schrumpfen 
der Bevölkerung, das jede benö- 
tigte Form annehmen könnte. 


Malthus verlieh seiner berühmten 
Politik unter dem Stichwort »lais- 
ser mourir«, das heißt, laßt sie 
sterben, Ausdruck. US-Präsident 
George Bush hat laut Protokoll im 
amerikanischen Kongreß über die 
Notwendigkeit von Kriegen, 
Hungersnöten und anderen Na- 
turkatastrophe, um das Wachstum 
auf dem Planeten zu begrenzen, 
gefaselt. Auf der Konferenz über 
Bevölkerungswachstum in Buka- 
rest (1974) wurde erklärt, daß der 
Planet nur drei Milliarden Men- 
schen gewachsen sei. Was ist mit 
den Übrigen? Und als die Konfe- 
renz angesichts der afrikanischen 
und südamerikanischen Opposi- 
tion davon absah, die dort entwor- 
fenen malthusianischen Resolu- 
tionen zu verabschieden, formu- 
lierte Henry Kissinger, der Bera- 
ter des amerikanischen Präsiden- 
ten für nationale Sicherheit, 1974 
eine vertrauliche Denkschrift 
NSSM 200, die sich 1975 schließ- 
lich zu der vertraulichen Direkti- 
ve des Präsidenten NSD 314 
mauserte, in der das Bevölke- 
rungswachstum auf dem Ent- 
wicklungssektor als Bedrohung 
für die nationale Sicherheit der 
Vereinigten Staaten identifiziert 
und Nahrungsmittel zum ersten 
Mal zu einer Waffe wurden. 


Hier liegt der Hauptunterschied 
zwischen einer friedlichen Ge- 
sellschaft mit einem humanen 
Aussehen, und einer kriegeri- 
schen Gesellschaft, ganz gleich 
wie kultiviert ihre Menschen auch 
immer sein mögen. Hier ist eine 
Zivilisation, die vollständig und 
kategorisch von der Heiligen 
Schrift abgewichen ist, ganz 
gleich wie viele Menschen zur 
Kirche gehen. Hier ist eine Zivi- 
lisation, die anscheinend die wis- 
senschaftlich am weitesten fort- 
geschrittene Gesellschaft in der 
Geschichte und dennoch äußerst 
unwissenschaftlich ist, und zwar 
dadurch, daß sie sich weigert, 
Gottes Gebote zu befolgen: Ma- 
chet Euch die Erde untertan, ver- 
mehret Euch und füllt Euch wie- 
der auf. 


Weigerung Gottes 
Gebote zu befolgen 


Wie stimmen solche biblischen 
und koranischen Gebote mit der 
Wissenschaft überein? Hätten wir 
über das ökologische Gleichge- 
wicht aller anderen lebenden 
Kreaturen gesprochen, dann wäre 
die malthusianische Logik unan- 
gefochten. Aber wir sprechen 
nicht von einem Tier, nicht einmal 
von einem »sprechenden Tier«, 
wie die Darwinianer behaupten. 
Wir reden von Gottes Ebenbild, 
das von Gott anerkannte, mit sei- 
nen unbegrenzten Fähigkeiten, 
die von dem Funken der Vernunft 
ausgehen, die ihm zu Recht die 
Souveränität verleiht, das es nach 
dem Naturgesetz, dem Gesetz des 
Schöpfers, genießen soll; eine 
über alle anderen Kreaturen em- 
porgehobene Schöpfung. 


Die technologische 
Apartheid 


Diese edle Schöpfung hat es nicht 
mit so etwas wie begrenzte natür- 
liche Hilfsmittel zu tun. Sie ver- 
langt die äußerste Verehrung ihres 
Gottes dadurch, daß sie danach 
strebt seine Kreativität ohne Vor- 
eingenommenheit in die Dienste 
der Menschheit zu stellen, was 
zur kontinuierlichen Neubestim- 
mung der Ressourcen und des 
Wohlstands entsprechend jedem 
technologischen Durchbruch führt. 
Das Argument, daß dieser Planet 
keiner wachsenden Bevölkerung 
standhalten könne, kann keine 
Logik beanspruchen, außer bei 
fehlendem wissenschaftlichem 
Fortschritt, der unmöglich ist. 
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Naher Osten 


Ist der Islam 
ein Feind? 


Die einzige andere Art und Weise 
auf der dies geschehen kann, ist, 
wenn die »Habenden« sich den 
Geboten des Herren widersetzen, 
indem sie gegenüber den »Habe- 
nichtsen« technologische Apart- 
heid praktizieren. Dies geschieht 
heute offen im sogenannten 
christlichen Westen. 

Bevor wir das beantworten, was 
ich mir in meinem Vortrag vorge- 
nommen habe, zu beantworten — 
Ist der Islam eine Bedrohung für 
die menschliche Zivilisation? — 
hoffe ich, mit Erfolg die sehr gro- 
Ben Fragezeichen in Bezug auf 
die Friedfertigkeit des heutigen 
Westens herausgearbeitet zu ha- 
ben, und indem ich das tue, plane 
ich nicht, ein überhebliches, gran- 
dios siegreiches Plädoyer für die 
Sache der islamischen Zivilisa- 
tion abzuziehen, sondern viel- 
mehr die sehr bedeutsame wis- 
senschaftliche Erklärung abzu- 
geben, daß der Zusammenstoß 
und der Kampf, den wir heute 
sehen, nicht wirklich zwischen 
dem Islam und dem Christentum 
tobt, sondern vielmehr zwischen 
Gesellschaften und Lagern, die 
von ihrem religiösen Gedanken- 
gut und Hintergrund nichts ande- 
res als das Etikett, das Gewand, 
zur Schau tragen. Die treibenden 
Kräfte des heutigen Westens, 
ebenso wie die eines Ostens, dem 
unter der Hegemonie der kosmo- 
politischen westlichen Kultur- 
werte und Vorliebe verboten wird, 
seine kulturelle Identität zu er- 
langen, stehen mit sich selbst im 
Konflikt, mit den Titeln und Eti- 
ketten, die sie repräsentieren. 

Ich freue mich, die günstige Gele- 
genheit zu haben, vor einer Ge- 
meinde von Politikern aus dem 
Westen zu sprechen, die den 
christlichen Gedanken und die 
christliche Moral in den Mittel- 
punkt ihrer politisch-sozioökono- 
mischen Gedanken stellen. Es ist 
eine großartige Gelegenheit für 
mich, Ihnen einige Feststellungen 
zu übermitteln, die sie sicherlich 
als überraschend empfinden 
werden, besonders, wenn solche 
Statements von jemandem kom- 
men, der amüsanterweise von den 
falsch Informierten, oder genauer 
gesagt, von den desinformierten 
westlichen Medien als »radikaler 
moslemischer Fundamentalist« 
bezeichnet wird. 
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Es liegt in unserem Interesse in 
der islamischen Welt, daß der We- 
sten sich wieder auf das Chri- 
stentum, das wahre Verständnis 
des Christentums besinnt. Es ist 
sehr beunruhigend für uns, zu 
sehen, daß der Westen immer 
mehr heidnische Kultideologien 
übernimmt, die nichts anderes als 
Apartheid, Voreingenommenheit 
und Rassismus ausbrüten und die 
ehrlichen christlichen Gefühle 
der Massen gegen den unter- 
drückten Entwicklungssektor 
mobilisieren, unter dem Vor- 
wand, für die Bewahrung der 
christlichen Kultur eintreten zu 
wollen, während der wirkliche 
Kampf um die Beherrschung der 
Rohstoffe und der Märkte ausge- 
fochten wird. 


Eine vereinigte Front 
gegen den Wucher 


Eine Annäherung an die wirklich 
soliden christlichen Werte im We- 
sten sollte für uns Moslems nicht 
beunruhigend, sondern ganz im 
Gegenteil beruhigend sein. Wäh- 
rend unser Streben nach dem rea- 
len Wertesystem im Islam und 
dessen Ausdruck für den Westen 
beruhigend und keineswegs be- 
unruhigend sein sollte. In dieser 
kleinen Welt, die von einer ver- 
einten Front des Bösen dominiert 
wird, sollte eine Front aller von 
Humanität beseelten Personen 
und Gruppen damit beginnen, an- 
fangen sich zu formieren, um eine 
Revolte in christlicher Tradition, 
in der Tradition des Propheten des 
Islam, zu führen und die Wuche- 
rer, die die Menschheit verskla- 
ven, aus dem Tempel herauszu- 
werfen. 


Wir in der moslemischen Welt 
sollten nicht nach unserer heuti- 
gen schwachen materiellen Prä- 
senz, sondern nach unserer sehr 
reichen und festen Kultur gewo- 
gen werden. Schon lange bevor 
Gleichheit und bürgerliche Rech- 
te der Menschen überhaupt im 
Westen ins Gespräch kamen, hat 
unser Glaube sie geschaffen. Die 
Souveränität des Menschen, 
Rechte der Frauen, ihre unab- 
hängige, legale und gesellschaft- 
liche Identität und Erbe zu haben, 
das unwiderrufliche Recht von 
Minderheiten, zu ko-existieren 
und zur gemeinsamen Kultur der 
Gesellschaft beizutragen, und ihr 
Recht, ihre Gemeinden zu organi- 
sieren und ihre speziellen kom- 
munalen und religiösen Gesetze 
unter dem allgemeinen bürgerli- 


chen Recht des Islams zu organi- 
sieren, sind in der islamischen 
Welt alle fest eingeführt und wer- 
den praktiziert und dogmatisch 
davor geschützt, aufgehoben zu 
werden. Unterschiedliche Kultu- 
ren werden reibungslos akzep- 
tiert, um zu ko-existieren und sich 
zu assimilieren, und stellen eine 
neue Brutstätte der Zivilisation 
dar, die alle, die an dieser Kreati- 
vität teilnehmen, mit Stolz er- 
füllt. 


Die Abschaffung 
des Wuchers 


Der Islam kann der Menschheit 
gegenüber nur freundlich sein 
und ist keine Gefahr für die 
menschliche Zivilisation. Der ul- 
timative Test für die Richtigkeit 
des Glaubens eines Moslems tut 
sich nicht dadurch kund, wie viele 
Menschen gezwungen wurden, 
ihn zu übernehmen, weil das der 
Gerechtigkeit, mit der sich die 
Lehre des Islams rühmt, wider- 
spricht: »Es darf in der Religion 
keinen Zwang geben. Normales 
Verhalten unterscheidet sich klar 
und deutlich vom Irrtum; so daß 
jeder, der die Überheblichen zu- 
rückweist, und an Gott glaubt, 
den festesten Griff in die Hand 
bekommen hat, der nie zerbre- 
chen wird. Gott ist wachsam, 
wissend« (Heiliger Koran, Kapi- 
tel III, Vers 25). Der letzte Glau- 
bensbeweis manifestiert sich in 
dem Grad der Gerechtigkeit, die 
man Freunden und Feinden glei- 
chermaßen zuteil werden läßt. 


Wohlstand und Bedürfnisse der 
Menschen auf Erden dürfen nicht 
voreingenommen nach Rasse, 
Religion oder dem Grad der 
Frömmigkeit verteilt werden, 
sondern nach ihrer Menschlich- 
keit als lebende Ebenbilder Got- 
tes. Man würde dem Mitmen- 
schen nicht nur Unrecht tun, 
wenn man sich anders verhält, 
sondern die schwerwiegendste 
Übertretung gegen den Herrm 
begehen, der jedem außer Ihm 
verboten hat, Preise nach dem 
Grad des Glaubens zu verleihen. 


Ein islamisches sozioökonomi- 
sches Programm wäre nicht ge- 
fährlich, außer für die Feinde der 
Menschheit, die planen, den Pla- 
neten auf egoistische Weise aus- 
zubeuten. Eine islamische Wirt- 
schaft, beruhend auf der Abschaf- 
fung des Wuchers und auf dem 
Aufbau einer Wirtschaftstätigkeit 
auf der Grundlage der Partner- 


schaft zwischen Arbeitskräften, 
Knowhow und Geld, Handels- 
und Geldgeschäften, die auf dem 
korrekten Realwert des Wohl- 
stands in dem Währungssystem 
beruhen, wären nur ein Segen für 
die Menschheit. 


Völkermord wird 
immer noch begangen 


Ein Monopol auf wissenschaftli- 
chem Fortschritt ist menschen- 
feindlich und gottesfeindlich. Ein 
solcher Fortschritt muß zum 
Wohle aller menschlichen Gesell- 
schaften zu einem vernünftigen 
und humanen Preis gerecht ver- 
teilt werden. Lebensmittel dürfen 
nicht als Waffe benutzt werden; 
stattdessen würden Fortschritte 
auf landwirtschaftlichem Gebiet 
unter gemeinsamer Verwertung 
technologischer Durchbrüche 
überall auf Erden die Menschheit 
vor sonst unmittelbar bevorste- 
henden Kriegen bewahren. 


Völkermord wird immer noch be- 
gangen und ist fortwährend be- 
gangen worden, um die uner- 
wünschten Gesellschaften und 
Rassen daran zu hindern, an der 
Gabe des Herrn teilzuhaben. Ist 
ein solches Programm zivilisa- 
tionsfeindlich oder gegen irgend- 
jemand gerichtet, oder ist es gera- 
dezu das Gegenteil? Gerät ein sol- 
ches Programm mit dem Chri- 
stentum aneinander oder arbeitet 
es vielmehr mit ihm zum Wohle 
der Menschheit zusammen? 


Ich sehe in den wahren Trägern 
dieser Religionen, die sich aufge- 
klärt dazu bekennen, die weltli- 
che Botschaft der menschlichen 
Gerechtigkeit ebenso klar und 
deutlich wie die andere Seite der 
Medaille, die himmlische theolo- 
gische Botschaft, verstehen, nichts 
anderes als Zusammenarbeit und 
gegenseitige Liebe. 


Deswegen möchte ich meine Re- 
de damit beenden, Ihnen ein Buch 
über ein drittes Wirtschaftssystem 
mit dem Titel »The Science of 
Christian Economy« (»Die Wis- 
senschaft der christlichen Wirt- 
schaft«) zu empfehlen aus dem 
ich bei der Darlegung meines Ver- 
ständnisses von dem Wirtschafts- 
system des Islams Nutzen gezo- 
gen habe. Das Buch wurde von 
dem ehemaligen politischen Ge- 
fangenen der Vereinigten Staaten, 
Lyndon LaRouche, geschrieben. 


Zeitdokument 
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Zweiter Teil und Schluß 


Während des Rußland-Feldzuges im Zweiten Weltkrieg wurde in 
einem Bauernhaus tief in Rußland bei der Leiche des langjähri- 
gen NKWD-Arztes Dr. Josef Landowsky eine Anzahl Aufzeich- 
nungen gefunden. Diese Aufzeichnungen wurden ins Spanische 
übersetzt von Mauricio Carlavilla in Madrid und erschienen als 
Buch unter dem Titel »Sinfonia en Rojo Mayor«. Das Kernstück 
des Buches ist das Protokoll über die Vernehmung des ehemali- 
gen sowjetischen Botschafters in Paris, Kristjan Jurjewitsch 
Rakowskij. Dieser, ein alter Bolschewist trotzkistischer Prägung, 
wurde im Rahmen der großen »Tschistka« verhaftet, jedoch ei- 
genartigerweise nicht liquidiert. CODE veröffentlicht den zwei- 
ten Teil des Vernehmungs-Protokolls. In den nachfolgenden Aus- 
führungen bedeutet »Kuz« jeweils den GPU-Beamten Kuzmin, 
»Rak« den vernommenen Rakowskij. 


Kuz.: Genug, Rakowskij, Sie 
sind ja nicht hier, um trotzkisti- 
sche Propaganda zu machen. 
Werden Sie endlich zum Konkre- 
ten kommen? 


Rak.: Natürlich komme ich 
dorthin. Aber wann erreiche ich 
es, daß Sie sich einen leichten Be- 
griff von »Jenen« machen, mit de- 
nen Sie im Praktischen und Kon- 
kreten zu rechnen haben? Vorher 
nicht. Daran liegt mir mehr als 
daran, bei Ihnen nicht zu schei- 
tern, wie Sie verstehen werden. 


Kuz.: Dann kürzen Sie bitte mög- 
lichst ab. 


Der Vertrag von 
Versailles und 
die Revolution 


Rak.: Unser Scheitern, das von 
Jahr zu Jahr deutlicher wird, um- 
faßt auch die Tatsache, daß alles, 
was in der Nachkriegszeit von 
»Jenen« für den neuen Angriff 
der Revolution getan wurde, ohne 
Ziel blieb. Der Vertrag von Ver- 
sailles, der für Politiker und Wirt- 
schaftler so unerklärlich ist, weil 
niemand seine wirkliche Zielrich- 
tung ahnte, war die am meisten 
entscheidende Voraussetzung für 
die Revolution. 


Kuz.: Die Theorie ist ganz kurios 
— wie wollen Sie das erklären? 


Rak.: Keines Volkes Interesse er- 


nen eine Summe, die größer war 
als der Wert seines gesamten Na- 
tionalvermögens, so als wäre der 
ganze Boden Frankreichs in eine 
Sahara verwandelt worden. 
Schlimmer noch war das irrsinni- 
ge Abkommen, auf Grund dessen 
man Deutschland viel mehr zu 
zahlen auferlegte als es konnte, es 
so im Ganzen verkaufte und den 
Gesamtertrag seiner nationalen 
Arbeit auslieferte. Schließlich 
kam man zu dem Ergebnis, der 
Weimarer Republik ein phantasti- 
sches Dumping aufzuzwingen, 
wenn sie etwas von den Repara- 
tionen bezahlen wollte. Und was 
war das Dumping? Unterkonsum, 
Hunger in Deutschland, und im 
gleichen Maße Arbeitseinstellung 
in den Einfuhrländern. Und wenn 
sie nicht einführten, Arbeitslosig- 
keit in Deutschland, Hunger und 
Arbeitslosigkeit im einen oder an- 
deren Teil — das ist die erste Folge 
von Versailles. War also der Ver- 
sailler Vertrag nicht revolutio- 
när? 


Josef Stalin mit dem deutschen Außenminister von Ribben- 
trop nach der Unterzeichnung des Nichtangriffspaktes. 


forderte die Reparationen und 
wirtschaftlichen Einschränkun- 
gen von Versailles. Ihre absurde 
Berechnung lag so klar auf der 
Hand, daß sogar die bedeutend- 
sten Wirtschaftler der Siegervöl- 
ker sie sogleich angriffen. Nur 
Frankreich forderte als Reparatio- 


Man tat sogar mehr. Man ver- 
suchte, eine gleichmäßige Lei- 
stungsreglementierung auf inter- 
nationaler Ebene durchzusetzen. 
Das bedeutete, die widersinnige 
Anarchie zu zwingen, das Ausrei- 
chende und für jede Nationalwirt- 
schaft Angemessene zu produ- 


zieren, wobei man jedoch so tat, 
als seien dafür Klima, nationaler 
Rohstoffreichtum und sogar die 
technische Ausbildung von Di- 
rektoren und Arbeitern bedeu- 
tungslos. Bislang lag für die na- 
turgegebenen Ungleichheiten von 
Boden, Klima, Rohstoffen inner- 
halb der einzelnen Nationalwirt- 
schaften ein Ausgleich immer 
darin, daß die ärmeren Länder 
mehr arbeiten mußten. Nur da- 
durch, daß ihre Leistungsfähig- 
keit stärker ausgeschöpft wurde, 
vermochten sie ihren Mangel in- 
folge der Armut des Bodens aus- 
zugleichen wie auch die Unter- 
schiedlichkeit in den industriellen 
Möglichkeiten und anderen mehr. 


Das Aufzwingen 
einer ökonomischen 
Ungleichheit 


Ich will mich nicht weiter ver- 
breiten, aber die vom Völkerbund 
auferlegte Reglementierung der 
Arbeit, die sich auf ein abstraktes 
Prinzip der Gleichheit des tägli- 
chen Leistungspensums berief, 
bedeutete in Wirklichkeit inner- 
halb eines unverändert gebliebe- 
nen kapitalistischen Produktions- 
und Tauschsystems die Aufzwin- 
gung einer ökonomischen Un- 
gleichheit; sie hieß den Zweck der 
Arbeit mißachten, nämlich die 
ausreichende Produktion. Die .so- 
fortige Wirkung war eine unzurei- 
chende Produktion, ausgedrückt 
einerseits durch umfangreiche 
Einfuhren aus den rohstoff- und 
industriereichen und gesättigten 
Ländern, die mit Gold bezahlt 
wurden, solange Europa Gold 
hatte, andererseits durch eine 
Scheinblüte in den USA, die ihre 
riesige Produktion in Gold und 
goldgedeckte Scheine einhandel- 
ten, in denen sie dann schwam- 
men. 


Wie jede Anarchie der Produktion 
— und eine solche wie damals hat- 
te man überhaupt noch nicht er- 
lebt! - hat die Finanz, haben »Je- 
ne«, sie ausgebeutet, unter dem 
Vorwand, sie mit einer noch grö- 
ßeren Anarchie zu heilen, näm- 
lich der Inflation des amtlichen 
Geldes und einer noch hundert- 
mal größeren Inflation ihres eige- 
nen Geldes, des Kreditgeldes, des 
falschen Geldes. Erinnern Sie 
sich der aufeinanderfolgenden 
Abwertungen bei vielen Völkern, 
der deutschen Abwertung, der 
amerikanischen Krise und ihrer 
trefflichen Wirkungen? Ein Re- 
kord an Arbeitslosigkeit, mehr als 
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dreißig Millionen Arbeitslose al- 
lein in Europa und USA, waren 
die Folge. Glauben Sie nun, daß 
der Versailler Vertrag und der 
Völkerbund Voraussetzungen für 
die Revolution waren? 


Hitler sollte 
triumphieren 


Kuz.: Das mag sein, ohne daß es 
beabsichtigt war: Sie können mir 
nicht beweisen, warum sie vor der 
logischen Weiterentwicklung, der 
Revolution und dem Kommunis- 
mus zurückweichen und warum 
sie darüber hinaus eine Front mit 
dem Faschismus bilden, der in 
Italien und Europa triumphiert. 
Was antworten Sie nun? 


Rak.: Wenn man die Existenz 
und das Ziel von »Jenen« außer 
Betracht lassen wollte, hätten Sie 
ganz recht. Aber man darf ihre 
Existenz und ihre Zielsetzung 
nicht vergessen, genau so wenig 
wie die Tatsache, daß Joseph Sta- 
lin die Macht in der Sowjetunion 
innehat. 


Kuz.: Ich sehe keine Verbindung 
dazwischen. 


Rak.: Weil Sie nicht wollen! Hin- 
weise und Anhaltspunkte sind 
doch reichlich da! Ich wiederhole 
noch einmal: Stalin ist für uns ein 
Bonapartist, kein Kommunist. 


Kuz.: Aber der Faschismus ist 
doch wesenhafter Antikommu- 
nismus, sowohl gegen den stalini- 
stischen als auch gegen den trotz- 
kistischen Kommunismus! Und 
wenn die Macht »Jener« so groß 
ist, warum haben sie ihn nicht 
verhindert? 


Rak.: Weil jene es waren, die Hit- 
ler triumphieren ließen. 


Kuz.: Jetzt übertreffen Sie alle 
Rekorde der Absurdität. 


Rak.: Das Absurde und das Wun- 
derbare verschmelzen bei bil- 
dungsmäßiger Unfähigkeit. 


Hören Sie mich: Ich habe schon 
das Scheitern der Opposition an- 
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erkannt. »Jene« erkannten am 
Ende, daß Stalin durch einen 
Staatsstreich nicht gestürzt wer- 
den konnte. Und ihre geschichtli- 
che Erfahrung diktierte ihnen eine 
andere Lösung: Mit Stalin dassel- 
be zu machen wie einst mit dem 
Zaren. Eine Schwierigkeit be- 
stand jedoch, die uns unüber- 
windlich schien: Es gab in ganz 
Europa kein Land, das die Inva- 
sion hätte durchführen können; 
keines besaß eine entsprechende 
geographische Lage oder ein aus- 
reichendes Heer für einen Ein- 
marsch in die Sowjetunion. Da es 
den Gegner nicht gab, mußten 
»Jene« ihn schaffen. Nur 
Deutschland war bevölkerungs- 
mäßig und strategisch in der La- 
ge, um in Sowjetrußland einzufal- 
len und Stalin Niederlagen zuzu- 
fügen. Aber, wie Sie verstehen 
werden, war die Republik von 
Weimar nicht so angelegt, daß sie 
andere hätte angreifen können, 
sondern so, daß andere sie angrei- 
fen konnten. 


Und am Himmel des deutschen 
Hungers begann das flüchtige Ge- 


Als Folge des Abschlusses des Hitler-Stalin-Paktes mar- 


stirn Hitlers zu glänzen. Ein 
scharfsinniges Auge richtete sich 
darauf. Die Welt hat seinen fulmi- 
nanten Aufstieg bewundert. Ich 
will nicht sagen, daß das alles un- 
ser Werk gewesen wäre. Die revo- 
lutionär-kommunistische Wirt- 
schaft von Versailles führte ihm 
immer größere Massen zu. Auch 
wenn sie nicht eingerichtet wor- 
den wäre, um Hitlers Sieg herbei- 
zuführen — die Voraussetzung, die 
Versailles für Deutschland schuf, 
waren Verproletarisierung, Hun- 
ger und Arbeitslosigkeit, und die 
Folge davon hätte der Triumph 
der kommunistischen Revolution 
sein sollen. Weil jedoch diese 
durch Stalins Führung der So- 
wjetunion und der Internationale 
vereitelt worden war und man 
Deutschland nicht dem neuen Bo- 
naparte überlassen wollte, mil- 
derten der Dawes- und Young- 
Plan diese Voraussetzungen et- 
was, in der Erwartung, daß in 
Rußland die Opposition siegen 
würde. 


Als dies nicht eintrat, mußten die 
Voraussetzungen, die man ge- 


schieren deutsche Soldaten in Polen ein. 


schaffen hatte, ihre Folgen haben: 
Der wirtschaftliche Determinis- 
mus in Deutschland zwang sei- 
nem Proletariat die Revolution 
auf. Da durch Stalins Schuld die 
sozial-internationale Revolution 
verhindert worden war, stürzte 
sich das deutsche Proletariat in 
die nationalsozialistische Revo- 
lution. Das war ein dialektisches 
Faktum. 


Aber trotz aller Voraussetzung 
und Begründung hätte die natio- 
nalsozialistische Revolution nie- 
mals siegen können. Es fehlte ihr 
dazu mehr. Es war nötig, daß auf 
Grund von Anweisungen die 
Trotzkisten und Sozialisten die 
Massen spalteten, die ein waches 
und intaktes Klassenbewußtsein 
hatten. Schon dabei haben wir 
eingegriffen. 


Aber es war noch mehr nötig. Im 
Jahre 1929, als die Nationalsozia- 
listische Partei an ihrer Wach- 
stumskrise litt und ihr die Geld- 
mittel ausgingen, sandten »Jene« 
ihm einen Botschafter; ich kenne 
sogar seinen Namen, es war ein 
Warburg. In unmittelbaren Ver- 
handlungen mit Hitler einigte 
man sich über die Finanzierung 
der Nationalsozialistischen Par- 
tei, und Hitler bekommt in ein 
paar Jahren Millionen von Dollar, 
die die Wallstreet sendet, und 
Millionen von Mark, diese durch 
Schacht; die Erhaltung von SA 
und SS und die Finanzierung der 
folgenden Wahlen, die Hitler die 
Macht bringen, geschieht mit 
Dollar und Mark, die »Jene« 
schicken. 


Kuz.: Die nach Ihrer Darstellung 
einen vollkommenen Kommunis- 
mus erstreben und ausgerechnet 
einen Hitler bewaffnen, welcher 
schwört, das erste kommunisti- 
sche Volk auszurotten. Wenn ich 
das glaube, ist schon allerlei 
»Logik« bei den Finanzleuten! 


Die Stunde der 
Weltrevolution 
schlägt wieder 


Rak.: Sie vergessen wieder den 
Bonapartismus von Stalin. Erin- 
nern Sie sich, daß gegenüber 
Napoleon, dem Erwürger der 
Französischen Revolution, selbst 
ein Ludwig XVII, ein Welling- 
ton, Metternich, ja sogar der auto- 
kratische Zar objektiv revolutio- 
när waren. Das ist beste stalinisti- 
sche Lehre. Sie werden seine 
Thesen über das Verhalten von 


Kolonien gegenüber den imperia- 
listischen Mächten auswendig 
können. Danach sind objektiv der 
Emir von Afghanistan und König 
Faruk Kommunisten, weil sie ge- 
gen Seine Britische Majestät 
kämpfen - warum sollte denn 
nicht auch Hitler in seinem 
Kampfe gegen den autokrati- 
schen Zaren »Koba I.« objektiv 
Kommunist sein? 


Und endlich, ohne Abschwei- 
fungen: Hier haben Sie Hitler mit 
wachsender militärischer Macht, 
der sein Drittes Reich ausdehnt, 
und was er noch hinzufügen wird 
— bis er die notwendige Macht 
hat, um Stalin angreifen und völ- 
lig stürzen zu können. Sehen Sie 
nicht die allgemeine Zahmheit 
der Wölfe von Versailles, die sich 
auf schwaches Knurren be- 
schränken? Ist das vielleicht auch 
Zufall? Hitler wird in die UdSSR 
einbrechen und so wie 1917 die 
Niederlagen des Zaren uns dazu 
dienten, diesen hinauszuwerfen, 
so werden die Niederlagen Stalins 
uns dienen, ihn hinauszuwerfen 
und zu ersetzen. Und die Stunde 
der Weltrevolution schlägt wie- 
der. Denn die demokratischen 
Nationen, die heute eingeschlä- 
fert sind, werden, sobald Trotzkij 
wieder die Macht ergreift, wie 
einst im Bürgerkrieg einen allge- 
meinen Wechsel spüren. Dann 
wird Hitler vom Westen her ange- 
griffen werden, seine Generale 
werden sich erheben und ihn li- 
quidieren ... Wird dann Hitler ob- 
jektiv kommunistisch gehandelt 
haben oder nicht? 


Kuz.: Ich glaube weder an Fabeln 
noch an Wunder! 


Rak.: Also, wenn Sie nicht glau- 
ben wollen, daß »Jene« fähig 
sind, zu verwirklichen, was sie 
verwirklicht haben, bereiten Sie 
sich vor, den Einmarsch in die So- 
wjetunion und das Ende Stalins 
noch vor einem Jahre zu erleben. 
Ob Sie es für ein Wunder oder ei- 
nen Zufall halten, bereiten Sie 
sich vor, es zu erleben und zu er- 
leiden. Aber sind Sie wirklich 
fähig, sich einfach zu weigern, 
das zu glauben, was ich Ihnen ge- 
sagt habe, sei es auch nur als Hy- 
pothese? 


Kuz.: Gut, sprechen wir hypo- 
thetisch. Was regen Sie an? 


Rak.: Sie haben zuerst auf unsere 
Übereinstimmung hingewiesen. 
Uns interessiert der Angriff auf 
die Sowjetunion nicht; denn der 


Sturz Stalins würde das Zusam- 
menbrechen dieses Kommunis- 
mus bedeuten, der, selbst wenn er 
formal ist, uns doch angeht, denn 
wir sind überzeugt, daß es uns 
noch einmal gelingen wird, ihn zu 
stürzen und ihn in einen echten 
Kommunismus zu verwandeln. 
Ich glaube, genau die Synthese 
des gegenwärtigen Augenblicks 
gegeben zu haben? 


Kuz.: Ausgezeichnet! - Lösung? 


Das Ziel war, den 
Krieg zu provozieren 


Rak.: Vor allem müssen wir dafür 
sorgen, daß die potentielle Gefahr 
eines Angriffs durch Hitler ver- 
schwindet. 


Kuz.: Wenn, wie Sie versichern, 
»Jene« es gewesen sind, die ihn 
zum »Führer« gemacht haben, 
müssen sie Macht über Hitler 
haben, daß er ihnen gehorcht. 


Rak.: Da ich mich wegen der Eile 
nicht gut ausgedrückt habe, so ha- 
ben Sie mich nicht gut verstan- 
den. Wenn es auch stimmt, daß 
»Jene« ihn finanziert haben, so 
haben sie doch weder seine Exi- 
stenz noch sein Ziel entdeckt. Der 
Abgesandte Warburg kam zu ihm 
mit falschem Namen, es scheint 
nicht einmal, als ob Hitler seine 
Rassenzugehörigkeit erraten ha- 
be; außerdem log er über dieje- 
nigen, die er vertrat. Er sagte, er 
sei von einer Finanzgruppe der 
Wallstreet abgesandt, die daran 
interessiert sei, die nationalsozia- 
listische Bewegung als eine Dro- 
hung gegen Frankreich zu finan- 
zieren, dessen Regierung eine Fi- 
nanzpolitik verfolge, die die Wirt- 
schaftskrise in den USA hervor- 
rufe. 


Kuz.: Und glaubte Hitler das 
denn? 


Rak.: Das wissen wir nicht. Es 
kam auch nicht darauf an, daß er 
die Gründe glaubte, unser Ziel 
war, daß er triumphieren mußte, 
ohne ihm irgendeine Bedingung 
aufzuerlegen. Das wirkliche Ziel, 
unser Ziel war, den Krieg zu pro- 
vozieren — und Hitler war der 
Krieg, begreifen Sie? 


Kuz.: Ich verstehe. Danach aber 
sehe ich kein anderes Mittel, ihn 
zurückzuhalten, als ein Bündnis 
der Sowjetunion und der demo- 
kratischen Völker, das Hitler ein- 
schüchtern könnte. Wie ich 


glaube, ist er doch nicht stark ge- 
nug, sich zur gleichen Zeit gegen 
alle Staaten der Welt zu wenden, 
wohl dagegen durchaus stark ge- 
nug, einen nach dem anderen ... 


Rak.: Kommt Ihnen das nicht als 
eine allzu einfache, fast möchte 
ich sagen, kontrarevolutionäre 
Lösung vor? 


Kuz.: Um einen Krieg gegen die 
Sowjetunion zu vermeiden? 


Rak.: Schneiden Sie diesen Satz 
in der Mitte entzwei: »Einen 
Krieg zu vermeiden«, ist das nicht 
völlig konterrevolutionär? Den- 
ken Sie nach: Jeder echte Kom- 
munist muß in Nachahmung sei- 
nes Idols Lenin und der anderen 
großen revolutionären Strategen 
immer den Krieg wünschen. 
Nichts beschleunigt so den Sieg 
der Revolution wie der Krieg. 
Das ist ein marxistisch-leninisti- 
sches Dogma, zu dem Sie sich be- 
kennen müßten. Also - dieser sta- 
linistische Nationalkommunis- 
mus, dieser Bonapartismus ist 
fähig, den Verstand der reinsten 
Kommunisten derartig zu ver- 
dunkeln, daß sie die Umkehrung 
gar nicht mehr erkennen, der Sta- 
lin verfällt, nämlich die Revolu- 
tion der Nation unterordnen, statt 
die Nation der Revolution! 


Kuz.: Ihr Haß gegen Stalin ver- 
blendet Sie und verwickelt Sie in 
Widersprüche. Waren wir nicht 
darin einig geworden, daß ein An- 
griff auf die Sowjetunion nicht 
wünschenswert sei? 


Der Bürgerkrieg 
in Spanien 


Rak.: Und warum muß der Krieg 
denn notwendigerweise gegen die 
Sowjetunion gerichtet sein? 


Kuz.: Welches andere Volk könn- 
te Hitler denn sonst angreifen? Es 
ist doch ganz klar, daß er seinen 
Angriff gegen die Sowjetunion 
richten wird, wie seine Reden es 
ankündigten. Was für Beweise 
wollen Sie noch dafür? 


Rak.: Und wenn Sie und die 
Männer im Kreml das so fest und 
diskussionslos glauben, warum 
haben Sie dann eigentlich den 
Bürgerkrieg in Spanien provo- 
ziert? Sagen Sie mir nicht, das sei 
aus rein revolutionären Gründen 
geschehen. Stalin ist gar nicht 
fähig, irgendeine marxistische 
Theorie zu verwirklichen. Wäre 


es ein revolutionärer Grund ge- 
wesen, so wäre es nicht korrekt 
gewesen, in Spanien so und so 
viel ausgezeichnete internationa- 
le revolutionäre Kräfte zu ver- 
heizen. Es ist das Volk, das der 
Sowjetunion am fernsten lebt und 
die elementarste strategische Bil- 
dung konnte nicht raten, dort die 
Kräfte zu vertun. Im Konfliktsfall 
aber, wie hätte Stalin eine spani- 
sche Sowjetrepublik versorgen 
und militärisch stützen können? 


Aber ich bleibe ernst: Von einem 
anderen Gesichtspunkt aus waren 
Revolution und Krieg in Spanien 
richtig. Dort ist ein wichtiger stra- 
tegischer Punkt, ein Kreuzweg 
der sich schneidenden Einflußli- 
nien der kapitalistischen Mächte 
— man hätte somit einen Krieg un- 
ter diesen provozieren können! 
Ich erkenne an: Das war theore- 
tisch richtig, aber nicht in der 
Praxis. Sie sehen bereits, daß der 
Krieg zwischen dem demokrati- 
schen und dem faschistischen Ka- 
pitalismus nicht ausbricht. Und 
ich sage Ihnen jetzt: Wenn Stalin 
sich für fähig hielt, von sich aus 
ein Motiv zu schaffen, das geeig- 
net wäre, den Krieg unter den ka- 
pitalistischen Nationen zu pro- 
vozieren, warum sollte man nicht 
theoretisch annehmen dürfen, daß 
andere das auch erreichen könn- 
ten? 


Kuz.: Läßt man die Voraussetz- 
ungen gelten, kann man auch die 
Hypothese zulassen. 


Rak.: Also das gibt einen weite- 
ren Punkt, in dem wir überein- 
stimmen. Erstens, daß es keinen 
Krieg gegen die Sowjetunion ge- 
ben soll, zweitens, daß man ihn 
unter den bürgerlichen Nationen 
hervorrufen muß. 


Kuz.: Einverstanden. Sagen Sie 
das als persönliche Meinung oder 
als Meinung von »Jenen«? 


Rak.: Als meine Meinung. Ich 
habe weder Auftrag noch Verbin- 
dung mit »Jenen«, aber ich kann 
versichern, daß sie in diesen bei- 
den Punkten mit dem Kreml 
übereinstimmen. 


Kuz.: Es ist wichtig, das von vor- 
neherein festzulegen, denn es ist 
die Hauptsache. Dennoch möchte 
ich gern wissen, worauf Sie sich 
berufen, um die Sicherheit zu 
haben, daß »Jene« zustimmen. 


Rak.: Wenn ich Zeit genug ge- 
habt hätte, ihren ganzen Plan 
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darzustellen, wüßten Sie schon 
die Gründe, warum sie zustim- 
men. Heute will ich nur drei da- 
von nennen. 


Das Privileg 
Geld zu machen 


Kuz.: Welche sind das? 


Rak.: Einer ist, wie ich schon er- 
wähnt habe, daß Hitler, dieser un- 
gebildete Elementarmensch, aus 
natürlicher Intuition und sogar 
gegen die technische Opposition 
von Schacht, ein höchst gefährli- 
ches Wirtschaftssystem geschaf- 
fen hat. Als Analphabet in jeder 
Wirtschaftstheorie, nur der Not- 
wendigkeit gehorchend, hat er, 
wie wir es in der Sowjetunion ge- 
macht haben, die internationale 
wie die private Finanz ausge- 
schaltet. Das heißt, er hat sich sel- 
ber wieder das Privileg, Geld zu 
machen, angeeignet, und zwar 
nicht nur physisches Geld, son- 
dern auch Finanzgeld; er hat die 
intakte Maschine für Falschgeld- 
herstellung an sich genommen 
und läßt sie nun für den Staat 
laufen. Er hat uns überholt, denn 
wir haben diese in Rußland unter- 
drückt und lediglich durch einen 
groben Apparat, genannt Staats- 
kapitalismus, ersetzt; das war ein 
sehr teurer Sieg für die notwendi- 
ge vorrevolutionäre Demagogie. 
Das sind die beiden Wirklichkei- 
ten, wenn man sie vergleicht. 


Das Schicksal hat Hitler sogar 
begünstigt; er besaß fast kein 
Geld und so konnte er gar nicht in 
Versuchung geraten, es zu seiner 
Währungsgrundlage zu machen. 
Da er als einzige Sicherheit für 
sein Geld nur über die technische 
Begabung und die machtvolle Ar- 
beitskraft der Deutschen verfüg- 
te, wurden Technik und Arbeit 
sein Goldschatz, etwas so wesen- 
haft Gegenrevolutionäres, daß es, 
wie Sie wissen, radikal wie durch 
Zauberkunst jene Arbeitslosig- 
keit von mehr als sieben Millio- 
nen Technikern und Arbeitern 
beseitigte. 


Kuz.: Durch die beschleunigte 
Aufrüstung. 
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Bombenangriff auf Warschau. »Jene«, die Drahtzieher des 
Krieges, wußten, daß er die Vernichtung Polens bringt. 


Rak.: Ach, keine Spur! Wenn 
Hitler dazu gekommen ist im Ge- 
gensatz zu allen bürgerlichen 
Wirtschaftlern, die ihn umgaben, 
könnte er sehr wohl fähig sein, 
ohne Kriegsgefahr sein System 
auf die Friedensproduktion an- 
zuwenden. Können Sie sich 
ausmalen, was dieses System be- 
deuten würde, wenn es eine An- 
zahl Völker ansteckt, die einen 
wirtschaftlich autarken Kreis 
bilden? Etwa beispielsweise das 
Britische Commonwealth? Stel- 
len Sie sich vor, es funktionierte 
in seiner kontrarevolutionären 
Art! Die Gefahr ist nicht drohend, 
noch nicht, denn wir haben das 
Glück gehabt, daß Hitler sein Sy- 
stem nicht auf eine ihm vorausge- 
gangene Theorie aufgebaut hat, 
sondern ganz empirisch, in keiner 
Weise wissenschaftlich formu- 
liert. Das heißt, daß es keinen ra- 
tional-deduktiven Prozeß durch- 
laufen hat. Es gibt darüber keine 
wissenschaftliche These, man hat 
auch keine Lehre davon formu- 
liert. Aber die Gefahr ist latent; 
jeden Augenblick kann auf dem 
Wege der Induktion sich eine For- 


mel ergeben. Das ist sehr ernst, 
ernster als alles Theater und alle 
Grausamkeit beim Nationalso- 
zialismus! Unsere Propaganda 
greift das auch nicht an — denn aus 
der polemisierenden Kontroverse 
könnte die Formulierung und Sy- 
stematisierung der gegenrevolu- 
tionären Wirtschaftslehre er- 
wachsen. Da gibt es nur eine Ret- 
tung: den Krieg! 


Kuz.: Und das zweite Motiv? 


Das Christentum ist 
unser Feind 


Rak.: Wenn der Thermidor der 
russischen Revolution gesiegt 
hat, so konnte das geschehen 
durch das vorherige Bestehen ei- 
nes russischen Nationalismus. 


Ohne einen solchen Nationalis- 
mus wäre der Bonapartismus un- 
möglich gewesen. Und wenn das 
schon in Rußland geschah, wo der 
Nationalismus nur embrionär, 
persönlich, der Zar war — was für 
ein Hindernis muß nicht der Mar- 


xismus in einem voll entwickel- 
ten Nationalismus Westeuropas 
finden! 


Marx ist hinsichtlich des Ortes 
des revolutionären Sieges einem 
Irrtum verfallen gewesen. Der 
Marxismus siegte nicht in der am 
meisten industrialisierten Nation, 
sondern in Rußland, das fast kein 
Proletariat hatte. Unser Sieg hier 
ist neben anderem der Tatsache 
zuzuschreiben, daß Rußland gar 
keinen wirklichen Nationalismus 
besaß, während er bei den übrigen 
Nationen auf der Höhe seiner Ent- 
wicklung stand. Sehen Sie, wie er 
sich bei Ihnen mit dieser außerge- 
wöhnlichen Macht im Faschis- 
mus erhebt und wie er ansteckend 
wirkt! Sie werden verstehen, daß 
dieser gerade jetzt für Stalin von 
Nutzen ist, und daß uns darum die 
Erdrosselung des Nationalismus 
in Europa einen Krieg lohnend 
macht. 


Kuz.: Zusammengefaßt also ha- 
ben Sie, Rakowskij, einen wirt- 
schaftlichen und einen politi- 
schen Grund angegeben. Und 
welches ist der dritte? 


Rak.: Das ist leicht zu erraten. 
Wir haben noch einen religiösen 
Grund. Ohne das niederzuschla- 
gen, was vom Christentum noch 
lebt, ist es unmöglich, den Kom- 
munismus siegen zu lassen. Die 
Geschichte ist beredt — es hat die 
Revolution sechzehn Jahrhunder- 
te gekostet, ehe sie ihren ersten 
Teilerfolg erringen konnte, indem 
sie die erste Spaltung des Chri- 
stentums hervorrief. In Wirklich- 
keit ist das Christentum unser ein- 
ziger Feind, denn das Politische 
und Wirtschaftliche in den bür- 
gerlichen Völkern ist nur seine 
Folge. Das Christentum, das das 
Individuum bestimmt, ist fähig, 
die revolutionäre Ausstrahlung 
des neutralen, laizistischen oder 
atheistischen Staates an Luftman- 
gel zugrundegehen zu lassen, wie 
wir es in Rußland erleben, und 
schafft sogar diesen geistigen 
Nihilismus, der in den beherrsch- 
ten, noch christlichen Massen 
lebt, ein Hindernis, das auch in 
zwanzig Jahren Marxismus noch 
nicht überwunden ist. 


Wir gestehen Stalin zu, daß er je- 
denfalls auf dem religiösen Sek- 
tor kein Bonapartist war. Auch 
wir hätten nicht mehr oder ande- 
res getan als er. Ah! Wenn Stalin 
auch wie Napoleon wagen würde, 
den Rubikon des Christentums zu 
überschreiten, dann hätten sich 


sein Nationalsozialismus und sei- 
ne gegenrevolutionäre Wirkung 
um das Tausendfache vermehrt. 


Und vor allem, dann hätte eine ra- 
dikale Unüberbrückbarkeit jede 
Übereinstimmung zwischen uns 
und ihm unmöglich machen 
müssen, auch wenn sie nur zeit- 
lich und objektiv ist — wie dieje- 
nige, welche sich schon zwischen 
uns abzeichnet, wie Sie erkennen 
werden. 


Kuz.: Tatsächlich, es ist meine 
persönliche Meinung, daß Sie die 
drei Grundpunkte herausgearbei- 
tet haben, über die man die Linie 
eines Planes ziehen kann. Soviel 
gebe ich Ihnen für den Augen- 
blick zu. Aber ich mache meine 
geistigen Vorbehalte, im einzel- 
nen meinen völligen Unglauben 
hinsichtlich alles dessen, was Sie 
auf dem Gebiet von Menschen, 
Organisationen und Tatsachen 
ausgeführt haben. Aber, legen Sie 
schon die Generallinien Ihres Pla- 
nes dar. 


Die Egoisten 
Hitler und Stalin 


Rak.: Ja, jetzt ja. Der Augenblick 
ist nun gekommen. Nur einen 
Vorbehalt: Ich spreche unter mei- 
ner eigenen Verantwortung. Ich 
nehme die Verantwortung für die 
Auslegung der drei vorhergehen- 
den Punkte als Gedanken von 
»Jenen« auf mich, aber gebe zu, 
daß »Jene« zur Erreichung der 
drei Zwecke einen teilweise völ- 
lig verschiedenen Plan für wirk- 
samer halten können, als denje- 
nigen, den ich nahelege. Stellen 
Sie das bitte in Rechnung. 


Kuz.: Das tue ich. Sprechen Sie 
nur. 


Rak.: Fassen wir es ganz einfach. . 


Da für die deutsche Militärmacht 
nicht mehr das gleiche Ziel be- 
steht, für das sie geschaffen wur- 
de, nämlich uns, der Opposition, 
die Macht in der Sowjetunion zu 
verschaffen, müssen wir eine 
Umstellung der Fronten errei- 
chen, den Angriff Hitlers von 
Osten nach Westen wenden. 


Kuz.: Ausgezeichnet! Haben Sie 
an einen Plan zur praktischen Ver- 
wirklichung gedacht? 


Rak.: Ich hatte Zeit genug dafür 
in der Lubjanka. Ich habe nach- 
gedacht. Sehen Sie: Wenn es ur- 
sprünglich so schwierig war, ei- 


nen Punkt der Übereinstimmung 
zwischen uns beiden zu finden 
und sich dann doch alles ganz na- 
türlich abwickelte, so beschränkt 
sich nun das Problem darauf, ir- 
gend etwas zu finden, in dem 
auch Stalin und Hitler überein- 
stimmen. 


Kuz.: Ja, aber Sie werden zuge- 
ben, daß selbst das schon ein Pro- 
blem ist. 


Rak.: Aber kein so unlösbares, 
wie Sie glauben. In Wirklichkeit 
gibt es nur dann unlösliche Pro- 
bleme, wenn sie einen subjekti- 
ven dialektischen Widerspruch 
einschließen. Hitler und Stalin 
aber können übereinstimmen, 
denn bei aller Verschiedenheit 
sind sie in ihrer Wurzel identisch; 


mag Hitler in pathologischem 
Grade ein Gefühlsmensch und 
Stalin normal sein, so sind sie 
doch beide Egoisten; keiner ist 
Idealist, darum sind sie beide 
Bonapartisten, das heißt klassi- 
sche Imperialisten. Da das aber so 
ist, läßt sich eine Übereinstim- 
mung der beiden leicht erzielen. 
Warum auch nicht, wenn dies so- 
gar zwischen einer Zarin und ei- 
nem preußischen König möglich 
war? 


Kuz.: Rakowskij, Sie sind unver- 
besserlich ... 


Rak.: Erraten Sie es nicht? Wenn 
Polen bewirkte, daß Katharina Il. 
und Friedrich II. sich verständig- 
ten — jeder von beiden ein Muster 
für den jetzigen »Zar« und den 


Deutsche Truppen ziehen 1939 in Danzig ein. Was in den 
Ausführungen von Rakowskij noch Utopie war, ist jetzt der 
Zweiten Weltkrieg. 


jetzigen »König« in Rußland be- 
ziehungsweise Preußen — warum 
sollte Polen nicht auch die Ursa- 
che für eine Verständigung zwi- 
schen Hitler und Stalin sein? Die 
geschichtliche Linie von den Za- 
ren zu den Bolschewisten und von 
den Monarchen zu den National- 
sozialisten ebenso wie alles Per- 
sönliche bei Hitler und Stalin 
könnten sich in Polen treffen. 
Ebenso unsere Linie, ebenso die- 
jenigen von »Jenen« — übrigens 
ist das ein christliches Volk, und, 
ein weiterer erschwerender Um- 
stand, ein katholisches Volk. 


Die Demokratien 
greifen Hitler an 


Kuz.: Und angenommen, sie 


"stimmen in diesem Dritten über- 


ein ...? 


Rak.: Wenn Willensübereinstim- 
mung besteht, ist ein Vertrag 
möglich. 


Kuz.: Zwischen Hitler und Sta- 
lin? Verrückt! Unmöglich! 


Rak.: Es gibt nichts Verrücktes, 
noch weniger Unmögliches in der 
Politik. 


Kuz.: Nehmen wir also als Hypo- 
these an: Hitler und Stalin greifen 
Polen an. 


Rak.: Darf ich unterbrechen: Ihr 
Angriff kann lediglich die Alter- 
native »Krieg oder Frieden« her- 
vorrufen — das müssen Sie zuge- 
ben. 


Kuz.: Ja, aber - und was? 


Rak.: Halten Sie England und 
Frankreich mit ihrer Unterlegen- 
heit an Heer und Flugwaffe für 
fähig, Hitler und Stalin anzugrei- 
fen, wenn diese zusammenhal- 
ten? 


Kuz.: In der Tat — das scheint mir 
schwierig, wenn es Amerika nicht 
gäbe. 


Rak.: Lassen Sie einen Augen- 
blick die Vereinigten Staaten aus 
dem Spiel. Sie gestehen mir also 
zu, daß ein Angriff Hitlers und 
Stalins auf Polen keinen europäi- 
schen Krieg auslösen kann? 


Kuz.: Logisch, das erscheint 
nicht sehr möglich. 


Rak.: In diesem Falle wäre ein 
Angriff auf Polen fast sinnlos. Er 
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würde nicht zur gegenseitigen 
Zerstörung der bürgerlichen Staa- 
ten führen, die Drohung Hitlers 
gegen die Sowjetunion würde 
nach Durchführung der Teilung 
Polens, weiterbestehen, wenn 
auch vorerst theoretisch. 
Deutschland und die Sowjetunion 
hätten sich gleichmäßig verstärkt, 
praktisch jedoch hätte sich Hitler 
mehr verstärkt; denn die Sowjet- 
union braucht weder Land noch 
Rohstoffe, um stärker zu werden, 
wohl aber braucht sie Deutsch- 
land. 


Kuz.: Das ist richtig gesehen. 
Aber es scheint keine andere Lö- 
sung zu geben. 


Rak.: Es gibt doch eine Lösung. 
Kuz.: Welche? 


Rak.: Daß die Demokratien den 
Aggressor angreifen und nicht 
angreifen. 


Kuz.: Jetzt schweifen Sie ab. An- 
greifen und Nichtangreifen zu- 
gleich ist eine völlige Unmög- 
lichkeit. 


Rak.: Glauben Sie? Beruhigen 
Sie sich! Waren nicht beide An- 
greifer? Sind wir nicht einig dar- 
über geworden, daß der Angriff 
nur durchgeführt wird, wenn ihn 
beide unternehmen? Gut, was wä- 
re dabei undenkbar, daß die De- 
mokratien nur einen der Aggres- 
soren angreifen? 


Kuz.: Was wollen Sie damit sa- 
gen? 


Rak.: Einfach, daß die Demokra- 
tien nur einem der Angreifer den 
Krieg erklären, genau gesagt, 
Hitler! 


Kuz.: Das ist nur eine billige 
Hypothese. 


Rak.: Hypothese ja, aber keines- 
wegs billig. Überlegen Sie: Jedes 
Volk, das gegen eine Koalition 
feindlicher Staaten kämpfen muß, 
hat als wichtigstes strategisches 
Ziel, sie getrennt, einen nach dem 
anderen, zu schlagen. Das ist eine 
so wohlbekannte und vernünftige 
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Regel, daß man sie nicht erst be- 
weisen muß. Also, Sie werden mit 
mir übereinstimmen, diese Gele- 
genheit zu schaffen wäre nicht 
falsch. Da Stalin sich durch einen 
Angriff der Demokratien auf Hit- 
ler selbst nicht angegriffen fühlt 
und ihm auch nicht beispringt, er- 
gibt sich die Frage: Ist das nicht 
der richtige Weg? Außerdem le- 
gen die Geographie und vor allem 
auch die Strategie das nahe. 


Frankreich und England werden 
doch nicht so dumm sein, zu glei- 
cher Zeit gegen zwei Mächte 
kämpfen zu wollen, von denen ei- 
ne bereit ist, neutral zu bleiben, 
und die andere ohnehin schon für 
sie eine harte Nuß darstellt. Und 
von wo aus sollten sie denn einen 
Angriff auf die Sowjetunion 
durchführen? Sie haben mit ihr 
keine gemeinsame Grenze, es sei 
denn, sie griffen über den Hima- 
laya hinweg an. Gewiß, es bleibt 
die Front in der Luft, aber womit 
und von wo aus sollten sie Ruß- 
land angreifen? In der Luft sind 
sie Hitler völlig unterlegen. Was 
ich da geltend mache, ist ja kein 
Geheimnis, es ist nur allzusehr 
bekannt. Wie Sie sehen, verein- 
facht sich alles sehr. 


Die Rolle 
der USA 


Kuz.: Ja, wenn man den Konflikt 
auf die vier Mächte begrenzt, sind 
Ihre Schlüsse logisch. Aber es 
sind nicht vier — es sind viele, und 
die Neutralität ist in einem Krieg 
von solchem Umfang nicht leicht 
aufrechtzuerhalten. 


Rak.: Gewiß, aber auch das mög- 
liche Eingreifen weiterer Natio- 
nen ändert das gegenseitige Ver- 
hältnis der Kräfte nicht. Machen 
Sie im Geist eine Bilanz und Sie 
werden sehen, daß das Gleichge- 
wicht bleibt, auch wenn mehrere 
oder alle europäischen Nationen 
eingreifen sollten. Außerdem, 
und das ist wichtig, keine andere 
Nation, die an der Seite von Eng- 
land und Frankreich in den Krieg 
eintreten würde, könnte diesen 
die Führung abnehmen; damit 
aber bleiben die Gründe gültig, 
die diese an einem Angriff auf die 
Sowjetunion hindern. 


Kuz.: Sie vergessen die Vereinig- 
ten Staaten. 


Rak.: Sie werden gleich sehen, 
daß ich sie nicht vergesse. Ich be- 
schränke mich darauf, ihre Posi- 


tion in dem uns vorliegenden Pro- 
blem zu untersuchen, und sage 
Ihnen, daß Amerika nicht erwir- 
ken kann, daß Frankreich und 
England Hitler und Stalin gleich- 
zeitig angreifen. Um das zu kön- 
nen, müßten die Vereinigten Staa- 
ten mit dem ersten Tage in den 
Krieg eintreten. Und das ist un- 
möglich. Erstens, weil die USA 
niemals in einen Krieg eingetre- 
ten sind noch eintreten werden, 
wenn sie nicht angegriffen wer- 
den, wann immer es ihnen paßt. 


Hat die Provokation keinen Er- 
folg und der Gegner hat sie ein- 
gesteckt, dann ist die Aggression 
einfach erfunden worden. In ih- 
rem ersten internationalen Krie- 
ge, 1898 gegen Spanien, dessen 
Niederlage nicht zweifelhaft war, 
hat man die Aggression einfach 
fingiert, oder »Jene« haben sie 
fingiert. 1914 hatte die Provoka- 
tion Erfolg. Gewiß wird man dar- 
über streiten, ob sie technisch 
stattgefunden hat, aber es ist eine 
Regel ohne Ausnahme, daß, wer 
eine Aggression begeht, ohne daß 
sie ihm hilft, sie begeht, weil er 
provoziert worden ist. 


Also: diese wunderschöne ameri- 
kanische Taktik, der ich meinen 
Beifall nicht versage, unterliegt 
immer einer Bedingung: Daß die 
Aggression »richtig« erfolgt, 
nämlich wenn es dem »Ange- 
griffenen« paßt, also den Verei- 
nigten Staaten, das heißt, wenn 
sie militärisch gerüstet sind. Ist 
das heute der Fall? Offensichtlich 
nein. Die USA haben heute kaum 
hunderttausend Mann unter Waf- 
fen und eine mittelmäßige Flug- 
waffe; respektabel ist nur die 
Schlachtflotte. Aber verstehen 
Sie, daß sie damit die Alliierten 
nicht für einen Angriff auf die So- 
wjetunion gewinnen können, zu- 
mal auch England und Frankreich 
nur eine Überlegenheit haben, 
nämlich in der Luft. Ich habe also 
wieder nachgewiesen, daß es von 
dieser Seite aus jetzt keine Ande- 
rung im Verhältnis der Kräfte ge- 
ben kann. 


Stalins Annäherung 
an Hitler 


Kuz.: Auch wenn ich das zugebe, 
erklären Sie mir doch die techni- 
sche Verwirklichung. 


Rak.: Da, wie Sie gesehen haben, 
Stalins und Hitlers Interessen für 
ihren Angriff auf Polen zusam- 
menfallen, bleibt nur noch übrig, 


diese Übereinstimmung zu for- 
mulieren und einen Vertrag über 
den Doppelangriff zu schließen. 


Kuz.: Und das halten Sie für sehr 
leicht? 


Rak.: Gewiß nicht. Man brauchte 
dazu eine erfahrenere Diplomatie 
als sie Stalin hat. Man müßte die- 
jenige dafür im Dienst haben, die 
Stalin enthauptet hat oder die jetzt 
in der Lubjanka verfaulen. Litwi- 
now wäre in früheren Zeiten dazu 
fähig gewesen, wenn auch mit ge- 
wissen Schwierigkeiten, weil sei- 
ne Rassenzugehörigkeit ein groß- 
es Handicap für Verhandlungen 
mit Hitler gewesen wäre, aber 
heute ist er als Mensch fix und 
fertig, gejagt von einem pani- 
schen Schrecken, er hat eine tieri- 
sche Angst, weniger vor Stalin als 
vor Molotow. All sein Talent ist 
festgelegt darin, daß man ihn 
nicht für einen Trotzkisten halte. 
Wenn er erfährt, daß er eine An- 
näherung an Hitler einfädeln soll, 
hieße dies für ihn ebensoviel wie 
wenn man ihm zumutete, er solle 
selber den Beweis seines Trotz- 
kismus liefern. 


Ich sehe den geeigneten Mann 
nicht — außerdem müßte er ein 
reinblütiger Russe sein. Ich wür- 
de mich für die erste Fühlungnah- 
me anbieten. Und ich rege an, daß 
wer immer die Gespräche be- 
ginnt, die auf ganz vertraulicher 
Ebene stattfinden müßten, von 
Ehrlichkeit überfließen muß. An- 
gesichts der Mauer von Vorurtei- 
len kann man Hitler nur mittels 
der Wahrheit hereinlegen. 


Kuz.: Ich verstehe wieder einmal 
Ihre Rede in Paradoxen nicht. 


Rak.: Entschuldigen Sie, das ist 
sie nur scheinbar; die Notwendig- 
keit der Zusammenfassung 
zwingt mich dazu. Ich wollte sa- 
gen, daß man im Konkreten und 
Naheliegenden mit Hitler mit of- 
fenen Karten spielen muß. Man 
muß ihm zeigen, daß es sich um 
kein abgekartetes Spiel von Pro- 
vokationen handelt, um ihn in ei- 
nen Zweifrontenkrieg zu ver- 
wickeln. Zum Beispiel kann man 
ihm versprechen und im gegebe- 
nen Augenblick auch zeigen, daß 
unsere Mobilmachung sich nur 
auf die wenigen Kräfte beschrän- 
ken wird, die für den Einmarsch 
in Polen nötig sein werden, was in 
der Tat wenig Truppen erfordert. 


Unsere wirkliche Disposition 
müßte dahin gehen, daß er seine 


Deutsche Panzer in Bereit- 
stellung zum Überrollen pol- 
nischen Gebietes, die Folge 
der Annäherung Stalins an 
Hitler. 


verfügbaren Massen zur Abschla- 
gung eines angenommenen eng- 
lisch-französischen Angriffes 
festlegt. Stalin müßte großzügig 


sein in den Lieferungen, um die 
Hitler ersucht, besonders was das 
Erdöl betrifft. Das ist es, was mir 
so im Augenblick in den Kopf 
kommt. Es werden tausend ähnli- 
che Fragen sich erheben, alle der 
gleichen Art, die so gelöst werden 
müssen, daß sie Hitler die Sicher- 
heit geben, daß wir nur unseren 
Teil von Polen nehmen wollen. 
Und weil es in der Praxis so ge- 


macht werden wird, wird Hitler 
mit der Wahrheit getäuscht wer- 
den. 


Kuz.: Aber, in diesem Fall — wo 
soll da die Täuschung liegen? 


Rak.: Ich lasse Ihnen einige Au- 
genblicke, damit Sie selber ent- 
decken, wo Hitlers Täuschung 
sich finden läßt. Vorher aber 


Gegen Panzer kann die pol- 
nische Kavallerie weinig 
ausrichten. Das Kalkül 
»Jener« ist aufgegangen. 


möchte ich betonen, und Sie müs- 
sen es notieren, daß ich bis zu die- 
sem Augenblick einen logischen, 
normalen Plan entworfen habe, 
durch den man dazu kommen 
kann, daß sich die kapitalisti- 
schen Staaten gegenseitig zerstö- 
ren, indem man ihre beiden Flü- 
gel, den faschistischen gegen den 
bürgerlichen, aufeinander stoßen 
läßt. Aber, ich wiederhole, mein 
Plan ist logisch und normal. Wie 
Sie gesehen haben, kommen we- 
der mysteriöse noch irgendwie 
fremdartige Faktoren dabei ins 
Spiel. Mit einem Wort, »Jene« 
greifen nicht ein, damit seine 
Durchführung möglich wird. Und 
doch glaube ich Ihren Gedanken 
zu erraten — Sie denken in diesem 
Augenblick, daß es dumm war, 
die Zeit damit zu vertrödeln, die 
unbeweisbare Existenz und die 
Macht von »Jenen« nachweisen 
zu wollen ... Nicht wahr? 


Kuz.: Das stimmt. 


Rak.: Seien Sie offen zu mir. Se- 
hen Sie ihr Eingreifen wirklich 
nicht!? Ich sage Ihnen zu Ihrer 
Hilfe, daß ihr Eingreifen existiert 
und entscheidend ist. Auch wenn 
die Logik und Natürlichkeit des 
Planes reiner Schein ist. Erken- 
nen Sie »Jene« denn wirklich 
nicht? 


Kuz.: Offen gesagt, nein! 
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Rak.: Und doch ist Logik und 
Natürlichkeit meines Planes rei- 
ner Schein. Das Natürliche und 
Logische wäre es, wenn sich Hit- 
ler und Stalin gegenseitig ver- 
nichten. Eine einfache und leichte 
Sache für die Demokratien, wenn 
ihr Ziel wirklich das wäre, das sie 
proklamieren, obwohl viele De- 
mokraten das glauben; denn es 
wäre genug, wenn sie Hitler er- 
lauben - halten Sie das fest »er- 
lauben« — würden, Stalin anzu- 
greifen. Sagen Sie mir nicht, daß 
Deutschland siegen könnte. Wenn 
der russische Raum und die Ver- 
zweiflung Stalins und der Seini- 
gen unter dem Beil Hitlers oder 
gegenüber der Rache ihrer Opfer 
nicht ausreichen sollten, die Mili- 
tärmacht Deutschlands zu erstik- 
ken, so stände ja dem nichts im 
Wege, daß die Demokratien klug, 
methodisch Stalin unterstützten, 
wenn sie sehen, daß er schwach 
wird, und ihre Hilfe bis zur völli- 
gen Erschöpfung der beiden 
Heere fortsetzen. Das würde ge- 
wiß leicht, natürlich und logisch 
sein, wenn die Beweggründe und 
Absichten der Demokratien, die 
viele ihrer Menschen für wahr 


halten, Tatsachen wären, und 
nicht, was sie wirklich sind: 
Vorwände. 


Es gibt ein Ziel, ein einziges Ziel 
— den Sieg des Kommunismus, 
den aber zwingt niemand den De- 
mokratien auf als New York, 
nicht die »Komintern«, sondern 
die »Kapintern« der Wallstreet. 
Wer außer ihr könnte Europa ei- 
nen so offensichtlichen und völli- 
gen Widerspruch aufzwingen? 
Wer kann die Kraft sein, die es 
zum totalen Selbstmord treibt? 
Nur eine ist dazu fähig: das Geld. 
Das Geld ist Macht, die einzige 
Macht. 


Stalin wird gezwungen, 
um zu überleben 


Kuz.: Ich will offen mit Ihnen 
sein, Rakowskij. Ich gestehe Ih- 
nen Gaben eines außergewöhnli- 
chen Talentes zu. Sie haben eine 
brillante, aggressive, feine Dia- 
lektik, wenn diese Sie im Stich 
läßt, kann Ihre Phantasie immer 
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noch einen bunten Vorhang, der 
wie leuchtende und klare Per- 
spektiven aussieht, spinnen. Aber 
das alles, auch wenn es mir Freu- 
de macht, genügt mir nicht. Ich 
befrage Sie also, als ob ich alles 
glaubte, was Sie mir gesagt ha- 
ben. 


Rak.: Und ich gebe Ihnen die 
Antwort unter der einzigen Be- 
dingung, daß Sie mir weder mehr 
noch weniger, als ich gesagt habe, 
unterlegen. 


Kuz.: Zugesagt. Sie sagen also, 
daß »Jene« den vom kapitalisti- 
schen Gesichtspunkt logischen 
Krieg zwischen Deutschland und 
der Sowjetunion hindern und hin- 
dern werden? Lege ich das richtig 
aus? 


Rak.: Völlig richtig. 


Kuz.: Aber die gegenwärtige La- 
ge ist, daß sie die deutsche Aus- 
dehnung und Wiederbewaffnung 
gestatten. Das ist eine Tatsache. 
Ich weiß schon, daß, nach Ihrer 
Auffassung, der heute durch die 
»Reinigungen« gescheiterte trotz- 
kistische Plan der Beweggrund 
dafür war, - insofern schon ohne 
Ziel! Gegenüber der neuen Lage 
regen Sie lediglich an, daß Hitler 
und Stalin einen Pakt schließen 
und sich Polen teilen sollen. Und 
ich frage Sie: Was garantiert uns, 
daß mit und ohne Pakt, mit und 
ohne Teilung Polens, Hitler die 
Sowjetunion nicht angreifen 
wird? 


Rak.: Da gibt es keine Garantie. 


Kuz.: Warum also weiterspre- 
chen? 


Rak.: Überstürzen Sie sich nicht; 
die furchtbare Drohung gegen die 
Sowjetunion ist praktisch und 
real. Es ist keine Hypothese oder 
Drohung mit Worten. Es ist eine 
Tatsache, eine zwingende Tatsa- 
che. »Jene« haben schon eine 
Überlegenheit über Stalin, die sie 
nicht aufgeben dürfen. Stalin bie- 
tet sich nur eine Alternative, eine 
Option, keine volle Freiheit. Hit- 
lers Angriff rollt ganz von selbst 
ab, »Jene« brauchen nichts zu tun, 
um ihn hervorzurufen, brauchen 
ihn nur handeln zu lassen. Das ist 
die entscheidende Grundtatsache, 
die Sie in Ihrer sehr vom Kreml 
geprägten Denkweise vergessen 
haben ... Umdenken, mein Herr, 
umdenken! 


Kuz.: Welche Option? 


Rak.: Ich werde es noch einmal 
definieren: Entweder wird Stalin 
zertreten oder er führt den Plan 
durch, wie ich ihn gezeichnet 
habe, damit sich die europäischen 
kapitalistischen Staaten gegensei- 
tig vernichten. Ich habe das eine 
Alternative genannt, aber, wie Sie 
sehen, ist es nur eine theoretische 
Alternative. Stalin wird sich ge- 
zwungen sehen, wenn er überle- 
ben will, den von mir vorgeschla- 
genen Plan durchzuführen, so- 
bald er von »Jenen« gebilligt ist. 


Kuz.: Und wenn er Nein sagt? 


Stalin sollte in 
Berlin sondieren 


Rak.: Das wird unmöglich sein. 
Die deutsche Ausdehnung und 
Aufrüstung werden weitergehen. 
Wenn Stalin sich ihr gegenüber 
sieht, riesig, bedrohlich - was soll 
er dann machen? Sein eigener 
Selbsterhaltungssinn wird ihm 
das sagen! 


Kuz.: Es scheint, daß die Ereig- 
nisse sich nach der von »Jenen« 
entworfenen Planung abwickeln 
müssen. 


Rak.: Und so ist es. Natürlich in 
der Sowjetunion ist es heute noch 
nicht so, aber früh oder spät wird 
es sich .ereignen. Es ist nicht 
schwer, vorauszusagen und zur 
Durchführung zu bringen, wenn 
etwas demjenigen paßt, der es 
durchführen soll, in diesem Falle 
Stalin, den ich nicht für einen 
Selbstmordkandidaten halte ... Es 
ist viel schwerer vorauszusagen 
oder die Durchführung jemand 
aufzuerlegen, dem es nicht paßt, 
also in diesem Falle den Demo- 
kratien. Ich habe es für diesen Au- 
genblick mir aufgehoben, die 
wirkliche Lage zu konkretisieren. 
Aber lösen Sie sich von dem Ge- 
danken, daß Sie in der gegebenen 
Lage Schiedsrichter seien - 
Schiedsrichter sind »Jene«. 


Kuz.: Immer wieder »Jene«! 
Müssen wir mit Gespenstern 
umgehen? 


Rak.: Sind Tatsachen Gespen- 
ster? Die internationale Lage wird 
voll Wunder, aber nicht gespens- 
tisch sein; sie ist real und recht 
real. Es gibt kein Zauberstück, 
dort wird nämlich die zukünftige 
Politik bestimmt. Halten Sie das 
für das Werk von Gespenstern? 


Kuz.: Wir wollen sehen. Nehmen 


wir also an, Ihr Plan würde ange- 
nommen. Etwas Greifbares, Per- 
sönliches müßten wir kennen, um 
zu verhandeln. 


Rak.: Zum Beispiel? 


Kuz.: Eine Person mit Vertre- 
tungsmacht, mit Vollmachten. 


Rak.: Und warum? Um des Ver- 
gnügens willen, sie zu kennen 
und zu sprechen? — Berücksichti- 
gen Sie, daß die angenommene 
Person, falls sie sich einstellt, kei- 
ne Beglaubigungsschreiben mit 
Siegel und Stempel mitbringen, 
keine Diplomatentracht tragen 
wird, am allerwenigsten von 
»Jenen«; was sie sagt und ver- 
spricht, was sie an Verträgen ab- 
schließt, wird keinerlei juristi- 
schen oder Vertragswert haben. 
Verstehen Sie, daß »Jene« kein 
Staat sind, sie sind, was die Inter- 
nationale vor 1917 war, was sie 
offiziell heute noch ist - zugleich 
Nichts und Alles. 


Stellen Sie sich vor, die Sowjet- 
union wollte mit der Freimaure- 
rei, mit einer Spionage-Organi- 
sation, mit dem mazedonischen 
Komitadschi oder den kroati- 
schen Ustascha verhandeln. Wür- 
de es da irgendetwas Amtliches, 
Geschriebenes, juristisch Ver- 
tragliches geben? Solche Verträ- 
ge, wie diejenigen zwischen Le- 
nin und dem deutschen General- 
stab oder die von Trotzkij mit 
»Jenen« vollziehen sich ohne 
Brief und Siegel. Die einzige Ga- 
rantie für ihre Erfüllung beruht 
darin, daß es den Vertragschlie- 
Benden nützlich ist, den Vertrag 
zu erfüllen — und das ist die einzi- 
ge wirkliche Garantie bei jedem 
Vertrag, auch wenn er mit noch 
soviel Feierlichkeit geschlossen 
wird. 


Die internationalen 
Ereignisse werden 
Stalin zwingen 


Kuz.: In diesem Falle - was wür- 
den Sie beginnen? 


Rak.: Ehrlich gesagt, ich würde 
noch morgen anfangen, Berlin zu 
sondieren. 


Kuz.: Um den Angriff auf Polen 
zu vereinbaren? 


Rak.: Damit würde ich nicht an- 
fangen. Ich würde mich entge- 
genkommender zeigen, etwas 
enttäuscht von den Demokratien, 


würde in Spanien etwas nachge- 
ben ... Das wäre eine Tatsache, die 
Mut macht; dann würde ich vage 
auf Polen anspielen. Wie Sie se- 
hen — keine Festlegungen, aber 
genug, damit die Elemente des 
OKW, die Männer der Bis- 
marck-Linie, wie sie sich nennen, 
Hitler gegenüber Argumente be- 
kommen. 


Kuz.: Nicht mehr. 


Rak.: Im Augenblick nicht mehr! 
Das ist schon eine große diploma- 
tische Aufgabe. 


Kuz.: Offen gesagt, bei den heute 
im Kreml herrschenden Gedan- 
kengängen glaube ich nicht, daß 
gegenwärtig irgendjemand wa- 
gen wird, eine so radikale Wen- 
dung in der internationalen Poli- 
tik anzuraten. Ich fordere Sie auf, 
Rakowskij, sich doch einmal im 
Geiste in den entscheidenden 
Mann im Kremi zu versetzen. Nur 
mit Ihren Enthüllungen, Ihren 
Gründen, Ihren Hypothesen und 
Anregungen - da werden Sie mir 
zugeben, daß sich niemand über- 
zeugen lassen kann. Ich selbst, 
der ich Sie gehört habe und - ich 
darf das nicht leugnen — einen 
starken Eindruck von Ihren Wor- 
ten und Ihrer Person bekommen 
habe, habe mich doch nicht einen 
Augenblick versucht gefühlt, 
praktisch einen Vertrag zwischen 
der Sowjetunion und Deutschland 
ins Auge zu fassen. 


Rak.: Die internationalen Ereig- 
nisse werden dazu mit unwider- 
stehlicher Gewalt zwingen. 


Kuz.: Aber das hieße wertvolle 
Zeit verlieren. Sprechen Sie über 
etwas Greifbares, was ich als Be- 
weis für die Glaubwürdigkeit vor- 
legen kann. Sonst getraue ich 
mich nicht, den Bericht über un- 
sere Unterhaltung nach oben 
durchzugeben; ich werde ihn mit 
aller Wortgetreulichkeit abfassen, 
aber er wird in einem Archiv des 
Kreml schlummern. 


Rak.: Würde es genügen, damit 
Sie ihn in Betracht ziehen, daß 
jemand, auch unamtlich, miteiner 
wichtigen Persönlichkeit spricht? 


Kuz.: Das wäre, wie ich glaube, 
etwas Greifbares. 


Rak.: Aber, mit wem? 
Kuz.: Das ist meine persönliche 


Meinung, Rakowskij, Sie haben 
von konkreten Personen gespro- 


chen, von großen Finanzmän- 
nern, wenn ich mich richtig erin- 
nere, haben Sie einen gewissen 
Schiff angeführt, auch einen an- 
deren, der als Verbindungsmann 
zu Hitler bei dessen Finanzierung 
gedient hat. Es wird auch Politi- 
ker oder Persönlichkeiten von 
Rang geben, die zu »Jenen« gehö- 
ren oder die »Jenen« dienen. So 
einer könnte uns dienen, um et- 
was Praktisches einzuleiten. Ken- 
nen Sie da niemand? 


Die Netzwerke 
der Banker 


Rak.: Ich sehe die Notwendigkeit 
nicht. Überlegen Sie — worüber 
wollen Sie verhandeln? Gewiß 
über den Plan, den ich anregte, 
nicht wahr? Aber wozu? Bei die- 
sem Plan haben »Jene« im Au- 
genblick nichts zu tun, ihre Auf- 
gabe ist »nicht handeln«. Also 
können Sie keine positive Aktion 
vereinbaren oder fordern. Erin- 
nern Sie sich und überlegen Sie es 
gut. 


Kuz.: Auch wenn dem so ist, er- 
zwingt der Zustand unserer per- 
sönlichen Auffassung eine Reali- 
tät, auch wenn sie unnötig ist ... 
Einen Mann, dessen Persönlich- 
keit die Macht, die »Jene« ausü- 
ben sollen, wahrscheinlich macht. 


Rak.: Ich werde Ihnen den Gefal- 
len tun, obwohl ich von der Nutz- 
losigkeit überzeugt bin. Ich sagte 
Ihnen schon, daß ich nicht weiß, 
wer »Jene« sind. Zur Sicherheit 
hat mir das auch einer gesagt, der 
es wissen mußte. 


Kuz.: Wer? 


Rak.: Trotzkij. Weil Trotzkij es 
mir gesagt hat, weiß ich nur, daß 
einer von »Jenen« Walther Ra- 
thenau, der Mann von Rapallo, 
war. Da sehen Sie den letzten von 
»Jenen«, der öffentlich politische 
Macht ausübte, wie er es war, der 
die Wirtschaftsblockade um die 
Sowjetunion zerbrach, obwohl er 
einer der größten Millionäre war. 
Dann war es Lionel Rothschild. 
Mit Sicherheit kann ich nicht 
mehr Namen nennen. Gewiß, ich 
könnte jetzt mehr Namen nennen, 
deren Persönlichkeit und Taten 
sie mir völlig mit »Jenen« über- 
einstimmend erscheinen lassen — 
aber ob diese Männer dabei be- 
fehlen oder gehorchen, kann ich 
nicht sagen. 


Kuz.: Nennen Sie mir einige. 


Rak.: Als Einheit das Bankhaus 
Kuhn, Loeb & Co. in der Wall- 
street; innerhalb dieses Bankhau- 
ses die Familie Schiff, Warburg, 
Loeb und Kahn; ich sage Familie 
trotz der verschiedenen Fami- 
liennamen, denn sie sind alle un- 
tereinander durch Ehen verbun- 
den, Baruch Frankfurter, Alt- 
schul, Cohen, Benjamin, Straus, 
Steinhard, Blum, Rosenman, 
Lippman, Lehman, Dreyfus, 
Lamont, Rothschild, Lord, Man- 
del, Morgenthau, Ezechiel, Lasky 
... Ich nehme an, das sind genug 
Namen. 


Wenn ich mein Gedächtnis an- 
strenge, kann ich mich an noch 
mehr erinnern. Aber, ich wieder- 
hole, daß ich nicht weiß, wer einer 
von »Jenen« sein kann, noch daß 
ich versichern könnte, daß not- 
wendigerweise einer es ist. Ich 
muß da alle Verantwortung ab- 
lehnen. Aber ich glaube fest, daß 
jeder einzelne der von mir Auf- 
geführten, auch wenn er selber es 
nicht ist, einen substantiierten 
Vorschlag an »Jene« kommen las- 
sen würde. Danach — ob man nun 
die richtige Person getroffen hat 
oder nicht - muß man nicht auf ei- 
ne direkte Antwort warten. Die 
Antwort geben die Tatsachen. 
Das ist eine unveränderliche 
Technik, die sie beachten und de- 
ren Beachtung sie durchzusetzen 
wissen. Zum Beispiel, wenn Sie 
einen diplomatischen Schritt ma- 
chen wollen, müssen Sie nicht die 
persönliche Form anwenden und 
sich an »Jene« wenden; beschrän- 
ken Sie sich darauf, eine Erwä- 
gung, eine vernunftgemäße Hy- 
pothese auszudrücken ... Dann 
braucht man nur abzuwarten. 


Die Spur führt 
zur Wall Street 


Kuz.: Sie werden verstehen, daß 
ich jetzt keinen Zettelkasten hier 
habe, um alle die Personen nach- 
zusehen, die Sie erwähnt haben, 
aber ich nehme an, daß diese sehr 
weit weg sind. Wo sind sie? 


Rak.: Zum größten Teil in den 
Vereinigten Staaten. 


Kuz.: Sie werden verstehen, daß, 
wenn wir da eine Aktion einlei- 
ten, uns das viel Zeit kosten wird. 
Und wir haben es eilig. Nicht wir, 
sondern Sie, Rakowskijj. 


Rak.: Ich? 


Kuz.: Ja, Sie, erinnern Sie sich, 


daß Ihr Prozeß sehr bald beginnen 
soll. Ich weiß es nicht, aber ich 
halte es für nicht allzu kühn, daß, 
wenn der Vertrag hier den Kreml 
interessieren soll, er ihn interes- 
sieren müßte, bevor Sie vor dem 
Gericht erscheinen; das wäre für 
Sie eine sehr entscheidende Sa- 
che. Ich glaube, daß Sie in Ihrem 
eigenen Interesse uns sehr schnell 
etwas liefern müßten. Das We- 
sentliche wäre, eher in Tagen als 
in Wochen einen Beweis dafür zu 
bekommen, daß Sie die Wahrheit 
gesagt haben. Ich glaube, daß, 
wenn Sie uns den liefern könnten, 
ich Ihnen fast relativ große Si- 
cherheiten geben könnte, Ihr Le- 
ben zu retten ... Anderen Falles 
garantiere ich für nichts. 


Rak.: Gut, ich werde es wagen. 
Wissen Sie, ob Davies in Moskau 
ist? Ja, der amerikanische Bot- 
schafter. 


Kuz.: Ich glaube, ja. Er müßte zu- 
rückgekehrt sein. 


Rak.: Das wäre ein Weg. 


Kuz.: Ich glaube, wenn es so ist, 
müßten Sie mit ihm beginnen. 


Rak.: Nur ein so außergewöhnli- 
cher Fall, glaube ich, gibt mir das 
Recht, gegen die Regeln einen 
amtlichen Weg zu verwenden. 


Kuz.: Können wir demnach an- 
nehmen, daß die amerikanische 
Regierung hinter all dem steht? 


Rak.: Dahinter nicht, darunter ... 
Kuz.: Roosevelt? 


Rak.: Soweit ich weiß. Ich kann 
nur daraus schließen. Folgen Sie 
mir mit ihrer Manie für Spiona- 
geromane! Ich könnte Ihnen zu 
Gefallen eine ganze Geschichte 
fabrizieren; ich habe genug Er- 
findungsgabe, wahre Daten und 
Tatsachen, um einen Schein der 
Wahrheit zu schaffen, der an die 
Beweiskräftigkeit streift. Aber 
sind die öffentlich bekannten Tat- 
sachen nicht viel augenfälliger? 


Sehen Sie selbst! Erinnern Sie 
sich jenes Morgens des 24. Okto- 
bers 1929. Es wird eine Zeit 
kommen, da er für die Geschichte 
der Revolution ein wichtigerer 
Tag sein wird als der 24. Oktober 
1917... Dieser 24te ist der Tag des 
Kraches an der Börse von New 
York, der Beginn der sogenannten 
Depression, der wirklichen Re- 
volution. Die vier Jahre unter 
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Hoover sind der Vormarsch der 
Revolution - zwölf bis fünfzehn 
Millionen Arbeitslose! Im Fe- 
bruar 1933 ist der letzte Schlag 
der Krise mit der Schließung der 
Banken. Mehr konnte die Finanz 
nicht tun, um den klassischen 
Amerikaner, der noch verschanzt 
im Reduit seiner Industrie saß, 
auf den Kopf zu schlagen und ihn 
wirtschaftlich der Wallstreet zu 
versklaven ... Es ist bekannt, daß 
jede Verarmung der Wirtschaft 
ein Blühen des Parasitentums be- 
deutet — und die Finanz ist der 
große Parasit. 


Roosevelt ist sich 
seines Auftrages bewußt 


Aber diese amerikanische Revo- 
lution hatte nicht nur das wucheri- 
sche Ziel, die Macht des Geldes 
zu steigern, sie wollte viel mehr. 
Die Macht des Geldes, obwohl sie 
eine politische Macht ist, war bis- 
her immer nur auf indirekter Wei- 
se ausgeübt worden — jetzt aber 
sollte sie sich in unmittelbare 
Macht verwandeln. Der Mann, 
durch den sie dies ausüben woll- 
ten, sollte Franklin Delano Roo- 
sevelt sein. Haben Sie verstan- 
den? Notieren Sie das: In diesem 
Jahr 1929, dem ersten Jahr der 
amerikanischen Revolution, im 
Februar, fährt Trotzkij aus Ruß- 
land weg; der Krach ist im Okto- 
ber. Die Finanzierung Hitlers 
wird im Juli 1929 bewilligt. Glau- 
ben Sie, daß das rein zufällig ist? 
Die vier Jahre von Hoover wer- 
den dazu verwandt, um die 
Machtergreifung in den Vereinig- 
ten Staaten und in Rußland vor- 
zubereiten, dort durch die finan- 
zielle Revolution, hier durch den 
Krieg und die darauf folgende 
Herbeiführung der Niederlage ... 
Wird ein guter Roman für Sie 
mehr Beweiskraft haben? 


Aber Sie werden verstehen, daß 
ein Plan von derartigem Umfang 
einen außergewöhnlichen Mann 
als Inhaber der Exekutivgewalt in 
den Vereinigten Staaten benötig- 
te, dazu bestimmt, die organisie- 
rende und entscheidende Kraft zu 
werden: Dieser Mann war Frank- 
lin Roosevelt und mit ihm Elea- 
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nor Roosevelt. Gestatten Sie mir 
zu bemerken, daß diese Bisexua- 
lität keinerlei Ironie ist, man muß- 
te ungleiche Dalilas vermeiden. 


Kuz.: Ist Roosevelt einer von 
»Jenen«? 


Rak.: Ich weiß nicht, ob er einer 
von »Jenen« ist oder ihnen nur 
gehorcht. Was bedeutet das auch 
schon? Ich glaube, er ist sich sei- 
nes Auftrages bewußt, aber ich 
kann nicht bestimmt sagen, ob er 
durch Erpressung gehorsam ge- 
macht ist oder ob er zur Leitung 
gehört, aber sicher ist, daß er sei- 
nen Auftrag erfüllt, seine Aktion 
durchführt, die ihm übertragen 
ist, und zwar mit aller Gewissen- 
haftigkeit. Fragen Sie mich nicht 
mehr, denn ich weiß nicht mehr. 


Kuz.: Im Falle man sich ent- 
schließt, sich an Davies zu wen- 
den — welche Form würden Sie 
empfehlen? 


Rak.: Zuerst muß man die Perso- 
nen richtig auswählen. jemand 
wie der »Baron« könnte zu brau- 
chen sein. Lebt er noch? 


Kuz.: Ich weiß es nicht. 


Rak.: Gut, die Auswahl der Per- 
son bleibt Ihre Sache. Ihr Abge- 
sandter muß sich vertraulich und 
indiskret, am besten als getarnt 
oppositionell zeigen. Die Unter- 
haltung wird mit Geschick bis zu 
der widerspruchsvollen Lage 
vorgetrieben, in die die sogenann- 
ten europäischen Demokraten die 
Sowjetunion mit ihrer Allianz ge- 
gen den Nationalsozialismus 
versetzen. Das heißt, sich mitdem 
britischen und französischen 
Imperialismus, einem wirklichen 
Imperialismus, gegen einen po- 
tentiellen zu verbünden. Ein 
Glied im Gespräch wird dazu 
dienen, die falsche Stellung der 
Sowjetunion dabei mit der gleich- 
falls falschen Stellung der ameri- 
kanischen Demokratie zu verglei- 
chen ... Auch die amerikanische 
Demokratie sieht sich gedrängt, 
um eine innere Demokratie in 
Frankreich und England zu ver- 
teidigen, einen Kolonialimperia- 
lismus aufrechtzuerhalten ... Wie 
Sie sehen, kann man die Frage auf 
eine sehr starke logische Grundla- 
ge stellen. 


Dann ist es kinderleicht, eine Hy- 
pothese für die Aktion zu formu- 
lieren. Erstens, wenn weder die 
Sowjetunion noch die USA ein 
Interesse am europäischen Impe- 


rialismus haben, dann schrumpft 
der Streit auf eine Frage der per- 
sönlichen Herrschaft zusammen. 
Ideologisch, politisch und wirt- 
schaftlich aber würde Rußland 
und Amerika die Zerstörung des 
europäischen Kolonialimperialis- 
mus nützen, ganz gleich, ob direkt 
oder indirekt, aber noch mehr den 
Vereinigten Staaten. 


Die Folgen eines 
Krieges in Europa 


Wenn Europa in einem neuen 
Kriege alle seine Kraft verliert, 
würde England, das über keine ei- 
gene Kraft, sondern nur über sol- 
che als europäische Hegemonial- 
macht verfügt, sobald Europa als 
Machtpotenz verschwindet, mit 
seinem britischen Empire engli- 
scher Sprache sofort zu den Verei- 
nigten Staaten gravitieren, wie es 
politisch und wirtschaftlich 
schicksalhaft ist. 


Ist man soweit gekommen, kann 
man eine Pause von einigen Ta- 
gen einschieben. Dann, wenn sich 
die Wirkung gezeigt hat, kann 
man weiter vorstoßen. Hitler hat 
eine Aggression begangen, ir- 
gendeine, er ist seinem Wesen 
nach Aggressor, darüber kann 
man sich nicht täuschen. Und 
man kann dann weiter fragen: 
Weiche gemeinsame Haltung 
sollten die Vereinigten Staaten 
und die Sowjetunion gegenüber 
einem Kriege einnehmen, der im- 
mer — ganz gleich unter welchem 
Beweggrund! - ein Krieg ist unter 
Imperialisten, die besitzen, und 
Imperialisten, die den Besitz er- 
streben; aber neutral zu sein hängt 
nicht nur vom eigenen Willen, 
sondern auch vom Aggressor ab. 


Die Sicherheit, neutral bleiben zu 
können, besteht immer nur, wenn 
der Aggressor im Angriff keinen 
Vorteil sieht oder ihn nicht aus- 
führen kann. In diesem Fall ist es 
klar, daß der Aggressor eine ande- 
re Nation angreift, natürlich auch 
eine imperialistische. Dann wei- 
terzugehen und aus Gründen der 
Sicherheit und Moral nahezule- 
gen, daß, wenn der Zusammen- 
stoß unter den Imperialisten nicht 
von selber ausbricht, er hervorge- 
rufen werden muß, muß dann 
ganz leicht fallen. 


Und, wenn man einmal die Theo- 
rie angenommen hat — wie man 
sie annehmen wird! — dann die 
praktischen Aktionen zu verein- 
baren, ist eine rein mechanische 


Angelegenheit. Hier ist der 
Fahrplan: I) Abkommen mit Hit- 
ler, um die Tschechoslowakei 
oder Polen zu teilen. Am besten 
dieses. 2) Hitler wird annehmen. 
Wenn er in seinem Eroberungs- 
spiel des Bluffs fähig ist, etwas 
zusammen mit der Sowjetunion 
zu nehmen, wird er das für die un- 
trügliche Garantie halten, daß die 
Demokratien verhandeln werden. 
Er kann gar nicht an ihre Droh- 
worte glauben, da er ja weiß, daß 
die am meisten kriegerischen zu- 
gleich für die Abrüstung sind, und 
daß ihre Abrüstung echt ist. 3) 
Die Demokratien werden Hitler 
und nicht Stalin angreifen, man 
wird den Leuten sagen, daß zwar 
beide gleichmäßig der Aggres- 
sion und Teilung schuldig sind, 
strategische und Nachschubgrün- 
de aber es veranlassen, sie ge- 
trennt zu schlagen. Erst Hitler, 
dann Stalin. 


Kuz.: Und sie würden uns nicht 
mittels der Wahrheit betrügen? 


Die Bedingungen, 
die gestellt werden 


Rak.: Und wie denn? Behält 
nicht Stalin die Freiheit, im not- 
wendigen Maße Hitler zu unter- 
stützen? Lassen wir es nicht in 
seiner Hand, den Krieg unter den 
Kapitalisten bis zum letzten 
Mann und letzten Pfund in die 
Länge zu ziehen? Womit sollen 
sie ihn denn angreifen? Schon mit 
der Kommunistischen Revolution 
im Inneren, die siegen wird, wer- 
den die kapitalistischen Staaten 
genug zu tun haben. 


Kuz.: Aber wenn Hitler schnell 
siegt? Wenn er, wie Napoleon, 
ganz Europa gegen die Sowjet- 
union mobilisiert? 


Rak.: Das ist unglaublich! Sie 
vergessen den wichtigsten Faktor, 
die Existenz der USA. Ist es dann 
nicht natürlich, daß die USA Sta- 
lin nachahmen und ihrerseits die 
demokratischen Völker unter- 
stützen? Wenn man »gegen die 
Uhr« diese beiden Hilfeleistun- 
gen für die beiden kämpfenden 
Lager zusammenwirken läßt, so 
sichert das unfehlbar die endlose 
Dauer des Krieges. 


Kuz.: Und Japan? 


Rak.: Hat es nicht schon genug 
mit China zu tun? Stalin mag ihm 
seine »Nichtintervention« garan- 
tieren. Die Japaner haben ja eine 


Die neuen Nachbarn für eine gewisse kurze Zeit zu Beginn 
des Zweiten Weltkrieges. 


Neigung zum Selbstmord, aber 
doch nicht so sehr, daß sie zu- 
gleich die Sowjetunion und die 
USA angreifen. Noch mehr 
Einwände? 


Kuz.: Nein, wenn es von mir ab- 
hinge, wäre es Beweis genug. 
Aber glauben Sie, daß der Bot- 
schafter ...? 


Rak.: Es glauben wird? Man hat 
mich nicht mit ihm reden lassen. 
Aber beachten Sie eine Einzelheit 
- die Ernennung von Davies wur- 
de im November 1936 veröffent- 
licht; wir müssen annehmen, daß 
Roosevelt seine Entsendung 
schon früher plante und betrieb; 
alle kennen ja die Umständlich- 
keiten und die Zeit, die es erfor- 
dert, amtlich die Ernennung eines 


Botschafters durchzuführen. Man 
muß also etwa im August sich 
über seine Ernennung geeinigt 
haben. Und was geschah im Au- 
gust? Damals wurden Sinowiew 
und Kamenew erschossen. Ich 
möchte schwören, daß seine Er- 
nennung den einzigen Zweck hat, 
aufs neue die Politik von »Jenen« 
gegenüber Stalin festzulegen. Ja, 
das glaube ich fest. Mit welcher 
Besorgnis hat er einen nach dem 
anderen der Führer der Opposi- 
tion in den aufeinander folgenden 
Parteireinigungen fallen sehen 
müssen. Wissen Sie, daß er bei 
dem Prozeß von Radek anwesend 
war? 


Kuz.: Ja! 


Rak.: Sie sehen ihn! Sprechen 


Deutsche und sowjetische 
Offizieren verständigen sich 
über den Verlauf der De- 
markationslinie. 


Sie mit ihm. Er wartet seit vielen 
Monaten. 


Kuz.: Für dies Nacht müssen wir 
schließen. Aber bevor wir uns 
trennen, will ich etwas mehr wis- 
sen. Nehmen wir an, daß alles 
Wahrheit ist, sich mit vollem Er- 
folg verwirklichen läßt. Dann 
werden »Jene« gewisse Bedin- 
gungen stellen. Können Sie erra- 
ten, welche das sein werden? 


These und 
Antithese 


Rak.: Es ist nicht schwer, das zu 
unterstellen. Die erste wird sein, 
daß die Hinrichtungen von 
Kommunisten, das heißt, Trotz- 
kisten, wie sie uns nennen, auf- 
hören. Dann wird man einige Ein- 
flußzonen festlegen — wie soll ich 
sagen?- die Grenzen, die den for- 
malen vom wirklichen Kommu- 
nismus trennen. Im wesentlichen 
wird es nicht mehr sein. Dann 
wird es sich um Versprechen han- 
deln für die Zeit der Dauer des 
Planes. Sie werden dann, zum 
Beispiel das Paradox erleben, daß 
eine Menge von Menschen, Fein- 
de Stalins, ihn fördern, und das 
werden weder Proletarier noch 
Berufsspione sein. In allen Rän- 


gen der Gesellschaft, auch in den 
höchsten, werden mutige Männer 
sich erheben, um diesen Formal- 
kommunismus Stalins zu unter- 
stützen, wenn er dazu übergeht, 
nicht zwar Realkommunismus, 
aber doch objektiver Kommunis- 
mus zu sein. Haben Sie mich 
verstanden? 


Kuz.: Ein wenig. Aber Sie ver- 
hüllen die Sache in einem so 
dunklen Kasuismus ... 


Rak.: Da wir abschließen müs- 
sen, kann ich mich nur so aus- 
drücken. Wir wollen sehen, ob ich 
Ihnen noch helfen kann zu ver- 
stehen. Es ist bekannt, daß man 
den Marxismus auch Hegelianer- 
tum genannt hat. So wurde die 
Frage vulgär dargestellt. Der 
Idealismus Hegels ist die vulgäre 
Anpassung an das grobe westli- 
che Verständnis des naturalisti- 
schen Mystizismus von Baruch 
Spinoza. »Jene« sind Spinozisten, 
vielleicht gilt auch das Umge- 
kehrte und der Spinozismus sind 
»Jene«, wobei jener nur die der 
Epoche angepaßte Version, für 
die eigene, viel ältere und höhere 
Philosophie »Jener« ist ... Also 
Marx als Hegelianer, und darum 
als Spinozist, wurde seinem 
Glauben untreu, aber nur zeitwei- 
lig und aus taktischen Gründen. 


Es ist nicht, wie es der Marxismus 
verficht, daß durch die Vernich- 
tung eines Gegensatzes eine Syn- 
these entsteht. Durch die über- 
windende Integration von These 
und Antithese als Synthese ent- 
steht eine Wirklichkeit, eine 
Wahrheit in einem Schlußakkord 
von Subjektiv und Objektiv. Se- 
hen Sie es nicht? ... In Moskau 
Kommunismus — in New York 
Kapitalismus, These und Anti- 
these. Analysieren Sie beide. 
Moskau: subjektiver Kommunis- 
mus und objektiver Kapitalismus, 
Staatskapitalismus. New York: 
subjektiver Kapitalismus und ob- 
jektiver Kommunismus. Persön- 
liche, wirkliche Synthese, Wahr- 
heit: Internationale Finanz, Kapi- 
talismus - Kommunismus — eben 
»Jene ...« 


Vertrauliches 


Papst zu 
Eltern: 


Schaltet das 
Fernsehen ab 


In einer Botschaft zum 38. Welt- 
tag der Kommunikation der 
Kirche attackierte Papst Johan- 
nes Paul II. das Fernsehen und 
forderte die Eltern auf, »das 
Gerät einfach abzuschalten«. Er 
sagte, das Fernsehen habe 
größtenteils negative Wirkungen 
und verbreite »entwürdigende 
Werte und Verhaltensmodelle 
durch Ausstrahlung von 
Pornographie und bildlicher 
Darstellung brutaler Gewalt«. Es 
biete »verzerrte, manipulierende 
Berichterstattung von Ereig- 
nissen«, benutze die Werbung 
zur Ausbeutung von Grund- 


instinkten und verherrliche 
falsche Vorstellungen vom 
Leben. 


Er sagte, selbst wenn einzelne 
Sendungen moralisch nicht 
anstößig seien, so habe das 
Medium an sich negative Aus- 
wirkungen, da es die Fami- 
lienmitglieder isoliere, weil sie 
sich »in ihre eigene private Welt 
flüchten«. »Die Fernsehgewohn- 
heiten der Kinder zu formen, 
bedeutet manchmal einfach das 
Gerät abschalten: weil es 
Besseres zu tun gibt, weil es 
gerade erforderlich ist sich ande- 
ren Familienmitgliedern zu wid- 
men oder weil wahlloses Fern- 
schauen schädlich sein kann«, 
sagte er. 

»Eltern, die den regelmäßigen, 
lang andauernden Einsatz des 
Fernsehens als eine Art elektro- 
nischer Babysitter benutzten, 
geben ihre Rolle als primäre 
Erzieher ihrer Kinder ab.« Die 
Video-Abhängigkeit beraubt 
Familien der Konversation, 
gemeinsamer Aktivitäten ein- 
schließlich des Gebets und läßt 
nur wenig Zeit für andere 
Quellen der Unterrichtung, 
Unterhaltung, Erziehung und 
Kultur, so der Papst. 


Eltern sollten diesen Angriff 
nicht hinnehmen, sondern sich 
zusammentun und höhere Stan- 
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dards verlangen. »Um sicherzu- 
stellen, daß die Fernsehindustrie 
die Rechte der Familie schützt, 
sollten die Eltern ihre legitimen 
Belange Medienmanagern und 
Produzenten gegenüber zum 
Ausdruck bringen«, meinte er. D 


Die Mafia hat 


Verbindungen 
zu Groß- 
britannien 

Die Leichtigkeit, mit der 


schmutziges Geld durch die 
Finanznetzwerke des britischen 
Commonwealth gewaschen wer- 
den kann, hat die höchsten 
Ebenen der sizilianischen Mafia 
dazu ermutigt, viele ihrer 
Operationen in London anzusie- 
deln, so berichtete die italieni- 
sche Tageszeitung »Corriere 
della Sera«. Das Recycling von 
schmutzigen Geldern hat derart 
»schockierende Dimensionen« 
erreicht, daß man bei der sizilia- 
nischen Mafia jetzt von einer 
»Verbindung zu Großbritan- 
nien« sprechen kann, hieß es in 
dem Blatt. 


Dieser Artikel bestätigt in wich- 
tigen Teilen die Beschuldigung, 
die im Jahre 1978 in »Dope, 
Inc.« — einem Buch, das von 
Lyndon LaRouche in Auftrag 
gegeben wurde — erhoben wurde, 
daß britische »offshore«- 
Arrangements der Schlüssel zur 
internationalen Wäsche von 
Drogengeldern sind. Die Zeitung 
zeigt damit stillschweigend auf 
die Rolle der britischen 
Monarchie beim Schutz der 
weltweiten Geldwäsche. 


In den letzten zehn Jahren sind 
führende Mafiosi nach London — 
als dem idealen Ort, um ihre 
Drogengelder zu »waschen« - 
geströmt. In London, so die 
Zeitung, »stinkt schmutziges 
Geld nie... Auf den Inseln von 
Großbritannien wimmelt es nur 
so von Firmen, die diese Inseln 
in zuverlässige Steuerparadiese 
verwandelt haben.« Diese 
Firmen unterhalten »privilegier- 
te Beziehungen zu den Ländern 
des Commonwealth« und treffen 
bei der Geldwäsche auf »keine 
ernsthaften Hindernisse«. 


Der »Corriere« betont, daß briti- 
sche Banken »die Herkunft der 
Gelder ihrer Kunden« notorisch 


ignorieren. Es gibt verschiedene 
»über jeden Verdacht erhabene 
‚weiße Kragen«, die ihren 
besten Kunden »kostbare Rat- 
schläge über die Finanzlinien« 
verkaufen und der kriminelle 
Haufen Cosa Nostra hat es 
gelernt, sich diese zunutze zu 
machen. Aus zuverlässigen 
Quellen verlautet, daß das 
Vereinigte Königreich vom italie- 
nischen organisierten Ver- 
brechen als ihr »sicheres Ver- 
steck« ausgewählt worden ist. 


Jordanien und 
die PLO 
unterzeichnen 
Bankvertrag 


Jordanien und die palästinensi- 
sche Befreiungsorganisation 
haben einen Vertrag über die 
Kooperation in Banken und 
Finanzangelegenheiten ge- 
schlossen. Beobachter glauben, 
daß der Deal Hindernisse auf 
dem Weg zu Infrastruktur- 
projekten aus dem Weg räumen 
sollte. 


Die italienische Tageszeitung 
»Corriere della Sera« meinte, 
daß der Konflikt zwischen Israel 
und Jordanien darüber, wer mit 
der PLO einen Vertrag über wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit 
unterzeichnen würde, entstanden 
sei, weil beide Zugang zu den 
Geldern der Weltbank haben 
wollten, die auf zwei Milliarden 
Dollar geschätzt werden. 


Sobald der Gouverneursrat des 
plästinensischen Wirtschafts- 
konzils die Prioritäten geneh- 
migt, die zwischen der PLO und 
der Weltbank diskutiert worden 
sind, und die technischen Berater 
ernannt hat und die Projekt- 
konstruktionen genehmigt wor- 
den sind, können die Offerten 


ausgearbeitet werden. Die 
Projekte, zu denen Straßen, 
Schulen, Häuser in den 


Flüchtlingslagern und Müll- 
entsorgung gehören, können 
dann sofort beginnen. Wenn 
keine weiteren Hindernisse mehr 
auftreten, sollten konkrete 
Nachweise für den Fortschritt 
innerhalb von zwei Monaten 
sichtbar sein. 


Unter dem Vertrag wird die jor- 
danische Zentralbank weitrei- 
chende monetäre Verantwortung 


in den besetzten Gebieten haben. 
Der jordanische Dinar bleibt das 
gesetzliche Zahlungsmittel, wie 
schon während der israelischen 
Besatzung. Der Deal sieht auch 
»internationale und arabische 
Währungen« vor und bezieht 
sich damit auf die ägyptische 
Währung für Gaza und den 
Dollar, der nicht als gesetzliches 
Zahlungsmittel, aber als »Mittel, 
um Rechnungen zwischen der 
palästinensischen Nationalbe- 
hörde und den von der Weltbank 
finanzierten Projekten zu bezah- 
len« verwenden werden wird. 
Der Vertrag erlaubt es auch den 
jordanischen Banken wieder 
Zweigstellen in den Territorien 
zu eröffnen. 


Mohammed Z. Nashashibi, Vor- 
sitzender der Wirtschafts- und 
Planungskommission der PLO, 
sagte, der Vertrag sei »positiv 
für beide Seiten« und »wird die 
Koordination zwischen Palesti- 
nensern und Jordaniern verbes- 
sern«. Er äußerte, die PLO 
hätte mehr bekommen als erwar- 
tet und meinte damit, daß 
Jordanien darin eingewilligt hat, 
der PLO in Bankenangelegen- 
heiten ein größeres Sagen zu 
geben. Die jordanischen Banken 
werden an der West Bank und in 
Gaza nur »nach Konsultation 
mit der PLO« wiedereröffnet 
und ein »Gemeinsames Tech- 
nisches Komitee wird sich aller 
finanziellen, steuerlichen und 
monetären Fragen in den Be- 
setzten Gebieten annehmen«, 
und nicht die jordanische 
Zentralbank allein, wie es 
Amman ursprünglich verlangt 
hat. D 


Ramos legt 
Veto gegen 
Kürzung im 
Schuldendienst 
der Philip- 
pinen ein 


Der philippinische Präsident 
Fidel Ramos legte gegen den 
Versuch der Kongresses, die 
Schuldendienstzahlungen im 
Haushalt 199 für die 
Bedienung der 33 Milliarden 
Dollar hohen Auslandsschuld zu 
verringern, ein Veto ein. Der 
Kongreß hatte 1,10 Milliarden 
Dollar an Schuldenzahlungen 


aus dem Haushalt gestrichen - 
die größte Streichung in Ramos’ 
13 Milliarden Dollar hohen 
Ausgabenplanung. 


Der Kongreß kann das Veto des 
Präsidenten durch eine 
Zweidrittelmehrheit in beiden 
Häusern umstoßen, doch Ramos’ 
Verbündete kontrollieren jetzt 
sowohl den Senat als auch das 
Repräsentantenhaus und eine 
Aufhebung des Vetos wird nicht 
als wahrscheinlich angesehen. 


Russland 
geht einer 
finanziellen 
Katastrophe 
entgegen 


Die französische Tageszeitung 
»Liberation« berichtete von der 
ersten Bankrotterklärung einer 
der 1.974 privaten Handels- 
banken, die in Rußland in den 
letzten fünf Jahren gegründet 
worden sind. Der Bankrott der 
Rusinvestmentbank, die von 
einer Versicherungsgesellschaft 
und einem Forschungszentrum 
gegründet worden war, ist die 
erste Konkurserklärung einer 
Handelsbank in Rußland seit 76 
Jahren. »Das ist ein erster 
Bankrott, aber sicher nicht der 
letzte«, sagte die Vertreterin der 
russischen Zentralbank, Olga 
Prokofieva. 


Für den gesamten Struktur- 
aufbau privater Handelsbanken 
in Rußland »besteht derzeit 
Explosionsgefahr«, hieß es in 
der Zeitung. Die einzigen 
Banken, die als ernstzunehmen- 
de Ventures angesehen werden 
können, sind jene, die mit der 
Ölbranche in Verbindung stehen, 
oder diejenigen, die durch die 
alte kommunistische Partei- 
struktur der Sowjets geschaffen 
wurden, wie die Bank Menatep, 
die mit Geldern der alten 
Komsomolen gegründet worden 
ist. Die meisten anderen Banken 
basieren auf ungesunden 
Finanzierungsplänen. Ein 
Bankier leiht sich zum Beispiel 
Geld, was es ihm wiederum 
ermöglicht Kreditmöglichkeiten 
zu haben, mittels derer er sich 
noch mehr Geld leihen kann. 
Damit wird der Anstieg der 
Inflation nur noch weiter 
geschürt; 96 Prozent aller ausge- 


zahlten Kredite laufen weniger 
als drei Monate. Die Zinssätze 
liegen bei mindestens 25 Prozent 
pro Monat und der Flüssig- 
keitskoeffizient (der Reserve- 
banken) liegt bei 1:31. Während 
513 Milliarden Rubel an 
Eigenkapital bei den Banken zur 
Verfügung stehen, wurden 
16.000 Milliarden Rubel als 
Darlehen gewährt. 


»Das signalisiert zweifellos die 
finanzielle Katastrophe«, schrieb 
das Blatt. Der jüngste Mord an 
zwei Bankiers wurde von der 
Zeitung mit der »Nichterfüllung 
von Verpflichtungen« in 
Verbindung gebracht, und es 
wurde behauptet, daß die unbe- 
zahlten Darlehen von Januar bis 
September 1993 um 559 Prozent 
gestiegen sind, was 21 Prozent 
aller vergebenen Kredite reprä- 
sentiert. Das »spekulative Fieber 
einer Schuldenwirtschaft, die 
vom Produktionssektor völlig 
abgetrennt ist«, ist »eine 
Situation, die unmittelbar vor 
dem Zusammenbruch steht«, 
hieß es in dem Blatt. DO 


König von 
Thailand ver- 
langt Bau 
eines Damms 


Der König von Thailand hat sich 
offen für den Bau von Dämmen 
über die Flüsse Pa Sak und 
Nakhon Nayok ausgespro- 
chen, um für Bangkok langfristig 
eine angemessene Wasserver- 
sorgung sicherzustellen — das 
berichtete die »Sunday Post«. In 
einer Rede vor Vertretern der 
Regierung und der Privat- 
wirtschaft sowie Menschen aus 
unterschiedlichen sozialen Schi- 
chten, die sich zu Ehren seines 
66. Geburtstages im königlichen 
Palast versammelt hatten, sagte 
der König, es ärgere ihn schon 
seit Jahren, daß er sich wegen 
der Opposition gegen die 
Projekte von Seiten der Experten 
und Umweltschützer nicht offen 
für den Bau der beiden Dämme 
aussprechen konnte. 


Der König meinte, die Projekte 
seien durchführbar — insbesonde- 
re der Damm in Nakhon Nayok. 
Er versicherte seinen Zuhörern 
auch, es gäbe keinerlei 
Befürchtung, daß das Projekt auf 
den Nationalpark in Khao Yai 


übergreifen würde, denn der 
Damm soll bei Ban Tha Dan 
gebaut werden. Er sagte, eine 
Studie über die beiden 
Dammprojekte sei schon vor 
mehreren Jahren durchgeführt 
worden, doch aus Furcht vor 
Protesten konnten sie noch nicht 
in die Tat umgesetzt werden. 

»Jetzt tut es uns leid, daß sie 
noch nicht ausgeführt wurden 
und wir stehen unmittelbar vor 
einer Dürreperiode«, sagte der 
König und fügte hinzu, die 
Dämme hätten schon vor sechs 
Jahren gebaut werden sollen. Er 
bestand darauf, daß sie späte- 
stens bei Vollendung seines 72. 
Lebensjahres fertig sein sollten. 
Er warnte noch, wenn die beiden 
Dämme nicht gebaut würden, 
hätten die Menschen in Bangkok 
in naher Zukunft nicht mehr die 
Möglichkeit 200 Liter Wasser 
pro Kopf und Tag verbrauchen 
zu können, »sondern daß jede 
Person täglich wahrscheinlich 
nur noch 20 Liter Wasser zur 
Verfügung haben würden«. o 


Embargo 
segen Haiti 
verursacht 
Hungersnot 
unter Kindern 


Als Folge des zweiten Ölembar- 
gos, das von den Vereinten 
Nationen im Oktober 1993 
gegen Haiti verhängt wurde, sind 
ländliche Gebiete in Haiti zuneh- 
mend von der Nahrungs- 
mittelversorgung abgeschnitten 
und die Anzahl von Todesfällen 
infolge Unterernährung hat stei- 
gende Tendenz. Der Transport 
von Nahrungsvorräten in ländli- 
che Gebiete — wo mindestens 30 
Prozent der Kinder bereits an 
Unterernährung leiden - ist fast 
ganz zum Erliegen gekommen, 
Bemühungen zu helfen wurden 
behindert und die Preise für die 
noch verbliebenen, geringen 
Nahrungsmittelvorräte sind in 
die Höhe geschossen. Schwester 
Maryann Berard vom Hospital 
der Schwestern des Heiligen 
Franziskus zufolge verkaufen 
viele, die noch Nahrungs- 
mittelvorräte besitzen, diese 
Vorräte, um die Beerdigung für 
ihre Kinder zu bezahlen. 


Nach Angaben der haitianischen 
Gesundheitsbehörde sind sechs 


Gemeinden von der Hungersnot 
betroffen — das heißt mindestens 
11 Prozent der Kinder leiden 
unter starker Unterernährung. Es 
ist das erste Mal, seit man im 
Jahre 1988 begonnen hat 
Statistiken zu führen, daß die 
Not so groß geworden ist. 
Paradoxerweise handelt es sich 
bei den Gebieten unter 
Hungersnot um die in landwirt- 
schaftlicher Hinsicht reichsten 
Gebiete auf Haiti. Auch wenn 
viele Eltern ihre Kinder in 
Missionen oder Waisenheimen 
lassen konnten, wo es eiweiß- 
haltigere Mahlzeiten gab, gibt es 
eine unbekannte Anzahl von 
Kindern, die sterben, bevor ihre 
Eltern sie zu diesen Zufluchts- 
orten bringen können. 


In dem Küstenort City of Poets 
zum Beispiel fahren nur noch 
drei von 15 Bussen, die früher in 
die Hauptstadt fuhren, während 
drei Fähren, die Reis, Pflanzenöl 
und andere Hauptnahrungsmittel 
brachten, ganz eingestellt wur- 
den. Ein 50 Pfund Sack Reis 
kostet in einem Gebiet, wo das 
Jahreseinkommen bei durch- 
schnittlich 370 Dollar liegt, seit 
November 1993 das Dreifache 
und damit jetzt 45 Dollar. 

Auf dem Lande gibt es keine 
Medikamente, Narkosemittel, 
Gummihandschuhe und noch 
nicht einmal Verbandszeug. Die 
Wasserversorgung ist unregel- 
mäßig, da oft kein Strom für die 
Pumpen vorhanden ist. Und ohne 
Kraftstoff können die Farmer 
keinen Kaffee, Kakao und keine 
Mangos anbauen und ihre 
Erzeugnisse verrotten, weil die 
Transportmöglichkeiten fehlen. 
Die Wälder werden abgeholzt, 
um Holzkohle für die Energie- 
produktion zu haben — darunter 
auch die Mangobäume der 
Farmer. 

Revered Joachim Samedy, ein 
katholischer Priester, bei dem 
das Bild des vertriebenen 
Präsidenten Jean-Bertrand Ari- 
stide an der Wand hängt, sagte: 
»Die Leute haben (das Em- 
bargo) unterstützt, weil Aristide 
es so verlangt hat; sie dachten, 
mit dem Embargo würde die 
Armee gehen. Doch nach all die- 
sen Monaten des Embargos 
haben wir jetzt nur die Kata- 
strophe.« m 
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Briefe 


Betr.: Bonn »Deutsch- 
land vor den Wahlen«, 
Nr. 3/94 


Der IG Metall-Streik, eine Massivdro- 
hung der Linken, mit den Sozis als Mit- 
verantwortlichen für den geplanten Irr- 
sinn, scheint vorüber zu sein. 


Die Genossen des DGB haben sehr flott 
auf eine ähnliche Aktion durch die OTV 
umgeschaltet, wobei die Dame Wulff- 
Mathies sich für die nächste Wahl emp- 
fehlen wird. 


Die gleichgeschalteten Medien, inklusive 
Ignaz Bubis, unterstützen das Linkskar- 
tell bei diesen Wahlen, bei denen die poli- 
tische Bevormundung der Deutschen 
munter weitergeht, und der Bruder Johan- 
nes sowie Hamm-Brücher denen ihnen 
von »höherer Warte« empfohlenen Part 
spielen, als präsumptive Nachfolger Ri- 
chard v. Weizsäckers. 


Die Diskussion um den Holocaust ist 
mittlerweile voll im Gange, Spielberg ist 
also als Oskarpreisträger mit seinem 
»Schindler« pünktlich zur Stelle, Holly- 
wood in alter Funktion. Leserbriefe der 
umerzogenen Landsleute füllen die ent- 
sprechenden Presseerzeugnisse aus und 
stellen ein exaktes Barometer der erreich- 
ten Ziele dar. 


Sicherlich werden nicht alle deutschen 
Juden hiermit einverstanden sein, wie ich 
die Dinge sehe, zumal eine neutral sachli- 
che Klärung des zur Religion erhobenen 
Themas leider nicht möglich erscheint, 
und neue Repressalien gegen alle konser- 
vativen Kräfte, angesichts der mit der 
»Ausländerfeindlichkeit« (eine Bom- 
benidee!) erzeugten Progromstimmung 
gegen alle Konservativen, inklusive Re- 
publikaner, zu einer Bedrohung unserer 
Freiheit heranreift. 


Mit diesen Requisiten soll der ADL (An- 
tideutschen Linken) im Herbst zum Siege 
verholfen werden. 


Die linkslastige »Süddeutsche« irrt, 
wenn sie argumentiert, daß die Deutschen 
aufs Reinwaschen aus wären. Man will 
die Wahrheit wissen hierzulande, auch 
auf die Gefahr hin, daß der Holocaust der 
reinen Wahrheit entspricht, so wie sie uns 
permanent verkündet wird. 


Das Mathäus-Evangelium sagt: »Die 
Wahrheit wird Euch freimachen«. Die 
Untat von Hebron war dem Frieden in 
Nahost wenig hilfreich und wird von den 
Israelis bedauert. 


Nun stelle man sich einmal das Unfaßba- 
re vor, diese scheußliche Aktion wäre in 
Deutschland erfolgt ... Die antideutsche 
Linke hätte nach der Ausrottung und In- 
haftierung aller Rechten geschrien, wobei 
die Grünen einen sofortigen UNO Ein- 
marsch verlangt hätten. 


Die im ehemaligen Titostaat sich täglich 
erneuernden Greuel, von unserer »Frie- 
densbewegung« großzügig zur Kenntnis 
genommen, hätten diese mit aller Wucht 
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auf den Plan gerufen, wenn es gegen un- 
ser Land ging. Die internationale Reak- 
tion wäre unvorstellbar. 


Teilweise nicht geklärte Vorgänge bei 
dem Solinger-Brand haben zu einer Hy- 
sterisierung der öffentlichen Meinung in 
aller Welt geführt, angeheizt von libera- 
len und linken Zirkeln in Deutschland. 
Die Schulen wurden hierbei besonders 
bedacht, wie einige »unabhängige« Pres- 
seerzeugnisse klar herausstellen. 


Deutsche »Gastproduktionen« runden als 
neueste Begleitmusik das Bild ab, ein in- 
teressanter Aspekt guten »Timings«. Die 
Wahlen erfordern auch schnellstes Ver- 
gessen der Herbert Wehner-Geschichte 
von Mordbeihilfe und Verrat, man muß 
doch das Staatsbegräbnis dieses »Eh- 
renmannes« berücksichtigen und die 
eventuelle Koalition von CDU und der 
Scharping-Truppe. Wer zerstört schon 
sein Rettungsboot vor dem Untergang 
des Schiffes? 


Der Christo Blödsinn in der alten Reichs- 
hauptstadt zeigte allerdings, wieweit der 
Kanzler sich auf seine Truppe verlassen 
kann, mit der lieben Rita und ihrem An- 
hang. 


Die Haltung der Rheinbundtruppe 1993 
(Nicht 1810!) hat den Christdemokraten 
einen Riesensympathieverlust, verur- 
sacht durch die Torpedierung des Um- 
zugs nach Berlin, eingetragen, Herr Gysi 
hat sich immens gefreut. 


Die Rechten haben schlechte Karten bei 
dieser Wahl, wenn einer ihrer Anführer 
jede Einigung ablehnt, und damit einer 
Entnazifizierung nach 50 Jahren das Wort 
redet. Er weiß schon warum. Der Verle- 
ger aus München bekommt jetzt die Schi- 
rinowskij Peitsche zu spüren, auch ein 
willkommener Anlaß zur absoluten Dif- 
famierung der Rechten. Henry Kissingers 
Kolumne in der »Welt« sollte doch jedem 
zu denken geben, der auch nur etwas von 
den Dingen versteht. 


Hier ist eine unverhüllte Drohung gegen 
ein Wiedererstarken unseres Landes pa- 
raphiert. 


Wahlenthaltungen sichern die Fortset- 
zung bisheriger politischer Praxis in un- 
serem Land, mit all ihren Begleiter- 
scheinungen, die uns täglich offeriert 
werden. Die Multikulturellen stehen vor 
der Tür! Gott schütze Deutschland! 


Dr. R. ©. Muth, Unna 


Betr.: Bonn »Den 
Parteien steht das 
Wasser bis zum Hals«, 
Nr. 3/94 


Zu Unrecht nennt sich der deutsche Rest- 
staat »Republik«, denn die Spitzen der 
Exekutive, das heißt, die Kabinettsmit- 
glieder, findet man so ziemlich geschlos- 
sen auf den Parlamentssitzen von Bund 
und Ländern. Das ist zwar für die Privile- 
gierten einträglich, widerspricht jedoch 


dem republikanischen Prinzip der Ge- 
waltentrennung. Denn de facto macht die 
Exekutive die Gesetze, die sie zu vollzie- 
hen hat ebenso, wie es im Dritten Reich 
mit Hilfe des Ermächtigungsgesetzes 
geschah. 


Die Machtkonzentration durch Ämter- 
häufung vervoliständigt sich durch die 
Ämter in den Parteivorständen, die den 
Regierenden von Bund und Ländern zu- 
geschoben werden. Denn damit können 
diese die Wahllisten im geheimen Käm- 
merlein zusammenbasteln und sich und 
ihre Klientel hierbei auf die vordersten 
Plätze bringen. »Aufgebaut« werden die 
Kandidaten und Prätendenten für die Po- 
sten der zahllosen »politischen« Beamten 
und Behördenleiter von der Hierarchie 
der Geheimorganisationen (Logen, 
Lions, Rotarier, Bilderberger, Trilatera- 
le), mit dem Hauptsitz in den USA und 
der Zweigstelle in London. 


Die Richtlinienkompetenz liegt bei den 
Finanzdynastien, die seit Dezember 1913 
mit der Notenbank die Macht in den USA 
ergriffen haben mit der von Kissinger be- 
tonten Zielrichtung: »Wer die Kontrolle 
über das Geld hat, kontrolliert die Welt.« 


Sehr zutreffend hat deshalb schon Os- 
wald Spengler festgestellt: »Demokratie 
istdie vollendete Gleichsetzung von Geld 
und politischer Macht ...« »Der prakti- 
sche Kommunismus ... ist nichts als ein 
zuverlässiger Diener des Großkapitels, 
das ihn wohl zu benutzen weiß.« »Es geht 
ein Verzweiflungskampf durch die Wirt- 
schaftsgeschichte jeder Kultur, den die 
im Boden wurzelnde Tradition einer Ras- 
se ihre Seele gegen den Geist des Geldes 
führen muß.« 


Etwa zur gleichen Zeit hatte der Heraus- 
geber der »New York Times«, John 
Swaiton, bekannt: 


»Eine freie Presse gibt es (in der Demo- 
kratie) nicht... Das Gewerbe eines Publi- 
zisten ist es vielmehr, die Wahrheit zu 
zerstören, geradezu zu lügen, zu verdre- 
hen, zu verleumden, zu Füßen des Mam- 
mon zu kuschen ... und sein Land und 
seine Rasse ... zu verkaufen. Wir sind 
Werkzeug und Hörige der Finanzgewalti- 
gen hinter den Kulissen ... Wir sind 
nichts als intellektuelle Prostituierte ...« 


Ganz in diesem Rahmen zeichnet sich die 
von diesen Steuerungskräften in Szene 
gesetzte und mißgestaltete Geschichte 
des 20. Jahrhundert ab. 


Erstens: Einkreisung des Deutschen Rei- 
chens und Provokation des Ersten Welt- 
krieges. 


Zweitens: Totalenteignung und Verskla- 
vung des russischen Volkes durch die von 
den Deollar-Imperialisten finanzierten 
und gelenkten bolschewistischen Staats- 
funktionäre. 


Drittens: Verproletarisierung des Deut- 
schen Reiches zur Vorbereitung einer 
Bolschewisierung durch Ausplünderung 
(Reparationen), Inflation und Zwang 
zum internationalen Wettbewerb mit 


landwirtschaftlichen und industrieellen 
Produzenten aus Niedriglohngebieten 
{Freihandel). 


Viertens: Provokation des Zweiten Welt- 
krieges mit Hilfe polnischer Terroristen 
zur Auslöschung des Deutschtums. 


Fünftens: Enteignung der überseeischen 
Ressourcen der Europäer, um sie in die 
Abhängigkeit der USA zu bringen. 


Sechstens: Vortäuschung eines Gegensat- 
zes USA-UdSSR, um den Europäern die 
USA als »Schutzmacht« aufzuzwingen. 


Siebtens: »Demokratisierung« der Deut- 
schen mit Hilfe ferngesteuerter nach cha- 
rakterlichen Negativgesichtspunkten 
ausgewählter Berufspolitiker und Me- 
dienbosse zur Zerstörung der Tradition, 
des Zusammengehörigkeitsgefühls, der 
Kultur, zur Verhinderung von Nach- 
wuchs — Pille und Abtreibung auf Kran- 
kenschein -, Familienbildung — die Frau- 
en sollen arbeiten und nicht Mütter wer- 
den -. 


Achtens: Planmäßige Verschuldung der 
Völker bei den Dollar-Imperialisten 
durch die von diesen inthronisierten 
»demokratischen« Regierungen. 


Neuntens: Herstellung einer Dauerkrise 
mit Hilfe der Geldabschöpfung über 
überhöhte Zinsen und Zwangsfestlegung 
von 30 Prozent der Bankeinlagen bei der 
Bundesbank und Demontage von Schutz- 
zöllen gegen Billigimporte (Freihandel). 


Zehntens: Überfremdung Europas und 
insbesondere der Bundesrepublik Deutsch- 
land mit immer gefährlicheren Entwur- 
zelten aus aller Welt mit dem Ziele der 
Zerstörung der inneren Ordnung und Ver- 
nichtung der europäischen Nationen. 


Es ist Sache der Publizisten, die Knechte 
der Dollar-Imperialisten zu demaskieren 
und zu brandmarken. 


Undes wird Sache der Patrioten sein, sich 
zu einem großen Wahlbündnis zusam- 
menzuschließen und die Verräter Europas 
zu bestrafen. 


Dr. Helmut Schreckenbach, Alicante 
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